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Vorwort

Stefan Raetz

Bürgermeister der Stadt 

Rheinbach und Vorsitzender des 

Forum Baulandmanagement NRW

Bauland ist in vielen Kommunen knapp. Steigende Bodenpreise sind die Folge und verhin-
dern so eine sozialgerechte Bodennutzung. Der Zugang zu preiswertem Wohnraum und 
Wohneigentum wird erheblich erschwert. Die Finanzierung der Baulandbereitstellung stellt 
darüber hinaus die Kommunen vor zunehmende finanzielle Belastungen. Vor diesem Hin-
tergrund nimmt die Bedeutung eines koordinierten Baulandmanagements auf kommunaler 
Ebene weiter zu.

Bereits im Jahr 2000 haben sich zehn nordrhein-westfälische Kommunen und das (da-
malige) Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport des Landes Nordr-
hein-Westfalen im Arbeitskreis Baulandmanagement zusammengeschlossen, um sich mit 
der aktuellen Baulandproblematik auseinander zu setzen. Aus dem Arbeitskreis wurde 
kurz darauf das Forum Baulandmanagement NRW, welches heute über 40 Mitglieder zählt 
(Stand Januar 2019). 

Das Forum Baulandmanagement NRW hat früh auch den kommunalen Zwischenerwerb und 
die gemeindliche Bodenvorratspolitik in den Mittelpunkt seiner Aktivitäten gestellt, da die-
se Wege weitreichende Möglichkeiten zur Erreichung stadtentwicklungs- und wohnungs-
politischer Ziele bieten können. Die Städte und Gemeinden können den Zwischenerwerb 
im Rahmen einer langfristigen Bodenvorratspolitik oder auch kurz- bzw. mittelfristig, d. h. 
projektbezogen durchführen.

Um vor allem denjenigen Kommunen eine Hilfestellung geben zu können, die ihre Bau-
landbereitstellung über den Weg des Zwischenerwerbs realisieren wollen, erschien eine 
praxisorientierte Aufbereitung der Arbeitsergebnisse besonders wichtig. Die im Jahr 2002 
veröffentlichte Arbeitshilfe „Baulandbereitstellung – Der Zwischenerwerb als Weg des Bau-
landmanagements“ setzt daher ihren Schwerpunkt im Bereich des praktischen Einsatzes des 
kommunalen Zwischenerwerbs zur Baulandbereitstellung, zeigt die verschiedenen Umset-
zungsmöglichkeiten auf und unterlegt diese mit konkreten Beispielen.

Im Anhang der Arbeitshilfe sind Textbausteine und Vertragsmuster zusammengestellt. Die 
Textbausteine zeigen Formulierungsvorschläge für einen kommunalen Baulandbeschluss. 
Die Vertragsmuster sollen den Kommunen eine Anregung dafür geben, wie die Gestaltung 
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von vertraglichen Vereinbarungen zwischen Kommunen und privaten Grundstückseigentü-
mern bzw. Käufern aussehen kann, um bestimmte kommunale Zielsetzungen zu erreichen.
Die Vertragsmuster und Textbausteine sollen beispielhaft zeigen, welche Vereinbarungen 
bzw. Formulierungen möglich sind. Sie können nicht in jedem Fall ohne Weiteres übernom-
men werden, sondern sind der Situation vor Ort anzupassen. Bei den Vertragsmustern und 
Textbausteinen handelt es sich um Beispiele aus der Praxis; eine Gewährleistung dafür, dass 
diese rechtlich einwandfrei sind, kann nicht gegeben werden.

Das beständig große Interesse an praxisorientierten Hilfestellungen zur Umsetzung des 
kommunalen Zwischenerwerbs hat die Akteure im Forum Baulandmanagement NRW bewo-
gen, eine überarbeitete Neuauflage der Arbeitshilfe herauszugeben. Für die Überarbeitung 
wurden insgesamt neue Quellen, neue Schriften und neuere Rechtsprechung auf ihre Be-
deutung für die Studie gesichtet und eingearbeitet. Die Arbeit wurde zudem um folgende 
aktuelle Themen inhaltlich ergänzt:

•	 Konzeptvergaben und Anhandgaben
•	 Herausforderungen durch den geförderten Wohnungsbau
•	 Erhöhung der Grunderwerbsteuer
•	 Einführung der doppelten Buchführung

Die Textbausteine und Vertragsmuster wurden zudem auf ihre Aktualität, Praktikabilität 
und Ergänzungsnotwendigkeit geprüft.

Die Arbeitshilfe – sowohl die Erst- als auch die Neuauflage – hätte ohne die große Mitwir-
kungsbereitschaft von zahlreichen Interviewpartnern aus verschiedenen Kommunen nicht 
erstellt werden können. Sie haben neben ihren Erfahrungen mit dem Zwischenerwerb als 
Weg des kommunalen Baulandmanagements auch die erwähnten Vertragsmuster, Verga-
berichtlinien und weiteres Material zur Auswertung zur Verfügung gestellt und die Entste-
hung der Arbeitshilfe hierdurch wesentlich unterstützt.

Ein besonderer Dank gilt den Mitgliedern des Forum Baulandmanagement NRW, die zusätz-
liche wichtige Anregungen für diese Arbeitshilfe gegeben haben.
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IX  Einleitung

1  Anlass und Zielsetzung der Arbeit

Bauland ist in vielen Kommunen knapp und 
wird dies häufig auch in Zukunft bleiben. 
Durch den zusätzlichen Bedarf infolge er-
höhter Zuwanderungen geht die Wohnungs-
marktprognose 2030 des Bundesinstituts für 
Bau-, Stadt und Raumforschung (BBSR) von 
einem Bedarf von mindestens 350.000 neu-
en Wohnungen pro Jahr aus.1 Baulandbereit-
stellung meint dabei nicht die bloße Auswei-
sung im Rahmen von Bebauungsplanverfah-
ren, sondern die tatsächliche Verfügbarkeit 
von Bauland für die Bauinteressenten – und 
zwar in flächenbezogener wie auch finanzi-
eller Hinsicht.2

Bezahlbare Wohnbaugrundstücke sind nach 
wie vor nicht in bedarfsdeckendem Umfang 
vorhanden. Örtlich auftretende Bauland-
knappheit beruht demnach weniger auf zu 
geringen Flächenausweisungen, sondern 
vielmehr auf einer mangelnden Verfügbar-
keit bedarfsgerechter Bauflächen (sog. „Bau-
land-Paradox“).3

Probleme bei der Wohnbaulandbereitstel-
lung, der Eigentumsförderung und der Be-
reitstellung preiswerter Mietwohnungen be-
stehen nicht nur in den Ballungsräumen, 
dort jedoch häufig verschärft. Die Abwande-
rung von Teilen der Bevölkerung ins Umland 
aufgrund des knappen und teuren Baulandes 
stellt viele Kommunen nicht zuletzt auch vor 
finanzielle Probleme: Die steuerlichen Ein-
nahmen gehen zurück, während die Ausga-
ben für die bereitzustellende Infrastruktur 
nicht im gleichen Maße sinken. Die steigen-
de Belastung der kommunalen Haushalte 
kann sich wiederum einschränkend auf die 
Baulandbereitstellung auswirken. Dies gilt 
umso mehr, wenn die planungsbedingten 

1	 zitiert nach: Bündnis für bezahlbares Wohnen und 
Bauen: Kernempfehlungen und Maßnahmen. No-
vember 2015, S. 7

2	 Eine ausreichende und preiswerte Baulandbereit-
stellung stellt ein wichtiges Ziel im Rahmen der 
kommunalen Daseinsfürsorge dar (vgl. Stemmler: 
Neue Wege der Bodenpolitik. In: Bundesbaublatt, 
10/1999, S. 12)

3	  vgl. Wiechmann: Beiträge und Wirkungsmechanis-
men der Regionalplanung als Instrument zur Steue-
rung der Flächennutzung - ein zahnloser Tiger? In: 
Flächenmanagement und Bodenordnung, 1/2001, 
S. 1

Kosten der Allgemeinheit angelastet werden, 
während die planungsbedingten Wertsteige-
rungen des Bodens bei den Grundstücksei-
gentümern bzw. den Investoren verbleiben. 
Welche Kosten mit der Bereitstellung und 
Entwicklung von Bauland verbunden sind, 
zeigt Abb. 1.4

Zur Lösung der vielfältigen Probleme ge-
winnt ein aktives Baulandmanagement zu-
nehmend an Bedeutung.5 Baulandmanage-
ment trägt nicht nur zur Lösung der Pro-
blematik beim Wohnbauland, sondern auch 
beim Gewerbebauland bei. Die Problematik 
bei der Bereitstellung gewerblicher Flächen 
ist häufig anders gelagert als beim Wohnbau-
land; die Finanzierung der Folgekosten steht 
oft nicht im Mittelpunkt. Die Bereitstellung 
ausreichender geeigneter Gewerbeflächen 

ist jedoch ein wichtiger Faktor bei der Siche-
rung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen und 
ist daher sinnvollerweise in das kommunale 
Baulandmanagement einzubeziehen.

4	 Zum Kostenfaktor „Flächenabtretungen“: Die Vor-
haltung bzw. Bereitstellung von Straßen, Wegen, 
Grünflächen und Flächen für soziale Infrastruktur-
einrichtungen bedeutet für den Baulandentwickler 
eine Kostengröße, da diese Flächenteile nicht zu 
Nettobauland werden können, aber vorher zum 
Bruttobaulandpreis erworben werden müssen.

5	 vgl. Deutscher Verband für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung e. V. (Hrsg.): Mehr 
Bauland für bezahlbaren Wohnungsbau – Gute 
Beispiele kommunaler Boden- und Liegenschafts-
politik. Dezember 2016; Dransfeld, E.; Hemprich, 
C.: Kommunale Boden- und Liegenschaftspolitik – 
Wohnbaulandstrategien und Baulandbeschlüsse auf 
dem Prüfstand. Hrsg. vom Forum Baulandmanage-
ment NRW, Dortmund 2017

Abb. 1:	 	Kostenfaktoren der Bau-
landbereitstellung

Preisgünstiges Wohn­
bauland ist in vielen 
Kommunen knapp.

Baulandmanagement 
leistet einen wichtigen 
Beitrag zur Lösung der 
Baulandproblematik.

I  Einleitung

1	 Anlass und Zielsetzung der Arbeit
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Es gibt verschiedene Wege, Bauland bereit-
zustellen und die Bereitstellung zu finanzie-
ren. Der kommunale Zwischenerwerb ist ein 
Weg, den viele Kommunen bereits erfolg-
reich beschreiten.

Die Arbeitshilfe „Der Zwischenerwerb als 
Weg des Baulandmanagements“ soll dazu 
beitragen, interessierten Kommunen den 
kommunalen Zwischenerwerb als einen 
möglichen Weg der Baulandbereitstellung 
aufzuzeigen.

Die Arbeitshilfe soll eine Anleitung für Kom-
munen im Hinblick auf strategische Überle-
gungen zur Bereitstellung von Bauland auf 
dem Weg des kommunalen Zwischenerwerbs 
geben. Es werden dabei alle relevanten As-
pekte des Zwischenerwerbs eingehend dar-

gestellt, bewertet und durch beispielhafte 
Textbausteine ergänzt, so dass jede Kommu-
ne in die Lage versetzt wird, entsprechend 
ihren Zielvorstellungen und den örtlichen 
Rahmenbedingungen die geeignete Vorge-
hensweise beim Zwischenerwerb zu finden 
und ggf. auch einen für sie geeigneten Bau-
landbeschluss zu erarbeiten. 

Die in der Arbeitshilfe analysierten Aspek-
te stehen zwar im Zusammenhang mit dem 
kommunalen Zwischenerwerb, können je-
doch auch interessant für den Einsatz im 
Rahmen anderer Wege der Baulandbereit-
stellung sein (z. B. die städtebauliche Kalku-
lation, die nicht nur im Rahmen des kom-
munalen Zwischenerwerbs zum Einsatz kom-
men kann).

2  Vorgehensweise bei der Erstellung der Arbeitshilfe

Die Inhalte der Arbeitshilfe basieren wesent-
lich auf den Erfahrungsberichten von Kom-
munen, die den Zwischenerwerb z. T. schon 
über Jahrzehnte betreiben. Es wurden haupt-
sächlich nordrhein-westfälische Kommunen 
in unterschiedlicher räumlicher Lage (Bal-
lungsraum, Ballungsrandzone, ländlicher 
Raum) und unterschiedlicher Größe in Bezug 
auf das Gemeindegebiet und die Einwohner-
zahl zu ihren Erfahrungen mit dem Zwi-
schenerwerb befragt.

Neben den Erfahrungsberichten aus der 
Praxis wurden Baulandbeschlüsse aus dem 
gesamten Bundesgebiet in die Auswertung 
einbezogen, die den kommunalen Zwischen-
erwerb beinhalten oder sonstige, im Zusam-
menhang mit dem Zwischenerwerb relevan-
te Aspekte aufweisen (z. B. auch Formulie-
rungen in den Baulandbeschlüssen).

Zusätzlich zu den Erfahrungen aus der Pra-
xis bezieht die Arbeitshilfe Fundstellen in der 
Literatur ein, die sich mit den einzelnen The-
menbereichen des kommunalen Zwischener-
werbs bzw. mit dem Zwischenerwerb insge-
samt auseinandersetzen.

Abb. 2:	 	Die drei „Säulen“ der 
Arbeitshilfe

Der kommunale Zwi­
schenerwerb ist ein 
praxiserprobter Weg 
des Baulandmanage­
ments.

2	 Vorgehensweise bei der Erstellung der Arbeitshilfe
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3  Aufbau der Arbeitshilfe

Der Zwischenerwerb wird zunächst im Kon-
text mit dem Instrumentarium des Bauland-
managements dargestellt. Die verschiede-
nen Baulandbereitstellungswege werden in 
diesem Zusammenhang kurz erläutert. Im 
Weiteren steht dann der Weg des Zwischen-
erwerbs im Mittelpunkt der Arbeitshilfe.

Ausgehend von den Inhalten kommunaler 
Baulandbeschlüsse werden die grundsätzli-
chen Regelungsbereiche analysiert. Der Auf-
bau des Kerns der Arbeitshilfe orientiert sich 
an den verschiedenen inhaltlichen Gesichts-
punkten des kommunalen Zwischenerwerbs 
(vgl. hierzu auch Abb. 3).

Zu Beginn der Arbeitshilfe erfolgt zunächst 
eine Zusammenfassung der wichtigsten Er-
gebnisse, um einen kurzen Überblick und 
Empfehlungen im Hinblick auf die mögli-
chen Vorgehensweisen beim kommunalen 
Zwischenerwerb geben zu können und einen 
ersten Überblick über die einzelnen Aspekte 

zu zeigen, die mit diesem Weg des Bauland-
managements zusammenhängen.

Die Einzelaspekte (das sind die „Regelungs-
bereiche“ und die „Detailregelungsbereiche“ 
in ), die im Rahmen des kommunalen Zwi-
schenerwerbs relevant sind, werden aus-
führlich dargestellt und im Hinblick auf be-
stehende Alternativen sowie die jeweiligen 
Vor- und Nachteile analysiert und bewer-
tet. Die Erfahrungen aus der Praxis werden 
in die Analyse ebenso einbezogen wie auch 
Fundstellen in Literatur und Schrifttum zu 
den einzelnen Gesichtspunkten ausgewertet 
werden.

Für einzelne Detailregelungen werden bei-
spielhafte Textbausteine zusammengestellt, 
so dass die Möglichkeit besteht, einen Bau-
landbeschluss – an die spezifischen Zielset-
zungen und die Rahmenbedingungen vor 
Ort angepasst – nach dem „Baukastenprin-
zip“ zu formulieren.

Abb. 3:	 	Inhaltliche Aspekte des 
Zwischenerwerbs

3	 Aufbau der Arbeitshilfe
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Der kommunale Zwischenerwerb hat sich in 
der Praxis bei vielen Kommunen als geeigne-
ter Weg zur Umsetzung kommunaler Ziele 
erwiesen. Es gibt jedoch einige Vorausset­
zungen für den Einsatz dieses Instrumentes. 
Zunächst müssen geeignete Flächen verfüg­
bar sein (sowohl in Bezug auf eine räumliche 
Verfügbarkeit als auch in Bezug auf eine 
Verkaufsbereitschaft der Eigentümer). Die 
Kommune benötigt geeignete bauleitplane­
rische Alternativen, um flexibel auf eine 
fehlende Verkaufsbereitschaft der Eigentü-
mer reagieren und eine bessere Verhand-
lungsposition gegenüber den Eigentümern 
einnehmen zu können, wenn ein Ankauf be-
stimmter Flächen nicht bzw. nicht zu einem 
angemessenen Preis möglich ist. Ohne einen 
angemessenen Ankaufspreis ist die Finan­
zierung der Planung nicht möglich. Darüber 
hinaus muss auch die Finanzierung des Zwi-
schenerwerbs sichergestellt sein. Ob hierfür 
Mittel innerhalb des Haushaltes bereitge-
stellt werden oder ob eine Finanzierung au-
ßerhalb des Haushaltes erfolgt spielt zu-
nächst keine Rolle.

Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
gibt es unterschiedliche Herangehenswei­
sen an den Zwischenerwerb: Die Kommune 
kann den Zwischenerwerb im Rahmen einer 
langfristigen Bodenvorratspolitik oder auch 
kurz- bis mittelfristig, d. h. projektbezogen 
durchführen.

Bei einer langfristigen Bodenvorratspoli­
tik kauft die Kommune kontinuierlich und 
frühzeitig (d. h. meist vor einer Darstellung 
als Baufläche im Flächennutzungsplan) Flä-
chen. Die langfristige Bodenvorratspolitik 
zielt allerdings nicht nur auf die Bevorratung 
potenzieller Bauflächen, auch andere kom-
munale Erfordernisse spielen eine Rolle (z. B. 
Ausgleichsflächen, Gemeinbedarfsflächen, 
landwirtschaftliche Tauschflächen). Der An-
kaufspreis ist durch den frühen Erwerbszeit-
punkt entsprechend niedrig. Das Risiko der 

Abb. 4:	 Regelungsbereiche beim 
kommunalen Zwischen
erwerb
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X  Zusammenfassung der Ergebnisse, Hand-
lungsempfehlungen

1  Welche Vorgehensweisen gibt es beim Flächenerwerb, 

welche Regelungen können getroffen werden und wel­

che Alternativen gibt es zu einem Kauf von Flächen?

Der kommunale Zwischenerwerb hat sich in 
der Praxis bei vielen Kommunen als geeigne-
ter Weg zur Umsetzung kommunaler Ziele 
erwiesen. Es gibt jedoch einige Vorausset­
zungen für den Einsatz dieses Instrumentes. 
Zunächst müssen geeignete Flächen verfüg­
bar sein (sowohl in Bezug auf eine räumliche 
Verfügbarkeit als auch in Bezug auf eine 
Verkaufsbereitschaft der Eigentümer). Die 
Kommune benötigt geeignete bauleitplane­
rische Alternativen, um flexibel auf eine 
fehlende Verkaufsbereitschaft der Eigentü-
mer reagieren und eine bessere Verhand-
lungsposition gegenüber den Eigentümern 
einnehmen zu können, wenn ein Ankauf be-
stimmter Flächen nicht bzw. nicht zu einem 
angemessenen Preis möglich ist. Ohne einen 
angemessenen Ankaufspreis ist die Finan­
zierung der Planung nicht möglich. Darüber 
hinaus muss auch die Finanzierung des Zwi-
schenerwerbs sichergestellt sein. Ob hierfür 
Mittel innerhalb des Haushaltes bereitge-
stellt werden oder ob eine Finanzierung au-
ßerhalb des Haushaltes erfolgt spielt zu-
nächst keine Rolle.

Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
gibt es unterschiedliche Herangehenswei­
sen an den Zwischenerwerb: Die Kommune 
kann den Zwischenerwerb im Rahmen einer 
langfristigen Bodenvorratspolitik oder auch 
kurz- bis mittelfristig, d. h. projektbezogen 
durchführen.

Bei einer langfristigen Bodenvorratspoli­
tik kauft die Kommune kontinuierlich und 
frühzeitig (d. h. meist vor einer Darstellung 
als Baufläche im Flächennutzungsplan) Flä-
chen. Die langfristige Bodenvorratspolitik 
zielt allerdings nicht nur auf die Bevorratung 
potenzieller Bauflächen, auch andere kom-
munale Erfordernisse spielen eine Rolle (z. B. 
Ausgleichsflächen, Gemeinbedarfsflächen, 
landwirtschaftliche Tauschflächen). Der An-
kaufspreis ist durch den frühen Erwerbszeit-
punkt entsprechend niedrig. Das Risiko der 

Kommune, dass die Flächen nicht zu Bauland 
entwickelt werden (können), ist begrenzt 
bzw. Flächen können bei fehlenden bauli-
chen Entwicklungsmöglichkeiten auch als 
Ausgleichsflächen i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB 
oder als landwirtschaftliche Tauschflächen 
Verwendung finden.6

Die projektbezogene Bodenvorratspolitik 
ist durch einen späteren Ankaufszeitpunkt 
gekennzeichnet, d. h. die Flächen werden 
erst gekauft, wenn sie für eine Planung be-
nötigt werden (also zumindest im Flächen-
nutzungsplan als Bauflächen dargestellt sind, 
meist jedoch erst kurz vor Aufstellung des 
Bebauungsplanes). Der Ankaufspreis ist dann 
entsprechend höher als bei einem frühzeiti-
gen Ankauf, der Zeitraum der Vorhaltung bis 
zur Inanspruchnahme jedoch kürzer.

Die langfristige und die projektbezogene 
Bodenvorratspolitik können hierbei in Kom-
bination eingesetzt werden; dies ist i. d. R. 
sogar erforderlich, da im Rahmen einer lang-
fristigen Bodenvorratspolitik die kurz- bis 
mittelfristigen planerischen Erfordernisse 
nicht ausreichend berücksichtigt werden 
können. Die Kommune muss flexibel auf ei-
nen städtebaulichen Handlungsbedarf rea-
gieren können.

Eine Bodenvorratspolitik, sei sie langfristig 
oder projektbezogen, muss nicht dazu füh-
ren, dass die Kommune alle zur Planung an-
stehenden Flächen erwirbt, also einen ein-
hundertprozentigen Flächenerwerb betreibt. 
Der Umfang des Flächenerwerbs sollte den 
spezifischen Zielsetzungen der Baulandent-
wicklung angepasst sein. Die Kommune kann 
auch einen teilweisen Flächenerwerb durch-
führen, d. h. entweder, dass sie die Flächen 

6	  Das Risiko kann weiter dadurch minimiert werden, 
dass die anzukaufenden Flächen in überörtlichen 
Plänen als zukünftige Siedlungsflächen dargestellt 
sind.

Abb. 4:	 Regelungsbereiche beim 
kommunalen Zwischen
erwerb

Bauleitplanerische Al­
ternativen sind eine 
Voraussetzung für ein 
erfolgreiches Bauland­
management durch 
kommunalen Zwischen­
erwerb.

Die Bodenvorratspolitik 
steht im Mittelpunkt 
des kommunalen Zwi­
schenerwerbs.

Der Umfang des kom­
munalen Zwischener­
werbs hat Einfluss auf 
die Flexibilität des Bau­
landmanagements.

II  Zusammenfassung der Ergebnisse, 
Handlungsempfehlungen

1	 Welche Vorgehensweisen gibt es beim Flächenerwerb, 
welche Regelungen können getroffen werden und 
welche Alternativen gibt es zu einem Kauf von Flächen?
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im Plangebiet mehrheitlich erwirbt oder 
sich auch nur mit einem geringen Teil in das 
Plangebiet „einkauft“.

Legt sich die Kommune dahingehend fest, 
dass sie nur noch Baurecht schafft, wenn 
sie alle Flächen erwerben kann, hat sie einen 
umfassenden Einfluss auf den Grundstücks-
markt. Ein privater Grundstücksmarkt ist 
dann nur noch in dem Umfang vorhanden, 
wie eine Rückübertragung von Baugrund-
stücken bzw. ein Selbstbehalt der Alteigen-
tümer vorgesehen ist. 

Bei einem einhundertprozentigen Flächener-
werb hat die Kommune eine unbeschränk-
te Verfügbarkeit über die Flächen (auch in 
Bezug auf die Vergabe an Bauinteressenten 
und die Preisgestaltung). Legt sich die Kom-
mune in ihrem Baulandbeschluss jedoch dar-
auf fest, nur Baurecht zu schaffen, wenn sich 
alle Flächen in einem Plangebiet in ihrem Ei-
gentum befinden, kann dies auch zu Proble-
men führen. Ggf. muss die Planung bei feh-
lender Verkaufsbereitschaft der Eigentümer 
räumlich verkleinert oder sogar vollständig 
aufgegeben werden. Hinzu kommt, dass der 
finanzielle Aufwand für die Kommune bei 
einem umfangreichen Grunderwerb hoch ist.

Empfehlenswert ist im Regelfall die Vermei-
dung einer derart weitgehenden Selbstbin-
dung der Kommune, zumindest, wenn sie 
formal in einem Baulandbeschluss festgelegt 
wird. In der Praxis findet sich die Festlegung 
eines vollständigen Grunderwerbs als Vor-
aussetzung zur Schaffung von Baurecht im 
Wesentlichen bei kleineren Kommunen, bei 
denen der Umfang der Baulandentwicklung 
vergleichsweise gering ist. In größeren Kom-
munen dürfte ein vollständiger Zwischen-
erwerb zumindest dann mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden sein, wenn keine 
umfangreiche langfristige Bodenvorratspoli-
tik verfolgt wird. Die Kommune kann einen 
einhundertprozentigen Zwischenerwerb in 
einem Plangebiet anstreben ohne dies in ei-
nem Baulandbeschluss festzulegen. Sie hat 
dann eine größere Flexibilität.

Ein wesentlicher Gesichtspunkt beim kom-
munalen Zwischenerwerb ist der Ankaufs­
preis für die Flächen. Die Kommune hat 
hierbei die Möglichkeit, die Ankaufspreise 

für das gesamte Gemeindegebiet einheitlich 
festzulegen. Diese Vorgehensweise ist jedoch 
nur empfehlenswert, wenn die Kommune im 
Rahmen ihrer Bodenvorratspolitik nur Flä-
chen gleicher Qualität i. S. d. ImmoWertV 
ankauft (beispielsweise Bauerwartungsland 
mit Darstellung im Flächennutzungsplan, 
ohne dass bereits ein Bebauungsplanverfah-
ren eingeleitet ist). Den Vorteil einer Gleich-
behandlung aller Eigentümer muss die Kom-
mune hierbei mit dem Nachteil fehlender 
Flexibilität abwägen. 

Insbesondere, wenn die Kommune die Kosten 
der Baulandbereitstellung im Rahmen des 
Zwischenerwerbs finanzieren und gleich-
zeitig senkend auf die Grundstückspreise 
einwirken will, kann sich eine einzelfallbe-
zogene kostenorientierte Ermittlung der An-
kaufspreise als sinnvoll erweisen. Bei dieser 
Vorgehensweise empfiehlt es sich, den Ei-
gentümern die Ermittlung der Ankaufspreise 
offen zu legen, um zu zeigen, dass die Kom-
mune keine Gewinne beabsichtigt, sondern 
lediglich ihre Kosten refinanzieren möchte.

Grundsätzlich ist es bei einer kostenorien-
tierten Ermittlung der Ankaufspreise jedoch 
empfehlenswert, innerhalb eines Baugebie-
tes gleiche Preise zu zahlen – zumindest, 
wenn nicht Besonderheiten wie eine Altla-
stenbelastung von Teilflächen zu berücksich-
tigen sind.

Die Kommune hat im Rahmen des Zwischen-
erwerbs verschiedene Möglichkeiten, die 
finanzielle Belastung zu senken und wirt­
schaftliche Risiken zu vermeiden. 

Ankaufsoptionen in Form von Rücktritts-
klauseln, notariellen Kaufangeboten und ei-
ner variablen Gestaltung des Ankaufspreises 
sind Wege, die sich positiv auf die Finanzier-
barkeit der Baulandbereitstellung auswirken. 
Darüber hinaus kann die Kommune ihr Risiko 
bei einem einhundertprozentigen Flächener-
werb verringern, wenn sie sicherstellt, dass 
die Wirksamkeit der Kaufverträge davon 
abhängt, dass alle Flächen im Plangebiet er-
worben werden können.

Rücktrittsklauseln im Kaufvertrag sind beim 
projektbezogenen Flächenerwerb von Be-
deutung. Sie ermöglichen ein Rücktrittsrecht 

Die Bestimmung des 
Ankaufspreises ist ein 
wesentlicher Gesichts­
punkt beim kommuna­
len Zwischenerwerb.

Die Kommune kann 
durch Ankaufsoptionen 
finanzielle Belastungen 
senken und wirtschaft­
liche Risiken vermei­
den.
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für den Fall, dass Bauland nicht innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes geschaffen 
wird. Die Kommune muss dann keine Flächen 
erwerben, für die kein Baurecht geschaffen 
werden kann.

Notarielle Kaufangebote des Eigentümers 
dienen einer Minimierung der Zwischenfi-
nanzierungskosten durch die Verkürzung 
des Zeitraumes der Vorhaltung der Flächen 
(vom Ankauf über die Entwicklung bis zum 
Verkauf). Die Kommune sichert sich hier-
durch die Flächenverfügbarkeit, nimmt das 
Kaufangebot jedoch erst an, wenn die Pla-
nung gesichert ist. Zu beachten ist hierbei, 
dass ein solches Kaufangebot nicht erst nach 
Rechtskraft des Bebauungsplanes angenom-
men werden darf, wenn ein Bauerwartungs-
landpreis vereinbart wurde, denn die Kom-
mune ist zur Zahlung des Verkehrswertes 
verpflichtet. Maßgeblich für den Verkehrs-
wert ist der Zeitpunkt der Annahme des no-
tariellen Kaufangebotes.

Die variable Gestaltung des Ankaufs­
preises ermöglicht der Kommune ebenfalls 
die Flächensicherung, macht die Höhe des 
Kaufpreises jedoch davon abhängig, dass der 
Bebauungsplan innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes rechtskräftig wird. Die Kommune 
kauft hierbei die Flächen beispielsweise zum 
Ackerlandpreis und vereinbart eine Nach-
zahlungsverpflichtung, für den Fall, dass z. B. 
innerhalb von 10 Jahren ein Bebauungsplan 
aufgestellt wird. Diese Vorgehensweise wird 
in der Praxis häufig bei einer langfristigen 
Bodenvorratspolitik verwendet, um auch die 
Verkaufsbereitschaft der Eigentümer zu er-
höhen.

Bei der Durchsetzung kommunaler Zielset-
zungen der Baulandentwicklung kann die 
Kommune auch ganz oder teilweise auf den 
Kauf von Flächen verzichten. Die Vergabe 
von Erbbaurechten privater Grundstücke 
kann dann eine Alternative zum Kauf dar-
stellen, wenn die Kommune einen Einfluss 
auf die Vergabe und ggf. auch die Höhe des 
Erbbauzinses sicherstellen kann, z. B. für ge-
meinschaftliche Wohnprojekte.

Betreibt die Kommune eine langfristige Bo-
denvorratspolitik, kann auch ein Flächen­
tausch in Frage kommen. Insbesondere für 
Landwirte kann es aus betriebswirtschaft-
lichen oder sonstigen Gründen erforderlich 
sein, Tauschflächen zu erhalten. Auch der 
Tausch von zu entwickelnden Flächen gegen 
spätere Baugrundstücke kann als Alternative 
zu einer Geldzahlung sinnvoll sein, da hier-
durch die Zwischenfinanzierungskosten für 
die Kommune erheblich verringert werden.

Vollmachtsmodelle und Optionsvereinbarun-
gen ermöglichen der Kommune eine direkte 
Vergabe von Grundstücken ohne diese zuvor 
zu erwerben, in dem sie die Grundstücke im 
Auftrag des Eigentümers veräußert bzw. Op-
tionsverträge (wie notarielle Kaufangebote) 
direkt auf Dritte überträgt.

Es ist vorteilhaft, wenn sich die Kommune 
nicht auf eine Alternative zum Kauf be-
schränkt, sondern sich verschiedene Mög-
lichkeiten offen hält, um so auch den Vor-
stellungen und Wünschen der Eigentümern 
weitestgehend entgegen kommen zu kön-
nen. 

2  Ist eine Beteiligung der Eigentümer an der Wertschöpfung 

sinnvoll und welche Möglichkeiten gibt es?

Durch die kommunale Bauleitplanung steigt 
der Wert der betroffenen Flächen. Im Zuge 
einer „konventionellen“ Vorgehensweise 
(reine Angebotsplanung) verbleibt die pla-
nungsbedingte Wertsteigerung weitgehend 
bei den Eigentümern. I. d. R. werden lediglich 
Erschließungsbeiträge nach BauGB und KAG 
sowie die Kosten für Ausgleichsmaßnahmen 

i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB auf die Eigentümer 
umgelegt.

Beim kommunalen Zwischenerwerb dagegen 
werden die planungsbedingten Wertsteige-
rungen ganz oder teilweise zur Finanzierung 
der Baulandbereitstellung herangezogen. 
Die Kommune kann hierbei die Wertsteige-

Die Kommune kann 
durch Verzicht auf den 
Kauf von Grundstücken 
finanzielle Belastungen 
senken und wirtschaft­
liche Risiken vermei­
den.

Die Beteiligung der 
Eigentümer an der 
Wertschöpfung erhöht 
häufig die Mitwir­
kungsbereitschaft.

2	 Ist eine Beteiligung der Eigentümer an der Wert­
schöpfung sinnvoll und welche Möglichkeiten gibt es?
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rungen vollständig abschöpfen (dies macht 
sie in der Praxis meist bei der langfristigen 
Bodenvorratspolitik, auch, wenn eine gewis-
se Beteiligung über erhöhte Ankaufspreise 
erfolgen kann) oder sie kann die Abschöp-
fung begrenzen und die Alteigentümer an 
der Wertschöpfung beteiligen.

In der Praxis werden die Eigentümer mei-
stens an der Wertschöpfung beteiligt, um 
ihre Mitwirkungsbereitschaft zu erhöhen. 
Insbesondere bei der Umstellung von der 
konventionellen Vorgehensweise (bei der 
die gesamte planungsbedingte Wertsteige-
rung beim Eigentümer verbleibt) auf den 
kommunalen Zwischenerwerb ist ohne die 
Beteiligung an der Wertschöpfung mit grö-
ßeren Widerständen seitens der Eigentümer 
zu rechnen.

Wie hoch eine Beteiligung an der Wert-
schöpfung ausfallen kann, hängt nicht zu-
letzt von dem örtlichen Preisniveau, den 
Kosten der Baulandbereitstellung und dem 
verbleibenden Nettobauland in einem Bau-
gebiet ab. Je größer die Spanne zwischen 
An- und Verkaufspreis ist und je geringer die 
Kosten ausfallen, desto höher kann auch die 
Beteiligung der Eigentümer bei gleichzeiti-
ger Refinanzierung der Kosten der Bauland-
bereitstellung sein.

Es gibt verschiedene Möglichkeiten der Be-
teiligung der Eigentümer an der Wertschöp-
fung: Rückübertragung von Baugrundstüc-
ken, Geldausgleich und Überschuss- bzw. 
Gewinnbeteiligung.

Bei der Rückübertragung von Baugrund-
stücken erhält der Eigentümer nach der Ent-
wicklung des Plangebietes ein oder mehrere 
Baugrundstücke zurück, die für seinen eige-
nen Bedarf verwendet, ggf. auch auf dem 
freien Markt veräußert werden können. Die 
Form und der Umfang der Rückübertragung 
kann unterschiedlich gestaltet werden und 
sollte unter Berücksichtigung von den kom-
munalen Zielen der Baulandbereitstellung 
und den örtlichen Voraussetzungen (Preisni-
veau, Kosten der Baulandentwicklung) fest-
gelegt werden. Um eine Gleichbehandlung 
der Eigentümer zu gewährleisten, empfiehlt 
sich eine an der Einwurfsfläche orientierte 
Baulandrückübertragung (ggf. jedoch mit 

einer Höchstbegrenzung, um den Anteil der 
in Privathand verbleibenden Baugrundstüc-
ke einzuschränken).

Ähnlich der Rückübertragung von Bau-
grundstücken funktioniert der Selbstbehalt 
von Flächen, bei dem die Kommune einen 
Teil der Flächen nicht erwirbt, sondern die-
se im Eigentum der Privaten belässt und zu 
Bauland entwickelt. Die Grunderwerbs- und 
Grunderwerbsnebenkosten fallen bei dieser 
Variante für die Kommunen geringer aus.

Bietet die Kommune den ursprünglichen 
Eigentümern einen Rückkauf an, bei dem 
Baugrundstücke unterhalb des Verkehrswer-
tes erworben werden können (z. B. zu dem 
Preis, den die Kommune als Ankaufspreis ge-
zahlt hat), so stellt dies ebenfalls eine Form 
der Beteiligung an der Wertsteigerung ähn-
lich der Rückübertragung dar, nämlich eine 
„Rückübertragung unterhalb des Verkehrs-
wertes“. 

Die Rückübertragung kann als „Bestandteil“ 
des eigentlichen Kaufpreises für die Kommu-
ne betrachtet werden. Das gilt sowohl für 
eine „kostenfreie Rückübertragung“ als auch 
für einen „Rückkauf unterhalb des Verkehrs-
wertes“ für den Alteigentümer. Insofern ist 
diese Vorgehensweise nicht als „Verkauf un-
ter Verkehrswert“ zu betrachten, bei dem die 
Kommune an die Vorschriften des § 90 der 
Gemeindeordnung gebunden ist. Dennoch 
sollten bei der Rückübertragung bereits zum 
Zeitpunkt des Ankaufes durch die Kommu-
ne vertragliche Regelungen hinsichtlich der 
Einzelheiten der Rückübertragung getroffen 
werden.7

Eine Beteiligung an der Wertschöpfung 
in Geld kann vor allem dann sinnvoll sein, 
wenn eine langfristige Bodenvorratspolitik 
erfolgt. Durch Nachzahlungsvereinbarungen 
kann geregelt werden, dass der Alteigentü-
mer bei Schaffung von Baurecht innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes eine Nachzah-
lung auf den Ankaufspreis erhält.

7	 vgl. zur Beachtung der Gemeindeordnung beim 
Verkauf kommunaler Grundstücke auch Kapitel IV 
3.3.4.1
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Überschussbeteiligungsmodelle entsprechen 
im Grundsatz der Vorgehensweise bei einer 
Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
gemäß § 171 Abs. 1 Satz 2 BauGB, bei der 
die erzielten Überschüsse an die früheren 
Grundstückseigentümer gezahlt werden. In 
der Praxis findet sich eine solche Form der 

Beteiligung in der Wertschöpfung allerdings 
eher selten.

Eine Beteiligung der Alteigentümer am pla-
nungsbedingten Gewinn (Gewinnbeteili-
gungsmodell) entspricht dem Geldausgleich 
im Zuge von Nachzahlungsklauseln.

3  Was sollte bei der Ermittlung des Verkaufspreises für kom­

munale Grundstücke beachtet werden?

Grundsätzlich ist die Kommune zwar dazu 
angehalten, ihre Grundstücke zum Verkehrs-
wert zu veräußern. Diese Verpflichtung er-
gibt sich aus der Gemeindeordnung. Aller-
dings bestehen keine rechtlichen Bedenken 
gegen eine Abgabe von Grundstücken un-
terhalb der ansonsten auf dem Markt zu er-
zielenden Höchstpreise, insbesondere, wenn 
kommunale Zielsetzungen zur Förderung 
bestimmter Bevölkerungsgruppen auf Basis 
konkreter Vergaberichtlinien einen Verkauf 
unterhalb des Verkehrswertes rechtfertigen. 
Allerdings sind hierbei die Maßgaben der 
Kommunalaufsicht zu beachten.

Ob eine Kommune ihre Grundstücke unter-
halb des Verkehrswertes veräußert, hängt 
letztlich von den Zielsetzungen ab, die sie mit 
der Baulandbereitstellung verknüpft. Wenn 
die Kommune im Rahmen der Baulandent-
wicklung die Eigentumsbildung bestimmter 
Bevölkerungsgruppen fördern will, kann sie 
dies über eine verbilligte Abgabe kommuna-
ler Grundstücke tun. Es gibt darüber hinaus 
aber auch andere Fördermöglichkeiten, z. B. 
eine direkte Förderung durch Baukostenzu-
schüsse oder die Vergabe von Grundstücken 
im Erbbaurecht.

Durch die Einflussnahme der Kommune auf 
den Grundstücksmarkt kann es zu einer all-
gemeinen Senkung des Preisniveaus kom-
men, allerdings ist dies abhängig davon, 
ob durch die kommunale Bodenpolitik die 
Nachfrage weitgehend befriedigt werden 
kann. Ist dies nicht der Fall, kommt es häu-
fig zu einem gespaltenen Bodenmarkt, d. h. 
einem kommunalen Markt mit verbilligten 
Grundstücken und einem privaten Markt mit 
höheren Grundstückspreisen.

Die Kommune hat die Möglichkeit ihre 
Grundstücke zum Verkehrswert zu ver­
äußern ohne die spezifischen Kosten der 
Baulandbereitstellung zu berücksichtigen. 
Diese Vorgehensweise findet sich in der Pra-
xis meist dann, wenn keine sozialen Zielset-
zungen erreicht werden sollen oder andere 
Förderwege Anwendung finden. Häufig wer-
den dann aber zumindest die Ankaufspreise 
unter Berücksichtigung der Kosten ermittelt, 
um eine Refinanzierung der Kosten der Bau-
landbereitstellung zu erreichen.

Ausgehend von feststehenden Ankaufsprei-
sen kann unter Berücksichtigung der Kosten 
ein kostendeckender Verkaufspreis ermittelt 
werden, der – in Abhängigkeit von den ein-
gestellten Kosten – durchaus unterhalb des 
Verkehrswertes liegen kann.

Die Kosten können hierbei entweder als Pau-
schalen (z. B. ermittelte Durchschnittswerte 
für das gesamte Gemeindegebiet oder Er-
fahrungswerte) angesetzt werden oder es 
können die spezifischen Kosten für das be-
treffende Baugebiet ermittelt werden. Die 
Kostenermittlung für einzelne Grundstücke 
ist dagegen i. d. R. nicht empfehlenswert, 
da sie mit einem verhältnismäßig großen 
Aufwand verbunden ist. Ähnlich dem „So-
lidaritätsprinzip“ bei der Umlegung ist eine 
baugebietsbezogene Kostenermittlung aus-
reichend, wenn keine besonderen Umstände 
(z. B. Altlasten, abgängige Gebäude, Kampf-
mittel) vorliegen.

Pauschale Kostenschätzungen sind dann 
ausreichend, wenn eine allgemeine Einschät-
zung der Wirtschaftlichkeit der Baulandent-
wicklung durchgeführt werden soll, z. B., 

Die Kommune muss 
ihre Grundstücke 
grundsätzlich zum Ver­
kehrswert verkaufen 
- es gibt jedoch Aus­
nahmen hiervon.

Durch die Berücksich­
tigung der Kosten der 
Baulandbereitstellung 
kann die Kommune ihre 
finanziellen Belastun­
gen senken.

3	 Was sollte bei der Ermittlung des Verkaufspreises für 
kommunale Grundstücke beachtet werden?
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wenn die Grundstücke ohnehin zum Ver-
kehrswert veräußert werden sollen und die 
Ermittlung eines kostendeckenden Verkaufs-
preises nicht erforderlich ist. Auch wenn die 
Kosten der Baulandentwicklung im Gemein-
degebiet relativ homogen sind – das kann 
auch nur einzelne Kostenpositionen betref-
fen – können Kostenpauschalen ausreichen.

Bei einer detaillierten Ermittlung der Ver-
kaufspreise für einzelne Baugebiete sind da-
gegen die tatsächlich entstehenden Kosten 
zu berücksichtigen, soweit das möglich ist. 
Ggf. können bestimmte Kostenfaktoren als 
Pauschalen in die Berechnung eingestellt 
werden, z. B. wenn bestimmte Kosten in-
nerhalb der Kommune relativ homogen sind 
oder wenn eine spezifische Ermittlung nicht 

möglich bzw. sehr aufwendig ist, beispiels-
weise bei sozialer Infrastruktur.

Welche Kostenpositionen im Einzelnen zu 
berücksichtigen sind ist unterschiedlich. Eine 
Rolle spielt hierbei, welche Maßnahmen in 
dem betreffenden Baugebiet durchzuführen 
sind und ob die Grundstücke von der Kom-
mune erschließungsbeitragsfrei oder -pflich-
tig veräußert werden. Neben den Kosten für 
Vorbereitung und Planung muss der Grund-
erwerb, die Bodenordnung und -aufberei-
tung, ggf. die Erschließung, Ausgleichsmaß-
nahmen, Gemeinbedarfs- und Folgeeinrich-
tungen sowie die Zwischenfinanzierungs-
kosten berücksichtigt werden. Insbesondere 
letztere können je nach Zeitraum zwischen 
An- und Verkauf der Flächen erheblich sein.

4  Wie kann die Vergabe kommunaler  

Grundstücke gestaltet werden?

Die Regelung der Vergabe kommunaler 
Grundstücke kann die Umsetzung der Ziele 
steuern, die mit der Baulandbereitstellung 
verbunden werden. Wie die Vergabe im Ein-
zelnen zu regeln ist, hängt daher von den Zie-
len der Kommune ab. Aber auch die Anzahl 
der zu vergebenden kommunalen Grundstüc-
ke im Verhältnis zu der Zahl der Bewerber um 
diese Grundstücke kann bei der Wahl eines 
geeigneten Vergabesystems eine Rolle spielen.

Die Festlegung von Vergabekriterien spielt 
auch in rechtlicher Hinsicht eine wichtige 
Rolle: Wenn die Kommune ihre Grundstücke 
unterhalb des Verkehrswertes veräußern will, 
kann sie dies nur in Verbindung mit Vergabe-
kriterien tun, denn grundsätzlich besteht für 
die Kommune eine Pflicht zur Veräußerung 
ihrer Grundstücke zum Verkehrswert.

Wenn eine Kommune die Verfügbarkeit von 
Bauland allgemein erhöhen will und die Ko-
stenrefinanzierung hierbei im Mittelpunkt 
steht, kann eine freie Grundstücksvergabe 
erfolgen, es sind keine besonderen Vergabe-
regelungen erforderlich. Dennoch muss die 
Kommune das Vorgehen bei der Vergabe be-
stimmen. Mögliche Wege sind Wartelisten, 
Losverfahren oder auch eine Entscheidung 

durch das zuständige Ratsgremium ohne die 
Festlegung spezifischer Kriterien, die hierbei 
zu berücksichtigen sind.

Eine Alternative sind freilich auch Bieter-
verfahren, bei denen die Grundstücke zu 
Höchstpreisen vergeben werden.

Will die Kommune ihre Grundstücke bei-
spielsweise bevorzugt an bestimmte Bevöl-
kerungsgruppen abgeben, ist eine gebun­
dene Grundstücksvergabe mit Hilfe der 
Festlegung von Vergabekriterien notwendig.

Im Rahmen der Festlegung von Vergabekri-
terien können im Wesentlichen sozialpoli-
tische Ziele verfolgt werden, grundsätzlich 
ist jedoch auch die Einbindung anderer, z. B. 
ökologischer Zielsetzungen möglich.

Die Vergabekriterien regeln die Vergabe 
kommunaler Grundstücke, wenn die Nach-
frage größer ist als das Angebot. Verzichtet 
die Kommune aber (ganz oder teilweise) auf 
einen Kauf von Grundstücken, indem sie bei-
spielsweise private Grundstücke in Vollmacht 
der Eigentümer an Bauwillige verkauft, dann 
sollten Vergabekriterien auch hier zugrunde 
gelegt werden.

Die Regelung der Ver­
gabe kommunaler 
Grundstücke kann zur 
Förderung sozialer Ziele 
beitragen.

4	 Wie kann die Vergabe kommunaler  
Grundstücke gestaltet werden?
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Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die 
Vergabe im Detail zu regeln. Die inhaltliche 
Ausgestaltung der Kriterien sollte in Abstim-
mung mit den kommunalen Zielen erfolgen. 
Neben dem Kriterium Wohnort (und ggf. 
Arbeitsplatz) zur Förderung Ortsansässiger 
können hierbei die Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse, die Familienverhältnisse 
und die Wohnverhältnisse eine wesentliche 
Rolle spielen.

Die Kriterien können in ein differenziertes 
Punktesystem eingebunden werden, wobei 
den einzelnen Kriterien entsprechend ihrer 
Bedeutung für die kommunalen Zielsetzun-
gen Gewichtungsfaktoren zugeordnet wer-
den. Die Summe der Punkte der Bewerber 
um ein kommunales Grundstück entscheidet 
über die Rangfolge bei der Vergabe. Solche 
Vergabesysteme erscheinen zunächst kom-
pliziert und arbeitsaufwendig, sie können je-
doch computergestützt ausgewertet werden, 
so dass der Arbeitsaufwand begrenzt ist.

Neben dem differenzierten Punktevergabe-
system können Kriterien auch in andere Ver-
gaberegelungen integriert werden. So kann 
die Kommune die Bewerber bestimmten, 
vorab gebildeten Gruppen zuordnen, deren 
Definition und Rangfolge sich an den kom-
munalen Zielsetzungen orientiert.

Das „Einheimischenmodell“, das zur Sicher-
stellung des Baulandbedarfes der einheimi-
schen Bevölkerung dient, ist ein in der Praxis 
vielfach angewendetes Modell. Es unter-
scheidet sich bei der Vorgehensweise grund-
sätzlich nicht von anderen Vergabemodellen, 
sondern durch eine inhaltliche Schwerpunkt-
setzung auf die Einheimischenförderung. 
Dem Kriterium des Wohnsitzes (ggf. auch des 
Arbeitsplatzes) innerhalb der Kommune wird 
daher ein besonderes Gewicht beigemessen. 
Andere Kriterien, wie Familienverhältnisse 
sowie Einkommens- und Vermögensverhält-
nisse können zusätzlich als maßgebliche Ver-
gabekriterien zugrunde gelegt werden.

Verunsicherung hat in diesem Zusammen-
hang eine Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofes (2013) erbracht. Für deutsche 
„Einheimischenmodelle“ folgt hieraus, dass 
die Kriterien für die Einheimischen mög-
lichst eindeutig fixiert sein müssen. Es muss 

erkennbar sein, dass einkommensschwache 
Haushalte gezielt gefördert werden müssen; 
soziale Komponenten sollten unbedingt – 
wenn nicht eh schon vorgesehen – in den 
Kriterienkatalog zur Vergabe aufgenommen 
sein.

Viele Kommunen vergeben ihre Grundstücke 
nicht ausschließlich an private Bauwillige, 
sondern auch an Bauträger. Die Vergabe an 
Bauträger kann mit Problemen verbunden 
sein, wenn nicht sichergestellt wird, dass die 
kommunalen Zielsetzungen auch hier Be-
rücksichtigung finden.

Die Kommune sollte durch geeignete Verein-
barungen im Kaufvertrag sicherstellen, dass 
die Bauträger die ggf. gewährten Grund-
stücksverbilligungen an den Enderwerber 
weitergeben und dies nicht durch einen er-
höhten Ansatz für die Hochbaukosten um-
gehen. 

Ausschreibungen und Wettbewerbe stellen 
ein geeignetes Mittel zur Vorauswahl un-
ter den Bauträgern dar. Die Kommune kann 
stadtgestalterische und architektonische 
Qualitäten sichern und gleichzeitig bin-
dende Aussagen zum Endpreis (Grundstück 
einschließlich Gebäude) erhalten, die als Be-
standteil in den Kaufvertrag zwischen Kom-
mune und Bauträger aufgenommen werden 
können. 

Als ein wirkungsvolles Instrument zur Ent-
wicklung individueller Wohnprojekte haben 
sich in den vergangenen Jahren sogenannte 
Konzeptvergaben herausgestellt. Konzept-
vergaben zeichnen sich dadurch aus, dass der 
Zuschlag für eine Projektentwicklung nicht 
(allein) aufgrund monetärer Aspekte erteilt 
wird, sondern dass das städtebauliche Kon-
zept maßgeblich ist. Einige Kommunen ha-
ben bereits Bewertungsschemata entwickelt, 
die eine transparente Entscheidungsfindung 
ermöglichen. Insbesondere Baugemeinschaf-
ten, also private Bauherren, die sich zusam-
mengeschlossen haben, um ein gemeinsa-
mes Bauprojekt mit individuellen Merkmalen 
vorrangig zur Eigennutzung zu entwickeln, 
profitieren von Konzeptvergaben, da sie in 
einem traditionellen Bieterverfahren wenig 
Chancen haben, sich gegen professionelle 
Bauträger durchzusetzen. In vielen (boo-

Auch bei der Vergabe 
kommunaler Grund­
stücke an Bauträger 
sollte auf die Umset­
zung kommunaler Ziele 
geachtet werden.

Konzeptvergaben be­
günstigen innovative 
Wohnbauprojekte.
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menden) Großstädten wie Berlin, Hamburg, 
München oder auch in kleineren Städten wie 

Tübingen sind Konzeptvergaben inzwischen 
Teil einer erfolgreichen Liegenschaftspolitik.

5  Ist eine Bindung der Eigentümer zur Sicherung der Ziele des 

Baulandmanagements erforderlich?

Wenn die kommunalen Zielsetzungen über 
eine reine Erhöhung des Baulandangebo-
tes und eine Refinanzierung der Kosten der 
Baulandbereitstellung hinausgehen, sind 
Bindungen der Grundstückeigentümer er-
forderlich, die zur Umsetzung der Ziele bei-
tragen.

Zur zügigen Umsetzung der Planung emp-
fiehlt es sich, eine Bauverpflichtung inner-
halb eines bestimmten Zeitraumes (i. d. R. 
1-3 Jahre) nach Kauf bzw. nach Baureife des 
Grundstücks festzulegen. Begründete Frist-
verlängerungen sollten hierbei jedoch zuge-
lassen werden.

Nutzungsverpflichtungen ermöglichen eine 
Sicherung der von der Kommune angestreb-
ten Nutzungszwecke (z. B. reine Wohnnut-
zung). Zudem können Grundstücksspeku-
lationen ausgeschlossen werden, wenn die 
Kommune für einen bestimmten Zeitraum 
eine Eigennutzungsverpflichtung festlegt.

Legt die Kommune Bindungen für die Eigen-
tümer fest, müssen Regelungen für den Fall 
getroffen werden, dass diese Verpflichtun-
gen nicht eingehalten werden. Eine Mög-
lichkeit besteht hierbei in Rückkaufrechten, 
die sich die Kommune durch eine Rückkauf
lassungsvormerkung im Grundbuch sichern 
kann. 

Geregelt werden muss jedoch nicht nur, un-
ter welchen Umständen, sondern auch zu 
welchem Preis der Rückkauf erfolgen soll. 
Hierbei sind vorhandene rechtliche Schran-
ken zu beachten, insbesondere die Unzu-
lässigkeit von Vertragsstrafen im Falle einer 
Vertragsauflösung, als die ein Rückkauf ein-
zustufen ist.

Für den Fall, dass ein Grundstück bereits be-
baut ist, empfiehlt es sich zur Senkung der 
finanziellen Belastung der Kommune Alter-

nativen zu einem Rückkauf zu ermöglichen. 
Wenn die Kommune Grundstücke unterhalb 
des Verkehrswertes verkauft, kommen insbe-
sondere Nachzahlungsklauseln in Betracht. 
Angemessen ist, dass der Käufer des Grund-
stücks bei Nichteinhaltung der Verpflichtun-
gen die Differenz zwischen dem ursprüngli-
chen Kaufpreis und dem aktuellen Verkehrs-
wert an die Kommune nachzahlen muss.

Eine weitere Möglichkeit der Sicherung von 
Verpflichtungen sind Vertragsstrafen. Diese 
sind den Nachzahlungsklauseln insbesondere 
dann vorzuziehen, wenn die Kommune ihre 
Grundstücke nicht verbilligt abgibt oder ei-
nen kostenintensiven Rückkauf vermeiden 
will. Vertragsstrafen stellen dann ein zu-
lässiges Mittel dar, wenn es nicht um eine 
Vertragsauflösung geht. Der Erwerber des 
Grundstücks hat bei Verstoß gegen festge-
legte Verpflichtungen einen bestimmten 
Geldbetrag an die Kommune zu zahlen. 

Eine weitere Möglichkeit, die Ziele des Bau-
landmanagements zu sichern und die dar-
über hinaus den privaten Bauherren, die sich 
zu einer Baugemeinschaft zusammenge-
schlossen haben, zu Gute kommt, sind An­
handgaben. Anhandgabe bedeutet, dass die 
Baugemeinschaft das Grundstück über eine 
Zeitdauer von z. B. einem Jahr zur Verfügung 
gestellt wird, damit die Baugemeinschaft in 
diesem Zeitraum vorbereitende Maßnahmen 
wie die Klärung der Finanzierung u. a. klären 
kann. Der Vorteil für die Baugemeinschaft 
liegt darin, dass der Grundstückserwerb erst 
nach Ende des Anhandgabeverfahrens finan-
ziert werden muss – das Anhandgabeentgelt 
wird auf den Kaufpreis angerechnet – wäh-
rend die Kommune die Möglichkeit hat, auf 
das Projekt noch Einfluss zu nehmen.

Bau- und Nutzungs­
verpflichtungen dienen 
der zügigen Bebauung 
der Grundstücke und 
tragen zur Verhinde­
rung von Grundstücks­
spekulationen bei.

Anhandgaben entlasten 
Baugemeinschaften bei 
der Projektorganisation 
und tragen zur Umset­
zung des Konzeptes bei.

5	 Ist eine Bindung der Eigentümer zur Sicherung der Ziele 
des Baulandmanagements erforderlich?
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6  Welche Finanzierungsmöglichkeiten gibt es für den Zwischen­

erwerb, was ist im Rahmen der Finanzierung zu beachten 

und wie kann die Kommune ihr wirtschaftliches Risiko mini­

mieren? 

Beim kommunalen Zwischenerwerb stehen 
die Finanzierung des Ankaufes und der bau-
lichen Entwicklung der Grundstücke sowie 
die finanziellen Risiken, die für die Kommune 
hierbei bestehen, im Mittelpunkt. Ohne die 
Sicherstellung der Finanzierung kann eine 
Kommune kein erfolgreiches Baulandma-
nagement betreiben.

Die erste Überlegung, die eine Kommune im 
Zusammenhang mit der Finanzierung des 
Zwischenerwerbs anstellen muss, ist, ob die 
Finanzierung innerhalb des Haushaltes (ohne 
weitere Regelungen oder mit einem revol-
vierenden Bodenfonds) oder außerhalb des 
Haushaltes (Eigenbetrieb, Eigengesellschaft 
oder private Gesellschaft mit Beteiligung der 
Kommune) stattfinden soll.

Eine Finanzierung der Baulandentwicklung 
innerhalb des Haushaltes erfordert eine 
umfassende politische Rückendeckung, denn 
es müssen auch im Hinblick auf die allgemei-
ne Finanzknappheit langfristig ausreichende 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. Wenn 
die Einnahmen aus den Grundstücksver-
käufen als allgemeine Deckungsmittel in 
den Haushalt fließen und die erforderlichen 
Ausgaben aus dem allgemeinen Haushalt 
finanziert werden, besteht die Gefahr, dass 
anderen kommunalen Belangen Vorrang ge-
genüber der Bodenpolitik eingeräumt wird. 
Ist eine ausreichende Mittelbereitstellung 
innerhalb des Haushaltes nicht sicherge-
stellt, sollte über Alternativen nachgedacht 
werden.

Eine Alternative ist ein revolvierender Bo­
denfonds, ein rechnerischer, zweckgebunde-
ner Sonderposten im Haushalt. Der Kauf und 
die Entwicklung der Grundstücke werden 
aus dem Fonds finanziert, in den wiederum 
die Erlöse aus den Grundstücksverkäufen 
fließen. Vorteil eines solchen Bodenfonds 
ist, dass Geldbeträge nicht als allgemeine 
Deckungsmittel in den Haushalt eingestellt 

werden und daher jederzeit zur Verfügung 
stehen. Zu Beginn ist eine Anschubfinanzie-
rung erforderlich (in Form von Geld und / 
oder Grundstücken). Mittelfristig sollte sich 
ein revolvierender Bodenfonds jedoch selbst 
tragen.

Die Einführung der doppelten Haushalts­
führung in den Kommunen („Doppik“) er-
möglicht (im Idealfall) den Kommunen einen 
vollständigen Überblick über das kommunale 
Grundstückvermögen und über die (konjunk-
turelle) Wertentwicklung der Grundstücke. 

Für die Finanzierung des Zwischenerwerbs 
außerhalb des Haushaltes gibt es verschie-
dene Organisationsformen. 

Der kommunale Eigenbetrieb gehört zu 
100% der Kommune. Er wird als rechtlich 
selbständiges Unternehmen als Sonderver-
mögen außerhalb des Haushaltes und unter 
kaufmännischen Gesichtspunkten geführt, 
ist aber dennoch eng mit der kommunalen 
Verwaltung und dem Rat verknüpft. Der Ein-
fluss der Kommune auf einen Eigenbetrieb 
ist sehr groß. 

Außerhalb des Haushaltes angesiedelt, un-
terliegt der kommunale Eigenbetrieb nicht 
den allgemeinen haushaltsrechtlichen Be-
schränkungen, was sich beispielsweise bei 
der Kreditaufnahme positiv auswirken kann. 
Die Transparenz der Einnahmen und Ausga-
ben ist durch die kaufmännische Buchfüh-
rung mit Wirtschaftsplan, Zwischenberich-
ten und Jahresabschlussberichten höher als 
innerhalb des Haushaltes.

Ähnlich sind eigenbetriebsähnliche Einrich-
tungen zu bewerten, bei denen das Eigenbe-
triebsrecht teilweise angewendet wird.

Die Eigengesellschaft und die private Ge­
sellschaft unter Beteiligung der Kommune 
sind vollständig aus der Verwaltungsstruktur 

Der Zwischenerwerb 
kann innerhalb oder 
außerhalb des kom­
munalen Haushaltes 
finanziert werden.

6	 Welche Finanzierungsmöglichkeiten gibt es für den 
Zwischenerwerb, was ist im Rahmen der Finanzierung 
zu beachten und wie kann die Kommune ihr 
wirtschaftliches Risiko minimieren?
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herausgelöst und insofern unabhängiger von 
Verwaltung und Rat. Die Geschäftsführung 
ist autonomer als die Werksleitung bei einem 
Eigenbetrieb. Die Kommune hat dennoch ei-
nen großen Einfluss auf diese Organisatio-
nen, wenn sie (wie bei der Eigengesellschaft) 
zu 100 % Gesellschafterin ist bzw. bei einer 
privaten Gesellschaft unter Beteiligung der 
Kommune zumindest eine mehrheitliche 
Beteiligung sicherstellt. Aus gesellschafts-
rechtlichen Gründen müssen aber im Zwei-
fel betriebswirtschaftliche Notwendigkeiten 
politischen Erwägungen vorgezogen werden.

Neben der Organisation der Finanzierung 
ist eine wirtschaftliche Vorgehensweise bei 
der Baulandentwicklung von Bedeutung. 
Städtebauliche Kalkulationen dienen der 
Minimierung wirtschaftlicher Risiken und 
der Optimierung des Mitteleinsatzes. Sie er-
möglichen eine Überprüfung der Wirtschaft-
lichkeit und können darüber hinaus auch zu 
einer kostenorientierten Ermittlung der An- 
und Verkaufspreise eingesetzt werden. 

Es gibt verschiedene Typen der städtebau-
lichen Kalkulation, die in Abhängigkeit von 
ihrem Einsatzbereich zu wählen sind. Die 
dynamische Investitionsrechnung verdeut-
licht die Entwicklung der Ausgaben und Ein-
nahmen im Plangebiet während der gesam-
ten Planungs- und Aufschließungsdauer. Die 
finanzielle Belastung der Kommune (insbe-
sondere auch durch Zwischenfinanzierungs-
kosten) kann für einzelne Zeitabschnitte, 
aber auch für die Gesamtmaßnahme vorab 
geschätzt werden.

Will die Kommune Ankaufs- oder Verkaufs-
preise kostenorientiert ermitteln, so bietet 
sich die residuale Bodenwertermittlung 
oder das im Prinzip ähnliche, aber mehr als 
Methode der Verkehrswertermittlung her-
anzuziehende Kalkulationsverfahren zur Be-
stimmung des Wertes von werdendem Bau-
land an. Bei diesen Verfahren werden aus-
gehend vom (bekannten) Ankaufspreis unter 
Berücksichtigung der entstehenden Kosten 

der Baulandentwicklung die wirtschaftlichen 
Verkaufspreise ermittelt oder es werden aus-
gehend von einem bekannten Verkaufspreis 
für baureifes Land unter Berücksichtigung 
der Kosten die unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten angemessenen Ankaufspreise 
ermittelt.

Zur Minimierung des wirtschaftlichen Risi-
kos für die Kommune dienen Zahlungs- und 
Verfügungsmodelle, die insbesondere die 
Zwischenfinanzierungskosten senken oder 
auch den Kauf eines Grundstückes durch 
die Kommune sichern, ihn aber erst zu ei-
nem Zeitpunkt wirksam werden lassen, bei 
dem eine Beplanung sichergestellt ist. Auch 
Alternativen zu einem Kauf von Grundstüc-
ken dienen der Senkung der finanziellen Be-
lastung der Kommune im Rahmen des Zwi-
schenerwerbs.

Die Kommune kann die Kaufpreiszahlung 
zeitlich verzögern oder eine Ratenzahlung 
vereinbaren. Sie kann auch Nachentschädi-
gungsregelungen (für den Fall der Schaffung 
von Baurecht) oder Optionsvereinbarungen 
(insbesondere notarielle Kaufangebote, die 
zeitlich verzögert angenommen werden) 
einsetzen. Möglich ist auch eine Rückgabe 
von Baugrundstücken an die ehemaligen 
Eigentümer, wobei der Wert der baureifen 
Grundstücke mit dem Ankaufspreis verrech-
net wird.

Will die Kommune ganz oder teilweise auf 
einen Kauf von Flächen verzichten und den-
noch ihre Ziele bei der Baulandentwicklung 
durchsetzen, so bieten sich private Entwick-
ler an, die den Erwerb und die Entwicklung 
der Grundstücke unter Einflussnahme der 
Kommune durchführen. Daneben sind auch 
Vollmachtsmodelle (Verkauf der Grundstüc-
ke durch die Kommune im Auftrag der Ei-
gentümer), Ankaufsvorbehalte (wobei ein 
Grunderwerb nur in bestimmten Fällen er-
folgt) oder die Vergabe von Erbbaurechten 
für private Grundstücke möglich.

Zahlungs- und Verfü­
gungsmodelle dienen 
der Minimierung des 
wirtschaftlichen Risikos 
der Kommune.
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XI  Wege des Baulandmanagements
Eine bedarfsgerechte Baulandversorgung 
ist als kommunalpolitische Pflichtaufgabe 
anzusehen.8 Es gibt unterschiedliche Mög-
lichkeiten, in einer Kommune Bauland be-
reitzustellen.9 Nicht alle Wege sind gleicher-
maßen dazu geeignet, ein zielgerichtetes 
Baulandmanagement durchzuführen und 
eine Beteiligung der Eigentümer bzw. Inve-
storen an den hiermit verbundenen Kosten 
sicherzustellen. 

Auch der rechtliche Charakter der Wege 
ist unterschiedlich, so gibt es die Wege der 
Baulandbereitstellung, die dem öffentlich-
rechtlichen Bereich zuzuordnen sind und an-
dere, die dem Privatrecht zuzuordnen sind. 
Auch Mischformen zwischen öffentlichem 
und privatem Recht sind möglich.10

8	 vgl. Meyer: Modelle der kooperativen privatwirt-
schaftlichen Baulandentwicklung und Baulandbe-
reitstellung. In: Flächenmanagement und Boden-
ordnung, 2/2000, S. 61 und Dransfeld, E.; Kiehle, W.: 
Stadtentwicklungspolitische kommunale Bodenpo-
litik im Überblick, BBSR-Forschungsvorhaben SWD 
– 10.04.04 – 12.201, Abschlussbericht 2014 (nicht 
veröffentlicht)

9	 Dransfeld, E.: Baulandmanagement und kommunale 
Grundsatzbeschlüsse, a. a. O., S. 98 ff und Dransfeld, 
E.: Wirtschaftliche Baulandbereitstellung – Städ-
tebauliche Kalkulation, VHW-Verlag, Bonn 2002. 
Vgl. auch die Arbeiten von Drixler, E.; Friesecke, 
F.; Kötter, T.; Weitkamp, A.; Weiß, D.: Kommunale 
Bodenpolitik und Baulandmodelle – Strategien für 
bezahlbaren Wohnraum? Eine vergleichende Ana-
lyse in deutschen Städten. Hrsg. von der DVW-Ge-
sellschaft für Geodäsie, Geoinformation und Land-
management e. V., Schriftenreihe des DVW, Band 
76/2014, Augsburg sowie diejenige vom Verband 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 
e. V. (Hrsg.): Mehr Bauland für bezahlbaren Woh-
nungsraum – Gute Beispiele kommunaler Boden- 
und Liegenschaftspolitik, Berlin 2016, erstellt für 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit bzw. für das „Bündnis 
für bezahlbares Wohnen und Bauen“, hier S. 11-20

10	 Zum öffentlichen Baurecht gehören die Vorschrif-
ten, die die Zulässigkeit und Grenzen, die Ordnung 
und Förderung der Nutzung von Grund und Boden 
durch bauliche Anlagen im Hinblick auf Errichtung, 
Nutzung, wesentliche Veränderung und Beseitigung 
regeln. Das Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 
ist demgemäss dem öffentlichen Recht zuzuordnen. 
Die Instrumente des im Baugesetzbuch geregel-
ten Bauplanungsrechtes, wie der Bebauungsplan, 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan und die 
Umlegung sowie die Instrumente des besonderen 
Städtebaurechts, wie die städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahme, sind dem Bereich des öffentlichen 
Rechts zuzuordnen.

Vom öffentlichen Baurecht zu unterscheiden ist das 
private Baurecht, das zivilrechtliche Rechtsbezie-
hungen, insbesondere bezüglich des Baugeschehens 
und der Nutzung des Eigentums an Grund und 

Die wesentlichen Wege der Baulandbereit-
stellung, die im Folgenden kurz dargestellt 
werden, sind:

•	 reine Angebotsplanung (Bebauungsplan)
•	 Baulandentwicklung durch private Deve-

loper
•	 städtebauliche Entwicklungsmaßnahme
•	 amtliche Umlegung
•	 freiwillige Umlegung
•	 kommunaler Zwischenerwerb

Die reine Angebotsplanung kann nur be-
dingt für ein gezieltes Baulandmanage-
ment eingesetzt werden. Die ausschließliche 
Baulandentwicklung und -bereitstellung 
durch die Aufstellung von Bebauungsplänen 
(ohne Vorhabenbezug), die Erschließung der 
Grundstücke und die Bereitstellung der er-
forderlichen Infrastruktur ohne kommunalen 
Zwischenerwerb11 trägt nicht im erforderli-
chen Umfang zu Lösung der Probleme bei, 
die auf Seiten der Kommunen vielfach be-
stehen, nämlich hohe Belastungen des kom-

Boden beinhaltet. Zum privaten Baurecht gehören 
beispielsweise die Vorschriften des BGB und die 
Nachbarschaftsgesetze der Länder.

Auch im Vertragsrecht gibt es Unterscheidungskri-
terien zwischen öffentlichem und privatem Recht. 
Öffentlich-rechtliche Verträge sind durch folgende 
Kriterien gekennzeichnet (vgl. Walker: Handbuch 
städtebauliche Verträge. Band I, materielle Darstel-
lungen, Baden-Baden, 1999, Rn. 326):

•	 Öffentlich-rechtliche Ermächtigung oder Vor-
schrift: eine Vorschrift öffentlichen Rechts er-
mächtigt den Vertrag oder schreibt ihn vor.

•	 Erfüllung durch einen Träger öffentlicher Ver-
waltung oder Ersetzung eines Hoheitsaktes: 
die vertragliche Obliegenheit kann nur durch 
einen Träger der öffentlichen Verwaltung erfüllt 
werden (Subjekttheorie) oder der Vertrag ersetzt 
einen Verwaltungsakt oder er verpflichtet den 
Verwaltungsträger zu einem öffentlich-rechtli-
chen Vertrag.

•	 Änderung des öffentlich-rechtlichen Rechts- 
oder Pflichtenkreises eines Vertragspartners: 
durch den Vertrag wird der öffentlich-rechtliche 
Rechts- oder Pflichtenkreis eines Vertragspart-
ners geändert.

Werden öffentlich-rechtlich normierte Ziele und 
Zwecke mit zivilrechtlichen Handlungsformen 
verfolgt oder sind öffentlich-rechtliche Ziele und 
Zwecke lediglich das Motiv für die Anwendung 
privatrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten, dann 
liegen privatrechtliche Verträge vor (z. B. Kauf- 
oder Tauschverträge, privatrechtliche Bodenord-
nung; vgl. Walker: a. a. O., Rn. 326).

11	 Gemeint ist hier kommunaler Zwischenerwerb über 
den Erwerb von Flächen für den öffentlichen Be-
darf hinaus.

Die bedarfsgerechte 
Baulandversorgung ist 
eine wichtige kommu­
nalpolitische Aufgabe.

III  Wege des Baulandmanagements
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munalen Haushaltes durch die Finanzierung 
der Baulandbereitstellung und mangelnde 
Realisierung des Baurechtes (Zurückhalten 
von Baugrundstücken, Spekulation durch die 
Grundstückseigentümer).

Die Kommune kann ohne eigene Grundstüc-
ke nicht in das Marktgeschehen eingreifen 
und hat auch sonst keine Einflussmöglich-
keiten auf die Realisierung des geschaffenen 
Baurechtes. Die Planverwirklichungsinstru-
mente des Baugesetzbuches, wie das Bau-
gebot (§ 176 BauGB), die im Zusammenhang 
mit dem Instrument des Bebauungsplans 
eingesetzt werden können, finden in der 
Praxis kaum Verwendung. Sie sind mit einem 
hohen Verwaltungsaufwand verbunden und 
können letztlich nicht dazu beitragen, dass 
unbebaute baureife Grundstücke in größe-
rem Umfang bebaut werden.

Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens 
können keine Regelungen zur Finanzierung 
der Entwicklungskosten getroffen werden. 
Die Kommune kann lediglich die Kosten für 
Erschließungsanlagen gem. § 127 BauGB 
erheben und diese auch nur zu 90 %. Hin-
zu kommt die Erhebung von Abgaben über 
die jeweiligen Versorgungsträger für weitere 
Anlagen, insbesondere Abwasserableitung, 
Elektrizität, Telekommunikation, Gas, Wär-
me und Wasser. Ebenfalls durch Beiträge 
der Grundstückseigentümer bzw. Investoren 
zu finanzieren sind die Kosten für die Aus-
gleichsmaßnahmen i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB, 
deren Kostenerstattung in §§ 135 a-c BauGB 
geregelt ist. Sonstige Kosten, z. B. für die so-
ziale Infrastruktur, können in einem reinen 
Bebauungsplanverfahren nicht auf die Ei-
gentümer bzw. Investoren umgelegt werden.

Die Angebotsplanung ist dem öffentlich-
rechtlichen Bereich zuzuordnen.

Bei der Entwicklung von Bauland durch 
private Developer gibt es zwei Möglichkei-
ten:

•	 Beauftragung eines Privaten, z. B. eine 
Entwicklungsgesellschaft, mit den ent-
sprechenden Aufgaben der Baulandbe-
reitstellung auf Rechnung der Kommune 
und

•	 vorhabenbezogene Baulandentwicklung 

durch einen Privaten auf eigene Rech-
nung.

In der Praxis hat die private Baulandent-
wicklung unter Minderung der finanziellen 
Beteiligung der Kommune immer mehr an 
Bedeutung gewonnen. Dabei wird das Inter-
esse der Investoren an einer zügigen Reali-
sierung der Planung genutzt. Die Initiative 
zur Planung geht hierbei i. d. R. vom priva-
ten Investor aus. 

In der Praxis werden dazu meist städtebau­
liche Verträge gem. § 11 BauGB mit dem 
Investor abgeschlossen.

Städtebauliche Verträge regeln die Zusam-
menarbeit zwischen den privaten Investoren 
und der Kommune. Es wird vor allem festge-
legt, was der Investor im Einzelnen zu leisten 
hat; hierzu gehört auch die Übernahme von 
Kosten, die bei der Entwicklung von Flächen 
entstehen. Städtebauliche Verträge dienen 
daher meist auch der finanziellen Entlastung 
der Kommunen bei der Baulandentwicklung.

Entsprechend ihrem Inhalt können folgende 
Typen städtebaulicher Verträge unterschie-
den werden:

•	 Folgekostenvertrag: Hierbei werden die 
Kosten und sonstigen Aufwendungen 
für städtebauliche Maßnahmen, die den 
Kommunen entstehen oder entstanden 
sind, von Dritten übernommen werden. 
Dazu können die Kosten für Straßen, 
Entwässerung, Grünflächen, Spielplätze, 
Kindergärten, Kläranlagen oder andere 
kommunale Einrichtungen, die mit der 
Maßnahme ursächlich in Verbindung ste-
hen, zählen. Folgekostenverträgen liegt 
der Gedanke zugrunde, dass sich der Ei-
gentümer, der durch die Planung Boden-
wertsteigerungen erhält, an diesen Infra-
strukturkosten beteiligt.

•	 Übertragung von Aufgaben an Dritte: 
Die Kommune kann mit einem städtebau-
lichen Vertrag auch Aufgaben auf Dritte 
übertragen: Zu diesen Aufgaben zählen 
z. B. die Neuordnung von Grundstücks-
verhältnissen, die Bodensanierung und 
sonstige vorbereitende Maßnahmen so-
wie die Ausarbeitung der städtebaulichen 

Die Bauleitplanung als 
reine Angebotsplanung 
bietet keine ausrei­
chenden Steuerungs- 
und Finanzierungsmög­
lichkeiten.

Städtebauliche Verträ­
ge ermöglichen die Re­
finanzierung der Kosten 
der Baulandbereitstel­
lung.
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Planungen. Auch die Verfahrensleitung 
bzw. -organisation kann übertragen wer-
den.

•	 Erschließungsvertrag: Hierin kann die 
Kommune regeln, dass die ihr obliegen-
de Aufgabe der technischen Erschließung 
auf einen Dritten übertragen wird. Ge-
genstand eines Erschließungsvertrages 
können alle Erschließungsanlagen sein. 
Der 10%ige Erschließungskostenanteil, 
den die Kommune sonst zu tragen hat, 
kann ebenfalls auf den Investor übertra-
gen werden.

Städtebauliche Verträge unterliegen grund-
sätzlichen Rechtmäßigkeitsanforderungen:

•	 Kausalität: Die Übernahme von Folgeko-
sten durch einen städtebaulichen Vertrag 
ist an den Grundsatz der unmittelbaren 
Kausalität gebunden (§ 11 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3 BauGB). Zwischen den Aufwendun-
gen der Stadt und dem Vorhaben eines 
Bauwilligen ist ein kausaler Zusammen-
hang gefordert, d. h. die Aufwendung 
entsteht als Folge des Vorhabens bzw. es 
stellt eine Voraussetzung für seine Reali-
sierung dar. Die Kostenvereinbarung zwi-
schen Kommune und Investor muss sich 
auf konkrete städtebauliche Maßnahmen, 
Anlagen und Einrichtungen beziehen. 
Die Zahlung eines pauschal geschätzten 
Geldbetrages, der die üblicherweise in 
einem Baugebiet entstehenden Kosten 
deckt, genügt den gesetzlichen Anforde-
rungen nicht.12 Es gibt jedoch auch Kom-
munen, die die Höhe der Folgekosten mit 
Hilfe von Prognosen und städtebaulichen 
Erfahrungswerten ermitteln ohne die In-
frastrukturmaßnahmen und -kosten im 
Einzelfall zu ermitteln.

•	 Angemessenheit: Die vereinbarten Lei-
stungen müssen gem. § 11 Abs. 2 Satz 1 
BauGB den gesamten Umständen nach 
angemessen sein. Insbesondere die Höhe 
der Folgekosten im Verhältnis zur gesam-
ten Investitionssumme für das Vorhaben 
ist von Bedeutung sowie auch die Wer-

12	 vgl. Deutsches Institut für Urbanistik (Difu) (Hrsg.): 
Städtebauliche Verträge – Ein Handbuch (4. Ausga-
be). Berlin 2013, S. 202

terhöhung der Grundstücke, die durch die 
Aufwendungen der Stadt herbeigeführt 
werden. Der Investor darf nicht zu stark 
belastet werden.13 Auch zu berücksich-
tigen ist, ob eine Aufwendung nicht al-
lein durch ein Vorhaben verursacht wird, 
sondern auch der Allgemeinheit zugu-
tekommt. Eine vollständige Kostenüber-
nahme durch den Investor ist in einem 
solchen Fall nicht angemessen; es ist der 
auf den Verursacher anfallende Anteil zu 
ermitteln.

•	 Koppelungsverbot: Das Koppelungsver-
bot (§ 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB) bestimmt, 
dass die Vereinbarung einer Leistung un-
zulässig ist, wenn der betroffene Investor 
auch ohne sie einen Anspruch auf Ertei-
lung der Genehmigung hätte und die Lei-
stung auch nicht als Nebenbestimmung 
gefordert werden könnte. Besteht also 
bereits Baurecht, so hat die Stadt nicht 
die Möglichkeit, die Erteilung einer Bau-
genehmigung von der Übernahme der 
Folgekosten durch den Bauwilligen ab-
hängig zu machen.14

13	 Maßgeblich für die Kausalität sind die Kosten, die 
vom Investor zu tragen sind. Wesentlich ist hierbei 
jedoch nicht die absolute Höhe der Kosten, sondern 
i. d. R. ihr Verhältnis zu den Bodenwertsteigerun-
gen, die sich aus einer (reinen) Landentwicklung 
(ohne Hochbau) ergeben. Es hat sich bisher noch 
keine eindeutige Meinung zu der Frage durch-
gesetzt, welcher Anteil der Bodenwertsteigerun-
gen nach Abzug aller Kosten beim Eigentümer 
verbleiben muss. Einzelne Autoren vertreten die 
Auffassung, dass die verlangte Kostenübernahme 
in Einzelfällen sogar höher sein kann als die Bo-
denwertsteigerung – aber wohl nur dann, wenn 
gleichzeitig neben der reinen Land- auch die Hoch-
bauentwicklung durch den Vorhabenträger über-
nommen werden soll. In München wird im Rahmen 
des „Münchener Weges der sozialgerechten Bo-
dennutzung“ ein Verzicht der Eigentümer auf zwei 
Drittel des Bodenwertzuwachses verlangt, das heißt 
ein Drittel der projektbedingten Wertzuwächse 
verbleibt beim Eigentümer (vgl. Landeshauptstadt 
München, Kommunalreferat: Die sozialgerechte 
Bodennutzung – Der Münchener Weg. München 
2010).

Andere Autoren vertreten, beruhend auf dem 
„Halbteilungsgrundsatz“ des Bundesverfassungsge-
richts, die Auffassung, dass mindestens die Hälfte 
der Bodenwertsteigerungen beim Eigentümer 
verbleiben soll (vgl. stellvertretend: Huber, P. M.: 
Der planungsbedingte Wertzuwachs als Gegenstand 
städtebaulicher Verträge. Schriften zum öffentli-
chen Recht, Band 675, Berlin 1995).

14	 vgl. Hellriegel, M.; Teichmann, L.: Sozialgerech-
te Bodennutzung (SoBoN) - Voraussetzung und 
Grenzen für städtebauliche Verträge zwischen 
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Die Umsetzung der Planung durch private 
Developer erfolgt teilweise auch mittels ei-
nes vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
nach § 12 BauGB. 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ist 
keine reine Angebotsplanung; er stellt ein 
Kooperationsmodell zwischen Kommune 
und Investor dar. Ziel ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Grundlagen für ein be-
stimmtes Vorhaben, das der Investor reali-
sieren will. Der Plan zur Durchführung der 
Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen 
(= Vorhaben- und Erschließungsplan) wird 
zwischen Vorhabenträger und Kommune ab-
gestimmt.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan stellt 
keine gesonderte Satzung neben dem Be-
bauungsplan dar, sondern einen Unterfall. 
Er unterscheidet sich vom Bebauungsplan in 
mehrfacher Hinsicht, z. B. dahingehend, dass 
keine Bindung an die Festsetzungen nach § 9 
BauGB und BauNVO bestehen muss. Wesent-
lich ist, dass die Initiative zur Schaffung von 
Baurecht vom Investor ausgeht. Er erarbeitet 
die städtebauliche Planung und verpflichtet 
sich in einem Durchführungsvertrag dazu, 
die Planung zu realisieren und die Erschlie-
ßungs- und Planungskosten zu tragen.15

Die Kommune wird beim vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan entlastet und gleichzei-
tig wird die Privatinitiative bei der Bauland-
bereitstellung gestärkt. Hoheitliche Aufga-
ben darf die Kommune jedoch nicht auf den 
Investor übertragen.

Neben dem Vorhaben- und Erschließungs-
plan, der die Planung (ähnlich einem Bebau-
ungsplan mit Bestimmung von Art und Maß 
der baulichen Nutzung, Erschließung etc.) in 
Abstimmung mit der Kommune festlegt, ist 
der Durchführungsvertrag ein wesentliches 
Element des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes. Hierin verpflichtet sich der Vor-
habenträger zur Durchführung der Vorha-
ben- und Erschließungsmaßnahmen inner-

Plangebern und Bauherren. In Baurecht (BauR), 45. 
Jahrgang 2014, Werner Verlag, Köln 2014, S. 196

15	 vgl. auch Krautzberger in Battis / Krautzberger / 
Löhr: BauGB. 13. Auflage, München, 2016, § 12 
Rn. 3

halb festgesetzter Fristen sowie zur Tragung 
der Kosten für Planung und Erschließung. 
Werden die Fristen nicht wie vereinbart ein-
gehalten, wird das geschaffene Planungs-
recht an die Kommune „zurückgegeben“.

Beim Durchführungsvertrag, der die Reali-
sierung (und Finanzierung) des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes regelt, handelt 
es sich um einen öffentlich-rechtlichen Ver-
trag; er stellt insoweit einen städtebaulichen 
Vertrag i. S. d. § 11 Abs. 4 BauGB dar.16

Die Städtebauliche Entwicklungsmaßnah­
me dient der zügigen Baulandbereitstellung 
für Wohnen, Gewerbe und Gemeinbedarf-
seinrichtungen. Als Weg des Besonderen 
Städtebaurechts unterliegt die Entwick-
lungsmaßnahme spezifischen Anwendungs-
voraussetzungen (§ 165 Abs. 3 BauGB):

•	 Das Wohl der Allgemeinheit erfordert die 
Durchführung (insbesondere zur Deckung 
eines erhöhten Bedarfs an Wohn- und 
Arbeitsstätten, zur Errichtung von Ge-
meinbedarfs- oder Folgeeinrichtungen 
oder zur Wiedernutzung brachliegender 
Flächen).

•	 Die Ziele und Zwecke können nicht durch 
städtebauliche Verträge erreicht werden 
oder die Grundstückseigentümer sind 
nicht bereit, ihre Grundstücke zum An-
fangswert zu veräußern.

•	 Die zügige Durchführung der Maßnahme 
soll gewährleistet sein.

Ein Einsatz dieses Weges kommt daher nur in 
besonderen Fällen in Frage und ist zur konti-
nuierlichen langfristigen Baulandbereitstel-
lung nicht geeignet. Die Entwicklungsmaß-
nahme dient neben der koordinierten und 
zielgerichteten Planung und deren Realisie-
rung vor allem auch der Finanzierung der 
kommunalen Entwicklungskosten.

Die Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
ist eine Form des hoheitlichen kommuna-
len Zwischenerwerbs; die Kommune soll die 
Grundstücke im Entwicklungsbereich gem. 
§ 166 Abs. 1 BauGB erwerben. Hiervon kann 
u. a. abgesehen werden, wenn sich der Ei-

16	 Krautzberger in Battis / Krautzberger / Löhr, a. a. O., 
§ 12, Rn. 13

Der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan kann 
dazu beitragen, die 
Kommune zu entlasten.

Die städtebauliche Ent­
wicklungsmaßnahme 
trägt zur Refinanzie­
rung der Kosten bei, 
erfordert jedoch die 
Erfüllung spezifischer 
Anwendungsvorausset­
zungen.
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gentümer zur Nutzung des Grundstücks ent-
sprechend den Zielen und Zwecken der Ent-
wicklungsmaßnahme in angemessener Frist 
vertraglich verpflichtet (§ 166 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 2 BauGB).

Die Kommune hat einen Einfluss auf die Rea-
lisierung der Planung, d. h. die Bebauung 
der Grundstücke. Gem. § 169 Abs. 6 BauGB 
soll die Kommune die Grundstücke an solche 
Bauwillige veräußern, die sich verpflichten, 
die Grundstücke innerhalb einer angemesse-
nen Frist zu bebauen. Die Einhaltung solcher 
Fristen kann im Grundbuch gesichert werden.

Die Baulandbereitstellung wird durch die 
Abschöpfung der Differenz zwischen dem 
Bodenwert vor Beginn der Maßnahme (An-
fangswert) und dem Bodenwert nach der 
rechtlichen und tatsächlichen Neuordnung 
(Neuordnungswert) zumindest teilweise fi-
nanziert.17 Dies gilt unabhängig davon, ob 
die Kommune die Grundstücke (zum An-
fangswert) erwirbt und zum (Neuordnungs-
wert) veräußert, oder ob sie die Differenz in 
Form eines Ausgleichsbetrages vom Grund-
stückseigentümer fordert.

Eine Kostenbeteiligung des Eigentümers im 
eigentlichen Sinne erfolgt nicht. Die Erhe-
bung von Erschließungskosten nach BauGB 
und von Kosten für Ausgleichsmaßnahmen 
gem. § 1a Abs. 3 BauGB sind im Entwick-
lungsbereich nicht möglich (§ 169 Abs. 1 
Nr. 7 i. V. m. § 154 Abs. 1 BauGB). Beiträge 
für Erschließungsanlagen nach Kommunal-
abgabengesetz (KAG) können dagegen von 
den Eigentümern gefordert werden. Den-
noch werden die Eigentümer (indirekt) über 
die Abschöpfung der planungsbedingten 
Bodenwertsteigerung an den Kosten betei-
ligt und zwar bis zu 100 % der Bodenwert-
steigerung (wenn die Entwicklungskosten 
entsprechend hoch sind)18 (vgl. auch Abb. 5).

Eine Beteiligung der Eigentümer an der 
Wertsteigerung ist im Gesetz nur für den Fall 
vorgesehen, dass die Wertsteigerung die Ko-
sten übersteigt, denn eine Gewinnerzielung 

17	 Gem. § 171 Abs. 1 Satz 2 BauGB ist die Abschöp-
fung aber auf die Höhe der durch die Entwick-
lungsmaßnahme verursachten Kosten begrenzt.

18	 vgl. hierzu jedoch die vorherige Fußnote

der Kommune ist in jedem Fall ausgeschlos-
sen: Wenn die entwicklungsbedingten Wert-
steigerungen höher sind als die Kosten der 
Entwicklungsmaßnahme, so sind die Über-
schüsse an die Eigentümer zu verteilen, wo-
bei die Eigentumsverhältnisse zum Zeitpunkt 
der Bekanntmachung der Entwicklungssat-
zung maßgeblich sind (§ 171 Abs. 1 Satz 2 i. 
V. m. § 156a BauGB). Eine Unterdeckung der 
Kosten, d. h. wenn die Kosten die Differenz 
zwischen Anfangs- und Neuordnungswert 
überschreiten, ist von der Kommune auszu-
gleichen.

Bei der Entwicklungsmaßnahme ist eine 
Abwendungsvereinbarung zwischen der 
Kommune und dem Eigentümer möglich. 
Ist (rechtlich und tatsächlich) sichergestellt, 
dass die Ziele und Zwecke der Maßnahme 
durch den Eigentümer erreicht werden und 
dieser die erforderlichen Ordnungsmaßnah-
men selbst durchführt, so muss die Entwick-
lungsmaßnahme nicht zu Ende geführt wer-
den, sondern kann (vorzeitig) aufgehoben 
werden. Die erforderlichen Regelungen (v. a. 
hinsichtlich der Kostenbeteiligung) können 
dann im Rahmen von städtebaulichen Ver-
trägen nach § 11 BauGB getroffen werden.

Diese Möglichkeit wird in der Praxis häufig 
angewendet, da die Erfüllung der Anwen-
dungsvoraussetzungen vielfach schwierig ist. 

Bei der Städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahme handelt es sich um einen öffentlich-
rechtlichen Weg der Baulandbereitstellung.

Abb. 5:	 	Abschöpfungsmodell 
entwicklungsbedingter 
Bodenwerterhöhungen
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Die amtliche Umlegung ist ein gesetzlich 
geregeltes, förmliches und mit gesetzlichen 
Zwangsmitteln versehenes Grundstück-
stauschverfahren mit dem Zweck der Reali-
sierung der Planung. Die Umlegung dient der 
Neuordnung von bebauten und unbebauten 
Grundstücken, so dass nach Lage, Form und 
Größe für die Bebauung oder sonstige Nut-
zung zweckmäßig gestaltete Grundstücke 
entstehen (§ 45 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Eine 
Umlegung kann im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplans (§ 30 BauGB) und innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortstei-
le (§ 34 BauGB) durchgeführt werden. Das 
Umlegungsverfahren kann gem. § 45 Abs. 2 
BauGB auch dann eingeleitet werden, wenn 
noch kein Bebauungsplan aufgestellt ist.

Die amtliche Umlegung führt dazu, dass die 
Baulandbereitstellung zügig durchgeführt 
werden kann, wenn das Umlegungsverfah-
ren parallel zum Bebauungsplanverfahren 
durchgeführt wird und hierdurch eine zeit-
nahe Neuordnung der Grundstücksverhält-
nisse und die Bereitstellung der Erschlie-
ßungsflächen erreicht wird. Darüber hinaus 
hat die Kommune jedoch nur einen begrenz-
ten Einfluss auf die Realisierung der Pla-
nung. Der Umlegungsausschuss kann schon 
bei der Zuteilung von Grundstücken im Um-
legungsplan auf Antrag der Kommune ein 
Baugebot aussprechen. Allerdings müssen 
die hierfür erforderlichen Voraussetzungen 
gem. §§ 175-178 BauGB im Einzelnen nach-
gewiesen werden. Allgemeine Voraussetzung 
für die Anordnung eines städtebaulichen 
Gebotes ist die Erforderlichkeit der alsbaldi-
gen Durchführung der Maßnahme aus städ-
tebaulichen Gründen (§ 175 Abs. 2 BauGB). 
Der Nachweis dieser Voraussetzung ist im 
Rahmen eines Umlegungsverfahrens leichter 
als bei einem reinen Bebauungsplanverfah-
ren, da die Umlegung nur angeordnet wird, 
um einen Bebauungsplan zu vollziehen.19

Die (teilweise) Finanzierung der Bauland-
bereitstellung spielt beim Umlegungsver-
fahren eine wichtige Rolle. Es wird bei der 
Wertumlegung (die heute die Regel ist) aber 
nicht die planungsbedingte Wertsteigerung, 
sondern die umlegungsbedingte Wertsteige-

19	 vgl. Dieterich, H.: Baulandumlegung. 5. Auflage, 
München, 2006, Rn. 307-308

rung von der Kommune abgeschöpft, d. h. 
im Regelfall die Differenz zwischen dem 
Rohbaulandwert (als Einwurfswert) und dem 
Baulandwert (als Zuteilungswert). Auszuge-
hen ist hierbei i. d. R. vom teilweise erschlie-
ßungsbeitragspflichtigen Baulandwert, d. h., 
Erschließungsbeiträge sind insoweit vom 
Grundstückseigentümer zu zahlen, wie sie 
die Baukosten für die Erschließungsanlagen 
betreffen. Die Kosten für die erforderlichen 
Flächen fallen dagegen nicht mehr an, da 
diese bereits im Rahmen des Umlegungsver-
fahrens ausgeschieden wurden. 

Die umlegungsbedingten Wertsteigerungen, 
die von der Kommune abgeschöpft werden 
können, können dazu führen, dass der Kom-
mune im Rahmen der Umlegung in gewis-
sem Umfang Bauland zur Verfügung gestellt 
wird.

In den letzten Jahren hat – gerade auch vor 
dem Hintergrund verstärkter Anstrengungen 
zur Mobilisierung von Innenentwicklungs-
maßnahmen – die vereinfachte Umlegung 
gemäß §§ 80-84 BauGB größere Bedeutung 
erlangt. Insbesondere bei wenigen Grund-
stücken, die unmittelbar aneinandergrenzen 
oder in enger Nachbarschaft liegen, bewährt 
sie sich zunehmend, nicht zuletzt gefördert 
durch gewisse Verfahrenserleichterungen 
gegenüber der amtlichen Umlegung i. S. v. 
§§ 45 ff. BauGB.20

Bei der amtlichen Umlegung und der verein-
fachten Umlegung handelt es sich um einen 
öffentlich-rechtlichen Weg der Baulandbe-
reitstellung.

Die freiwillige Umlegung hat grundsätzli-
chen dieselben Zielsetzungen wie das amt-
liche Verfahren: die Schaffung bebaubarer 
Grundstücke. Voraussetzung für die Durch-
führung einer freiwilligen Umlegung ist – im 
Gegensatz zum amtlichen Verfahren – das 
freiwillige Mitwirken aller Beteiligten. Ho-
heitliche Zwangsmittel gibt es nicht.

Die Zulässigkeit ist in § 11 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
geregelt; die freiwillige Umlegung ist dem-

20	 vgl. Dransfeld, E.; Han-Meyer, B.: Umlegung im 
Innenbereich – Expertise. Hrsg. vom Forum Bau-
landmanagement NRW, Dortmund, 2015, S. 16 ff.

Die amtliche Umlegung 
trägt zur Verfahrens­
beschleunigung bei der 
Planung bei und er­
möglicht eine (teilwei­
se) Refinanzierung der 
Kosten.

Die freiwillige Umle­
gung ermöglicht viel­
fältige Regelungen zur 
Realisierung und Finan­
zierung der Planung.
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nach ein städtebaulicher Vertag. Hiernach 
kann insbesondere auch die (privatrechtliche 
oder öffentlich-rechtliche) Neuordnung der 
Grundstücksverhältnisse in einem städte-
baulichen Vertrag geregelt werden.

Im Zuge einer freiwilligen Umlegung lassen 
sich Regelungen vereinbaren, die über die 
Möglichkeiten des amtlichen Verfahrens hin-
ausgehen. Freiwillige Umlegungen werden 
als Mittel der Bodenpolitik eingesetzt, um 
z. B. Flächen für größere kommunale Vorha-
ben oder für den sozialen Wohnungsbau zu 
erhalten.21 Es können vielfältige vertragliche 
Regelungen vereinbart werden, z. B. Bauver-
pflichtungen, um die Realisierung der Pla-
nung innerhalb eines bestimmten Zeitrau-
mes zu gewährleisten oder auch die Über-
nahme der Folgekosten. Die Kommune kann 
somit ohne direkten Zwischenerwerb über 
die Erschließungs- und Grünflächen hinaus 
auch in den Besitz von Baugrundstücken im 
künftigen Baugebiet kommen, um so be-
stimmte Projekte realisieren zu können, die 
Förderung bestimmter Bevölkerungsgruppen 
zu betreiben oder auch um die Kosten der 
Baulandbereitstellung durch den Grund-
stücksverkauf finanzieren zu können.

Die freiwillige Umlegungsverträge bedienen 
sich weitgehend privatrechtlicher Gestal-
tungsmittel, möglich sind jedoch auch öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarungen (städte-
bauliche Verträge nach § 11 BauGB).22 Städ-
tebauliche Verträge sind zwar im Regelfall 
öffentlich-rechtliche Verträge, können aber 
auch privatrechtliche Verträge sein.23

Der kommunale Zwischenerwerb ist da-
durch gekennzeichnet, dass die Kommune 
entweder in einem zur Bebauung anstehen-
den Bereich die Grundstücke vollständig oder 
teilweise kauft, bis zur Baureife entwickelt 
und an Bauwillige verkauft (kurz- und mit-
telfristige Bodenvorratspolitik).24 Zwischen-
erwerb kann aber auch (projektunabhängig) 

21	 vgl. Dieterich, H.: Baulandumlegung. a. a. O., 
Rn. 466

22	 Dieterich, H.: a. a. O., Rn. 469
23	 Walker, G.: Handbuch städtebauliche Verträge. 

Band I, materielle Darstellung, Baden-Baden, 1999, 
Rn. 325

24	  vgl. zur Definition der Bodenvorratspolitik auch 
Kapitel IV 3.1.1

im Sinne einer allgemeinen (langfristigen) 
Bodenvorratspolitik betrieben werden.

Beim projektbezogenen (kurz- bis mittelfri-
stig ausgerichteten) Zwischenerwerb geht es 
darum, die Grundstücke in einem Plangebiet 
vollständig oder zumindest zum überwie-
genden Teil zu erwerben, um aus der Diffe-
renz zwischen An- und Verkaufspreis die Ko-
sten der Baulandbereitstellung zu finanzie-
ren und ggf. auch bestimmte Bevölkerungs-
gruppen (z. B. Familien mit geringeren Ein-
kommen oder Einheimische) bei der Grund-
stücksvergabe zu bevorzugen. Darüber hin-
aus hat die Kommune beim Zwischenerwerb 
auch die Möglichkeiten, die Realisierung der 
Planung innerhalb eines bestimmten Zeit-
raumes durch Baufristen zu sichern. Die an-
zukaufenden Flächen sind in der Regel zu-
mindest im Flächennutzungsplan als Bauflä-
chen dargestellt (die folgende Abbildung 
zeigt die Entwicklungsstufen des Bodens 
vom reinen Agrarland bis zum baureifen 
Land, die mit Wertsteigerungen verbunden 
sind).

Beim langfristig ausgelegten Zwischener-
werb orientiert sich der Ankauf von Flächen 
nicht an einer konkreten Planung. Häufig 
handelt es sich auch nicht um Flächen, die 
im Flächennutzungsplan als Bauflächen dar-
gestellt sind. Viele Kommunen erwerben 
nicht nur potenzielle Bauflächen, sondern 
auch landwirtschaftliche Flächen als Tausch-
land oder geeignete Flächen für Ausgleichs-

Abb. 6:	 Entwicklungsstufen des 
Bodens

Der Zwischenerwerb er­
möglicht der Kommune 
einen weitgehenden 
Einfluss auf die Reali­
sierung und Finanzie­
rung der Planung.
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maßnahmen i. S. d. § 1a BauGB. Der Einfluss 
der Kommune im Hinblick auf die Finanzie-
rung der Folgekosten der Baulandbereitstel-
lung und auf die Realisierung der Planung ist 
ebenso wie beim kurz- bis mittelfristigen 
Zwischenerwerb gegeben.

Beim Zwischenerwerb gibt es unterschiedli-
che Modelle, die sich auf die Beteiligung der 

Eigentümer an der Wertschöpfung beziehen 
oder auch die Finanzierung inner- oder au-
ßerhalb des kommunalen Haushaltes. Zum 
Zwischenerwerb zu rechnen sind beispiels-
weise auch Modelle, die auf einen Kauf der 
Grundstücke verzichten und stattdessen mit 
Verfügungsoptionen arbeiten (siehe hierzu 
Kapitel IV 2).

Weg der Baulandbereitstellung Möglichkeit der 
Kostenbeteiligung

Einfluss auf die 
Realisierung der 

Planung

Rechtlicher  
Charakter

reine Angebotsplanung - - öffentlich-rechtlich

private Developer 
(städtebauliche Verträge, vorhabenbezogener Bebauungsplan)

+ + öffentlich-rechtlich

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme + + öffentlich-rechtlich

Amtliche Umlegung 0 0 öffentlich-rechtlich

Freiwillige Umlegung + + öffentlich-rechtlich, 
privatrechtlich

Kommunaler Zwischenerwerb + + privatrechtlich

Zeichenerklärung:	 +  gegeben	 0  eingeschränkt gegeben	 -  nicht gegeben

Tab. 1:	 Wege der Baulandbereit-
stellung: Kostenbetei-
ligung der Eigentümer, 
Realisierung der Planung 
und Rechtscharakter

Re
fin

an
zi

e­
ru

ng
sw

eg
e Städtebauliche Infrastruktur

Modelle der
Baulandbereitstellung

I II III IV

Verkehrsanlagen 
(BauGB)

Technische Ver- und 
Entsorgungsanlagen 

(KAG)

Ökologische Aus-
gleichsmaßnahmen 

(BauGB)

Folgeeinrichtungen 
und nicht umlage-
fähige Maßnahmen

A

Erschließungsbei-
träge (§ 127 i. V. m. 
§ 129 BauGB, nach 
kommunaler Sat-

zung)

Beiträge und 
Gebühren nach 
Landeskommu-

nalabgabengesetz 
und kommunaler 

Satzung

Kostenerstat-
tungsbeiträge 

nach §§ 135a ff. 
und kommunaler 

Satzung

allgemeiner Haus-
halt und / oder 
Förderungen Angebots-

planung
Typ I

Typ VII

B sämtliche Kosten werden im Verkaufspreis eingerechnet
Kommunaler

Zwischenerwerb 
(Privatrecht)

Typ II
(Typ III)*
Typ IV
Typ V

C1 sämtliche Kosten werden über städtebauliche Verträge refinanziert

„Deve-
loper“-Entwick-

lung

Typ VI
Typ VIII

C2 Kosten  werden über Erschließungsvertrag / städtebaulichen 
Vertrag finanziert

Kosten werden 
über allgemeinen 

Haushalt und / oder 
über Förderungen 

finanziert
* Die Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme (Typ III) ist als Sonderfall zu sehen.

Tab. 2:	 Refinanzierungswege der 
Baulandbereitstellung
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An der grundsätzlichen Zulässigkeit des Zwi-
schenerwerbs durch die Kommune bestehen 
keine grundsätzlichen Zweifel,25 auch wenn 
es bisweilen durchaus kritische Stimmen 
gibt, die darauf hinweisen, dass sich hier 
die Kommune in einer (verfassungsrechtlich 
gewollten und im Sinne der Daseinsvorsor-
ge auch erforderlichen) Monopolsituation 
gegenüber den Eigentümer befindet, die sie 
nicht in unzulässiger Art und Weise ausnut-
zen darf. Hier sind insbesondere das bereits 
geschilderte Kopplungsverbot und der Nach-
weis der Angemessenheit zu beachten.26

25	 Forschungsgruppe Stadt + Dorf: Baulandbereit-
stellung - Bodenpolitische Grundsatzbeschlüsse - 
Fallstudien, Dokumentation, Anwendungshinweise. 
Endbericht, erarbeitet im Auftrag des Bundesmini-
steriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, 
Berlin, 2001, S. 23

26	 vgl. Hellriegel, M.; Teichmann, L.: Sozialgerech-
te Bodennutzung (SoBoN) - Voraussetzung und 
Grenzen für städtebauliche Verträge zwischen 
Plangebern und Bauherren. In: Baurecht (BauR), 45. 
Jahrgang 2014, Werner Verlag, Köln 2014, S. 196

Tab. 1 fasst die verschiedenen Wege der 
Baulandbereitstellung und ihre Eignung im 
Hinblick auf die Beteiligung der Eigentümer 
bzw. Investoren an den Kosten der Bauland-
bereitstellung über die Erschließungskosten 
hinaus sowie ihre Eignung im Hinblick auf 
eine Realisierung der Planung (d. h. den Ein-
fluss der Kommune auf eine Bebauung der 
Grundstücke) sowie den rechtlichen Charak-
ter der Wege zusammen.

Tab. 2 zeigt die Refinanzierungswege der 
städtebaulichen Infrastruktur bei den ver-
schiedenen Wegen der Baulandbereitstel-
lung.27

27	 vgl. Dransfeld: Baulandmanagement und kommu-
nale Grundsatzbeschlüsse. a. a. O., S. 102
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XII  Der Zwischenerwerb als Weg des Bauland-
managements

1  Ziele des Zwischenerwerbs

Der kommunale Zwischenerwerb ist durch 
die Bodenbevorratung auf Seiten der Kom-
mune gekennzeichnet, sei es eine kurz-, mit-
tel- oder langfristige Bodenvorratspolitik. 

Wenn die Kommune Grundbesitz hat, kann 
sie vielfältigen Einfluss im Hinblick auf so-
zialpolitische, städtebauliche, ökologische 
und fiskalische / finanzielle Zielsetzungen 
nehmen. Welche Zielsetzungen mit dem 
Zwischenerwerb verfolgt werden, zeigt Abb. 
7 im Überblick.

Städtebauliche Zielsetzungen, die im Rah-
men einer kommunalen Bodenvorratspoli-
tik erreicht werden können, betreffen die 
Realisierung, Sicherung und Steuerung der 
Stadtentwicklung, wobei die Eingriffs- und 
Steuerungsmöglichkeiten bei kommunalem 
Grundbesitz deutlich besser sind als bei einer 
reinen Angebotsplanung.

Einerseits kann eine bessere Steuerung 
der Stadtentwicklung erfolgen, indem die 
Grundstücke an den (aus stadtentwicklungs-
politischer Hinsicht) geeigneten Standorten 
von der Kommune zur Verfügung gestellt 
werden. Hat die Kommune keinen Grund-
besitz, hat sie nur einen geringen Einfluss 
darauf, ob, in welchem Zeitraum und in wel-
chem Umfang ihre Planung tatsächlich rea-
lisiert wird. Kommunale Grundstücke werden 
häufig mit einer Bauverpflichtung innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes verkauft, so 
dass hierdurch die Realisierung der Planung 
gewährleistet werden kann.

Darüber hinaus hat die Kommune bei eige-
nem Grundbesitz auch die Möglichkeit, Ge-
meinbedarfsflächen zu sichern, d. h. Flächen, 
die für Schulen, Kindergärten, Sportanla-
gen, öffentliche Grünanlagen etc. benötigt 
werden, befinden sich bestenfalls bereits 
im Eigentum der Kommune und müssen bei 
Bedarf nicht zeitraubend und ggf. teuer ge-
kauft werden.

Im Rahmen des Zwischenerwerbs hat die 
Kommune einen erheblichen Einfluss auf die 
Grundstücksvergabe, auch in Bezug auf Bau-

träger. Gestalterische und architektonische 
Zielsetzungen können hierbei durch gezielte 
Bauträgerauswahl durchgesetzt werden.

Wenn eine Kommune Bodenvorratspoli-
tik betreibt, kann sie auch sozialpolitische 
Zielsetzungen verfolgen. In erster Linie geht 
es hierbei um einen dämpfenden Einfluss auf 
die Grundstückspreise. Verkauft die Kom-
mune ihre Grundstücke zu angemessenen, 
moderaten Preisen, die unterhalb der Grund-
stückspreise auf dem freien Markt liegen, so 
hat dies eine preisdämpfende Wirkung, zu-
mindest, wenn die Nachfrage nicht deutlich 
über dem Angebot liegt. Im Einzelfall kann 
ein starker Nachfrageüberhang dazu füh-
ren, dass innerhalb eines Gemeindegebietes 
räumlich begrenzt die Grundstückspreise 
sinken, nämlich dort, wo die Kommune in 
Konkurrenz zu den Privaten als Verkäufer 
am Grundstücksmarkt teilnimmt, während 
in anderen Teilen des Gemeindegebietes die 
Preise aufgrund der fehlenden Konkurrenz 
unverändert bleiben.

Hat die Kommune Grundstücke in ausrei-
chender Anzahl im gesamten Gemeindege-

Abb. 7:	 Zielsetzungen des 
kommunalen Zwischen
erwerbs

Städtebauliche Ziel­
setzungen können die 
Realisierung, Sicherung 
und Steuerung der 
Stadtentwicklung be­
treffen.

IV  Der Zwischenerwerb als Weg des 
Baulandmanagements

1	 Ziele des Zwischenerwerbs
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biet zur Verfügung, kann sich insgesamt eine 
preisdämpfende Wirkung auf dem Grund-
stücksmarkt einstellen. Aber auch hier gilt: 
wenn ein deutlicher Nachfrageüberhang 
besteht, kann es zu einer „Spaltung“ des 
Grundstücksmarktes in einen kommunalen 
und einen privaten Markt kommen, wobei 
der private Markt durch ein höheres Preisni-
veau gekennzeichnet ist.

Die Förderung des Wohneigentums be-
stimmter Bevölkerungsgruppen – seien es 
Einheimische oder Familien – ist eine Ziel-
setzung, die von vielen Kommunen verfolgt 
wird, insbesondere, wenn sie durch einen 
Rückgang der Bevölkerung durch Abwan-
derung ins Umland gekennzeichnet sind. Die 
Förderung muss sich dabei nicht unbedingt 
auf sozial schwächere Gruppen beschränken; 
es gibt Kommunen, die durchaus auch Bau-
land für „Besserverdienende“ bereitstellen, 
obwohl hier nicht die Förderung über den 
Grundstückspreis erforderlich ist, sondern 
es vielmehr um die Flächenverfügbarkeit in 
qualitativ hochwertigen Wohnlagen gehen 
kann.

Die Förderung des Wohnraums für Nachfra-
gegruppen mit besonderem Wohnraumbe-
darf (früher sozialer Wohnungsbau) ist über 
kommunalen Zwischenerwerb besonders gut 
möglich. Die Verpflichtung, ein bestimmtes 
festes Quorum (z. B. 30 %) an „Sozialwoh-
nungen“ zur realisieren, ist auf gemeinde-
eigenen Grundstücken im Sinne einer ge-
meindlichen Selbstverpflichtung sehr gut 
gewährleistet. Auch die besondere Berück-
sichtigung gemeinschaftlicher Wohnprojek-
te, ein zunehmend wichtiger werdendes Feld 
der lokalen Wohnungspolitik, gelingt beson-
ders gut über kommunalen Zwischenerwerb. 

Möchte die Kommune langfristige Stadtent-
wicklungsoptionen generieren, ist die Verga-
be im Erbbaurecht ein richtiger Weg; ohne 
vorherigen kommunalen Grunderwerb ist 
gleichwohl eine Vergabe im Erbbaurecht von 
vornherein unmöglich. Die Förderung von 
Erbbaurechtslösungen setzt insofern kom-
munalen Zwischenerwerb voraus. 

Die Steuerung der Bevölkerungsentwicklung 
hängt auch eng mit den fiskalischen und 
finanziellen Zielsetzungen der Kommune 

zusammen. Mit Bevölkerungsverlusten sind 
für die Kommunen auch Einnahmeverluste 
verbunden (Anteil an der Einkommensteu-
er, Schlüsselzuweisungen etc.). Gleichzeitig 
muss weiterhin eine Infrastruktur zur Ver-
fügung gestellt werden, deren Kosten trotz 
eines Bevölkerungsrückgangs nicht im glei-
chen Maße sinken wie die Einnahmeverluste.

Im Rahmen des Zwischenerwerbs kann au-
ßerdem der kommunale Haushalt dadurch 
entlastet werden, dass die Kosten der Bau-
landbereitstellung von den Planungskosten 
über die (nicht beitragsfähigen) Erschlie-
ßungskosten bis hin zu den Kosten für die 
soziale Infrastruktur über die Differenz 
zwischen dem An- und dem Verkaufspreis 
finanziert werden können. Ob allerdings 
eine einhundertprozentige Refinanzierung 
dieser Kosten möglich ist, hängt zunächst 
vom Ankaufszeitpunkt ab: Je frühzeitiger 
die Flächen angekauft werden, desto nied-
riger liegt der Preis und desto höher ist der 
Spielraum zur Finanzierung der Bereitstel-
lungs- und Entwicklungskosten (trotz höhe-
rer Zwischenfinanzierungskosten durch eine 
Flächenvorhaltung über längere Zeit). 

Darüber hinaus spielt aber auch das örtliche 
Bodenpreisniveau eine wesentliche Rolle: Ist 
die Wertspanne zwischen der Qualität zum 
Ankaufszeitpunkt (i. d. R. wohl „Bauerwar-
tungsland“) und dem Verkaufspreis der Bau-
grundstücke zu gering, kann ggf. keine voll-
ständige Refinanzierung der Kosten erreicht 
werden. In jedem Fall ist jedoch ein größerer 
Teil der Kosten gedeckt, als dies bei einer 
reinen Angebotsplanung über einen Bebau-
ungsplan möglich ist.

Nicht zuletzt können mit der kommunalen 
Bodenvorratspolitik auch ökologische Ziele 
erreicht werden. Eine vorausschauende Bo-
denvorratspolitik trägt dazu bei, dass Flä-
chen für Ausgleichsmaßnahmen i. S. d. § 1a 
Abs. 3 BauGB frühzeitig und an – aus ökolo-
gischer Sicht – sinnvoller Stelle und zu einem 
günstigen Preis erworben werden. Es trägt 
nicht zuletzt wiederum zur Verbilligung des 
Bauens bei, wenn die Kosten für Ausgleichs-
maßnahmen insgesamt dann niedriger aus-
fallen, wenn die Kosten des Flächenerwerbs 
vergleichsweise gering sind. Zudem kann 
eine sinnvolle Freiflächensicherung der öko-

Mit der Dämpfung des 
Bodenpreisniveaus wer­
den vor allem sozialpo­
litische Zielsetzungen 
erreicht.

Die Steuerung der Be­
völkerungsentwicklung 
hängt eng mit fiskali­
schen und finanziellen 
Zielsetzungen zusam­
men.

Kommunaler Zwischen­
erwerb und Bodenvor­
ratspolitik tragen zur 
Erfüllung ökologischer 
Ziele bei.
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logisch höherwertigen Flächen bzw. der auf-
grund ihrer Lage für einen Freiraumverbund 
geeigneten Flächen betrieben werden.

Ökologische Baustandards (z. B. Passivhaus-
standard) können gezielt über den Verkaufs-
preis gefördert werden, wenn die Kommune 
die Grundstücke verkauft.

2  Formen des Zwischenerwerbs

Der kommunale Zwischenerwerb lässt viel 
Spielraum für die Ausführung und die Re-
gelungen im Detail. Es lassen sich daher 
verschiedene Formen des Zwischenerwerbs 
unterscheiden.

Die verschiedenen Formen des Zwischener-
werbs lassen sich anhand ihrer Verwendung 
in der Praxis nach der Beteiligung der Eigen-
tümer an der Wertschöpfung sowie der Ver-
wendung weiterer Vorgehensweisen im Rah-
men des Zwischenerwerbs differenzieren. 
Hinsichtlich des Zeitpunktes für den Ankauf 
(frühzeitig oder erst kurz vor Beginn der Pla-
nung), der Form des Ankaufes (direkter Kauf, 
Optionskäufe oder Vollmachtsmodelle), der 
späteren Vergabe der Baugrundstücke und 
des Verkaufspreises gibt es dagegen sehr un-
terschiedliche Regelungsmöglichkeiten. Dies 
ist nicht an die Form bzw. das Modell des 
Zwischenerwerbs gebunden.

Im Wesentlichen gibt es folgende Formen 
des Zwischenerwerbs:28

•	 Zwischenerwerb ohne Bindung und ohne 
Beteiligung der Eigentümer an der Wert-
schöpfung

•	 Zwischenerwerb im Rahmen einer städte-
baulichen Entwicklungsmaßnahme

•	 Zwischenerwerb mit Beteiligung der Ei-
gentümer an der Wertschöpfung

•	 Zwischenerwerb in Kombination mit an-
deren Wegen (städtebaulicher Vertrag, 
Umlegung)

28	 Die Zwischenerwerbsmodelle 1-3 sind detailliert 
dargestellt in: Institut für Bodenmanagement: 
Leitfaden Wohnbaulandbereitstellung. Hrsg. von 
der Bundesgeschäftsstelle der Landesbausparkassen 
im Deutschen Sparkassen- und Giroverband e. V., 
Bonn, Oktober 1999, S. 58 ff sowie: Dransfeld, E.: 
Wirtschaftliche Baulandbereitstellung – Städtebau-
liche Kalkulation. VHW-Verlag, Bonn 2003

Beim Zwischenerwerb ohne Bindung und 
ohne Beteiligung der Eigentümer an der 
Wertschöpfung erwirbt die Kommune die 
Flächen im zu beplanenden Gebiet (bzw. bei 
einer langfristigen Bodenvorratspolitik un-
abhängig von einer konkreten Planung), er-
schließt sie und verkauft die Baugrundstücke 
später an Bauwillige. Die ursprünglichen Ei-
gentümer (Alteigentümer) werden über den 
Ankaufspreis hinaus, der im Einzelfall durch-
aus mit einem Aufschlag auf den eigentli-
chen Verkehrswert versehen sein kann, nicht 
an der planungsbedingten Bodenwertsteige-
rung beteiligt; es besteht diesbezüglich kei-
ne Bindung seitens der Kommune.

Der Zwischenerwerb im Rahmen einer 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
stellt einen Unterfall des Zwischenerwerbs 
ohne Bindung und ohne Beteiligung der 
Eigentümer an der Wertschöpfung dar. Der 
Zwischenerwerb erfolgt nach den gesetzli-
chen Regelungen der §§ 165 ff. BauGB.

Der Grunderwerb erfolgt zum Verkehrswert 
vor Beginn der Entwicklung (Anfangswert); 
Aufschläge auf den Verkehrswert sind nicht 
zulässig, so dass keine Beteiligung der Ei-
gentümer an der planungsbedingten Wert-
steigerung erfolgt. Die Baugrundstücke 
werden nach der Entwicklung an Bauwillige 
zum Verkehrswert nach rechtlicher und tat-
sächlicher Neuordnung (Neuordnungswert) 
verkauft. Hier besteht grundsätzlich ebenso 
eine (gesetzlich geregelte) Verkehrswertbin-
dung wie beim Ankaufspreis. 

Bau- und Nutzungsverpflichtungen sind 
zur dauerhaften Sicherstellung der Bebau-
ung (bzw. Nutzung) entsprechend den Zie-
len der Entwicklungsmaßnahme durch die 
Grundstückskäufer erforderlich (§ 169 Abs. 7 
BauGB).

Unterschiedliche For­
men des kommunalen 
Zwischenerwerbs las­
sen sich in der Praxis 
nach der Beteiligung 
der Eigentümer an der 
Wertschöpfung, dem 
Regelungscharakter 
und dem Instrumenten­
einsatz differenzieren.

2	 Formen des Zwischenerwerbs
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Beim Zwischenerwerb mit Beteiligung der 
Eigentümer an der Wertschöpfung erwirbt 
die Kommune die Flächen im Plangebiet, er-
schließt sie und verkauft die Baugrundstücke 
an Bauwillige. Über den Ankaufspreis hinaus 
werden die Alteigentümer an der planungs-
bedingten Wertsteigerung beteiligt, in dem 
sie i. d. R. (in begrenztem Umfang, meist ab-
hängig von der „Einwurfsfläche“) Baugrund-
stücke zugeteilt bekommen, um ihre Mitwir-
kungsbereitschaft zu erhöhen. Der Umfang 
und die Bedingungen der Beteiligung variie-
ren im Einzelfall.

Beim Zwischenerwerb in Kombination mit 
anderen Wegen (städtebaulicher Vertrag, 
Umlegung) erfolgt der Zwischenerwerb im 
Rahmen anderer Wege oder es werden zu-
sätzlich zum reinen Zwischenerwerb andere 
Wege eingesetzt.

Ein Beispiel für die Kombination des Zwi-
schenerwerbs mit anderen Wegen ist die 
freiwillige Umlegung. Hierbei kann die Kom-
mune einen zusätzlichen Flächenbeitrag ab-
schöpfen (i. d. R. entweder kostenlos oder 
aber preislimitiert), um über den Bedarf an 
öffentlichen Flächen für das Umlegungsge-
biet selbst auch Baugrundstücke zu erhal-
ten, die beispielsweise für den sozialen Woh-
nungsbau oder für Einheimische verwendet 
werden.

Neben der freiwilligen Umlegung, die ein 
städtebaulicher Vertrag i. S. d. § 11 BauGB 
ist, gibt es auch die Möglichkeit des Ab-
schlusses anderer städtebaulicher Verträge 
im Rahmen des kommunalen Zwischener-
werbs. So kann die Beteiligung der Eigentü-
mer an den Infrastrukturkosten anstatt über 
den Kaufpreis auch im Rahmen eines städ-
tebaulichen Vertrages (Folgekostenvertrag, 
§ 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) geregelt werden. 

3  Regelungen im Rahmen des Zwischenerwerbs

3.1	 Der Flächenerwerb

3.1.1	 Grundsätzliches zum  
Flächenerwerb

Der Flächenerwerb durch die Kommune im 
Rahmen einer (kurzfristigen, mittelfristigen 
oder langfristigen) Bodenvorratspolitik er-
möglicht eine zielgerichtete Baulandbereit-
stellung.29 

Bodenvorratspolitik30 als vorausschauender 
Grunderwerb, lässt sich nach dem Zeitraum 
unterscheiden, auf den der Grunderwerb 
ausgerichtet ist:

•	 Langfristige Bodenvorratspolitik: Die 
Flächen werden sehr frühzeitig angekauft, 
i. d. R. bereits vor Darstellung im Flächen-
nutzungsplan als Baufläche. Hierdurch 

29	 vgl. hierzu auch die Ziele des Zwischenerwerbs, 
Kapitel IV 1

30	 vgl. hierzu auch die Ausführungen zur Bodenvor-
ratspolitik in Kapitel III, Instrumente des Bauland-
managements

bedingt sind die Ankaufspreise niedrig; 
sie liegen meist im Bereich der landwirt-
schaftlichen Qualität, ggf. bei begün-
stigtem Agrarland i. S. d. § 4 Abs. 1 Nr. 2 
der alten Wertermittlungsverordnung 
(WertV). Durch die langfristige Vorhal-
tung der Flächen bis zur Bebauung sind 
die Zwischenfinanzierungskosten relativ 
hoch und es bestehen größere Unsicher-
heiten, ob die Flächen überhaupt zur Bau-
reife gelangen, als dies bei einem kurzfri-
stigeren Grunderwerb der Fall ist. Durch 
die geringen Ankaufspreise und bei einer 
intensiven Zusammenarbeit zwischen 
den Abteilungen für Planung und Lie-
genschaften können diese Risiken jedoch 
gering gehalten werden.31 Außerdem gibt 
es Möglichkeiten der Risikominimierung, 
beispielsweise durch Rücktrittsklauseln im 
Kaufvertrag.32 Zudem werden im Rahmen 
der Bodenbevorratung nicht nur künfti-

31	 zu den Vorteilen der langfristigen Bodenvorrats-
politik vgl. auch Portz: Wohnungspolitik und Bau-
landmobilisierung. In: Stadt und Gemeinde, 2/1996, 
S. 42

32	 siehe hierzu auch Kapitel IV 3.1.4.1

Bodenvorratspolitik 
ist vorausschauender 
Grunderwerb mit un­
terschiedlichen Zeitho­
rizonten.

3	 Regelungen im Rahmen des Zwischenerwerbs
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ge Baugrundstücke erworben, sondern 
auch landwirtschaftliche Tauschflächen 
und Flächen für Ausgleichsmaßnahmen, 
die nicht für eine bauliche Entwicklung 
vorgesehen sind, sondern die Vorausset-
zung für die Bebauung anderer Bereiche 
darstellen. Eine langfristige Bodenvor-
ratspolitik schließt darüber hinaus nicht 
aus, dass in bestimmten Fällen zusätzlich 
auch kurzfristig (projektbezogen) Flächen 
angekauft werden.

•	 Kurz- bis mittelfristige Bodenvorratspo­
litik: Die Flächen werden projektbezogen, 
i. d. R. erst zu Beginn der Planung bzw. 
kurz vorher angekauft. Der Ankaufspreis 
liegt dann meist im Bereich von Bauerwar-
tungsland gemäß § 5 Abs. 2 ImmoWertV, 
also deutlich höher als bei der langfristig 
ausgerichteten Bodenbevorratung. Die 
Vorhaltezeit ist geringer als bei einer lang-
fristigen Bodenbevorratung, dafür ist aber 
der vorzuhaltende Bodenwert höher. Auch 
das Risiko, dass die Flächen nicht zu Bau-
land entwickelt werden, ist vergleichsweise 
gering. Es ist darauf zu achten, dass recht-
zeitig vor Beginn konkreter Planungen 
die Verhandlungen mit den Grundstück-
seigentümern aufgenommen werden, um 
die Verkaufsbereitschaft abschätzen zu 
können. Ggf. muss die Planung bei fehlen-
der oder mangelnder Verkaufsbereitschaft 
räumlich angepasst (verkleinert) oder auch 
vollständig aufgegeben werden.

Für eine kommunale Bodenvorratspolitik 
steht kein unmittelbares hoheitliches Instru-
mentarium zur Verfügung. Das Vorkaufs-
recht nach §§ 24 ff. BauGB ist nur bedingt 
geeignet und kann nicht zur allgemeinen 
Bodenbevorratung genutzt werden.33 

Ein kommunales Vorkaufsrecht kann zu-
nächst nur zum Tragen kommen, wenn ein 
Eigentümer sein Grundstück veräußern will; 
einen Anspruch gegen einen veräußerungs-
unwilligen Eigentümer gibt es nicht. Darüber 
hinaus sind die gesetzlichen Bestimmungen 
über das allgemeine und besondere Vor-
kaufsrecht zu berücksichtigen.

33	 vgl. Fadinger: Kommunale Siedlungs- und Boden-
politik in Bayern. In: Informationen zur Raument-
wicklung, Heft 10, 1983, S. 836

Das allgemeine Vorkaufsrecht nach § 24 Nr. 5 
BauGB erstreckt sich auf unbebaute Flächen 
im Außenbereich, soweit sie im Flächennut-
zungsplan als Wohnbaufläche oder Wohnge-
biet dargestellt sind.34 Auch für unbebaute 
Grundstücke, die nach §§ 30, 33 oder 34 
Abs. 2 BauGB vorwiegend mit Wohngebäu-
den bebaut werden können, kann die Kom-
mune ein allgemeines Vorkaufsrecht geltend 
machen, wenn das Wohl der Allgemeinheit 
dies erfordert.

Das Wohl der Allgemeinheit ist beim Erwerb 
von Austausch- und Ersatzland regelmäßig 
gerechtfertigt; allerdings nur bezogen auf 
einen konkreten Bedarf. Allgemeine boden-
politische Erwägungen der Kommune rei-
chen nicht aus.35

Auch das besondere Vorkaufsrecht nach 
§ 25 BauGB ist zur allgemeinen (langfristi-
gen) Bodenbevorratung nicht geeignet, da 
die Kommune nach § 25 Abs. 1 BauGB eine 
Vorkaufsrechtsatzung entweder in Bebau-
ungsplangebieten oder in Gebieten, in denen 
sie städtebauliche Maßnahmen in Betracht 
zieht, beschließen kann. Allgemeine boden-
politische Erwägungen der Kommune rei-
chen auch hier nicht aus.

Vor der Entwicklung, Erschließung und Ver-
gabe der Grundstücke steht – unabhängig 
von der Vorgehensweise im Detail – der An-
kauf der Flächen.36 Die wesentlichen Voraus-
setzungen dafür, dass eine Kommune über-
haupt Zwischenerwerb betreiben kann, sind:

•	 die Verfügbarkeit geeigneter Flächen, 
d. h. die räumliche Verfügbarkeit und die 
Verkaufsbereitschaft der Eigentümer;

•	 das Vorhandensein geeigneter bauleit-
planerischer Alternativen, d. h. es müs-
sen Ausweichmöglichkeiten für die Sied-
lungsentwicklung bei fehlender Verkaufs-
bereitschaft der Eigentümer vorhanden 

34	 Ausreichend ist herbei die Bekanntmachung des 
Aufstellungs- bzw. Änderungs- oder Ergänzungsbe-
schlusses.

35	 vgl. Krautzberger in: Battis / Krautzberger / Löhr, 
a. a. O., § 24, Rn. 23

36	 Die Grundstücke müssen hierbei nicht unbedingt 
gekauft werden. Es gibt auch Alternativen, z. B. 
Verfügungsmodelle. Vgl. im Einzelnen hierzu die 
Ausführungen in Kapitel IV 3.1.5.
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erwerb.
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sein (in diesem Zusammenhang ist es auch 
von Bedeutung, dass die Regionalplanung 
eine gewisse Flexibilität für bauleitplane-
rische Ausweisungen ermöglicht);

•	 die Bereitstellung der erforderlichen Fi-
nanzmittel (inner- oder außerhalb des 
Haushaltes).37

Unabhängig vom konkreten Zeitraum, auf 
den die Bodenbevorratung ausgelegt ist, 
kann die Kommune den Flächenerwerb be-
zogen auf ein konkretes Projekt, das zur 
Umsetzung ansteht, in unterschiedlichem 
Umfang betreiben. Konkret bedeutet das, 
dass die Schaffung von Baurecht an die 
Voraussetzung geknüpft werden kann, dass 
sich die Grundstücke im Plangebiet entwe-
der teilweise, größtenteils oder vollständig in 
kommunalem Eigentum befinden.

Zu beachten ist, dass die Kommune gem. § 1 
Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen hat, 
sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Eine ggf. hierdurch einsetzende Planungs-
pflicht der Kommune sollte daher durch die 
Festlegungen hinsichtlich des Umfangs des 
Zwischenerwerbs nicht behindert werden.

Im Rahmen des Flächenerwerbs können ver-
schiedene Regelungen in Bezug auf den Um-
fang des Flächenerwerbs, den Ankaufspreis, 
Ankaufsoptionen und Alternativen zu einem 
Kauf der Flächen getroffen werden.

Betreibt die Kommune projektbezogene 
(kurz- bis mittelfristige) Bodenvorratspolitik, 
können Grundstücke im Plangebiet vollstän-
dig oder teilweise angekauft werden. Der 
Umfang des Flächenerwerbs hängt einerseits 
vom finanziellen Spielraum der Kommune, 
aber auch davon ab, ob die Zielvorstellungen 
des kommunalen Baulandmanagements nur 
mit einem vollständigen Erwerb oder ggf. 
auch mit einem Teilerwerb der Grundstücke 
zu erreichen sind (vgl. im Einzelnen Kapitel 
IV 3.1.2).

Regelungen bezüglich des Ankaufspreises 
für die von der Kommune zu erwerbenden 
Flächen (im Rahmen einer kurz- bis mittel-
fristigen oder auch einer langfristigen Bo-

37	 zur Finanzierung siehe Kapitel IV 3.6

denbevorratung) können im kommunalen 
Baulandbeschluss getroffen werden. Ob dies 
im Einzelfall aber immer sinnvoll ist, wird in 
Kapitel IV 3.1.3 aufgezeigt.

Ankaufsoptionen und Alternativen zum 
Flächenerwerb dienen der Minimierung des 
wirtschaftlichen Risikos der Kommune im 
Rahmen des Zwischenerwerbs. Viele Kom-
munen verwenden verschiedene dieser Wege 
in Kombination, so dass auch die Vorstellun-
gen der Eigentümer weitgehend berücksich-
tigt werden können. Welche Möglichkeiten 
hier bestehen, wird in den Kapiteln IV 3.1.4 
und IV 3.1.5 erläutert.

3.1.2	 Umfang des Flächenerwerbs

3.1.2.1	 Vollständiger Erwerb

Ein vollständiger Erwerb der Flächen im 
Plangebiet hat den Vorteil, dass die Kommu-
ne über sämtliche Flächen verfügen und alle 
Grundstücke entsprechend ihren Zielvorstel-
lungen vergeben kann. Die Grunderwerbsko-
sten fallen dafür auch deutlich höher aus als 
bei einem Ankauf in beschränktem Umfang.

Ein einhundertprozentiger Erwerb, insbe-
sondere wenn er in einem Baulandbeschluss 
festgelegt ist, kann aber auch zur Schwierig-
keiten bei der Durchführung der Planungs-
absichten führen. Ggf. kann ein Nichterrei-
chen dieser Zielsetzung dazu führen, dass 
das Plangebiet verkleinert werden oder die 
Planung insgesamt aufgegeben werden 
muss. Die Kommune muss dann ausreichende 
Entwicklungsalternativen haben, um nicht 
durch die Eigentümer (z. B. durch überhöhte 
Preisforderungen) „erpressbar“ zu werden. 

Es gibt durchaus Kommunen, die einen ein-
hundertprozentigen Zwischenerwerb als 
Voraussetzung für die Schaffung von Bau-
recht in ihrem Baulandbeschluss festge-
legt haben. Diese Regelung ist jedoch stets 
verknüpft mit Rückkaufmöglichkeiten von 
Bauland für die Alteigentümer, so dass diese 
immer bevorzugt Baugrundstücke erwerben 
können.38

38	 Diese Aussage gilt für die Baulandbeschlüsse von 
rund 90 Kommunen bundesweit, die im Auftrag des 

Im Rahmen des Flä­
chenerwerbs können 
verschiedene Regelun­
gen in Bezug auf den 
Umfang des Flächen­
erwerbs, den Ankaufs­
preis, Ankaufsoptionen 
und Alternativen zu 
einem Kauf der Flächen 
getroffen werden.

Die Realisierbarkeit ei­
nes einhundertprozen­
tigen Zwischenerwerbs 
ist von den spezifischen 
örtlichen Voraussetzun­
gen abhängig.
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Wenn ein einhundertprozentiger Zwischen-
erwerb angestrebt wird, kann dies im Zweifel 
im Baulandbeschluss besser als Zielvorstel-
lung formuliert werden und nicht als abso-
lute Voraussetzung für die Schaffung von 
Baurecht. Für den Fall, dass ein vollständiger 
Erwerb aller Flächen nicht erreicht werden 
kann, sollten zumindest alternative Ver-
fahrensweisen vorgesehen werden (Heraus-
nahme von Grundstücken aus der Planung, 
Aufschiebung bzw. Aufgabe der Planungs-
absicht). Eine übermäßige Selbstbindung der 
Kommune durch einen festgesetzten voll-
ständigen Zwischenerwerb kann zu stadt-
entwicklungspolitischen Problemen führen, 
wenn Entwicklungsalternativen nicht in aus-
reichendem Umfang vorhanden sind.

Ob ein einhundertprozentiger Zwischen-
erwerb in einer Kommune realisierbar ist, 
hängt von den spezifischen örtlichen Vor-
aussetzungen ab, d. h. neben ausreichen-
den räumlichen Alternativen auch von der 
Kooperationsbereitschaft der Eigentümer. 
In Kommunen, die bereits über Jahrzehnte 
eine langfristige Bodenvorratspolitik betrei-
ben, sind diese Voraussetzungen meist eher 
gegeben.

Ein einhundertprozentiger Zwischenerwerb 
ist auch in denjenigen Kommunen leich-
ter durchführbar, die entweder nicht ihre 
gesamte Planung durch einen vollständi-
gen Zwischenerwerb realisieren oder die in 
vergleichsweise geringerem Umfang neues 
Bauland ausweisen, d. h. in kleineren Kom-
munen.

3.1.2.2	 Teilerwerb

Bei einem Teilerwerb der zur Beplanung an-
stehenden Flächen hat die Kommune keine 
vollständige Verfügungsgewalt über das 

Arbeitskreises Baulandmanagement und des Mini-
steriums  für Städtebau, Wohnen, Kultur und Sport 
des Landes NRW ausgewertet wurden (Institut für 
Bodenmanagement und Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung des Landes NRW: 
Bausteine zum Baulandbeschluss, April 2000).

Gleiche Erkenntnisse konnten diesbezüglich im 
Rahmen einer aktuellen Forschungsarbeit gewon-
nen werden, vgl. Forum Baulandmanagement NRW 
(Hrsg.): Kommunale Boden- und Liegenschaftspo-
litik – Wohnbaulandstrategien auf dem Prüfstand. 
Dortmund 2017.

gesamte Plangebiet; ein Teil der Fläche ver-
bleibt bei den Eigentümern. Beim Teilerwerb 
geht es entweder darum, dass die Kommune 

•	 Flächen eines kleinen Teils der Eigentümer 
im Plangebiet ankauft, einige Eigentümer 
also ihre gesamten Grundstücke behalten 
oder 

•	 ein Teil der Flächen aller Eigentümer im 
Plangebiet ankauft, also jeder Eigentümer 
einen bestimmten Anteil seiner Fläche ab-
gibt. 

Im ersten Fall kann sich die Kommune prak-
tisch in das Plangebiet „einkaufen“ und die 
Planung dann als „klassisches Verfahren“ 
(Bebauungsplan, Umlegungsverfahren) wei-
terführen. Der Grunderwerb kann hierbei 
sehr gering ausfallen, so dass die finanziel-
le Belastung der Kommune vergleichsweise 
gering ist.

Beim zweiten Fall ist der erforderliche 
Grunderwerb höher. Es ist davon auszuge-
hen, dass – je nach Zielsetzung der Kom-
mune im Hinblick auf die Verfügungsgewalt 
über die Grundstücke – ein Anteil von min-
destens 30 % (ggf. auch wesentlich mehr) 
erworben werden sollte.

Die Durchführung der Planung kann bei ei-
nem Verzicht auf vollständigen Zwischener-
werb im Einzelfall aufgrund der Beteiligung 
der Eigentümer an der Wertsteigerung der 
Grundstücke leichter sein. Allerdings ist zu 
berücksichtigen, dass – falls die Differenz 
zwischen An- und Verkaufspreis der erwor-
benen Teilflächen nicht für die Refinanzie-
rung der Kosten der Baulandentwicklung 
ausreicht – ggf. eine zusätzliche Kostenbe-
teiligung der Eigentümer erforderlich sein 
kann, beispielsweise über Folgekostenverträ-
ge.

Möglich ist sowohl die Festlegung eines 
konkreten Prozentsatzes für den Zwischen-
erwerb als Voraussetzung für die Schaffung 
von Baurecht wie auch die Festlegung, dass 
der „überwiegende Teil“ der Fläche in das Ei-
gentum der Kommune gelangen muss. Auch 
die Differenzierung des Zwischenerwerbs in 
einen bestimmten Anteil für öffentliche Be-
darfsflächen und einen bestimmten Anteil 
für künftige Bauflächen, die von der Kom-

Der Teilerwerb von zur 
Beplanung anstehenden 
Flächen schränkt die 
Verfügungsgewalt der 
Kommune ein, erhöht 
jedoch ihre Flexibilität.
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mune an Bauwillige veräußert werden (z. B. 
zur Bedarfsdeckung für den sozialen Woh-
nungsbau) ist machbar.

3.1.3	 Ankaufspreis

3.1.3.1	 Festlegung des Ankaufspreises

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, den 
Ankaufspreis für die Grundstücke, die von 
der Kommune im Rahmen des Zwischener-
werbs gekauft werden, als feststehenden 
Betrag (Euro/m²) im Baulandbeschluss oder 
auch in verwaltungsinternen Regelungen 
festzulegen. Von dieser Möglichkeit machen 
allerdings nur wenige Kommunen Gebrauch.

Vorteil der Festlegung des Ankaufspreises 
ist die Gleichbehandlung aller Eigentümer 
im Gemeindegebiet. Die Eigentümer wissen, 
dass alle den gleichen Preis gezahlt bekom-
men, so dass hier kein Spielraum für takti-
sche Verhandlungen bleibt.

Die Festlegung des Ankaufspreises führt je-
doch dazu, dass die Kommune nicht flexibel 
auf die Bedingungen des Einzelfalls reagie-
ren kann, so können beispielsweise nicht die 
spezifischen Kosten der Baulandentwicklung 
in einem Baugebiet bei der Ermittlung des 
Kaufpreises berücksichtigt werden. Zudem 
ist eine regelmäßige Anpassung des Preises 
an die Marktlage erforderlich, denn die Kom-
munen sind grundsätzlich verpflichtet, die 
Grundstückskäufe zu einem marktüblichen 
Preis, d. h. zum Verkehrswert, zu tätigen.39 

Unter Berücksichtigung dieser Vorausset-
zung kann ein fester Ankaufspreis nur dann 
bestimmt werden, wenn die Kommune Flä-
chen der gleichen Qualität ankauft (z. B. 
nur landwirtschaftliche Flächen, die mit der 
Qualität des begünstigten Agrarlandes oder 
geringer Bauerwartungslandqualität zu be-
werten sind).

Um die Nachteile der Festlegung eines kon-
kreten Ankaufspreises zu vermeiden, gleich-
zeitig jedoch eine weitgehende Gleichbe-

39	 Dies ergibt sich aus einem Urteil des Bundes-
gerichtshofes aus dem Jahr 1998 (Urteil vom 
02.10.1998 - V ZR 45/98 -, BauRecht, 1999, 235).

handlung der Eigentümer sicherzustellen, 
gibt es auch die Möglichkeit eine Preis-
spanne festzulegen, die eine relativ flexible 
Handlungsweise im Einzelfall zulässt.

3.1.3.2	 Flexible Gestaltung des Ankaufs­
preises

Eine flexible Handhabung der Ankaufsprei-
se, d. h. ein Verzicht auf eine entsprechende 
Festlegung im Baulandbeschluss, ermöglicht 
eine einzelfallbezogene Ermittlung der Bo-
denwerte (Verkehrswerte). 

Die Kommunen, die diese Vorgehenswei-
se wählen, können dennoch eine Gleich-
behandlung der Eigentümer erzielen. Dies 
kann über eine kostenorientierte Ermittlung 
der Ankaufspreise geschehen, d. h. es wird 
ausgehend vom zu erzielenden Verkaufs-
preis deduktiv (unter Abzug der erforderli-
chen Kosten)40 der Ankaufspreis berechnet. 
Die Eigentümer werden hierdurch an den 
spezifischen Kosten der Baulandentwick-
lung beteiligt, so dass in diesem Fall eine 
Gleichbehandlung – allerdings nicht unter 
dem Gesichtspunkt einheitlicher Ankaufs-
preise, sondern vielmehr unter dem Ge-
sichtspunkt der gerechten Behandlung ge-
währleistet ist. 

Bei sehr unterschiedlichen Ausgangsbe-
dingungen von Grundstücken (z. B. einer 
Altlastenbelastung) sind unterschiedliche 
Ankaufspreise innerhalb eines Baugebietes 
angemessen. Bei eher homogenen Voraus-
setzungen ist eine Nivellierung der Preise 
anzustreben. Soweit dies möglich ist, sollte 
die Kommune nach dem „Solidaritätsprinzip“ 
verfahren. 

Bei der kostenorientierten Ermittlung der 
Ankaufspreise ist die Transparenz besonders 
wichtig, um den Eigentümern zu verdeutli-
chen, dass die Kommune keine Gewinne er-
zielt, sondern lediglich die ihr entstehenden 
Kosten der Baulandbereitstellung – zumin-
dest zu einem wesentlichen Teil – refinan-
zieren will bzw. (aufgrund der Haushaltslage) 

40	 vgl. hierzu die städtebauliche Kalkulation in Kapitel 
IV 3.6.5. Die gleiche Vorgehensweise findet sich 
auch bei der Ermittlung des Verkaufspreises. Vgl. 
hierzu im Detail Kapitel IV 3.3.3.

Bei der Festlegung 
eines konkreten An­
kaufspreises können 
die spezifischen Bedin­
gungen des Einzelfalls 
(z. B. die Kosten der 
Baulandentwicklung 
im Plangebiet) nicht 
immer berücksichtigt 
werden.
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muss, um weiterhin Bauland bereitstellen zu 
können.

Es können zwei verschiedene Vorgehenswei-
sen zur kostenorientierten Ermittlung der 
Ankaufspreise gewählt werden: 

•	 Der Verkehrswert kann für jedes einzelne 
Grundstück ermittelt werden.

•	 Der Ankaufspreis für Grundstücke inner-
halb eines Baugebietes kann „gemittelt“ 
berechnet werden, so dass die Eigentümer 
der Grundstücke in einem Baugebiet ei-
nen einheitlichen Preis erhalten.

Die Kommune muss sich bei der Ermittlung 
der Ankaufspreise durch Rückrechnung aus 
dem späteren Verkaufspreis darüber im Kla-
ren sein, dass die Bodenwerte für die ein-
zelnen Grundstücke umso unterschiedlicher 
sein können je differenzierter die Kalkulation 
durchgeführt wird. Das ist insbesondere dann 
der Fall, wenn die geplante Nutzung Unter-
schiede im Bodenwert nach der Planung be-
dingt, insbesondere durch Unterschiede in 
Art und Maß der zulässigen baulichen Nut-
zung (z. B. Ausweisung von Einfamilienhaus-
bebauung und Geschosswohnungsbau im 
selben Baugebiet). Hierbei führen schon die 
unterschiedlichen Ausgangswerte (= spätere 
Verkaufspreise) im Rahmen der Berechnung 
trotz gleicher Kosten der Baulandbereitstel-
lung zu unterschiedlichen Ergebnissen bei 
den Ankaufspreisen. Es kann zu Irritationen 
bei den Eigentümern führen, wenn von der 
Kommune für vergleichbare Grundstücke 
unterschiedliche Preise gezahlt werden. Da-
her ist die zweite Möglichkeit der Ermittlung 
des Ankaufspreises zu favorisieren: Eine Mit-
telung der Preise innerhalb eines Baugebie-
tes. Hierbei ist aus Sicht der Kommune ge-
währleistet, dass die Kosten insgesamt (be-
zogen auf das gesamte Baugebiet) im selben 
Umfang refinanziert werden wie bei einer 
grundstücksbezogenen Wertermittlung.

Eine Möglichkeit, die Gleichbehandlung 
der Eigentümer in einem Baugebiet zu ge-
währleisten und gleichzeitig Flexibilität 
beim Ankaufspreis zu wahren, ist eine sog. 
„Meistbegünstigungsklausel“ als Bestand-
teil des Kaufvertrages. Hierbei kann festge-
legt werden, dass, falls ein Eigentümer den 
Verhandlungsspielraum zu seinen Gunsten 

nutzt und einen höheren Preis erzielt als an-
dere Eigentümer im Baugebiet vor ihm, die-
ser (höhere) Preis von der Kommune auch an 
die übrigen Eigentümer zu zahlen ist. Eigen-
tümer, die ihre Grundstücke zuvor zu einem 
niedrigeren Preis an die Kommune verkauft 
haben, erhalten einen höheren Preis bzw. 
eine Nachzahlung und werden somit nicht 
benachteiligt.

Ein weiterer Weg, eine flexible Handlungs-
weise zu ermöglichen, ist die Festlegung von 
bestimmten Spannen für die Ankaufsprei-
se. Hierbei ist der Verwaltung ein gewisser 
Rahmen vorgegeben, der jedoch (wenn auch 
etwas eingegrenzte) Spielräume für den Ein-
zelfall gestattet. Eine weitgehende Gleichbe-
handlung der Eigentümer ist hierbei gewähr-
leistet. Auch hier ist zu beachten, dass eine 
Festlegung von Preisspannen im Baulandbe-
schluss zur Erforderlichkeit einer regelmäßi-
gen Anpassung an die Marktlage führt. 

3.1.4	 Ankaufsoptionen

3.1.4.1	 Zeitbezogene Voraussetzungen

Wenn eine Kommune Grundstücke in ei-
nem zu beplanenden Gebiet kauft, hat sie 
die Möglichkeit, den Kaufvertrag zeitlich 
verzögert bzw. erst mit bestimmten (zeitli-
chen) Bindungen wirksam werden zu lassen, 
um das Risiko gering zu halten, Flächen zu 
kaufen, bei denen sich später herausstellt, 
dass sie nicht zu Bauland entwickelt werden 
können.

Im Wesentlichen gibt es diesbezüglich drei 
Möglichkeiten:

•	 Rücktrittsklauseln für den Fall, dass der 
Bebauungsplan nicht innerhalb einer be-
stimmten Frist rechtskräftig wird

•	 einseitiges notarielles Kaufangebot des 
Eigentümers, der von der Kommune zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt (z. B. Rechts-
kraft des Bebauungsplanes) angenommen 
wird

•	 variabler Kaufpreis (in Abhängigkeit von 
der Rechtskraft des Bebauungsplanes)

Der Kaufvertrag kann mit einer Rücktritts­
klausel seitens der Kommune (alternativ ist 

Die flexible Gestaltung 
der Ankaufspreise er­
möglicht eine kosten­
orientierte und wirt­
schaftliche Betrach­
tungsweise.

Für die Wirksamkeit 
von Kaufverträgen 
kann eine zeitliche 
Verzögerung bzw. eine 
Abhängigkeit von 
bestimmten (zeitli­
chen) Bindungen, wie 
der Rechtskraft des 
betreffenden Bebau­
ungsplans, festgelegt 
werden.

Rücktrittsklauseln min­
dern das Risiko für bei­
de Vertragsparteien.
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auch ein gegenseitiges Rücktrittsrecht bei-
der Vertragsparteien möglich) ausgestattet 
werden, die bestimmt, dass eine (oder beide) 
Vertragspartei(en) vom Kaufvertrag zurück-
treten kann (können), wenn der Bebauungs-
plan nicht innerhalb einer bestimmten Frist 
rechtskräftig wird. 

Die festzusetzende Frist bis zur Rechtskraft 
des Bebauungsplans ist von der vor Ort üb-
lichen Zeitdauer des Bebauungsplanverfah-
rens abhängig. Die übliche Zeitdauer sollte 
zudem mit einem „Risikoaufschlag“ versehen 
werden, um eventuell auftretende Schwie-
rigkeiten im Verfahren hierüber berücksich-
tigen zu können.

Zu beachten ist, dass sich die Kommune im 
Vertrag nicht unzulässigerweise zur Schaf-
fung von Baurecht verpflichtet und somit 
einen Verstoß gegen § 2 Abs. 3 BauGB be-
geht, der bestimmt, dass auf die Aufstel-
lung von Bauleitplänen und städtebaulichen 
Satzungen kein Anspruch besteht und ein 
solcher Anspruch auch nicht durch Vertrag 
begründet werden kann. Es sollte daher als 
Klarstellung in den Kaufvertrag aufgenom-
men werden, dass kein Rechtsanspruch auf 
die Aufstellung eines Bebauungsplanes bzw. 
auf einen bestimmten Inhalt des Bebauungs-
planes besteht.

Neben der Rücktrittsklausel im Kaufvertrag 
gibt es auch die Möglichkeit eines einsei­
tigen notariellen Kaufangebotes vom 
Grundstückseigentümer an die Kommune.41 
Die Kommune nimmt dieses Kaufangebot un-
ter einer bestimmten Voraussetzung an (z. B. 
wenn der Bebauungsplan einen bestimmten 
Verfahrensstand oder auch Rechtskraft er-
reicht hat oder wenn die Grundstücke bau-
reif, d. h. bebaubar, sind).

Im Zusammenhang mit dem notariellen Kau-
fangebot ist zu beachten, dass ein unzuläs-
siges Koppelungsgeschäft vorliegen kann, 
wenn der Verkehrswert des Grundstücks zum 
Zeitpunkt der Annahme des Kaufangebotes 
durch die Kommune nicht mit dem von der 
Kommune gezahlten Preis vereinbar ist. 

41	 Vgl. hierzu auch die Ausführungen zu den Options-
vereinbarungen unter Kapitel IV 3.1.5.4.

Ein Grundstückskauf, bei dem die Kommune 
ein Kaufangebot des Eigentümers erst nach 
Baureife des Grundstücks annahm und hier-
für lediglich einen Bauerwartungslandpreis 
bezahlte, wurde vom OLG München42 wegen 
des Verstoßes gegen das Koppelungsverbot 
für sittenwidrig und somit für nichtig erach-
tet, weil zwischen dem vereinbarten Kauf-
preis und dem tatsächlichen Verkehrswert 
des Grundstücks eine erhebliche Differenz 
bestand (350,00 DM/m² Kaufpreis (Bauer-
wartungsland) bei einem Verkehrswert von 
mindestens 900,00 DM/m² für Bauland). 
Maßgeblich für die Bestimmung des Ver-
kehrswertes ist der Zeitpunkt des Zustande-
kommens des Kaufvertrages durch die nota-
rielle Annahme des Kaufangebotes durch die 
Kommune. 

Die Kommune verhält sich demnach sitten-
widrig, wenn sie vom Eigentümer die Abtre-
tung bestimmter Flächen zu einem Bauer-
wartungslandpreis fordert und aufgrund der 
Vertragsgestaltung hierfür Bauland erhält.43 
Ein Verstoß gegen das Koppelungsverbot 
kann jedoch möglicherweise ausgeschlossen 
sein, wenn der Grundstückserwerb im Rah-
men eines „Einheimischenmodells“ erfolgt.44

Aus diesem Urteil kann jedoch nicht gefol-
gert werden, dass Optionsvereinbarungen 
außerhalb von „Einheimischenmodellen“ 
grundsätzlich rechtswidrig wären. Die Kom-
mune kann weiterhin mit notariellen Kau-
fangeboten der Eigentümer arbeiten, muss 
jedoch darauf achten, dass der Verkehrs­
wert zum Zeitpunkt der Annahme des An­
gebotes und der gezahlte Kaufpreis zusam-
menpassen. 

Zudem ist auch der Zeitpunkt der Zahlung 
des Kaufpreises an den Eigentümer variabel, 
so kann die Zahlung mit zeitlicher Verzöge-
rung (z. B. nach Fertigstellung der Erschlie-
ßung) erfolgen.45

42	 OLG München, Urteil vom 12.04.1999 - 31 U 
5443/98 - (http://www.dnoti.de/rechtspr/muench.
html)

43	 Grziwotz: Zur Strafbarkeit von Amtsträgern beim 
Abschluss städtebaulicher Verträge. In: BauRecht 
10/2000, S. 1438

44	 So im Urteil des OLG München vom 12.04.1999, 
a. a. O.

45	 vgl. hierzu auch Kapitel IV 3.6.5.1
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Eine weitere Möglichkeit der wirtschaftli-
chen Risikominimierung für die Kommunen 
ist die Aufnahme einer Regelung in den Kauf-
vertrag, die in jedem Fall einen Zwischener-
werb durch die Kommune vorsieht, die Höhe 
des Kaufpreises jedoch von der Rechtskraft 
des Bebauungsplanes in einem bestimmten 
Zeitraum abhängig macht (Nachzahlungs-
verpflichtung46). Die Kommune verringert 
hierdurch ihr Risiko in Bezug auf die finanzi-
elle Belastung und die Eigentümer erhalten 
einen angemessenen Kaufpreis - auch ohne 
die Schaffung von Baurecht.

Diese Vorgehensweise bietet sich insbeson-
dere dann an, wenn die Kommune nicht nur 
eine projektbezogene, sondern auch eine 
langfristige Bodenvorratspolitik betreibt. Die 
erworbenen Grundstücke können als Tausch-
flächen oder auch mögliche Ausgleichsflä-
chen i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB vorgesehen 
werden. Ggf. ist auch eine bauliche Entwick-
lung der Grundstücke zu einem sehr viel spä-
teren Zeitpunkt noch möglich.

3.1.4.2	 Flächenbezogene Voraussetzun­
gen (100%ige Flächenverfüg­
barkeit)

Wenn ein einhundertprozentiger Flächen-
erwerb in einem Plangebiet mit mehreren 
Eigentümern angestrebt wird, kann es sinn-
voll sein, die Wirksamkeit der Kaufverträge 
an den Erwerb der gesamten, zur Beplanung 
anstehenden Fläche zu knüpfen. Ansonsten 
besteht das Risiko, dass die zu Beginn ge-
kauften Flächen von der Kommune bezahlt 
werden müssen, ohne dass die Planung ver-
wirklicht werden kann, weil nicht alle Eigen-
tümer zu einem Verkauf bereit sind.

Um dieses Risiko zu minimieren ist alternativ 
auch der Abschluss von Vorverträgen mit 
allen Eigentümern möglich, in denen ihre 
grundsätzliche Verkaufsbereitschaft zu ei-
nem angemessenen Preis geklärt wird, bevor 
die eigentlichen Kaufverträge abgeschlossen 
werden.

46	  	 Vgl. hierzu auch Kapitel IV.3.2.2.2.

3.1.5	 Alternativen zum Flächen­
erwerb (Minimierung des 
wirtschaftlichen Risikos)

3.1.5.1	 Erbbaurecht

Das Erbbaurecht stellt eine Alternative zum 
Flächenerwerb durch die Kommune dar. An-
statt das Grundstück zu kaufen, vereinbart die 
Kommune ein Erbbaurecht in Verbindung mit 
einer Verfügungsoption. Die Kommune über-
nimmt das Erbbaurecht nicht selbst, sondern 
sie legt eine Vergabebindung fest, d. h. sie be-
stimmt den Erbbaurechtsnehmer und legt die 
Bedingungen für das Erbbaurecht fest. Der 
Erbbauzins geht direkt an den Eigentümer.

Die finanziellen Belastungen für die Kom-
mune sind beim Erbbaurecht geringer als 
bei einem Kauf der Grundstücke und die 
Kommune kann trotzdem ihre Zielvorstel-
lungen, beispielsweise im Hinblick auf die 
Schaffung von Baugrundstücken für sog. 
„Schwellenhaushalte“47 erreichen. 

Das Erbbaurecht kann den Zwischenerwerb 
nicht vollständig ersetzen. Es muss auch die 
Bereitschaft der Grundstückseigentümer ge-
geben sein, für ihre Grundstücke ein Erbbau-
recht zu bestellen. In geeigneten Fällen kann 
ein Erbbaurecht aber durchaus eine Alterna-
tive zum Flächenerwerb darstellen.

3.1.5.2	 Flächentausch

Das Anbieten von Tauschflächen anstatt ei-
ner Geldzahlung kommt insbesondere im 
Rahmen einer langfristigen allgemeinen Bo-
denvorratspolitik in Frage, wenn die Kommu-
ne über geeignete Flächen für Tauschzwecke 
verfügt. Diese Alternative zum Flächenkauf 
wird von vielen Kommunen nicht ausschließ-
lich, aber zusätzlich zum Flächenkauf durch-
geführt.

Tauschflächen kommen besonders für Land-
wirte in Frage, bei denen es aus betriebswirt-
schaftlichen48 (oder auch aus persönlichen 
Gründen) sinnvoll bzw. notwendig ist, ihre 

47	 Schwellenhaushalte sind Haushalte, die an der 
Schwelle zur Möglichkeit stehen, ein Eigenheim 
finanzieren zu können.

48	 vgl. im Einzelnen hierzu auch Kapitel V 1
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Beim einhundertpro­
zentigen Flächenerwerb 
kann es sinnvoll sein, 
die Wirksamkeit von 
Kaufverträgen an den 
Erwerb aller Grund­
stücke im Plangebiet zu 
koppeln.

Das Erbbaurecht kann 
für die Kommune eine 
Alternative zum Kauf 
von Grundstücken dar­
stellen.
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Flächen gegen andere land- oder forstwirt-
schaftliche Flächen zu tauschen. Maßgeb-
lich ist hier einerseits die Notwendigkeit des 
Erhalts einer bestimmten wirtschaftlichen 
Betriebsgröße (insbesondere bei Voller-
werbslandwirten), so dass Ersatzflächen zur 
Verfügung gestellt werden müssen. Anderer-
seits können aber auch steuerliche Gesichts-
punkte eine Rolle spielen, da der Verkauf von 
Grundstücken einkommensteuerpflichtig 
sein kann bzw. unter bestimmten Vorausset-
zungen auch Gewerbesteuer anfallen kann.

Neben dem Tausch von landwirtschaftlichen 
Flächen ist auch der Tausch von Baugrund-
stücken möglich, d. h. der Eigentümer über-
trägt der Kommune seine Flächen für eine 
bauliche Entwicklung und enthält nach Er-
reichen der Baureife Baugrundstücke von 
der Kommune.

Das Verhältnis des Flächentausches wird von 
den Kommunen in der Praxis unterschiedlich 
angesetzt: es kann im Verhältnis 1:1 (insbe-
sondere, wenn landwirtschaftliche Flächen 
gegen landwirtschaftliche Flächen getauscht 
werden), aber auch im Verhältnis des Grund-
stückswertes erfolgen. Wie das Tauschver-
hältnis im Einzelnen geregelt wird, ist nicht 
zuletzt auch von den Kaufverhandlungen 
abhängig. (vgl. zur Abhängigkeit des Tausch-
verhältnisses von der Grundstücksqualität 
auch Abb. 8).

Bekommt die Stadt die Qualität von Bau-
erwartungsland, so muss sie eine größere 

Fläche mit landwirtschaftlicher Qualität zur 
Verfügung stellen oder eine kleinere Flä-
che, wenn der Eigentümer Bauland erhält. 
Ein Tauschverhältnis von 1:1 wird hier nur 
im Ausnahmefall zu erzielen sein, wenn das 
Tauschgrundstück des Privateigentümers 
und das Tauschgrundstück der Kommune 
dieselbe Qualität bzw. denselben Verkehrs-
wert aufweisen. 

Ggf. kann auch eine Kombination aus Flä-
chentausch und Geldausgleich in Frage 
kommen (z. B. Flächentausch im Verhältnis 
1:1, wobei die verbleibende Differenz in Geld 
ausgeglichen wird).

3.1.5.3	 Vollmachtsmodelle

Bei Vollmachtsmodellen kauft die Kommune 
die Grundstücke nicht, sondern sie veräußert 
sie in Vollmacht des Grundstückseigentü-
mers zu einem festgelegten Preis. 

Der Vorteil ist eine finanzielle Entlastung der 
Kommune, die keinen Kaufpreis und keine 
Grunderwerbs- und Grunderwerbsnebenko-
sten (Grundsteuer, Notar, Grundbuch) so-
wie Finanzierungskosten zahlt und dennoch 
einen Einfluss auf die Auswahl der Grund-
stückskäufer hat.

Für den ursprünglichen Grundstückseigen-
tümer ergeben sich keine Nachteile aus die-
ser Vorgehensweise gegenüber einem direk-
ten Verkauf an die Kommune. Er erhält den 
Kaufpreis nicht von der Kommune, sondern 
direkt vom Käufer.

3.1.5.4	 Optionsvereinbarungen

Zu den Optionsvereinbarungen gehören die 
notariellen Kaufangebote der Grundstücks-
eigentümer an die Kommune (vgl. hierzu im 
Einzelnen Kapitel IV 3.1.4.1). Die Kommune 
hat hierbei die Möglichkeit, den Kauf der 
Flächen dadurch zu umgehen, dass die Op-
tionsverträge direkt auf Dritte übertragen 
werden können. 

Der Vorteil dieser Vorgehensweise ist die fi-
nanzielle Entlastung der Kommune, die keine 
Grunderwerbs- und Grunderwerbsnebenko-
sten und auch keine Finanzierungskosten 
tragen muss. 

Abb. 8:	 Abhängigkeit des 
Tauschverhältnisses vom 
Verkehrswert

Der Flächentausch 
kann eine Alternative 
zum Kauf von Grund­
stücken darstellen, 
wenn die Kommune 
Flächen in ausreichen­
dem Umfang besitzt.

Die Veräußerung von 
Grundstücken durch die 
Kommune in Vollmacht 
der Eigentümer zu ei­
nem festgelegten Preis 
trägt zur finanziellen 
Entlastung der Kom­
mune bei.
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Wie beim Vollmachtsmodell (vgl. Kapitel IV 
3.1.5.3) hat auch der Grundstückseigentü-
mer keinen Nachteil aus dieser Vorgehens-
weise: Er erhält den Kaufpreis direkt vom 
Käufer.

3.2	 Beteiligung der Altei­
gentümer an der Wert­
schöpfung

3.2.1	 Grundsätzliches zur Wert­
schöpfung

Durch die kommunale Bauleitplanung er-
fahren die betroffenen Grundstücke eine 
Wertsteigerung, die in Abhängigkeit von der 
Anfangsqualität vor der Planung (meist rei-
nes Agrarland, begünstigtes Agrarland49 oder 
Bauerwartungsland), der Neuordnungsqua-
lität nach der Planung (Rohbauland bzw. 
baureifes Land) z. B. für Wohnen (Einfami-
lienhausbebauung oder Mehrfamilienhaus-
bebauung oder Gewerbe) und dem örtlichen 
Preisniveau im Einzelfall sehr unterschiedlich 
ausfällt.

Durch diejenigen Kosten, die nicht über das 
Beitragsrecht (Erschließungsbeiträge nach 
BauGB und KAG, Kostenerstattung für Aus-
gleichsmaßnahmen nach § 135 c BauGB) 
finanziert werden können, werden die Kom-
munen im Rahmen der reinen Angebotspla-
nung finanziell stark belastet. Viele Kommu-
nen nutzen die Bodenwertsteigerung (vgl. 
auch Abb. 9) zur Finanzierung der Bauland-
bereitstellung durch den Weg des Zwischen-
erwerbs. 

Beim Zwischenerwerb kauft die Kommune 
Grundstücke zum Verkehrswert vor Beginn 
der Entwicklung an, entwickelt und er-
schließt ggf. die Grundstücke und verkauft 
diese zum Wert nach der Entwicklung (ggf. 
mit Abschlägen50). Hierbei kann sie die ge-
samte planungs- und entwicklungsbedingte 
Wertsteigerung abschöpfen ohne die ur­
sprünglichen Eigentümer zu beteiligen 

49	 i. S. d. § 4 Abs. 1 Nr. 2 der alten WertV
50	 Vgl. zu den Förderungsmöglichkeiten unter sozi-

alen Gesichtspunkten (Verkauf unter Verkehrswert, 
Preisnachlässe etc.) auch Kapitel IV 3.3.4.

(siehe Kapitel IV 3.2.3) und somit wie ein Pri-
vater auf dem Grundstücksmarkt handeln, 
der auch die entsprechenden Risiken trägt, 
dass eine Baulandentwicklung nicht statt-
findet. 

Die Kommune kann die Eigentümer aber 
auch an der Wertsteigerung beteiligen, 
beispielsweise durch eine Rückübertragung 
von Baugrundstücken (siehe Kapitel IV 
3.2.2.1), einen Geldausgleich (siehe Kapitel IV 
3.2.2.2) oder über eine Überschussbeteili-
gung / Gewinnbeteiligung, die nur dann zum 
Tragen kommt, wenn die Bodenwertsteige-
rung größer ist als die Kosten der Bauland-
entwicklung (siehe Kapitel IV 3.2.2.3).

Die Möglichkeiten der Beteiligung der Ei-
gentümer an der Wertsteigerung können bei 
einer Kommune auch variabel zum Tragen 
kommen, so dass die Wünsche der einzelnen 
Eigentümer weitgehend berücksichtigt wer-
den können.

3.2.2	 Möglichkeiten der Beteili­
gung der Alteigentümer an 
der Wertschöpfung

3.2.2.1	 Rückübertragung von Baugrund­
stücken

Die Rückübertragung oder auch der Selbst­
behalt von Baugrundstücken stellt eine 
Möglichkeit für die Kommune dar, die Eigen-
tümer an der Wertschöpfung zu beteiligen. 
Hierbei erhalten die ursprünglichen Eigen-

Abb. 9:	 Bodenwertsteigerung 
durch Planung und 
Erschließung

Optionsvereinbarun­
gen, wie das notarielle 
Kaufangebot, vermin­
dern die finanzielle Be­
lastung der Kommune.

Die Beteiligung der 
Eigentümer an der 
Wertschöpfung erhöht 
deren Mitwirkungsbe­
reitschaft.
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tümer derjenigen Flächen, die von der Kom-
mune zur Entwicklung eines Baugebietes 
gekauft wurden, einen bestimmten Anteil an 
Bauland zurück und profitiert so durch die 
Bodenwertsteigerung seiner Grundstücke 
von der Planung.

Die Rückübertragung kann als „Bestandteil“ 
des eigentlichen Kaufpreises für die Kommu-
ne betrachtet werden. Das gilt sowohl für 
eine „kostenfreie Rückübertragung“ als auch 
für einen „Rückkauf unterhalb des Verkehrs-
wertes“ für den Alteigentümer. Insofern ist 
diese Vorgehensweise nicht als „Verkauf un-
ter Verkehrswert“ zu betrachten, bei dem die 
Kommune an die Vorschriften des § 90 der 
Gemeindeordnung gebunden ist. Dennoch 
sollten bei der Rückübertragung bereits zum 
Zeitpunkt des Ankaufes durch die Kommu-
ne vertragliche Regelungen hinsichtlich der 
Einzelheiten der Rückübertragung getroffen 
werden.

Die rückübertragenen Grundstücke können 
einerseits dem eigenen Bedarf an Baugrund-
stücken (z. B. innerhalb der Familie) dienen, 
andererseits aber auch auf dem freien Markt 
verkauft werden, wenn die Kommune dies 
nicht ausschließt. Ein solcher Ausschluss ist 
aber i. d. R. nicht erforderlich, wenn die 
Rückübertragung so begrenzt wird, dass der 
Kommune ausreichend Grundstücke zur Ver-
gabe im Rahmen ihrer Zielsetzungen zur 
Verfügung steht.

Können die rückübertragenen Grundstüc-
ke von den Eigentümern veräußert werden, 
kann die Kommune hierfür eine Preislimi-

tierung festlegen. Ob dies erforderlich ist, 
hängt jedoch von den Zielsetzungen im 
Rahmen des Baulandmanagements ab. Die 
Verkaufsbereitschaft der Eigentümer ist als 
höher einzuschätzen, wenn Grundstücke 
in einem gewissen Umfang frei vermarktet 
werden können.

Die Form und der Umfang der Beteiligung 
der Eigentümer an der Wertschöpfung durch 
Rückübertragung von Baugrundstücken bzw. 
einen Selbstbehalt kann unterschiedlich ge-
staltet werden. In der Praxis finden sich im 
Wesentlichen drei Möglichkeiten:

•	 Rückübertragung eines bestimmten pro-
zentualen Anteils am Nettobauland (beim 
Selbstbehalt kann dies auch ein bestimm-
ter Anteil des Bruttobaulandes sein)

•	 Rückübertragung einer bestimmten (ab-
soluten) Flächengröße vom Nettobauland

•	 Rückübertragung einer bestimmten An-
zahl von Baugrundstücken (die aufgrund 
verschiedener Kriterien auch variabel ge-
staltet werden kann, z. B. ein Baugrund-
stück je Kind, maximal drei Baugrund-
stücke o. ä.)

Abb. 10 zeigt die drei verschiedenen Vari-
anten der Rückübertragung von Baugrund-
stücken im Überblick. Auch für den begrenz-
ten Rückkauf sind vergleichbare Regelungen 
über die Größe der rückzukaufenden Fläche 
im Kaufvertrag zu vereinbaren.

Die Varianten zeigen die Beteiligung an der 
Wertschöpfung am Beispiel eines Eigen-
tümers auf, der eine Fläche von 10.000 m² 
im Plangebiet besitzt. Der Anteil der erfor-
derlichen öffentlichen Flächen (Verkehrs-, 
Grün- und Ausgleichsflächen) liegt bei allen 
Varianten bei 50 % des Bruttobaulandes. Die 
Beteiligung an der Wertschöpfung fällt bei 
den dargestellten Varianten unterschiedlich 
aus.

Variante 1 beteiligt den Eigentümer durch 
eine Rückübertragung von 50 % des Netto-
baulandes. Möglich sind auch andere Pro-
zentsätze; im Einzelfall hängt dies davon ab, 
wie viel Bauland die Kommune im Rahmen 
ihres Baulandmanagements benötigt bzw. 
wie viel erforderlich ist, um die Kosten der 
Baulandentwicklung zu decken. Bei einer 

Abb. 10:	Varianten der Rücküber-
tragung von Baugrund-
stücken

Durch die Rücküber­
tragung von Bau­
grundstücken bzw. 
den Selbstbehalt von 
Grundstücksteilen pro­
fitierten Kommune und 
Eigentümer von der 
Baulandentwicklung.
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Ausgangsfläche von 10.000 m² und einem 
Anteil öffentlicher Flächen von 50 % ver-
bleiben 5.000 m² Nettobauland. Hiervon 
erhält der Eigentümer 50 %, d. h. 2.500 m². 
Die übrigen 50 % verbleiben im Eigentum 
der Kommune.

Eine prozentuale Rückübertragung führt 
dazu, dass Eigentümer sehr großer Flächen 
einen großen Rückübertragungsanspruch 
haben, während der Rückübertragungsan-
spruch von Eigentümer kleiner Flächen so 
gering ausfallen kann, dass ggf. kein selb-
ständig bebaubares Grundstück gebildet 
wird. Um eine mögliche Ungleichbehand-
lung der Eigentümer auszuschließen, können 
beispielsweise folgende Zusatzregelungen51 
vereinbart werden:

•	 Mindestanspruch: Rückübertragungs-
anspruch von 50 % des Nettobaulandes, 
mindestens aber ein Baugrundstück

•	 Höchstanspruch: Rückübertragungsan-
spruch von 50 % des Nettobaulandes, 
höchstens jedoch 3.000 m² (alternativ 
auch: Begrenzung der Zahl der Baugrund-
stücke)

•	 Ausschluss der Rückübertragung: bei 
Grundstücksflächen unter 1.000 m² ent-
fällt ein Rückübertragungsanspruch ge-
nerell bzw. es ist die Zahlung eines Aus-
gleichsbetrages erforderlich, um ein Bau-
grundstück zu erhalten

•	 Verzicht auf den Zwischenerwerb: bei 
Grundstücksgrößen unter 3.000 m² ver-
zichtet die Kommune auf einen Zwi-
schenerwerb; die Fläche verbleibt (mit 
Ausnahme des Abzuges für öffentliche 
Flächen) vollständig beim Eigentümer

Variante 2 setzt eine Rückübertragung von 
3.000 m² Nettobauland fest. Bei einem Net-
tobauland von 5.000 m² entspricht dies ei-
nem Anteil von 60 % gegenüber einem kom-
munalen Anteil am Nettobauland von 40 %.

Für Ausgangsflächen von weniger als 
6.000 m² (bei einem Anteil öffentlicher 
Flächen von 50 % entspricht dies 3.000 m² 
Nettobauland) müssten für den Beispielfall 
Sonderregelungen getroffen werden, z. B. 

51	 Die Angaben hinsichtlich der Prozentsätze und der 
Flächengrößen sind beispielhaft zu verstehen.

der Verzicht auf Rückübertragung oder der 
Verzicht auf Zwischenerwerb (siehe die Zu-
satzregelungen bei Variante 1).

Variante 3 bezieht den Rückübertragungs-
anspruch auf die Anzahl der Baugrundstüc-
ke. Im Beispiel sind es zwei Baugrundstücke 
mit einer Größe von je 750 m², das ent-
spricht einem Rückübertragungsanspruch 
von 1.500 m² Nettobauland (= 30 % am 
Nettobauland von 5.000 m²; kommunaler 
Anteil: 70 %).

Möglich ist auch die Koppelung der rückzu-
übertragenen Baugrundstücke an die Zahl 
der Kinder oder an die Größe des Ausgangs-
grundstückes (beispielsweise ein Baugrund-
stück je volle 2.000 m² Ausgangsfläche).

Möglich ist neben der Rückübertragung 
auch der Rückkauf eines Teils der Flä­
chen zum Ausgangswert durch den Altei-
gentümer: Die Kommune erwirbt hierbei die 
Flächen vollständig, führt die Entwicklung 
durch und verkauft einen bestimmten Teil 
an den ursprünglichen Eigentümer zu dem 
Preis, den die Kommune vor der Entwicklung 
gezahlt hat (meist unverzinst). Bei jedem 
Kaufvorgang fallen Grunderwerbsteuern 
und sonstige Grunderwerbsnebenkosten an, 
so dass diese Vorgehensweise vergleichbar 
hohe Kosten verursachen kann; sie wird je-
doch von manchen Eigentümern bevorzugt, 
da sie zunächst von der Kommune mehr Geld 
erhalten, das angelegt werden kann. Der ur-
sprüngliche Eigentümer erhält Nettobauland 
(erschließungsbeitragspflichtig) i. d. R. zum 
Preis von Bauerwartungsland.

Rückübertragung und Teilrückkauf kommen 
im Rahmen der projektbezogenen (kurz- bis 
mittelfristigen) Bodenbevorratung zum Tra-
gen, wo in absehbarer Zeit Bauland entwic-
kelt wird. Bei der langfristigen Bodenbevor-
ratung ist eine Beteiligung der Eigentümer 
an der Wertschöpfung eher von untergeord-
neter Bedeutung.

Die Beteiligung an der Wertschöpfung und 
die Einzelheiten werden im Rahmen des 
Kaufvertrages zwischen Kommune und Pri-
vateigentümer geregelt. Die Selbstbehalts-
grundstücke sind i. d. R. ebenso wie die 
rückübertragenen oder zurückgekauften 

Neben der Rücküber­
tragung stellt auch der 
Rückkauf von Grund­
stücken durch die ehe­
maligen Eigentümer 
zum Ausgangswert eine 
Möglichkeit der Be­
teiligung an der Wert­
schöpfung dar.
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Grundstücke erschließungsbeitragspflich-
tig.52

Die Beteiligung der Eigentümer an der Wert-
schöpfung (unabhängig davon, ob diese in 
Form einer Rückübertragung oder des be-
grenzten Rückkaufes durchgeführt wird) 
verbessert erfahrungsgemäß die Mitwir-
kungsbereitschaft der Eigentümer. Sie erhal-
ten einen Anreiz dafür, dass sie auf einen Teil 
der planungsbedingten Wertsteigerung ver-
zichten und der Kommune ihre Grundstücke 
(ganz oder teilweise) i. d. R. zum Bauerwar-
tungslandwert verkaufen.

3.2.2.2	 Geldausgleich

Neben der Beteiligung der Alteigentümer 
an der Wertschöpfung durch Baugrundstüc-
ke kann auch eine finanzielle Beteiligung 
in Form von Geld erfolgen. Nachentschä-
digungs- bzw. Nachzahlungsklauseln, die 
Bestandteil des Grundstückskaufvertrages 
zwischen Kommune und Eigentümer sind, 
regeln den Geldausgleich bei Eintreten einer 
planungsbedingten Wertsteigerung.

Diese Vorgehensweise minimiert einerseits 
das Risiko der Kommune, Flächen anzukau-
fen, die sich später nicht baulich entwickeln 
lassen53, ermöglicht andererseits aber auch, 
dass der Eigentümer an einem planungsbe-
dingten Wertzuwachs (wenn dieser statt-
findet) beteiligt wird. Wenn keine Wert-
steigerung stattfindet, verbleibt es bei dem 
ursprünglich gezahlten Preis.

Nachzahlungsklauseln regeln, dass die Kom-
mune zu einem bestimmten (i. d. R. land-
wirtschaftlichen) Preis ankauft. Wenn inner-
halb eines bestimmten Zeitraumes Baurecht 
geschaffen wird, dann erhält der Alteigen-
tümer eine festgelegte Nachzahlung zum 
ursprünglichen Kaufpreis. Diese kann bei-
spielsweise der Spanne zwischen begünstig-

52	 Erschließungsbeiträge fallen hierbei jedoch nur für 
die Baukosten an, da (wie bei der Umlegung) der 
erforderliche Anteil für die öffentlichen Flächen 
abgeschöpft worden ist und Grunderwerbskosten 
für Erschließungsflächen nicht anfallen.

53	 Insofern gehören die Nachentschädigungs- bzw. 
Nachzahlungsklauseln auch zu den Möglichkeiten 
der Risikominimierung (siehe zu den Ankaufsoptio-
nen Kapitel IV 3.1.4.1).

tem Agrarland und einem Bauerwartungs-
landwert entsprechen.

3.2.2.3	 Überschussbeteiligung / Gewinn­
beteiligung

Überschuss- bzw. Gewinnbeteiligungsmo-
delle zwischen Kommune und Alteigentümer 
könnten entweder dann zum Einsatz kom-
men, wenn die planungsbedingte Wertstei-
gerungen höher liegt als die Entwicklungs-
kosten oder im Sinne einer Nachzahlungs-
verpflichtung, wenn ein niedriger Ankaufs-
preis vereinbart wurde und innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes Baurecht geschaffen 
wird. Es gibt jedoch keine Verpflichtung zur 
Beteiligung der Eigentümer an Gewinnen 
oder Überschüssen. Solche Regelungen sind 
aus Sicht der Kommune freiwillig und dienen 
allein einer Verbesserung der Mitwirkungs-
bereitschaft der Eigentümer.

Viele Kommune wollen im Rahmen des Zwi-
schenerwerbs vor allem auch die Kosten für 
die Baulandbereitstellung durch die Ab-
schöpfung der Bodenwertsteigerung decken. 
Ist die Bodenwertsteigerung höher als die 
Kosten, könnte eine Überschussbeteiligung 
des Alteigentümers in Frage kommen. 

Diese Vorgehensweise entspricht im Grund-
satz der Überschussbeteiligung bei der städ-
tebaulichen Entwicklungsmaßnahme (§ 171 
Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 156 a BauGB), bei 
der erzielte Überschüsse an die (früheren) 
Grundstückseigentümer zu verteilen sind. 
Anders als im Entwicklungsrecht ist es bei 
der Überschussbeteiligung jedoch möglich, 
die Überschüsse nach einem festzulegenden 
Schlüssel zwischen Alteigentümer und Kom-
mune aufzuteilen (z. B. zu jeweils 50 %).

Regelungen zur Überschussbeteiligung kön-
nen im Grundstückskaufvertrag festgelegt 
werden. Voraussetzung für die Anwendung 
solcher Modelle ist jedoch eine detaillierte 
Aufstellung über die Entwicklungskosten auf 
der einen Seite und die Verkaufserlöse der 
Baugrundstücke auf der anderen Seite, um 
mögliche Überschüsse ermitteln zu können. 
Dies ist mit einem hohen Verwaltungsauf-
wand verbunden. Eine Ausschüttung an die 
Alteigentümer kann im Regelfall erst nach 
dem Verkauf der gesamten Baugrundstücke 

Nachentschädigungs- 
und Nachzahlungsklau­
seln im Kaufvertrag 
können eine Beteili­
gung der Eigentümer 
an der Wertschöpfung 
in Geld regeln.

Überschuss- bzw. 
Gewinnbeteiligungs­
modelle können zum 
Einsatz kommen, wenn 
die planungsbedingte 
Wertsteigerung über 
den Kosten der Bau­
landentwicklung liegt.
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erfolgen, also ggf. erst mit einer relativ gro-
ßen zeitlichen Verzögerung.

Eine Gewinnbeteiligung des Alteigentümers 
kann durch eine Nachzahlungsregelung im 
Kaufvertrag festgelegt und geregelt wer-
den, d. h., wenn innerhalb einer bestimmten 
Frist Baurecht geschaffen wird, dann erhält 
der Alteigentümer über den ursprünglichen 
Ankaufspreis hinaus von der Kommune ei-
nen festgelegten Anteil der Wertdifferenz 
(beispielsweise 50 %) oder auch einen fest 
vereinbarten Betrag (Euro/m²).54

3.2.3	 Verzicht der Beteiligung 
der Alteigentümer an der 
Wertschöpfung

Ein Verzicht auf die Beteiligung der ur-
sprünglichen Eigentümer an der Wertstei-
gerung ist grundsätzlich möglich, wenn die 
Kommune die Grundstücke im Rahmen des 
Zwischenerwerbs kauft, entwickelt und ggf. 
auch erschließt und nach der Entwicklung 
wieder verkauft. 

Meistens erfolgt der Verzicht auf eine Be-
teiligung an der Wertschöpfung jedoch im 
Rahmen einer langfristigen Bodenvorrats-
politik, wenn zumindest keine kurzfristige 
Schaffung von Bauland hinter dem Flächen-
erwerb steht. Beim langfristigen ausgerich-
teten Flächenerwerb geht es auch um den 
Kauf von Grundstücken, die nicht zu Bau-
land entwickelt werden sollen (z. B. Tausch-
flächen und Ausgleichsflächen i. S. d. § 1a 
Abs. 3 BauGB).

Einen vollständigen Verzicht auf eine Be-
teiligung an der Wertsteigerung bei pro-
jektbezogener (kurz- bis mittelfristiger) 
Bodenbevorratung führen in der Praxis nur 
sehr wenige Kommunen durch. Zumindest 
eine indirekte Beteiligung durch einen leicht 
erhöhten Ankaufspreis erfolgt in aller Re-
gel – nicht zuletzt schon deshalb, um die 
Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer zu 
verbessern und Verzögerungen der Planung 
zu vermeiden, die letztlich wiederum mit 
erhöhten Kosten verbunden wären. Im Rah-

54	 Vgl. hierzu im Einzelnen die Erläuterungen zum 
Geldausgleich in Kapitel IV 3.2.2.2.

men einer langfristigen Bodenbevorratung 
ist eine Beteiligung der Eigentümer an der 
Wertschöpfung dagegen selten.

3.3	 Verkaufspreis

3.3.1	 Grundsätzliches zum Ver­
kaufspreis

Die Kommune ist bei der Preisgestaltung im 
Wesentlichen frei. Gewisse Einschränkungen 
können sich ggf. durch die Gemeindeord-
nung ergeben bzw. dann, wenn der kom-
munale Zwischenerwerb nicht spezifischen 
kommunalen Zielsetzungen dient, sondern 
allein der Bodenordnung (als „Ersatz“ für 
eine amtliche Umlegung).55

Der Preis, zu dem die Kommune die Bau-
grundstücke nach der Entwicklung veräu-
ßert, ist entscheidend für

•	 die Durchsetzung sozialer Ziele, wie die 
Bereitstellung von Baugrundstücken für 
bestimmte Bevölkerungsschichten und

•	 die Finanzierung der Kosten der Bauland-
bereitstellung.

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, den 
Verkaufspreis für die Baugrundstücke zu be-
stimmen; die Kommunen sind in ihrer Ent-
scheidung hierbei nicht gebunden. Grund-
sätzlich können Kommunen den Verkaufs-
preis für die Baugrundstücke nach freiem, 
sachgerechtem Ermessen kalkulieren.

Die Kommune kann die Grundstücke zum all-
gemein üblichen Marktwert (Verkehrswert) 
verkaufen (siehe Kapitel IV 3.3.2). Hierdurch 
ist ein preissenkender Einfluss der Kommune 
auf den Bodenmarkt nicht gegeben. Eine so-
ziale Förderung kann über den Grundstücks-
preis nicht erfolgen.

55	 vgl. Forschungsgruppe Stadt + Dorf: Baulandbe-
reitstellung - Bodenpolitische Grundsatzbeschlüsse. 
a. a. O., S. 24 und 26 zur Strittigkeit der Frage, in 
welchem Umfang die Kommune im Rahmen der 
Wiederveräußerung beim kommunalen Grund-
erwerb mit Rückveräußerung an die beteiligten 
Eigentümer bebauungsplanbedingte Bodenwert-
steigerungen erfassen kann oder ob hierbei viel-
mehr die Maßstäbe der amtlichen Umlegung als 
Orientierungsrahmen anzusehen sind.

Ein Verzicht der Betei­
ligung der Eigentümer 
an der Wertschöpfung 
ist möglich.

Es gibt verschiedene 
Möglichkeiten, den 
Verkaufspreis für kom­
munale Grundstücke 
zu bestimmen; die 
Kommune ist in ihrer 
Entscheidung hierbei 
grundsätzlich nicht ge­
bunden.

	Textbaustein C1 
auf S. 123

	Textbaustein C2 
auf S. 123



50

Eine zweite Möglichkeit ist die Ermittlung 
des Verkaufspreises unter Berücksichti­
gung der entstehenden Kosten der Bau-
landentwicklung nach dem Prinzip „An-
kaufspreis + Kosten = Verkaufspreis“. Ob 
hierdurch ein Verkaufspreis unterhalb des 
marktüblichen Preises erreicht werden kann, 
hängt von der Höhe der Kosten ab (siehe Ka-
pitel IV 3.3.3).

Eine Kalkulation des Verkaufspreises unter 
Berücksichtigung der Kosten (gleiches gilt im 
Übrigen für die Kalkulation des Ankaufsprei-
ses durch Rückrechnung aus dem Verkaufs-
preis) ist für die Gewährleistung der Wirt-
schaftlichkeit der Planung von Bedeutung. 
An- und Verkaufspreis müssen für eine wirt-
schaftliche Baulandentwicklung so aufein-
ander abgestimmt sein, dass die relevanten 
Kosten der Baulandentwicklung finanziert 
werden können.56

Die Fördermöglichkeiten unter sozialen 
Gesichtspunkten, die auch Auswirkungen 
auf den Verkaufspreis der kommunalen 
Grundstücke haben können, werden unter 
Kapitel IV 3.3.4 aufgezeigt.

3.3.2	 Verkauf zum Verkehrswert

Grundsätzlich besteht zwar seitens der Kom-
mune die Verpflichtung, ihre Grundstücke 
zum Verkehrswert zu verkaufen. Dies ergibt 
sich aus der Gemeindeordnung, die regelt, 
dass Vermögensgegenstände pfleglich und 
wirtschaftlich zu behandeln sind (§ 90 Abs. 2 
Satz 1 GO NW) und Vermögensgegenstände 
nur zum vollen Wert veräußert werden dür-
fen (§ 90 Abs. 3 Satz 2 GO NW). Der Verkauf 
von Grundstücken unter dem auf dem Markt 
üblicherweise zu erzielenden Preis ist jedoch 
rechtlich nicht bedenklich, wenn der Preis 
begründet ist.57

Die Durchführung einer detaillierten Ver-
kehrswertermittlung für jedes einzelne 
kommunale Baugrundstück ist insbeson-

56	 Zur Bedeutung der städtebaulichen Kalkulation für 
die Wirtschaftlichkeit der Planung siehe Kapitel IV 
3.6.5.

57	 Zu den Ausnahmen von der Pflicht zur Veräußerung 
von kommunalen Grundstücken zum Verkehrswert 
siehe Kapitel IV 3.3.4.1.

dere bei einem umfangreichen kommuna-
len Baulandmanagement mit einem hohen 
Aufwand verbunden. Es bietet sich daher an, 
beispielsweise Bodenrichtwerte oder auch 
Erfahrungswerte des Gutachterausschusses 
oder der kommunalen Bewertungsstelle als 
Grundlage für die Festlegung der Verkaufs-
preise heranzuziehen.

Es gibt Kommunen, die trotz sozialpoliti-
scher Zielsetzungen ihre Grundstücke zum 
Verkehrswert veräußern. Eine Förderung 
bestimmter Bevölkerungsgruppen erfolgt 
dann zwar nicht über eine Rabattierung der 
Grundstückspreise, aber über andere Wege 
(verlorene, d. h. nicht rückzahlbare) Zu-
schüsse oder zinsgünstige bzw. zinslose Dar-
lehen für das Bauvorhaben selbst).

3.3.3	 Verkauf unter Berücksich­
tigung der Kosten der Bau­
landbereitstellung

3.3.3.1	 Berücksichtigung von Kosten­
pauschalen

Die Berücksichtigung von Kostenpauschalen 
bei der Ermittlung des Verkaufspreises kom-
munaler Baugrundstücke auf der Grundlage 
des Ankaufspreises und der Kosten der Bau-
landentwicklung kann sich beziehen auf

•	 eine pauschalierte Schätzung einzelner 
Kostenfaktoren58 oder

•	 eine pauschalierte Ermittlung der (auf 
das Gemeindegebiet bezogenen) durch-
schnittlichen Kosten (insgesamt, z. B. pro 
m² Wohn- oder Gewerbegrundstück oder 
bezogen auf einzelne Kostenfaktoren).

Die Pauschalierung von Kosten im Rahmen 
der Kalkulation der An- bzw. Verkaufsprei-
se kommunaler Grundstücke stößt nicht auf 
rechtliche Bedenken, die mit der Problematik 
der Kostenpauschalierung bei städtebauli-
chen Verträgen nach § 11 BauGB vergleich-
bar sind. Die Kommune muss die Gestaltung 
der An- bzw. Verkaufspreise nicht durch 
eine städtebauliche Kalkulation belegen, 
die den Anforderungen an die Gestaltung 

58	 Die einzelnen relevanten Kostenfaktoren werden in 
Kapitel IV 3.3.3.2 dargestellt.

Grundsätzlich besteht 
für die Kommune die 
Verpflichtung, ihre 
Grundstücke zum 
Verkehrswert zu ver­
kaufen, es gibt jedoch 
Ausnahmen von dieser 
Regelung.

Grundlage der Ver­
kaufspreisermittlung 
können Kostenpau­
schalen sein.

Die kostenorientierte 
Verkaufspreisermitt­
lung dient der wirt­
schaftlichen Bauland­
bereitstellung.

	Textbaustein C3 
auf S. 123
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städtebaulicher Verträge entspricht. Die 
Kommune kann ebenso den Verkehrswert 
der Grundstücke (ohne kalkulatorische Er-
mittlung) heranziehen (z. B. auf der Basis der 
Bodenrichtwerte).59

Kostenpauschalen werden häufig dann um-
fassend eingesetzt, wenn es nicht um eine 
detaillierte Ermittlung des Verkaufspreises 
aus dem Ankaufspreis geht60, sondern um 
eine allgemeine Wirtschaftlichkeitsprüfung 
kommunaler Planungen, d. h. um zu prüfen, 
ob die Spanne zwischen An- und Verkaufs-
preis im Allgemeinen ausreicht, um die Ko-
sten der Baulandbereitstellung zu decken. 
Darüber hinaus finden sich auch häufig 
Mischformen, d. h. es werden sowohl Ko-
stenpauschalen als auch tatsächlich entstan-
dene Kosten bei der Kalkulation verwendet, 
wie das folgende Beispiel zeigt (siehe Tab. 3).

Pauschalen finden sich dann insbesonde-
re als Bestandteile der Kalkulation für be-
stimmte Kostenpositionen, wenn sie (zumin-
dest zum Zeitpunkt der Berechnung) nicht 
genauer bestimmbar sind, beispielsweise die 
Finanzierungskosten. Auch die Kosten der 
sozialen Infrastruktur werden teilweise als 
Pauschalen eingestellt, die auf überschlägi-
gen Schätzungen für das gesamte Gemein-
degebiet beruhen.

Eine Pauschale, die ebenfalls bei der Ver-
kaufspreisermittlung berücksichtigt werden 
kann, obwohl es sich hierbei nicht um Kosten 
im eigentlichen Sinn handelt, ist beispiels-
weise ein „Sozialbeitrag“, der zur Finanzie-
rung bestimmter sozialer oder vergleichba-
rer Zielsetzungen eingesetzt wird. Ein solcher 
Sozialbeitrag kann entweder als Flächenbei-
trag vom Alteigentümer abgeschöpft werden 
oder auch als Pauschale bei der Ermittlung 
des Verkaufspreises berücksichtigt werden.61

59	 Zu beachten ist jedoch ggf. eine Gleichbehandlung 
der Grundstückseigentümer, wenn die Baulandbe-
reitstellung durch verschiedene Instrumente erfolgt, 
beispielsweise durch kommunalen Zwischenerwerb 
und städtebauliche Verträge zur Kostenbeteiligung 
der Eigentümer bei einem Verzicht auf den Grund-
erwerb seitens der Kommune.

60	 Diese Aussage gilt analog ebenfalls für die Ermitt-
lung des Ankaufspreises durch Rückrechnung aus 
dem Verkaufspreis.

61	 Allerdings wird eine solche Pauschale eher bei 
der Ermittlung des Ankaufspreises berücksichtigt 

Auch die Berücksichtigung von Risikozu-
schlägen für Unvorhergesehenes kann im 
Rahmen der Kalkulation durchaus sinnvoll 
sein.

Die Offenlegung eindeutiger Gewinnerzie-
lungsabsichten sollte seitens der Kommu-
ne möglichst vermieden werden, um kon-
traproduktive Diskussionen zu vermeiden. 
„Gewinne“ im eigentlichen Sinn erzielen 
Kommunen mit ihrem Baulandmanage-
ment ohnehin i. d. R. nicht, da Einnahmen 
im Rahmen des Grundstücksverkaufs Ko-
sten gegenüberstehen, die zu finanzieren 
sind. Gewinnbezogene Pauschalen sollten 
dennoch im Rahmen der Kalkulation nicht 
bzw. mit 0 Euro angesetzt werden. Letzte-
res hat den Vorteil, dass die Eigentümer er-
kennen können, dass die Kommune mit der 
Baulandentwicklung keine Gewinne erzielt, 
sondern lediglich ihre Kosten bzw. einen Teil 
ihrer Kosten deckt. Das ist insbesondere im 
Rahmen der Ermittlung der Ankaufspreise 
durch Rückrechnung aus dem späteren Ver-
kaufspreis von Bedeutung, wenn es darum 
geht, die Kooperationsbereitschaft der Alt-
eigentümer zu stärken.

werden können - zumindest, wenn ansonsten der 
Käufer durch einen zu hohen Grundstückspreis 
belastet werden würde.

1 Erwerbskosten (Grundstückskauf) tatsächliche Kosten

2 Erwerbsnebenkosten
(Grunderwerbssteuer, Vertrags- und Vermessungskosten)

tatsächliche Kosten

3 Finanzierungskosten
(beispielsweise 6 % ab Erwerb bis Rechtskraft Bebauungsplan)

tatsächliche Kosten

4 Summe der Aufwendungen nach Kaufvertrag Summe aus 1-3

5 Planungs- und Verwaltungskosten
(Zeitphase bis Rechtskraft Bebauungsplan; 10 % aus 4)

Pauschale

6 Verwaltungskosten (Zeitphase Rechtskraft Bebauungsplan 
bis Grundstücksverkauf; 3 % aus 4)

Pauschale

7 Finanzierungskosten (beispielsweise 6 % ab Rechtskraft 
Bebauungsplan bis Grundstücksverkauf)

tatsächliche Kosten

8 Summe Summe aus 4-7

9 nicht beitragsfähige Erschließungskosten tatsächliche Kosten

10 Immissionsschutz (Lärmschutzwand) tatsächliche Kosten

11 Entschädigungskosten für Landwirte tatsächliche Kosten

12 Aufwendungen für Rückübertragung von Bauland / 
Freilegung tatsächliche Kosten

13 Gesamtsumme Summe aus 8-12

Tab. 3:	 Beispiel für den Einsatz 
von tatsächlichen Kosten 
und Kostenpauschalen
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Obwohl es sich im Rahmen des kommunalen 
Zwischenerwerbs nicht um Kalkulationen der 
Verkaufspreise handelt, die ohne Weiteres 
vergleichbar sind mit der Refinanzierung von 
Folgekosten durch einen städtebaulichen 
Vertrag, ist den Kommunen zumindest dann, 
wenn solche Kalkulationen den Eigentümern 
gegenüber offengelegt werden, es sich also 
nicht um rein interne Wirtschaftlichkeits-
berechnungen handelt, zu empfehlen, im 
Wesentlichen nur diejenigen Kosten in die 
Rechnung einzustellen, die mit dem Bauge-
biet tatsächlich in Zusammenhang stehen. 
Die Einstellung bestimmter Pauschalen, z. B. 
zur Förderung sozialpolitischer Zielsetzun-
gen ist darüber hinaus jedoch möglich.

3.3.3.2	 Berücksichtigung der tatsächlich 
entstandenen Kosten

Die Berücksichtigung der tatsächlich entste-
henden Kosten für die Baulandbereitstellung 
(soweit dies möglich ist, ggf. muss eine Kom-
bination mit Pauschalen bzw. geschätzten 
Werten erfolgen), hat den Vorteil, dass die 
Kosten relativ genau bezogen auf das jewei-
lige Baugebiet ermittelt werden können. 

Welche Kosten im Einzelfall bei der Ermitt-
lung des Verkaufspreises berücksichtigt wer-
den können, kann von Baugebiet zu Bauge-
biet unterschiedlich sein und hängt nicht 
zuletzt auch von der geplanten Nutzung 
ab (u. a. davon, ob ein Wohngebiet oder ein 
Gewerbegebiet entwickelt werden soll). Die 
Kommune sollte sich jedoch vorab überle-
gen, welche Kostenpositionen (ggf. diffe-
renziert nach den Nutzungen) grundsätzlich 
berücksichtigt werden und welche nicht, 
um eine relative Gleichbehandlung bei der 
Ermittlung der Verkaufspreise zu gewährlei-
sten. Beispielsweise sollte bezüglich der Be-
rücksichtigung von Kosten für die soziale In-
frastruktur eine einheitliche Vorgehensweise 
im Gemeindegebiet festgelegt werden. 

Eine einheitliche Vorgehensweise ist auch 
sinnvoll, wenn es darum geht zu klären, 
welche Kostenfaktoren als Pauschale in die 
Verkaufswertberechnung einfließen (und in 
welcher Höhe) und welche Faktoren mit den 
konkret entstehenden Kosten angesetzt wer-
den sollen. 

Eine gemeindeweit einheitliche Handhabung 
der Kostenberücksichtigung ist aber nicht in 
jedem Fall möglich. Das zeigt sich am Bei­
spiel der Erschließungsbeiträge:

Hier kann es sinnvoll sein, diese in einem Fall 
in den Verkaufspreis einzubeziehen (also bei 
der Kalkulation zu berücksichtigen) und in 
einem anderen Fall eine getrennte Abrech-
nung der Erschließungsbeiträge vorzuneh-
men.

Eine erschließungsbeitragsfreie Veräußerung 
der Grundstücke ist verwaltungsvereinfa-
chend, da keine Beitragsbescheide erstellt 
werden müssen. Wichtig ist jedoch, dass die 
Erschließungsbeiträge getrennt im Kaufver-
trag ausgewiesen sind, da auch private Käu-
fer sonst für den gesamten Kaufbetrag (auch 
die Erschließungskosten) Grunderwerbsteuer 
zahlen müssen. In diesem Zusammenhang 
ist auch darauf zu achten, dass die Erschlie-
ßungsanlagen zum Zeitpunkt des Grund-
stücksverkaufes noch nicht endgültig her-
gestellt sind bzw. eine Ablösevereinbarung 
nicht in den Kaufvertrag integriert wird, 
da ansonsten eine Bescheinigung durch die 
Kommune darüber erstellt werden müsste, 
dass die Erschließungsanlagen noch nicht 
endgültig hergestellt sind, was wiederum ei-
nen erhöhten Verwaltungsaufwand zur Fol-
ge hätte.

Wenn in einem Baugebiet nicht nur kommu-
nale, sondern auch private Baugrundstücke 
vorhanden sind, müssen für die privaten 
Grundstücke ohnehin Beitragsbescheide 
erstellt werden. Die Arbeitsvereinfachung 
durch eine erschließungsbeitragsfreie Ver-
äußerung der kommunalen Grundstücke 
kommt dann nicht so umfassend zum Tra-
gen. Häufig vereinbaren Kommunen in sol-
chen Fällen mit den Eigentümern Ablösever-
einbarungen über die Erschließungsbeiträge.

Die tatsächlichen Kosten der Baulandent-
wicklung könnten durch eine umfassende 
Berücksichtigung auch dazu führen, dass der 
ermittelte Verkaufspreis über dem sonst übli-
chen Verkehrswert liegt. Hiervon ist aber nur 
in Ausnahmefällen auszugehen, da der Markt 
(der durch den Verkehrswert als marktübli-
chen Wert repräsentiert wird) i. d. R. zu den 
Kosten auch eine ausreichende Gewinnspan-

Die Berücksichtigung 
tatsächlich entstande­
ner Kosten ermöglicht 
eine detaillierte und 
einzelfallbezogene Er­
mittlung des Verkaufs­
preises.

	Textbaustein C4 
auf S. 123

	Textbaustein C5 
auf S. 123
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ne für den privaten Verkäufer berücksichtigt. 
Zudem kann die Kommune in solchen Fällen 
eine „Kappungsgrenze“ beschließen, die si-
cherstellt, dass der Verkaufspreis nicht über 
dem Verkehrswert (beispielsweise festgelegt 
als Bodenrichtwert) liegt. In diesem Fall kann 
jedoch keine einhundertprozentige Refinan-
zierung der Kosten erfolgen; ein Teil der Ko-
sten verbleibt bei der Kommune.

Die Kosten, die bei der Baulandentwicklung 
entstehen können, sind in Tab. 4 dargestellt.62

I. d. R. fallen bereits Kosten an, bevor der 
Grunderwerb getätigt wird. Zu den Kosten 
für die Vorbereitung und Planung gehören 
v.a. die städtebaulichen Planungen (Rah-
menpläne, städtebauliche Entwürfe, Bauleit-
planung), Gutachten, Verfahrensabwicklung, 
Vermarktung und Öffentlichkeitsarbeit. Die 
Höhe dieser Kosten hängt von der örtlichen 
Situation und den Vorgaben für das Plange-
biet ab.

Die Grunderwerbkosten stellen je nach Um-
fang des Flächenerwerbs und Ankaufspreis 
häufig den größten Ausgabenposten dar. 
Diese Kosten fallen meist schon in der An-
fangsphase der Planung an.63 Die Ausgaben 
für den Grunderwerb setzen sich aus dem 
eigentlichen Ankaufspreis (einschließlich 
eventueller Entschädigungen für Gebäude 
und Aufwuchs) und den Grunderwerbsne-
benkosten (Grunderwerbsteuer, Notar- und 
Gerichtskosten) zusammen. Auch die Rück-
übertragungskosten für Baugrundstücke 
(wenn das Modell der Beteiligung der Eigen-
tümer an der Wertschöpfung gewählt wird) 
gehören zu den Grunderwerbskosten. Für 
Höhe der Grunderwerbskosten spielt neben 
dem örtlichen Bodenpreisniveau vor allem 
der Zeitpunkt des Ankaufes eine wesentliche 
Rolle: je frühzeitiger vor Beginn der Planung 
der Ankaufszeitpunkt gewählt wird, desto 
niedriger ist der Bodenwert. Entsprechend 
geringer fallen auch die Grunderwerbsne-
benkosten aus, die prozentual vom Kaufpreis 
der Grundstücke abhängen.

62	 Institut für Bodenmanagement: Leitfaden Wohn-
baulandbereitstellung. a. a. O., S. 28

63	 Zu den Möglichkeiten, die wirtschaftliche Belastung 
beim kommunalen Zwischenerwerb gering zu hal-
ten, vgl. auch Kapitel IV 3.1.4, Kapitel IV 3.1.5 sowie 
Kapitel IV 3.6.5.

Weitere Kosten entstehen durch die Boden-
ordnung und Bodenaufbereitung (Freilegung 
und Altlastensanierung soweit erforder-
lich64), die Erschließung (Straßen, Grünflä-
chen, Spielplätze etc.), Gemeinbedarfs- und 
Folgeeinrichtungen (u. a. Kindergärten und 
Schulen) sowie Ausgleichsmaßnahmen i. S. 
d.  1a Abs. 3 BauGB. Wie hoch diese Kosten 
sind, hängt von den spezifischen Bedingun-
gen des Einzelfalls ab. Im Hinblick auf diese 
Kosten (insbesondere Erschließungskosten) 
sollte die Kommune vorhandene Spielräume, 
beispielsweise beim Ausbaustandard, nutzen, 
um die Kosten möglichst gering zu halten.

64	 Diese Kosten können insbesondere bei Brachflächen 
anfallen.

Vorbereitung 
und Planung

Voruntersuchungen, Nutzungsabschätzungen etc.

Vermessung

Wertermittlung

Erstellung von Entwicklungskonzepten, Rahmenplanungen

Städtebauliche Planung (einschließlich Wettbewerbe)

Fachgutachten

Bauleitplanung

Projektentwickler, Entwicklungsträger

Verfahrenskosten

Öffentlichkeitsarbeit, Beratung

Marketing, Vermarktung

Grunderwerb

Ankauf der (Brutto-) Flächen

Entschädigungen (z. B. Gebäude, Aufwuchs)

Grunderwerbsnebenkosten (Grunderwerbssteuer, Notar- und Gerichtskosten)

Rückübertragungskosten für Baugrundstücke

Bodenordnung, 
Bodenaufberei-
tung

Bodenordnung

Freilegung des Geländes

Altlastenbeseitigung

Erschließungsan-
lagen einschließ-
lich Grünflächen

Straßen, Wege, Plätze

Grünanlagen, Wasserläufe, -flächen

Spielplätze

Parkplätze, Parkhäuser, Tiefgaragen

Ver- und Entsorgungsanlagen

Anlagen gegen Umwelteinwirkungen

Ausgleichsmaß-
nahmen

Ausgleichsmaßnahmen i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB

Grunderweb zusätzlich benötigter Flächen

Gemeinbedarfs- 
und Folgeein-
richtungen

Kindergärten, Schulen

Sportanlagen

sonstige Gemeinbedarfseinrichtungen und -anlagen

Zwischenfinan-
zierung

Kreditzinsen vom Ankauf bis zur Wiederveräußerung der Grundstücke

Vor- und Zwischenfinanzierung anderer Träger

Tab. 4:	 Kosten der Baulandbe-
reitstellung

Kosten fallen meist 
bereits vor dem Grund­
erwerb an (z. B. Pla­
nungs- und Gutachten­
kosten).

Grunderwerbskosten 
stellen häufig den 
größten Ausgabenpo­
sten dar.
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Einen nicht unerheblichen Kostenfaktor stel-
len die Zwischenfinanzierungskosten dar, die 
regelmäßig bereits zu Beginn der Planung 
anfallen. In der Anlaufphase eines Projektes 
(bevor Einnahmen erzielt werden können) 
müssen bestimmte Kosten über eine Kredit-
aufnahme gedeckt werden. Häufig ist der Fi-
nanzbedarf zu Beginn der Planung am größ-
ten. Die wichtigsten Einflussfaktoren auf die 
Höhe der Zwischenfinanzierungskosten sind 
die Dauer der Kreditaufnahme sowie die 
Höhe der Zinsen. Die Höhe der Zwischenfi-
nanzierungskosten hängt aber auch davon 
ab, wann die einzelnen Ausgaben getätigt 
werden: Je frühzeitiger beispielsweise der 
Grunderwerb erfolgt desto geringer sind 
zwar die Bodenpreise, desto höher sind aber 
dafür die Zwischenfinanzierungskosten. 

3.3.4	 Fördermöglichkeiten unter 
sozialen Gesichtspunkten

3.3.4.1	 Verkauf unter Verkehrswert

Grundsätzlich besteht für die Kommunen 
zwar die Verpflichtung, ihre Grundstücke 
zum Verkehrswert zu veräußern, auch wenn 
bei einem Verkauf unter Verkehrswert eine 
Kostendeckung erreicht werden würde.65 Al-
lerdings bestehen keine rechtlichen Beden-
ken gegen eine Abgabe von Grundstücken 
unterhalb der ansonsten auf dem Markt zu 
erzielenden Höchstpreise, insbesondere, 
wenn kommunale Zielsetzungen zur Förde-

rung bestimmter Bevölkerungsgruppen auf 
Basis konkreter Vergaberichtlinien einen 
Verkauf unterhalb des Verkehrswertes recht-
fertigen. Den Kommunen ist jedoch zur Ver-

65	 vgl. hierzu auch Kapitel IV 3.3.2

meidung haushaltsrechtlicher Probleme da-
von abzuraten, alle Grundstücke zu einem 
unbegründeten verbilligten „Einheitspreis“ 
zu verkaufen, ohne gleichzeitig Vergabekri-
terien festzulegen.

Abschläge vom Verkehrswert können im Sin-
ne eines „Sozialrabattes“ beispielsweise auch 
an die Voraussetzungen des sozialen Woh-
nungsbaus geknüpft werden. 

Durch einen Verkauf kommunaler Grund-
stücke unter dem Verkehrswert kann für 
einkommensschwächere Haushalte die Ei-
gentumsbildung gefördert werden; Bauland 
kann für weite Kreise der Bevölkerung zur 
Verfügung gestellt werden. Das ist insbeson-
dere in Hochpreisgebieten von Bedeutung 
und kann insbesondere hier zur Verringe-
rung der Umlandabwanderung beitragen.

Ebenso können auch ökologische Zielsetzun-
gen über einen Abschlag vom Verkehrswert 
des Grundstückes gefördert werden (z. B. 
Preisnachlass für Passivhausbau).

Eine mögliche Folge der verbilligten Abgabe 
kommunaler Grundstücke ist ein gespaltener 
Bodenmarkt, denn solange die Nachfrage 
durch das Baulandangebot insgesamt nicht 
gedeckt werden kann, also trotz preisgün-
stigerer kommunaler Grundstücke trotzdem 
auch private Grundstücke nachgefragt wer-
den, sinken die Grundstückspreise auf dem 
privaten Grundstücksmarkt nicht. Ein preis-
senkender Effekt tritt meist nur ein, wenn 
die Kommune einen erheblichen Anteil am 
Grundstücksmarkt hat und der private Markt 
durch die „öffentliche Konkurrenz“ unter 
Druck gerät oder die Baulandbereitstellung 
der Kommune dazu führt, dass Angebot und 
Nachfrage ausgeglichen sind bzw. das Ange-
bot die Nachfrage übersteigt.

Manche Kommunen machen die Feststel-
lung, dass sich das Bodenpreisniveau im 
Stadtgebiet insgesamt zwar nicht verringert, 
jedoch in den Stadtteilen, in denen die Kom-
mune intensiv auf dem Grundstücksmarkt 
präsent ist, sich das Preisniveau für private 
Grundstücke dem der kommunalen Grund-
stücke anpasst. Auch dies ist aber wesent-
lich davon abhängig, wie sich Angebot und 
Nachfrage gegenüberstehen.

Grundstücksgröße Bodenwert
Euro/m2

Grundstückswert Förderhöhe
(30 % des Ver­

kehrswertes)

300 m2 200 Euro 60.000 Euro 18.000 Euro

500 m2 200 Euro 100.000 Euro 30.000 Euro

750 m2 200 Euro 150.000 Euro 45.000 Euro

1.000 m2 200 Euro 200.000 Euro 60.000 Euro

Tab. 5:	 Abhängigkeit der Höhe 
des Preisnachlasses vom 
Verkehrswert

Bodenordnung und 
Bodenaufbereitung, 
Erschließung, Gemein­
bedarfs- und Folge­
einrichtungen sowie 
Ausgleichsmaßnahmen 
i. S. d. § 1a Abs. 3 
BauGB sind als Kosten 
der Baulandentwicklung 
zu berücksichtigen.

Zwischenfinanzierungs­
kosten sind ein nicht 
unerheblicher Kosten­
faktor der Baulandent­
wicklung.

Der Verkauf kommuna­
ler Grundstücke unter 
Verkehrswert ist mög­
lich, wenn die gesetz­
lichen Bestimmungen 
beachtet werden.

	Textbaustein C6 
auf S. 124
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Nachteilig beim Verkauf von Grundstücken 
unterhalb des Verkehrswertes wirkt sich aus, 
dass die Rabattierung mit der Größe bzw. 
dem Verkehrswert des Grundstückes steigt, 
wie das Beispiel in Tab. 5 verdeutlicht.

Hierdurch ist eine Ungleichbehandlung der 
Käufer gegeben und ein sparsamer Umgang 
mit Grund und Boden wird nicht gefördert, 
denn je größer das Grundstück ist desto hö-
her ist auch die Förderung. Diese Nachteile 
können bei einer direkten Förderung weitge-
hend vermieden werden.

Die Kommune sollte darauf achten, dass so-
fern Nachlässe auf den Verkehrswert auch 
Bauträgern gewährt werden, diese in jedem 
Fall an die Enderwerber weitergegeben wer-
den, da die Förderung ansonsten nicht den 
beabsichtigten Personenkreis erreicht.66

3.3.4.2	 Direkte Förderung

Kommunen haben die Möglichkeit, woh-
nungsbaupolitische Zielsetzungen mit Hilfe 
von direkter Förderung der Bauinteressenten 
zu verfolgen. Eine direkte Förderung kann 
auch dann erreicht werden, wenn Kommu-
nen Grundstücke an Bauträger verkaufen. In 
diesem Fall ist vertraglich dafür Sorge zu tra-
gen, dass Enderwerber dieser Grundstücke so 
gefördert werden, als ob sie die Grundstücke 
direkt von der Kommune erworben hätten. 

Direkte Bezuschussungen können über ver-
lorene (nicht rückzahlbare) Zuschüsse oder 
über zinsgünstige, ggf. auch zinslose oder 
zins- und tilgungslose Darlehen erfolgen, 
die nach Ablauf einer bestimmten Zeit zu-
rückzuzahlen sind (ein Zeitraum von 15 bis 
20 Jahren sollte hier in etwa veranschlagt 
werden).

Sinnvoll ist es, solche direkten Zuschüsse an 
die Einkommensverhältnisse der Haushalte 
zu binden. Hier bietet es sich an (für NRW), 
die Einkommensgrenzen des § 13 WFNG 
NRW67 anzuhalten und die Bezuschussung 

66	 zu den Einflussmöglichkeiten der Kommune bei der 
Vergabe kommunaler Grundstücke an Bauträger 
siehe Kapitel IV 3.4.4

67	 Gesetz zur Förderung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) 
vom 08.12.2009

in Abhängigkeit von der Einhaltung dieser 
Grenzen bzw. dem Grad der Überschreitung 
der Einkommensgrenzen zu staffeln. Zusätz-
lich können auch Zuschüsse zum Bauvor-
haben in Abhängigkeit von der Zahl der im 
Haushalt lebenden Kinder gewährt werden. 
Hierdurch wird eine zusätzliche Förderung 
kinderreicher Haushalte ermöglicht.

Um eine „Überförderung“ zu vermeiden, ist 
es sinnvoll, eine Förderhöchstgrenze fest-
gelegt werden (beispielsweise 50 % des er-
schließungsbeitragspflichtigen Grundstücks-
wertes).

Vorteilhaft ist es, Regelungen zur direkten 
Förderung im Grundstückskaufvertrag fest-
zulegen. Hier können auch die erforderlichen 
Bedingungen zum Erhalt der Förderung so-
wie die Umstände festgeschrieben werden, 
unter denen der Zuschuss bzw. das Darlehen 
umgehend an die Kommune (unter Erstat-
tung der Kosten einschließlich der Zinsen) 
zurückzuzahlen ist, z. B.:

•	 Nutzung des Grundstücks entgegen der 
vereinbarten Nutzung

•	 Verkauf des Grundstücks
•	 Vermietung des Gebäudes

Im Einzelfall ist dies davon abhängig, wel-
che Bindungen die Kommune allgemein an 
die Vergabe ihrer Grundstücke knüpft. Es 
sollte in jedem Fall eine zeitliche Befristung 
dieser Bedingungen festgelegt werden, z. B. 
entsprechend der Laufzeit des Darlehens 
oder ein vergleichbarer angemessener Zeit-
raum, wenn es sich um verlorene Zuschüsse 
handelt. Zu empfehlen ist die Wahl des Zeit-
raumes, auf den die Vergabebedingungen 
bezogen sind, z. B. ein Weiterverkauf des 
Grundstücks innerhalb eines Zeitraumes von 
15 Jahren nur mit schriftlicher Zustimmung 
der Kommune. Erfolgt dann ein Verkauf in-
nerhalb dieses Zeitraumes ohne Zustimmung 
der Kommune, so ist der Zuschuss umgehend 
zurückzuzahlen.

Die Fördermodelle (das gilt im Übrigen ebenso 
für andere Förderungen, wie den Verkauf von 
Grundstücken unterhalb des Verkehrswertes) 
können beispielsweise über die Abschöpfung 
eines „Sozialbeitrages“ von den Alteigentü-
mern der Grundstücke finanziert werden.

Wohnungsbaupolitische 
Zielsetzungen können 
durch eine direkte 
Förderung unterstützt 
werden, z. B. durch 
kommunale Darlehen.

	Textbaustein C7 
auf S. 124

	Textbaustein C8 
auf S. 124
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Die Kommune sollte darauf achten, in jedem 
Fall einen Rechtsanspruch auf Förderung 
auszuschließen, sondern diese nur im Rah-
men der im Haushalt zur Verfügung stehen-
den Mittel zu gewähren.

Der Verwaltungsaufwand, der mit einer di-
rekten Förderung verbunden ist, ist höher als 
bei einer Rabattierung der Grundstücksprei-
se, da hier im Einzelfall die Voraussetzun-
gen zu prüfen sind, an die die Vergabe der 
Förderung geknüpft ist. Die Förderung über 
direkte Zuschüsse vermeidet jedoch eine Un-
gleichbehandlung der einzelnen Eigentümer: 
Nicht Grundstücksgröße und -wert sind ent-
scheidend für die Höhe der Förderung, son-
dern Einkommen, Kinderzahl oder auch die 
Einhaltung bestimmter ökologischer Baus-
tandards.

3.3.4.3	 Vergabe von Grundstücken im 
Erbbaurecht

Der Kaufpreis für ein Baugrundstück hat 
einen erheblichen Anteil an den Gesamtko-
sten, die Bauwillige für die ein Eigenheim 
aufbringen müssen.68 Kommunen haben 
die Möglichkeit für ihre eigenen oder auch 
private Grundstücke (z. B. im Rahmen von 
Vollmachtsmodellen69) Erbbaurechte zu be-
stellen und so die finanzielle Belastung für 
einkommensschwächere Haushalte erheblich 
senken. Insofern ist die Vergabe von Erbbau-
rechten ein wirksames Instrument zur Förde-
rung der Eigentumsbildung im Allgemeinen 
bzw. bei bestimmten Bevölkerungsgruppen 
(z. B. für sog. „Schwellenhaushalte“).

Die Höhe des Erbbauzinses kann – je nach 
kommunaler Zielsetzung – unter dem 
marktüblichen Zins liegen oder auch, z. B. in 
Abhängigkeit von den Einkommensverhält-
nissen der Erbbaurechtnehmer, gestaffelt 
sein.70

68	 Erbbaurechte können ebenso für Wohnungsbauge-
sellschaften (beispielsweise im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaus) oder für Gewerbebetriebe bestellt 
werden.

69	 vgl. hierzu auch Kapitel IV 3.1.5.1
70	 So im sog. „Tölzer Modell“, vgl. Fadinger: Kommu-

nale Siedlungs- und Bodenpolitik in Bayern. In: 
Informationen zur Raumentwicklung, Heft 10/1983, 
S. 837

Solche Erbbaurechte müssen dabei nicht 
unbedingt auf Dauer angelegt sein; es ist 
möglich, den Erbbauberechtigten vertraglich 
eine Kaufoption für die Grundstücke einzu-
räumen. 

Der Verwaltungsaufwand, der mit der Ver-
gabe von Erbbaurechten verbunden ist 
(Verwaltung der Grundstücke, Anpassung 
des Erbbauzinses) ist zu beachten. In den 
letzten Jahren haben viele Kommunen ihre 
Erbbaugrundstücke – zur Überbrückung ih-
rer Liquiditätsengpässe – veräußert (häufig 
an die Erbbauberechtigten). Mit der Ein-
führung der doppelten Buchführung haben 
sich gleichwohl die Rahmenbedingungen 
geändert. Jedes kommunale Erbbaugrund-
stück, das nicht verkauft wird, verbleibt mit 
seinem Wert in der Bilanz (Habenseite) und 
generiert zudem jedes Jahr (sichere) Einnah-
men durch die Erbbauzinszahlungen. Hinzu 
kommt, dass die Erbbaugrundstücke allmäh-
lich im Wert steigen, wenn – konjunkturell 
bedingt – die Bodenpreise anziehen. Mittel- 
und langfristig „rechnet“ sich daher die Ver-
gabe von Grundstücken im Erbbaurecht fast 
immer. Darüber hinaus kann hierdurch die 
Versorgung bestimmter Wohnbaugruppen 
(z. B. gemeinsame Wohnbaugruppen oder 
Wohnungsbaugenossenschaften) nachhaltig 
gezielt gesichert werden. Selbst die sozial-
stabilisierende Entwicklung ganzer Quartiere 
ist mit der Vergabe kommunaler Grundstüc-
ke im Erbbaurecht möglich, vgl. z. B. das Pro-
jekt „Samtweberei“ der Montag-Stiftung in 
Krefeld.

Ob das Erbbaurecht als Alternative zum 
Grundstückskauf von Seiten der Eigentü-
mer und der Bauwilligen angenommen wird, 
hängt auch von den traditionellen Vorstel-
lungen in der jeweiligen Kommune ab. Ge-
rade in kleineren Kommunen bevorzugen 
die Bauwilligen häufig eher den Kauf eines 
Grundstückes.

Die Vergabe von Erb­
baurechten senkt die 
finanzielle Belastung 
für Bauwillige er­
heblich, ist für die 
Kommune jedoch mit 
Verwaltungsaufwand 
verbunden.

	Textbaustein C9 
auf S. 124

	Textbaustein C10 
auf S. 124
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3.4	 Grundstücksvergabe

3.4.1	 Grundsätzliches zur Grund­
stücksvergabe

Die Vorgehensweise bei der Vergabe kommu-
naler Grundstücke kann einen wesentlichen 
Einfluss auf die Umsetzung der Ziele, die mit 
dem Baulandmanagement verbunden sind, 
haben. Insbesondere sozialpolitische Ziele 
können über die Vergaberegelungen gestützt 
werden. 

Wie die Vergabe zu regeln ist, hängt davon 
ab, was die Kommune im Rahmen ihres Bau-
landmanagements erreichen will. Geht es 
ihr im Wesentlichen um die Schaffung eines 
erhöhten Baulandangebotes unter dem Ge-
sichtspunkt der Kostenrefinanzierung oder 
auch einer allgemein erhöhten Verfügbarkeit 
von Baugrundstücken sind keine besonderen 
Vergaberegelungen erforderlich. Gleiches 
gilt beispielsweise, wenn andere Förderwe-
ge vorgesehen sind, z. B. die direkte Förde-
rung durch Baukostenzuschüsse71 (unter 
der Voraussetzung, dass ein ausreichendes 
Baulandangebot vorhanden ist bzw. durch 
die Kommune geschaffen wird, so dass die 
zu fördernden Bevölkerungsgruppen auch 
die Möglichkeit haben, Baugrundstücke zu 
erwerben). 

Sollen bestimmte Bevölkerungsgruppen be-
vorzugt bei der Grundstücksvergabe berück-
sichtigt werden, um diesen bei einer Bau-
landknappheit die Gelegenheit zum Erwerb 
eines Baugrundstückes zu geben, sind Krite-
rien erforderlich, nach denen die Grundstüc-
ke vergeben werden. Solche Vergabekriterien 
können die Eigentümer der Grundstücke be-
treffen, wenn die Kommune auf einen Kauf 
von Grundstücken verzichtet und stattdes-
sen mit Verfügungsoptionen oder anderen 
Alternativen zum Flächenerwerb72 arbeitet 
(siehe Kapitel IV 3.4.3.1). 

Auch, wenn die Kommune Flächenerwerb 
betreibt, gibt es Möglichkeiten, die Vergabe 

71	 Das ist vor allem dann sinnvoll, wenn weniger die 
Verfügbarkeit von Bauland allgemein, sondern 
vielmehr die Bezahlbarkeit ein Problem darstellt.

72	 vgl. Kapitel IV 3.1.5 zu den Alternativen zum Flä-
chenerwerb

ihrer Grundstücke entsprechend den spezifi-
schen Zielsetzungen zu regeln (siehe Kapitel 
IV 3.4.3.2). Eine besonders hervorzuhebende 
Vorgehensweise bei der Vergabe kommuna-
ler Grundstücke ist das sog. „Einheimischen-
modell“, bei dem die bereits im Stadtgebiet 
lebende (und ggf. auch arbeitende) Bevölke-
rung bevorzugt berücksichtigt wird.

Die Vergabe von Grundstücken an Bauträger 
bedarf ggf. spezifischer Regelungen, um die 
kommunalen Zielsetzungen des Baulandma-
nagements zu verwirklichen. Welche Bedin-
gungen hier berücksichtigt werden sollten, 
wird in Kapitel IV 3.4.4 erläutert.

3.4.2	 Freie Grundstücksvergabe

Auf eine gebundene Grundstücksvergabe 
kann verzichtet werden, wenn die Ziele der 
Kommune bei der Baulandentwicklung eine 
Steuerung der Vergabe nicht erfordern, ins-
besondere, wenn

•	 eine Finanzierung der Baulandbereitstel-
lung im Mittelpunkt steht,

•	 über eine allgemeine Erhöhung des Bau-
landangebotes preisregulierend auf den 
Grundstücksmarkt eingewirkt werden soll 
oder

•	 andere Wege zur Durchsetzung der kom-
munalen Ziele ausreichend erscheinen 
(z. B. eine direkte Förderung bestimmter 
Bevölkerungsgruppen durch Baukosten-
zuschüsse73).

Eine freie Vergabe ist weniger kompliziert 
und mit einem geringeren Verwaltungsauf-
wand verbunden. Dennoch muss das Vorge-
hen für die Vergabe festgelegt werden, falls 
mehr Bewerber als Baugrundstücke vorhan-
den sind.

Es bieten sich hierzu im Wesentlichen fol-
gende Möglichkeiten an:

•	 Wartelisten, bei denen sich die Bewerber 
(unabhängig von einem bestimmten Bau-
gebiet) eintragen können; die Auswahl 
erfolgt in Abhängigkeit von der Wartezeit

•	 Die Vergabe der Grundstücke wird im 

73	 vgl. hierzu auch Kapitel IV 3.3.4.2

Die Regelung der Ver­
gabe kommunaler 
Grundstücke kann einen 
erheblichen Einfluss auf 
die Umsetzung kommu­
naler Ziele haben.

Eine freie Grundstücks­
vergabe ist sinnvoll, 
wenn die kommunalen 
Zielsetzungen keine 
Vergabebindungen er­
fordern.
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Losverfahren entschieden. Hierzu werden 
aus den Bewerben, die sich bis zu einem 
bestimmten Stichtag um ein kommunales 
Grundstück in einem bestimmten Bauge-
biet beworben haben, diejenigen ausge-
lost, die ein Grundstück erhalten können. 
Die Auswahl zwischen den Grundstücken 
erfolgt dabei nach der Reihenfolge der 
Auslosung, d. h. der zuerst geloste Be-
werber hat die freie Grundstückswahl im 
Baugebiet. Für den Fall, dass Bewerbun-
gen nach der Auslosung zurückgezogen 
werden, können „Reservelisten“ aufge-
stellt werden. Die Bewerber auf der Reser-
veliste werden dann berücksichtigt, wenn 
ein ausgeloster Interessent seine Bewer-
bung zurückzieht.

•	 Das zuständige Ratsgremium (z. B. der 
Bauausschuss) entscheidet über die 
Grundstücksvergabe nach der Bewerber-
liste. Persönliche Verhältnisse (wie Wohn-
verhältnisse, Kinderzahl, Einkommen etc.) 
werden bei der Vergabe berücksichtigt, 
ohne dass hierfür jedoch spezielle Krite-
rien zugrunde gelegt werden.

Bei Gewerbegrundstücken wird in der Pra-
xis meist eine freie Grundstücksvergabe be-
vorzugt.

3.4.3	 Gebundene Grundstücks­
vergabe

3.4.3.1	 Bindungen für die Eigentümer 

Bindungen für die Grundstückseigentümer 
können dann erforderlich sein, wenn die 
Kommune auf einen Kauf der Grundstücke 
ganz oder teilweise verzichtet. Wenn Bau-
grundstücke bei der Baulandentwicklung in 
Privateigentum verbleiben, dann kann sich die 
Kommune zur Sicherung der Umsetzung ihrer 
Ziele Bindungen für einen Verkauf von Privat 
an Privat bedienen. Dies ist i. d. R. jedoch nur 
sinnvoll, wenn Baugrundstücke in größerem 
Umfang beim Eigentümer verbleiben; bei ei-
ner begrenzten Rückübertragung oder eines 
begrenzten Selbstbehaltes74 verzichten die 
Kommunen in der Praxis meist auf eine Ein-
flussnahme beim Verkauf dieser Grundstücke. 

74	 vgl. hierzu die Möglichkeiten der Beteilung der 
Alteigentümer an der Wertschöpfung, Kapitel IV 3.2

Eine umfassende Einflussnahme der Kommu-
ne auf den Grundstücksmarkt ist i. d. R. nicht 
erforderlich; in gewissem Umfang sollten 
Baugrundstücke auch auf dem freien Markt 
(ohne Bindung) zur Verfügung stehen. Die 
Kommune sollte ihre Einflussnahme nur so-
weit ausüben, wie sie zur Umsetzung bau-
landpolitischer Zielsetzungen erforderlich ist.

Die Einflussnahme der Kommune kann sich 
auf die Auswahl der Käufer der Grundstücke 
erstrecken. Grundlage hierfür sind die kom-
munalen Vergabekriterien (siehe das folgen-
de Kapitel IV 3.4.3.2) oder auch Regelungen 
im Zusammenhang mit einem Einheimi-
schenmodell.75 Für den Verkauf privater 
Grundstücke werden dann dieselben Krite-
rien angelegt, wie für kommunale Grund
stücke, jedoch ohne eine Verkaufspreisbin-
dung.

3.4.3.2	 Vergabekriterien

Wenn eine Kommune die Vergabe der 
Grundstücke nach bestimmten, meist sozi-
alpolitisch bestimmten Kriterien76, steuern 
will, hat sie die Möglichkeit, Vergabekriterien 
festzulegen. Diese Form der Steuerung der 
Grundstücksvergabe ist mit einem größeren 
Aufwand verbunden als eine freie Vergabe 
(ggf. in Verbindung mit direkter Förderung).77

Welche Kriterien im Einzelnen für die Be-
stimmung der Grundstücksvergabe herange-
zogen werden, hängt von den Zielsetzungen 
der Kommune ab. Einen Überblick über die 
in Frage kommenden Kriterien zeigt Tab. 6. 

Neben Wohnort und ggf. Arbeitsplatz und 
der familiären Situation (v. a. Anzahl der Kin-
der) spielen in der Praxis bei vielen Kommu-
nen die Einkommensverhältnisse eine wich-
tige Rolle. Praktikabel ist das Zugrundelegen 
der maßgeblichen Einkommensgrenzen nach 
§ 13 WFNG NRW. Härtefälle sollten Berück-
sichtigung finden, d.  h. eine geringfügige 

75	 vgl. Kapitel IV 3.4.3.3 sowie die Vorgehensweise 
beim „Weilheimer Modell“, bei dem die Gemeinde 
Einfluss auf die Käufer privater Grundstücke nimmt, 
indem sie notarielle Kaufangebote nur annimmt, 
wenn an Nicht-Einheimische verkauft werden soll

76	 Möglich ist aber auch eine Berücksichtigung ökolo-
gischer Kriterien, wie das Beispiel in Tab. 7 zeigt.

77	 vgl. Kapitel IV 3.4.2

Eine gebundene Grund­
stücksvergabe kann 
sich auf die Grund­
stückseigentümer 
erstrecken, wenn die 
Kommune auf einen 
Kauf der Grundstücke 
verzichtet.

Die Kriterien der 
Grundstücksvergabe 
sind in Abhängigkeit 
von den kommunalen 
Zielsetzungen festzu­
legen.

	Textbaustein D2 
auf S. 125
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Überschreitung (beispielsweise max. 10  %) 
sollte zugelassen werden.

Bei einem differenzierten Punktesystem, ei-
nem relativ aufwendigen Vergabesystem (das 
aber zur Arbeitsvereinfachung auch com-
putergestützt durchgeführt werden kann), 
werden für die einzelnen Kriterien Punkte 
vergeben. Um eine Gewichtung der einzel-
nen Kriterien entsprechend ihrer Bedeutung 
für die kommunalen Ziele zu erreichen, wird 
jedem Kriterium ein Punktwert zugeordnet, 
wobei das wichtigste Kriterium den höch-
sten Punktwert erhält.

Der Bewerber mit der höchsten Punktzahl 
wird in der Rangfolge am höchsten einge-
stuft. Da es dazu kommen kann, dass durch 
einen Punktegleichstand mehr Bewerber für 
die Vergabe in Frage kommen, als Grund-
stücke vorhanden sind, sollte für diesen Fall 
eine Vorgehensweise bei der Entscheidungs-
findung festgelegt werden, z. B. zusätzliche 
Kriterien, wie die Wartezeit oder auch ein 
Losentscheid.

Es ist erforderlich, einen Bezugszeitpunkt 
für die Kriterien festzulegen; i.  d.  R. soll-
te der Zeitpunkt der Antragstellung gelten. 
Das heißt, die Angaben in der Bewerbung 
um ein kommunales Grundstück müssen zu 
dem Zeitpunkt gelten, an dem der Antrag 
gestellt wurde (beispielsweise die Einkom-
mensverhältnisse). Einkommensverhältnisse 
können sich aber ebenso wie beispielsweise 
die Haushaltsgröße im Zeitraum zwischen 
Antragstellung und Grundstücksvergabe än-
dern. Die Festlegung, bis zu welchem Zeit-
punkt sich solche Änderungen auf die Verga-
be auswirken sollen, ist schwierig. Der Zeit-
punkt der Vergabeentscheidung ist hierbei 
als untere Grenze anzusehen, der Zeitpunkt 
des Kaufvertrages als obere Grenze.

Tab. 7 zeigt ein Beispiel dafür, wie ein diffe-
renziertes Punktevergabesystem aufgebaut 
werden kann.

Neben dem differenzierten Punktesystem 
gibt es auch die Möglichkeit, die Vergaberei-
henfolge ohne Punktevergabe festzulegen, 
in dem die Bewerber bestimmten vorab von 
der Kommune gebildeten Gruppen zugeord-
net werden, die mehr oder weniger differen-

ziert ausfallen können. Diese Gruppen bilden 
untereinander eine Rangfolge, Bewerber in-
nerhalb der jeweiligen Gruppe sind jedoch 

gleichberechtigt. Bei einer zu hohen Anzahl 
gleichrangiger Bewerber müssen zusätzliche 
Kriterien in die Entscheidungsfindung ein-
fließen, z. B. die Wartezeit oder es muss per 
Losverfahren entschieden werden.

Die Methode der Bildung von Gruppen und 
der Zuordnung der Bewerber zu den jewei-

Wohnort, 
Arbeitsplatz 
(vgl. auch VI 3.4.3.3)

Hauptwohnsitz in der Kommune (ggf. in Verbindung mit einer bestimmten 
Anzahl von Jahren oder auch bezogen auf Ortsteile)

Rückwanderer (früherer Wohnsitz in der Kommune, ggf. beschränkt auf einen 
bestimmten Zeitraum zwischen Aufgabe des Hauptwohnsitzes und Antrags-
stellung)

Arbeitsplatz in der Kommune (ggf. in Verbindung mit einer bestimmten Anzahl 
von Jahren)

Entfernung vom Wohnort zum Arbeitsplatz (bei nichteinheimischen Bewer-
bern mit Arbeitsplatz in der Kommune)

Einkommens- 
und Vermögens-
verhältnisse

Höhe des Einkommens (Festsetzung einer Höchstgrenze, z. B. mit Orientierung 
an den Einkommensgrenzen des sozialen Wohnungsbaus)

Grundstücks-, Haus- oder Wohneigentum

Familien
verhältnisse

Haushaltsgröße

Anzahl der im Haushalt lebenden Kinder (ggf. mit Beschränkung des Höchstal-
ters auf 18 Jahre)

Anzahl der im Haushalt lebenden Personen mit Schwerbehinderung (ggf. 
Festsetzung eines Mindestgrades der Schwerbehinderung) oder Pflegebedürf-
tigkeit

Wohn
verhältnisse

beengte Wohnverhältnisse

Sozialwohnung

Sonstiges
ökologische Bauweise geplant (z. B. Passivhaus)

Wartezeit

Tab. 6:	 Kriterien für die Grund-
stücksvergabe

Nr. Merkmale / Faktoren Punkt­
wert

Faktor Summe Erzielte 
Punktzahl

1 Bürger der Kommune 8 1 8

2 Erwerbstätigkeit im Stadtgebiet 7 1 7

3 Rückwanderer (bis 3 Jahre) 4 1 4

4
Anzahl Kinder (X) i. S. d. Wohnungs-
bauförderungsbestimmungen

1 X 1*X

5
Bewohntes Objekt verfügt nicht über 
ausreichende Zahl von Kinderzim-
mern

1 1 1

6
Anzahl behinderter Personen (wobei 
GdB > oder = 50 %)

1 1 1

7
Passivhaus (Energiebedarf < 25 
KWh/m2/a)

1 1 1

8
Anzahl bereits gekaufter kommu-
naler Baugrundstücke (X)

-2 X -2*X

Summe erzielte Punktzahl:

Tab. 7:	 Beispiel für ein differen-
ziertes Grundstücksverga-
besystem (mit Punkte-
vergabe)
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ligen Gruppen kann sich in der Praxis als 
arbeitsaufwendiger herausstellen als ein 
differenziertes Punktevergabesystem; eine 
computergestützte Auswertung der Bewer-
bungsunterlagen ist nicht möglich.

Tab. 8 und Abb. 11 zeigen beispielhaft, wie 
Bewerbergruppen definiert sein können, wo-
bei das zweite Beispiel vergleichsweise un-
differenzierte Gruppen verwendet (hier geht 
es lediglich um die bevorzugte Berücksichti-
gung Einheimischer; weitere Kriterien sind 
nicht relevant).

Welches Vergabesystem sich als vorteilhaft 
erweist, hängt von der kommunalen Zielset-
zungen ab. Je umfangreicher diese sind, de-
sto differenzierter sollte auch das Vergabe-
system sein, damit die Ziele auch umgesetzt 
werden können.

Auch die Größe einer Kommune, d. h. insbe-
sondere die Zahl der zu vergebenden kom-
munalen Grundstücke kann ebenfalls eine 
Rolle bei der Wahl des Vergabesystems spie-
len. Bei einer umfangreichen Zahl von Be-
werbern reicht die Zuordnung zu wenigen 
Gruppen i. d. R. kaum aus, um die erforder-
lich Rangfolge zu bestimmen.

3.4.3.3	 Einheimischenmodelle

Einheimischenmodelle78 dienen der Sicher-
stellung des Baulandbedarfes und der Be-
reitstellung von preiswertem Wohnbauland 
für die ortsansässige Bevölkerung. Sie sollen 
vor allem der jungen Bevölkerung ermögli-
chen, in ihrem Heimatort zu bleiben (und zu 
bauen) und so einer Überalterung der Bevöl-
kerung entgegenwirken.79

Die grundsätzliche verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit von Einheimischenmodellen ist 
gegeben. Allerdings darf die Kommune nicht 
generell Nicht-Einheimische ausschließen; 
es müssen ausreichend Baugrundstücke 
ohne Einheimischenbindung zur Verfügung 
stehen. Außerdem muss eine entsprechende 
Bedarfslage vor Ort vorhanden sein, es muss 
eine Betroffenheit der Einheimischen gege-
ben sein.80

Einheimischenmodelle werden meist von 
Kommunen angewendet, bei denen ein 
starker Druck (d. h. eine große Nachfra-
ge) von außen auf den Grundstücksmarkt 
zu steigenden Preisen führt, so dass für die 
ortsansässige Bevölkerung nicht mehr in 
ausreichendem Umfang bezahlbare Bau-
grundstücke zur Verfügung stehen und die-
ses ggf. auch mit Verdrängungseffekten für 

78	 Die gesetzliche Grundlage für sogenannte Ein-
heimischenmodelle ist § 11 Abs. 1 Nr. 2 BauGB. 
Schon bevor die gesetzlichen Regelungen erlassen 
wurden, sind zwei Einheimischenmodelle bekannt 
geworden. Beim sog. „Weilheimer Modell“ wird ein 
Bebauungsplan nur dann aufgestellt, wenn der Ge-
meinde ein Ankaufsrecht eingeräumt wird, das für 
ein Grundstück ausgeübt werden kann, wenn der 
Grundstückseigentümer das Grundstück zu einem 
höheren Preis als mit der Gemeinde vereinbart an 
einen Dritten verkauft. Das Ankaufsrecht ist auf 
10 Jahre begrenzt. Das entscheidende Merkmal des 
„Traunsteiner Modells“ ist der Genehmigungsvor-
behalt der Gemeinde, nach dem die Genehmigung 
verweigert werden kann, wenn eine bestimmte 
Preisgrenze überschritten wird.

vgl. http://lexikon.immobilien-fachwissen.de/in-
dex.php?UID=270550606&ATOZ=E&KEYWORDID 
=4722, abgerufen am 02.02.2016

79	 vgl. Gurski/Schmitz: Mobilisierung von Bauland 
durch Einheimischenmodelle und Freiwillige Um-
legungen (Auswertung des Wettbewerbs „Mehr 
Bauland“ der Deutsche Bank BausparAG, 1993, 
Auszug). In: Die Gemeinde 22/1994, S. 747

80	 vgl. Forschungsgruppe Stadt + Dorf: Baulandbe-
reitstellung - Bodenpolitische Grundsatzbeschlüsse. 
a. a. O., S. 31 (mit Verweis auf ein Urteil des BVerwG 
vom 11.02.1993 - 4 C 18.91 -)

Gruppe 1 Familien mit Kindern (wohnhaft in der Kommune; ohne Eigentum)

Gruppe 2 junge Paare ohne Kinder (wohnhaft in der Kommune; ohne Eigentum)

Gruppe 3
auswärtige Bewerber (Rangfolge entsprechend der Bindung zur Kommune, 
z. B. Arbeitsplatz in der Kommune, familiäre oder persönliche Bindungen)

Gruppe 4
Bewerber mit Eigentum (Berücksichtigung zunächst der Bewerber mit einge-
schränktem Eigentum oder Teileigentum)

Gruppe 5 Bewerber mit Absichten zum späteren Baubeginn

Anmerkung: Bewerber aus den Gruppen 1 und 2 werden vorrangig berücksichtigt.

Tab. 8:	 Beispiel für eine Eintei-
lung in Bewerbergruppen

Vergabe von Wohnbaugrundstücken
Reihenfolge der Grundstücksvergabe

Wenn die Anzahl der Bewerber größer ist als die Anzahl der veräußerbaren Grundstücke:

1.	 Ortsansässige* Bewerber gemäß Antragseingang

2.	 Bewerber aus dem übrigen Gemeindegebiet gemäß Antragseingang

3.	 Sonstige Bewerber gemäß Antragseingang

Wenn die Anzahl der Bewerber kleiner ist bzw. gleich der Anzahl der veräußerbaren Grundstücke:

1.	 Ortsansässige* Bewerber und Bewerber aus dem übrigen Gemeindegebiet gleichberechtigt 
gemäß Antragseingang

2.	 Sonstige Bewerber gemäß Antragseingang

*	 Ortsansässigkeit bezieht sich nicht auf das gesamte Gemeindegebiet, sondern auf die jeweilige Ortschaft im 

Gemeindegebiet.

Abb. 11:	 Beispiel für die Festle-
gung einer Rangfolge bei 
der Grundstücksvergabe 
(ohne Punktevergabe)

Die Gruppenbildung ist 
eine Alternative zum 
differenzierten Punkte­
system.
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die einheimische Bevölkerung verbunden ist. 
Betroffen von diesen Problemen sind vor al-
lem Kommunen, die im Einzugsbereich81 von 
Hochpreiskommunen oder -regionen liegen.

Um den Bedarf an bezahlbaren Baugrund-
stücken für die ortsansässige Bevölkerung 
decken zu können, können kommunale 
Baugrundstücke bevorzugt und ggf. auch 
zu Preisen unterhalb des Verkehrswertes an 
Einheimische verkauft werden. 

Alternativ kann auch auf einen Zwischener-
werb durch die Kommune verzichtet werden 
und stattdessen beispielsweise privatrechtlich 
gesichert werden, dass die Eigentümer ihre 
Grundstücke ausschließlich an einen fest-
gelegten Personenkreis zu verkaufen. Diese 
vertragliche Sicherung kann durch ein nota-
rielles Kaufangebot der Grundstückseigentü-
mer an die Kommune vorgenommen werden, 
das von der Kommune jedoch nur dann an-
genommen wird, wenn der Eigentümer an 
einen Interessenten verkaufen will, der nicht 
zum berechtigten Personenkreis gehört. Eine 
weitere Möglichkeit ist die vertragliche Ver-
einbarung, dass der Grundstücksverkauf nur 
nach schriftlicher Zustimmung der Kommu-
ne erfolgen darf, die wiederum nur erfolgt, 
wenn ein festgelegter Höchstpreis nicht 
überschritten wird und der Käufer aus dem 
berechtigten Personenkreis stammt.

Die Kommune muss in jedem Fall den für den 
Erwerb eines kommunalen (oder zunächst im 
Privateigentum verbleibenden) Grundstüc-
kes antragsberechtigten Personenkreis ge-
nau definieren, d. h., sie muss festlegen, was 
sie unter „Einheimischen“ versteht. Die fol-
gende Übersicht zeigt verschiedene Beispiele 
für eine mögliche Bestimmung des Einhei-
mischenbegriffs. Die im Einzelfall geeignete 
Definition hängt von den spezifischen Be-
dürfnissen und Verhältnissen vor Ort ab.

Das Beispiel 1 in Tab. 9 weist einen relativ 
großen Detaillierungsgrad auf. Es unter-

81	 Der Einzugsbereich ist bestimmt von der Pendler-
entfernung, d. h. von dem Arbeitsweg, den Perso-
nen zurückzulegen bereit sind, die in Kommunen 
mit hohem Grundstückspreisniveau leben und 
arbeiten, dort aber kein entsprechendes Baugrund-
stück finden und sich daher in das Umland orien-
tieren.

scheidet sich von den anderen möglichen 
Definitionen vor allem dadurch, dass Perso-
nen, die zum Zeitpunkt der Antragstellung 
zwar nicht in der Kommune wohnen, aber 
hier arbeiten, ebenfalls unter den Einheimi-
schenbegriff fallen. So können auch Perso-
nen, die bereits eine gewisse Bindung an die 
Kommune haben, bevorzugt ein Baugrund-
stück erhalten. Die Kommune hat darüber 
hinaus den Vorteil, dass ihre Einnahmen 
durch den Anteil an der Einkommensteuer 
steigen.

Alle Beispiele legen den erforderlichen Zeit-
raum für die Dauer des Hauptwohnsitzes 
fest. Dieser Zeitraum differiert allerdings er-
heblich (5-15 Jahre, in Beispiel 3 abhängig 
von der Anzahl der Kinder82). Die Festlegung 
eines Zeitraumes ist erforderlich, damit die 
langjährig Ortsansässigen nicht gegenüber 
den kurzfristig hinzugezogenen benachtei-
ligt werden.

Die Beispiele 1 und 2 berücksichtigen beide 
sog. „Rückkehrer“, also Personen, die ihren 
Wohnsitz in der Kommune aufgegeben ha-
ben, aber zurückkehren möchten. Die Auf-
gabe des Wohnsitzes kann beispielsweise be-
rufliche Gründe haben. Für einen gewissen 
Zeitraum besteht aber trotz Wohnsitzwech-
sels eine Bindung an die Kommune.

82	 Wichtig ist, dass es sich hierbei um die im Haushalt 
lebenden Kinder handelt.

Beispiel Definition

1

Ortsansässige, die zum Zeitpunkt der Antragsstellung zum Erwerb eines kommunalen 
Grundstücks mindestens 5 Jahre ohne Unterbrechung ihren Hauptwohnsitz in der 
Kommune hatten

Personen, die innerhalb der letzten 5 Jahre aus dem Gebiet der Kommune weggezo-
gen sind, jedoch bis zu diesem Zeitpunkt überwiegend ihren Hauptwohnsitz in der 
Kommune hatten

Personen, die seit mindestens 5 Jahren in der Kommune ihrem Hauptberuf nachgehen.

2
Personen, die selbst oder deren Partner oder mindestens ein Elternteil den Haupt-
wohnsitz in der Kommune haben

Personen, die selbst oder deren Partner in den letzten 10 Jahren den Hauptwohnsitz in 
der Kommune hatten

3 Personen, die seit 15 Jahren ihren Hauptwohnsitz in der Kommune haben (pro Kind 
verringert sich dieser Zeitraum um 1 Jahr — maximal 5 Jahre)

Anm.: Weitergehende Differenzierungen des Einheimischenbegriffs können bei Bedarf auch innerhalb des 
Stadtgebietes getroffen werden, wenn der Einheimischenbegriff auf bestimmte Ortsteile bezogen werden soll. 
Diese Vorgehensweise wird in der Praxis häufiger von Kommunen im ländlichen Raum gewählt, da hier häufig 
nicht ein Baugrundstück „irgendwo“ im Gemeindegebiet angestrebt wird, sondern in dem Ortsteil, in dem 
entsprechende soziale Bindungen bestehen (z. B. Wohnsitz der Familie).

Tab. 9:	 Beispiele für die Abgren-
zung des antragsberech-
tigten Personenkreises im 
Rahmen eines Einheimi-
schenmodells

„Einheimischenmodel­
le“ dienen der Bau­
landbereitstellung für 
die einheimische Bevöl­
kerung.

	Textbaustein D2 
auf S. 125
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Das Beispiel 3 beschränkt sich ausschließ-
lich auf Personen mit Hauptwohnsitz in der 
Kommune. Personen mit Arbeitsplatz in der 
Kommune und „Rückkehrer“ werden hier 
nicht berücksichtigt.

Der Begriff des „Einheimischen“ bestimmt 
meist nur den antragsberechtigten Perso-
nenkreis. Darüber hinaus können weitere 
Vergaberegelungen getroffen werden, wenn 
der berechtigte Personenkreis eine Nachfra-
ge mit sich zieht, die das Angebot an Bau-
grundstücken überschreitet. Die Vergabe im 
Rahmen eines Einheimischenmodells kann 
dabei im Einzelnen ebenso geregelt werden, 
wie die Vergabe kommunaler Baugrundstüc-
ke im Allgemeinen, d. h. es besteht die Mög-
lichkeit, ein differenziertes Punktesystem zu 
Grund zu legen, es können aber auch weni-
ger differenzierte Vergaberichtlinien ange-
wendet werden.83

3.4.3.4	 Urteil des Europäischen Ge­
richtshofes zum Einheimischen­
modell

Einheimischenmodelle bedürfen klarer Krite-
rien, wenn sie dazu dienen sollen, z. B. mög-
lichst jungen Familien mit Kindern kosten-
günstigen Wohnraum zur Verfügung stellen 
zu können. 

Verunsicherung hat hierzu eine Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofs er-
bracht. Im Jahr 2013 urteilte der Gerichtshof 
der Europäischen Union, dass das bestehende 
flämische Dekret über die Grundstücks- und 
Immobilienpolitik gegen das Unionsrecht 
verstößt. Das Dekret wollte sicherstellen, 
dass bei Grundstückserwerbern eine „aus-
reichende Bindung […] zu der betreffenden 
Gemeinde“ besteht. Diese ausreichende Bin-
dung sollte dadurch nachgewiesen werden, 
dass der Käufer entweder bereits seit sechs 
Jahren in der Gemeinde lebt, er in der Ge-
meinde tätig ist oder eine gesellschaftliche, 
familiäre, soziale oder wirtschaftliche Bin-
dung besteht. Nach Ansicht des Gerichtshofs 
dient das Dekret jedoch dazu, bestimmten 

83	 vgl. zu den Vergabekriterien Kapitel IV 3.4.3.2 
und zum differenzierten Punktesystem im 
Rahmen eines Einheimischenmodells die Tab. 
7

Personen den Zuzug zu verbieten. Zwar 
spricht nichts dagegen, eine ausreichende 
Bindung vorauszusetzen mit dem Ziel, den 
Wohnbedarf einkommensschwacher Haus-
halte in der Gemeinde zu befriedigen, aller-
dings befand das Gericht, dass 

„keines der oben genannten Kriteri-
en in unmittelbarem Zusammenhang 
mit den sozioökonomischen Aspekten 
steht, die dem Ziel entsprechen, aus-
schließlich die am wenigsten begüterte 
einheimische Bevölkerung auf dem Im-
mobilienmarkt zu schützen.“ 

Da dieses Ziel jedoch auch mit anderen Mit-
teln erreichbar ist und außerdem die Krite-
rien auch auf Interessenten zutreffen kön-
nen, die keines Schutzes bedürfen, sieht der 
Gerichtshof das Dekret als unangemessen 
an. Außerdem schränke es den freien Kapi-
talverkehr ein, da es Investoren aus einem 
Mitgliedstaat von Investitionen in einem an-
deren Mitgliedsstaat abhält. Der Gerichtshof 
weist darauf hin, dass diese Entscheidung 
nationale Gerichte, die in einer vergleich-
baren Sache entscheiden müssen, an dieses 
Urteil gebunden sind.84

Für deutsche „Einheimischenmodelle“ folgt 
aus diesem Urteil, dass die Kriterien für die 
Einheimischenbindung der Erwerber mög-
lichst eindeutig fixiert werden müssen. Es 
muss erkennbar sein, dass einkommens-
schwache Haushalte gezielt gefördert wer-
den müssen, was in deutschen Modellen 
meist dank festgelegter Verdienstgrenzen 
auch erfolgt.

Allerdings könnten auch in deutschen Mo-
dellen Kriterien wie die Einheimischenei-
genschaft, nachgewiesen durch eine gewisse 
Wohndauer in der Kommune, als kein erfor-
derliches Kriterium bewertet werden, das 
der Begünstigung einkommensschwache 
Haushalte dient. Möchten Kommunen also 
durch ein Einheimischenmodell versuchen, 
bestimmte soziale Ziele zu erreichen, so soll-

84	 vgl. Gerichtshof der Europäischen Union: Presse-
mitteilung Nr. 57/13, Urteil in den verbundenen 
Rechtssachen C-197/11 und C-203-11: Das flämi-
sche Dekret über die Grundstücks- und Immobilien-
politik verstößt gegen das Unionsrecht, Luxemburg 
08.05.2013

Beim „Einheimischen­
modell“ muss der Ein­
heimischenbegriff defi­
niert werden.
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ten sie die sozialen Komponenten in den Kri-
terienkatalog aufnehmen und entsprechend 
stark gewichten.85

Klarheit hat zwischenzeitlich die zwischen 
der Europäischen Kommission, dem Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit und der Bayerischen 
Staatsregierung auf dem Verhandlungswege 
erzielte Einigung über Kautelen erbracht, bei 
deren Anwendung die Europäische Kommis-
sion in Aussicht stellt, keine Einwände mehr 
gegen die in Bayern praktizierten Einheimi-
schenmodelle zu erheben (Stand 22.02.2017). 
Hierbei gelten besondere Leitlinien für 
Kommunen, die bei der Berücksichtigung 
im Rahmen von Einheimischenmodellen zu 
beachten sind. Hierzu zählen insbesondere 
Vermögens- und Einkommensobergrenzen 
und Auswahlkriterien auf punktbasierten 
Gewichtungen. Beachtet dies eine Gemein-
de, entstehen aus europarechtlicher Sicht 
keine Probleme.

3.4.4	 Vergabe an Bauträger

Die meisten Kommunen vergeben in einem 
gewissem Umfang Wohngrundstücke an 
Bauträger. Zwar wird bei freistehenden Ein-
familienhäusern eine Vergabe an Bauträger 
in der Praxis eher zurückhaltend beurteilt, 
da hiermit gewissen Bindungen verknüpft 
sind86, insbesondere bei der Planung von Rei-
henhäusern oder Geschosswohnungsbau / 
Mietwohnungsbau ist eine Bauträgerverga-
be jedoch meist erforderlich.

Die Vergabe von kommunalen Grundstücken 
an Bauträger kann mit spezifischen Proble-
men verbunden sein, wenn nicht sicherge-
stellt wird, dass neben den Bestimmungen 
zur Grundstücksvergabe an Private auch 

85	 vgl. Becker/Buttner/Held – Der Energieblog: Ein-
heimischenmodelle auf dem Prüfstand des Euro-
parechts. Abrufbar unter www.derenergieblog.de/
alle-themen/kommunen/einheimischenmodelle-
auf-dem-prufstand-des-europarechts/, abgerufen 
am 06.05.2015

86	 Die individuelle Gestaltung der Gebäude ist be-
grenzt, da mit dem Kauf des Grundstückes die 
Errichtung bestimmter Haustypen durch den Bau-
träger verbunden ist. Viele Kommunen haben daher 
auch eine hohe Nachfrage an „bauträgerfreien“ 
Grundstücken.

Grundstücksverbilligungen oder sonstige 
Förderungen an die Zielgruppe gelangen, 
für die sie eigentlich bestimmt sind. Es kann 
zwar festgelegt werden, dass der Bauträger 
die Grundstücke zum Kaufpreis (ggf. zuzüg-
lich Nebenkosten) an die Enderwerber wei-
terzugeben hat, diese Preislimitierung kann 
letztlich jedoch durch einen höheren Ansatz 
für die Hochbaukosten unterlaufen werden.

Neben sozialpolitischen Zielsetzungen ge-
winnt in der Praxis für viele Kommunen aber 
auch immer mehr die Durchsetzung gestal-
terischer und architektonischer sowie ökolo-
gischer Qualitäten an Bedeutung.

In diesem Zusammenhang haben in den 
letzten Jahren sogenannte Konzeptvergaben 
neue Möglichkeiten eröffnetet (vgl. hierzu 
die Ausführungen in Kapitel IV 3.3).

Ein wirksames Mittel für die Kommune, um 
sowohl Einfluss auf die Gestaltung als auch 
auf die Endpreise zu nehmen, sind Ausschrei-
bungen oder auch Wettbewerbe. Hiernach 
kann entschieden werden, welches Bauträ-
gerkonzept durch die besten stadtgestalte-
rischen, architektonischen und ökologischen 
Qualitäten bestimmt ist. Es kann festgelegt 
werden, dass die Bauträger Aussagen zum 
Preis der Wohngebäude machen müssen 
(bzw. zum Gesamtpreis inklusive Grundstück, 
wenn die entsprechenden Preise für die 
kommunalen Grundstücke zu diesem Zeit-
punkt bereits bekannt sind).

Im Kaufvertrag zwischen Kommune und Bau-
träger empfiehlt es sich (unabhängig davon, 
ob eine Ausschreibung oder ein Wettbewerb 
durchgeführt worden ist oder nicht), Rege-
lungen im Hinblick auf eine Preisbindung zu 
treffen. Um die Einhaltung der Vertragsbe-
dingungen feststellen zu können, sind die 
Kaufverträge der Kommune dann jeweils zur 
Prüfung vorzulegen. 

Folgende Möglichkeiten können hierbei zum 
Tragen kommen:

•	 Das Exposé des Bauträgers wird Vertrags-
bestandteil, d. h. die Aussagen zur Archi-
tektur und zum Endpreis sind bindend.

•	 Es wird festgelegt, dass der Kaufpreis 
(zuzüglich Nebenkosten) ohne Aufschlag 

Gezielte Förderung 
einkommensschwacher 
Haushalte ist unter 
europarechtlichen Ge­
sichtspunkten zulässig.

Vertragliche Rege­
lungen bei der Verga­
be von kommunalen 
Grundstücken an 
Bauträger sichern die 
Erfüllung kommunaler 
Zielsetzungen.

	Vertragsmuster 6 
auf S. 150

	Vertragsmuster 10 
auf S. 162
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an die Enderwerber weiterzugeben ist. 
Gleichzeitig muss aber auch eine Be-
schränkung der Hochbaukosten erfol-
gen.87

•	 Es wird festgelegt, dass im Kaufvertrag 
Bauträger – Enderwerber eine getrennte 
Ausweisung von Grundstückskosten und 
Hochbaukosten vorgenommen werden 
muss, um die Kostentransparenz zu erhö-
hen. Die „Kontrolle“ hinsichtlich einer an-
gemessenen Preisgestaltung übernimmt 
in diesem Fall der Markt. 

Die Entscheidung, welche Möglichkeit am 
geeignetsten ist, hängt nicht zuletzt von den 
Erfahrungen der Kommune mit den örtli-
chen Bauträgern ab. 

Es gibt auch Kommunen, die auf Ausschrei-
bungen und Wettbewerbe verzichten und 
die Grundstücke an solche Bauträger ver-
geben, die unter Berücksichtigung der Grö-
ße des Baugebietes und der gewünschten 
Qualität geeignet erscheinen. Gleichzeitig 
wird versucht, eine möglichst weitgehende 
Gleichbehandlung zu erreichen, d. h. eine 
große Spannbreite der örtlichen Bauträger 
bei der Vergabe zu berücksichtigen (soweit 
diese auch geeignet sind, die Planung um-
zusetzen).

Soweit eine Kommune Vergaberichtlinien 
hat, sollten diese auch auf Bauträgergrund-
stücke Anwendung finden, um die Zielset-
zungen umfassend durchsetzen zu können. 
Die Kommune kann sich einen Einfluss auf 
die Auswahl der Enderwerber durch eine Re-
gelung im Kaufvertrag mit dem Bauträger 
sichern.

3.4.5	 Konzeptvergabe

3.4.5.1	 Grundsätzliches zur Konzeptver­
gabe

In der Vergangenheit wurden städtische 
Grundstücke i. d. R. an Bauträger vergeben, 
die den höchsten Kaufpreis geboten haben, 

87	 Die Höhe der Baukostenbegrenzung hängt u. a. 
auch von der Bezugsgröße ab. In Gütersloh erfolgt 
beispielsweise eine Deckelung der Baukosten in den 
Baukostengruppen 300 und 400; auch in Köln liegt 
die Beschränkung vor.

ohne dass bei der Vergabe das städtebauli-
che Konzept eine wesentliche Rolle gespielt 
hatte. 

Seit einiger Zeit verfolgen einige Städte – 
primär beim Geschosswohnungsbau, aber 
gelegentlich auch im Bereich des individuel-
len Wohnungsbaus – mit der Konzeptvergabe 
einen alternativen Weg, z. B. um bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen, bestimmte Zielgrup-
pen und Organisationsformen zu unterstüt-
zen und / oder den nachhaltigen Wohnungs-
bau zu fördern. Auf diese Art und Weise ist es 
für eine Kommune leichter, ein beschlossenes 
Nutzungskonzept mit Zielvorstellungen, die 
nicht zwingend auf möglichst hohe Erlöse 
abzielen, sondern auch soziale und innova-
tive Ziele verfolgen, zu realisieren. Ein hoher 
Preis für Grundstücke verschafft zwar kurz-
fristig hohe Einnahmen für die Kommunen, 
aber die Grundstücksnutzung, die, bedingt 
durch hohe Grundstückskosten, auf extrem 
hohe Wirtschaftlichkeit ausgelegt ist, kann 
unüberschaubare städtebauliche und soziale 
Folgekosten nach sich ziehen.

Die Konzeptvergabe ist insofern auch eine 
der Kernempfehlungen des Bündnisses für 
bezahlbares Wohnen und Bauen. So fordert 
das Bündnis:

„Alle Gebietskörperschaften sollen Grund-
stücke für die Schaffung von bezahlba-
rem Wohnraum verbilligt abgeben. Soweit 
erforderlich, sind die haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen. Dies 
schließt eine Vergabe der Grundstücke 
nach Konzeptqualität und nicht nach dem 
Höchstbieterverfahren ein. Transparen-
te Bewertungskriterien sollten zwingende 
Voraussetzung für eine stärkere Nutzung 
von Konzeptvergaben sein. Allerdings dür-
fen deren Anforderungen das Ziel, bezahl-
baren Wohnraum zu schaffen, nicht durch 
überhöhte Ansprüche konterkarieren.“ 88

Neben weiteren Vorgaben an die Projektent-
wickler und Investoren wie z. B. die durch eine 

88	 Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen; Auf-
traggeber: Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB), Bun-
desinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR): Kernempfehlungen und Maßnahmen. 
Berlin, Stand 25.11.2015, S. 22

Konzeptvergaben sind 
eine Kernempfehlung 
des Bündnisses für be­
zahlbares Wohnen und 
Bauen.
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mittels Baulandbeschluss festgelegte Quote 
von 30 % für den geförderten Wohnungsbau 
haben diese Städte Grundsatzbeschlüsse zur 
Vergabe städtischer Grundstücke gefasst. Die 
Einhaltung dieser weiteren Beschlusslagen 
ist Grundvoraussetzung zur Teilnahme am 
Verfahren zur Konzeptvergabe.

Die wesentliche Besonderheit der Konzept-
vergabe ist, dass die Qualität des Konzeptes 
deutlich größeren Einfluss auf die Vergabe 
hat als der Preis. Die relevanten Kriterien be-
stimmt die Stadt selbst, je nach ihren eige-
nen wohnungspolitischen und sozialen Zie-
len. Gleichwohl muss sie sicherstellen, dass 
die Bewertungskriterien transparent und 
nachvollziehbar sind. Der Preis spielt meist 
eine untergeordnete Rolle; in vielen Fällen 
liegt der Anteil des Preises nur noch bei 30 
%, während das Konzept 70 % der Bewer-
tung eines Vorhabens einnimmt. 

Wichtige Voraussetzung ist jedoch, dass die 
Grundstücke mindestens zum gutachterlich 
festgestellten Verkehrswert gemäß § 194 
BauGB veräußert werden. Dies ergibt sich 
schon aus den Gemeindeverordnungen. Nur 
in ganz bestimmten Fällen dürfen Grund-
stücke verbilligt abgegeben werden, ohne 
eine unzulässige Beihilfe im Sinne des Ver-
gaberechts darzustellen.89

89	 Grundstücke können von der Gemeinde im Bieter-
verfahren oder zum Marktpreis nach Verkehrswer-
termittlung verkauft werden. Eine Toleranz von bis 
zu 5 % gegenüber dem festgestellten Marktwert 
für das Grundstück kann bei gescheiterten Bemü-
hungen marktkonform sein. Unter bestimmten 
Bedingungen (Kriterien sog. „Altmark-Urteil“) kann 
die Gemeinde ein Unternehmen mit dem sozialen 
Wohnungsbau betrauen und einen Ausgleich für 
die Wahrnehmung der Dienstleistungen von allge-
meinen wirtschaftlichem Interesse (DAWI), wie dem 
Sozialen Wohnungsbau, gewähren. Wichtig im Fall 
der geplanten Betrauung mit einer DAWI ist die 
Einhaltung der im Altmark-Urteil des EU-Gerichts-
hofes aufgestellten Kriterien:

•	 tatsächliche Betrauung des begünstigten Un-
ternehmens mit der Erfüllung klar definierter, 
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen

•	 objektive und transparente Aufstellung der Para-
meter zur Berechnung des Ausgleiches zur Ver-
hinderungen eines wirtschaftlichen Vorteils des 
begünstigten Unternehmens gegenüber anderen 
Unternehmen durch den Ausgleich

•	 Der gewährte Ausgleich darf nicht über die 
Kosten der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen hinausgehen.

•	 Die Höhe des Ausgleichs muss das Ergebnis einer 
öffentlichen Ausschreibung sein. Alternativ 

Von der Konzeptvergabe profitieren in er-
ster Linie Akteure, die nicht im Stande sind, 
Höchstpreise zu zahlen. Gleichzeitig erfordert 
die Beteiligung an einer Konzeptvergabe auf 
der Seite der Bieter kompetente, fachkundi-
ge Personen mit innovativen Ideen.

3.4.5.2	 Kriterien der Konzeptvergabe

Die Kommunen haben bei der Formulierung 
der Bewertungskriterien einen breiten Spiel-
raum, um ihr Nutzungskonzept für den je-
weiligen Standort umzusetzen zu können. 
Auf den nächsten Seiten folgen beispielhaft 
mögliche Bewertungskriterien zur Konzept-
vergabe, wie sie in Köln (siehe Tab. 1090) bzw. 
in Stuttgart (siehe Tab. 1191) beschlossen 
worden sind. Anhand dieser Beispiele wird 
der Gestaltungsspielraum für Kommunen 
deutlich, die sie bei der Formulierung von 
Bewertungskriterien haben. 

Die Konzeptvergabe kann den Kommunen als 
Gestaltungsinstrument dienen. Letztendlich 
sind dabei zwei Vorgehensweisen denkbar. 

Die erste Vorgehensweise legt ein Ausschrei-
bungsverfahren zugrunde, das einen festen 
Grundstückspreis und formulierte Zielvor-
stellungen enthält, z. B. die Entwicklung ei-
nes Wohnquartiers mit einer bestimmten 
Anzahl an Wohneinheiten. Die Kommune 
gibt einen Kriterienkatalog vor, der der Be-
wertung der Gebote zugrunde gelegt wird. 
Dieser Katalog kann z. B. so aussehen wie die 
dargestellten Bewertungsmatrizen. Hier 
kann die Kommune die Schwerpunkte set-
zen, die ihr wichtig sind. Vorgaben über die 

ist auch das Ergebnis eines wirtschaftlichen 
Leistungsvergleichs mit einem anderen Unter-
nehmen.

Quelle: Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bau-
en Rheinland-Pfalz: Kommunale Grundstücksge-
schäfte und Konzeptvergaben. o. O. 2016, S. 8

90	 Stadt Köln: Vorlagen-Nummer 1775/2016: Stadt-
entwicklungskonzept Wohnen (StEK Wohnen) 
Grundsatzbeschluss zur Vergabe städtischer 
Grundstücke Erweiterung der Vergabearten um die 
Vergabe nach Konzeptqualität, Anlage 1 Muster 
Bewertungsmatrix, Köln 2016

91	 Stadt Stuttgart: GRDrs 853/2014: Stuttgarter Kon-
zeptverfahren Grundsatzbeschluss für eine neue 
Verfahrensweise bei der Ausschreibung und Vergabe 
städtischer Grundstücke an Bauträger mit Vorrang 
der Konzeptqualität, Anlage 1 Beispiel Prüfbogen, 
Stuttgart 2015

Eine Voraussetzung für 
die Konzeptvergabe ist 
die Veräußerung der 
Grundstücke zum gut­
achterlich festgestell­
ten Verkehrswert.

Variante 1: Ausschrei­
bungsverfahren mit 
festem Grundstücks­
preis und formulierten 
Zielvorstellungen.

Variante 2: Detaillier­
tes, bindendes Konzept 
der Kommune, das um­
gesetzt wird.

	Textbaustein D3 
auf S. 126

	Textbaustein D4 
auf S. 126

	Textbaustein D5 
auf S. 127
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Gewichtung der Kriterien gibt es dabei nicht. 
Über den festen Grundstückspreis hinausge-
hende Preisangebote können in die Bewer-
tung miteinfließen. Viele Praxisbeispiele, wie 

auch die aus Köln und Stuttgart zeigen einen 
Anteil von 30 % für das erhöhte Preisgebot 
an; Konzeptvergaben aus anderen Kommu-
nen zeigen auch Anteile von bis zu 50 % aus.

Bei der zweiten Variante hat die Kommune 
bereits ein Konzept detailliert ausgearbeitet. 
Die Bewerber müssen sich zwingend an diese 
Konzeption halten und können lediglich 
Preisangebote unterbreiten, bei denen auch 
ein Mindestpreis – abgeleitet durch ein Gut-
achten über den Verkehrswert – festgesetzt 
werden kann. 

3.4.5.3	 Baugemeinschaften als Käufer 
von Grundstücken

Eine Akteursgruppe, die, entsprechendes 
Personal und Knowhow vorausgesetzt, von 
Ausschreibungen über die Konzeptvergabe 
besonders profitiert, sind private Bauge-
meinschaften.92

Bei einer Baugemeinschaft handelt es sich 
um einen Zusammenschluss mehrere privater 
Personen, die ein gemeinsames Bauprojekt 
planen, bauen oder umbauen. Eine Bauge-
meinschaft hat die Entscheidungshoheit bei 
der Planung, dem Bau und dem Abschluss 
sämtlicher Verträge. Die Teilnehmer an der 
Baugemeinschaft geben sich eine Rechts-
form, i. d. R. eine Gesellschaft des bürger-
lichen Rechts (GbR). Jedes der Mitglieder 
erwirbt im Rahmen der Gemeinschaft einen 
Grundstücksanteil und ist in sämtlichen 
Entscheidungen wie die Ausschreibung und 
Vergabe des Bauwerks, Abschluss von Ver-
trägen usw. involviert. Innerhalb der Bauge-
meinschaft herrscht völlige Transparenz über 
sämtlich die Baugemeinschaft betreffenden 
Vorgänge.93 

Wesentliche Merkmale von Projekten, die 
durch Baugemeinschaften realisiert wurden, 
sind individuelle Gestaltungsmöglichkeiten 
und eine hochwertige Architektur. Häufig 
entstehen hierbei innovative Wohnprojek-

92	 Literaturhinweis: Das Forum Gemeinschaftliches 
Wohnen e. V. hat im Jahr 2016 eine Studie mit dem 
Thema „Grundstücksvergabe für gemeinschaftliches 
Wohnen“ herausgegeben. Diese Studie beschreibt 
das Konzeptverfahren zur Förderung des sozialen 
Zusammenhalts, bezahlbaren Wohnraums und 
lebendiger Quartiere anhand von Praxisbeispielen 
aus Tübingen, Hamburg, München und Berlin. Die 
Studie ist frei im Internet verfügbar und wird für 
weitere Informationen zum Thema Konzeptvergabe 
und Baugemeinschaften empfohlen.

93	 vgl www.bundesverband-baugemeinschaften.
de/index.php?option=com_content&view= 
article&id=95&Itemid=54 

Kriterien Punkte

a) Wohnungspolitische Kriterien max. ___ Punkte

Zusätzliche Wohnraumförderung
(z. B. höhere Quote geförderter Wohnungen, längere Bindung, Höhe der Miete)

max. [n] Punkte

Preisgedämpfter (Miet-) Wohnungsbau
(z. B. Mietpreisbindungen, Begrenzung der Umwandlung von Miete in Eigentum, Be-
grenzung der Mietanpassung und Wiedervermietungsmiete)

max. [n] Punkte

Zielgruppen / Organisation
(z. B. Studierende, Auszubildende, Senioren, Menschen mit Behinderungen, anerkannte 
Flüchtlinge und Asylsuchende, Baugemeinschaften [Eigentum], Genossenschaften)

max. [n] Punkte

Gemeinschaftsorientierung
(z. B. integrative Wohnformen, Mehrgenerationen-Wohnen, Wohngruppen-Modelle)

max. [n] Punkte

b) Städtebauliche und quartiersbezogene Kriterien max. ___ Punkte

Verfahren zur Qualitätssicherung
(z. B. Gutachterverfahren, Wettbewerb, vorlaufende Qualifizierungsverfahren)

max. [n] Punkte

Städtebauliche Qualität und Freiraumqualität
(z. B. Umgang und Berücksichtigung angrenzender Bestandsgebäude / Planungen, Ein-
fügen in das städtebauliche Umfeld, Qualität von Erschließung und Freiraumplanung)

max. [n] Punkte

Integration in das Quartier
(z. B. Gestaltung öffentlich zugänglicher Räume, nachbarschaftswirksame / stadtteilbe-
zogene Maßnahmen, Bereitstellen von Infrastrukturen, Nutzungsmischung)

max. [n] Punkte

Soziales Konzept
(z. B. Einbindung in das Umfeld, Infrastrukturangebote, Integrationsleistungen, ergän-
zende Gemeinschafts- und Beteiligungsangebote)	

max. [n] Punkte

c) Funktionale und architektonische Kriterien max. ___ Punkte

Nutzungsvielfalt
(z. B. Grundrissvariabilität, Spektrum an Wohnungsgrößen, Gemeinschaftsbereiche, 
Barrierefreiheit, Freiraumbezug, Spielflächen, Nutzungsmischung / Wohnformen)

max. [n] Punkte

Städtebauliche Qualität und Freiraumqualität
(z. B. Architektur und Haustyp, Fassadengestaltung, Individualität der Gestaltung, 
Außen-wirkung und Identifikationspotential, Einhaltung Vorgaben Denkmalschutz)

max. [n] Punkte

d) Ökologische, energetische und verkehrsbezogene Kriterien max. ___ Punkte

Mobilitätskonzept
(z. B. Gutachtenvergabe, gemeinschaftliche Mobilitätsangebote)

max. [n] Punkte

Energieeinparung)
(z. B. erhöhte Energieeffizienz von Gebäuden, Anwendung neuer Technologien, so-
larenergetische Optimierung)

max. [n] Punkte

Energieversorgung
(z. B. Fernwärmeanschluss, Nutzung Abwasserwärme oder erneuerbare Energien)

max. [n] Punkte

Klimaanpassung
(z. B. Berücksichtigung kleinklimatischer Auswirkungen, Frischluftschneisen, Starkre-
genvorsorge, Begrünung, sommerliche Verschattung, Erhaltung von Grünflächen)

max. [n] Punkte

Ökologisches Bauen
(z. B. Baustoffrecycling, Gütesiegel / Zertifizierung, nachwachsende Rohstoffe)

max. [n] Punkte

e) Preiswettbewerb max. 30 Punkte

Bieterpreis
(Das Bestgebot erhält die volle Punktzahl, alle weiteren einen prozentualen Anteil zum Bestpreis.)

max. [n] Punkte

Gesamtpunktzahl max. 100 Punkte

Tab. 10:	 Bewertungsmatrix Kon-
zeptvergabe Stadt Köln

KONZEPTQUALITÄT

Bewertungskategorie Prüfkriterium
max. 

Punkt­
zahl

erfüllt Anmer­
kungen

1. Städtebau (20 % / 140 Punkte)

Vorgaben Bebauungsplan (Festsetzungen), ggf. Erhaltungssatzungen

Verfahren zur Qualitätssicherung alternativ: Gutachterverfahren (z. B. mit 5 Teilnehmern); Wettbewerb RPW 2013 (z. B. mit 10 Teiln.)

Mindestqualitätsstandards

Parzellierung / Fassadengliederung

Nutzungsmischung / Konzeptvielfalt (architektonisch)

Zugänglichkeit Erdgeschosszone

Differenzierte Begegnungs- und Bewegungsräume im Wohnumfeld

Zwischensumme 140

2. Wohnungsbau (40 % / 280 Punkte)

Vorgaben Quote für Wohnraumförderung (Programmschlüssel nach Richtlinien)

Zusätzliche Wohnbauförderung

Höhere Quote je x % (an GF Wohnen)

Programmschlüssel mit 50 % SMW / 50 % frei wählbar

Längere Bindung je x Jahre

Begrenzung Miethöhe (SMW), ggf. Unterschreitung  z. B. je 0,25 Euro/m2

Begrenzung Verkaufspreise (PWE), Preisdifferenz frei finanziert / gefördert (ohne Grundstücksverbilligung)

Wohnflächeneffizienz
Verhältnis Wohnfläche netto zur BGF z. B. > 0,75

Begrenzung Wohnungsgrößen nach Merkblatt im frei finanzierten Teil (alternativ) z. B. 50 / 100 % der Quote

Konzeptvielfalt Grundrissvariabilität, Spektrum an Wohnungsgrößen

Gemeinschaftsorientierung Integrative Wohnformen, Wohngruppen-Modelle etc.

Zwischensumme 280

3. Soziale Inklusion / Demografie (15 % / 105 Punkte

Soziales Konzept

Haushalte mit vordringlichem Wohnungsbedarf

Haushalte mit besonderem Wohnungsbedarf

Ergänzende Infrastruktur-, Gemeinschafts- und Beteiligungsangebote

Zwischensumme

4. Mobilität (10 % / 70 Punkte)

Vorgaben LBO, Richtlinien der städtischen Fahrradabstellsatzung

Mobilitätskonzept
Verringerung Stellplatzbedarf und Flächenbedarf je Stp., gemeinschaftliche Mobilitätsangebote

Mobilitätsbeteiligung und -beratung Bewohner

Zwischensumme 70

5. Klima / Energie / Bauökologie (15 % / 105 Punkte)

Vorgaben EnEV (Neubau), Stuttgarter Energiesparprogramm (Bestand), Energiestandard nach Gemeinderatsbeschluss

Energieeinsparung
Erhöhte Energieeffizienz von Gebäuden

Neue Technologien und Netzlösungen (Strom / Wärme)

Klimaanpassung Klimawirksame Optimierung der Bauten

Nachhaltiges Bauen Baustoffrecycling, Dämmstoffe mit Gütesiegel

Zwischensumme 105

6. Sonstiges (Bonuspunkte)

Lokale Besonderheiten z. B. Denkmalschutz, Wohnumfeldverbesserung, nachbarschaftswirksame / stadtteilbezogene Maßnahmen

Zwischensumme

Ergebnisvergleich mit den übrigen Geboten

Summe Konzeptqualität (Punktzahl Gebot * 700 / höchste erreichte Punktzahl)

KAUFPREIS

Preisgebot
max. 

Punkt­
zahl

erfüllt Anmer­
kungen

Ergebnisvergleich mit den übrigen Geboten

Summe Kaufpreis (Punktzahl Gebot * 300 / höchste erreichte Punktzahl)

Gesamtpunktzahl im Ergebnisvergleich mit den übrigen Geboten

Folgende Seite:
Tab. 11:	 Bewertungsmatrix 

Konzeptvergabe Stadt 
Stuttgart
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Bei der zweiten Variante hat die Kommune 
bereits ein Konzept detailliert ausgearbeitet. 
Die Bewerber müssen sich zwingend an diese 
Konzeption halten und können lediglich 
Preisangebote unterbreiten, bei denen auch 
ein Mindestpreis – abgeleitet durch ein Gut-
achten über den Verkehrswert – festgesetzt 
werden kann. 

3.4.5.3	 Baugemeinschaften als Käufer 
von Grundstücken

Eine Akteursgruppe, die, entsprechendes 
Personal und Knowhow vorausgesetzt, von 
Ausschreibungen über die Konzeptvergabe 
besonders profitiert, sind private Bauge-
meinschaften.92

Bei einer Baugemeinschaft handelt es sich 
um einen Zusammenschluss mehrere privater 
Personen, die ein gemeinsames Bauprojekt 
planen, bauen oder umbauen. Eine Bauge-
meinschaft hat die Entscheidungshoheit bei 
der Planung, dem Bau und dem Abschluss 
sämtlicher Verträge. Die Teilnehmer an der 
Baugemeinschaft geben sich eine Rechts-
form, i. d. R. eine Gesellschaft des bürger-
lichen Rechts (GbR). Jedes der Mitglieder 
erwirbt im Rahmen der Gemeinschaft einen 
Grundstücksanteil und ist in sämtlichen 
Entscheidungen wie die Ausschreibung und 
Vergabe des Bauwerks, Abschluss von Ver-
trägen usw. involviert. Innerhalb der Bauge-
meinschaft herrscht völlige Transparenz über 
sämtlich die Baugemeinschaft betreffenden 
Vorgänge.93 

Wesentliche Merkmale von Projekten, die 
durch Baugemeinschaften realisiert wurden, 
sind individuelle Gestaltungsmöglichkeiten 
und eine hochwertige Architektur. Häufig 
entstehen hierbei innovative Wohnprojek-

92	 Literaturhinweis: Das Forum Gemeinschaftliches 
Wohnen e. V. hat im Jahr 2016 eine Studie mit dem 
Thema „Grundstücksvergabe für gemeinschaftliches 
Wohnen“ herausgegeben. Diese Studie beschreibt 
das Konzeptverfahren zur Förderung des sozialen 
Zusammenhalts, bezahlbaren Wohnraums und 
lebendiger Quartiere anhand von Praxisbeispielen 
aus Tübingen, Hamburg, München und Berlin. Die 
Studie ist frei im Internet verfügbar und wird für 
weitere Informationen zum Thema Konzeptvergabe 
und Baugemeinschaften empfohlen.

93	 vgl www.bundesverband-baugemeinschaften.
de/index.php?option=com_content&view= 
article&id=95&Itemid=54 

KONZEPTQUALITÄT

Bewertungskategorie Prüfkriterium
max. 

Punkt­
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erfüllt Anmer­
kungen

1. Städtebau (20 % / 140 Punkte)
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Zwischensumme 140

2. Wohnungsbau (40 % / 280 Punkte)

Vorgaben Quote für Wohnraumförderung (Programmschlüssel nach Richtlinien)

Zusätzliche Wohnbauförderung

Höhere Quote je x % (an GF Wohnen)

Programmschlüssel mit 50 % SMW / 50 % frei wählbar

Längere Bindung je x Jahre

Begrenzung Miethöhe (SMW), ggf. Unterschreitung  z. B. je 0,25 Euro/m2

Begrenzung Verkaufspreise (PWE), Preisdifferenz frei finanziert / gefördert (ohne Grundstücksverbilligung)
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Konzeptvielfalt Grundrissvariabilität, Spektrum an Wohnungsgrößen

Gemeinschaftsorientierung Integrative Wohnformen, Wohngruppen-Modelle etc.
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Zwischensumme

4. Mobilität (10 % / 70 Punkte)

Vorgaben LBO, Richtlinien der städtischen Fahrradabstellsatzung

Mobilitätskonzept
Verringerung Stellplatzbedarf und Flächenbedarf je Stp., gemeinschaftliche Mobilitätsangebote

Mobilitätsbeteiligung und -beratung Bewohner

Zwischensumme 70

5. Klima / Energie / Bauökologie (15 % / 105 Punkte)

Vorgaben EnEV (Neubau), Stuttgarter Energiesparprogramm (Bestand), Energiestandard nach Gemeinderatsbeschluss
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Erhöhte Energieeffizienz von Gebäuden
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Ergebnisvergleich mit den übrigen Geboten
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kungen

Ergebnisvergleich mit den übrigen Geboten
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te mit hoher Identifikation ihrer Bewohner, 
eine gute Gemeinschaft und eine große ar-
chitektonische, soziale und konzeptionelle 
Vielfalt. Ein sehr wichtiger Aspekt und die 
Antriebsfeder vieler Mitglieder von Bauge-
meinschaften ist insbesondere die Schaffung 
von bezahlbarem Wohnraum für mittlere 
Einkommen. Bei Bedarf werden die Bauge-
meinschaften durch Beratungsleistungen 
von den Kommunen unterstützt. Es gibt 
allerdings auch Städte, in denen dies nicht 
mehr erforderlich ist, wie z. B. in Tübingen.94

Private Baugemeinschaften treten theore-
tisch in eine Konkurrenzsituation mit „her-
kömmlichen“ Bauträgern, die zwar im Nor-
malfall höhere Kaufgebote für zu entwic-
kelnde Flächen abgeben können, aber bei der 
Konzeptentwicklung i. d. R. rein wirtschaftli-
che Interessen verfolgen. Durch das Instru-
ment der Konzeptvergabe erhalten Kommu-
nen die Gelegenheit, innovativen, städtebau-
lich anspruchsvollen und sozial integrativen 
Wohnkonzepten den Vorrang einzuräumen, 
da bei der Vergabe eben nicht mehr nur der 
Preis das Entscheidungskriterium ist.95 

Praxis in vielen Städten ist jedoch, dass im 
praktizierten Verfahren Baugemeinschaften 
nicht in eine faktische Konkurrenz mit pro-
fessionellen Investoren treten, sondern dass 
Baugemeinschaften Grundstücke vom Ei-
genbetrieb der Kommune erworben werden 
können, wie z. B. in Hamburg vom Landes-
betrieb Immobilienmanagement und Grund-
vermögen (LIG). In Hamburg existiert die 
Vorgabe, dass ein Anteil von 20 % aller städ-
tischen Grundstücke für den Geschosswoh-
nungsbau für Baugemeinschaften bereitge-
stellt und an registrierte Baugemeinschaften 
verkauft werden soll.96 Andere Städte verfol-
gen einen ähnlichen Weg.

94	 vgl. FORUM Gemeinschaftliches Wohnen e. V. 
Bundesvereinigung (Hrsg.): Grundstücksvergabe für 
gemeinschaftliches Wohnen - Konzeptverfahren 
zur Förderung des sozialen Zusammenhalts, be-
zahlbaren Wohnraums und lebendiger Quartiere, 
Praxisbeispiele aus Tübingen, Hamburg, München 
und Berlin. Hannover 2016, S. 5 ff

95	 vgl. a. a. O., S. 46. Siehe dazu auch die „Orientie-
rungshilfe zur Vergabe öffentlicher Grundstücke 
nach Konzeptqualität, hrsg. vom Hessischen Städte-
tag und der Architekten- und Stadtplanerkammer 
Hessen, Wiesbaden 2017.

96	 vgl. z. B. FORUM Gemeinschaftliches Wohnen e. V. 
Bundesvereinigung (Hrsg.), Hannover 2016, S. 24

Der Verkauf erfolgt in Hamburg über zwei 
Schritte. Zunächst gibt es eine zeitlich be-
fristete Anhandgabe des Grundstücks an die 
Bietergemeinschaft. In dieser Zeit können die 
Käufer erforderliche Details vor dem tatsäch-
lichen Abschluss des Kaufvertrags regeln. Sie 
versichern dabei, dass sie das Grundstück 
zum vereinbarten Grundstückswert kaufen 
werden. Gleichzeitig sichert die Kommune 
der Baugemeinschaft zu, dass sie im Zeit-
raum der Anhandgabe das Grundstück nicht 
anderen Interessenten anbietet. Die Bauge-
meinschaft zahlt zu Beginn der Anhandha-
be ein Anhandgabeentgelt in Höhe von 1 % 
des Grundstückspreises, das beim Kauf des 
Grundstücks angerechnet wird.97

3.5	 Bindungen für die Ei­
gentümer

3.5.1	 Grundsätzliches zur Bin­
dung der Eigentümer

Der kommunale Zwischenerwerb ist ein Weg 
zur Verwicklung bestimmter städtebaulicher, 
sozialpolitischer, fiskalischer und ökologi-
scher Zielsetzungen.98 Diese Ziele können 
nicht ausschließlich durch den Verkauf kom-
munaler Grundstücke umgesetzt werden; es 
sind zusätzliche Regelungen erforderlich. 

Die wesentlichen Verpflichtungen zur Um-
setzung kommunaler Ziele können Bau- 
und Nutzungsverpflichtungen sein, die 
eine zügige und zielgerichtete Nutzung 
der Grundstücke gewährleisten (vgl. die 
Kapitel IV 3.5.2.1 und IV 3.5.2.2). Bau- und 
Nutzungsverpflichtungen für kommunale 
Grundstücke sind empfehlenswert, um die 
Ziele des Baulandmanagements im Hinblick 
auf die Vermeidung von Baulücken, die zü-
gige Ausnutzung der Infrastruktur und die 
Umsetzung der Ziele der Bauleitplanung zu 
verwirklichen. Diese Verpflichtungen müs-
sen rechtlich abgesichert werden (im Kauf-

97	 vgl. Stadt Hamburg, Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen, Amt für Wohnen, Stadterneuerung 
und Bodenordnung, Agentur für Baugemeinschaf-
ten, Landesbetrieb Immobilienmanagement und 
Grundvermögen: Leitfaden für Baugemeinschaften. 
Stand Juli 2015

98	 vgl. Abb. 7

Baugemeinschaften 
realisieren Projekte u. 
a. mit individuellen Ge­
staltungsmöglichkeiten 
und einer hochwertigen 
Architektur.

Anhandgaben geben 
Baugemeinschaften 
die notwendige Zeit, 
die vorbereitenden 
Maßnahmen für die 
Projektentwicklung 
umzusetzen.

Bindungen für die Ei­
gentümer dienen der 
Erfüllung kommunaler 
Zielsetzungen.
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vertrag und / oder im Grundbuch). Die Ein-
haltung der Verpflichtungen sollte von der 
Kommune überprüft werden. Bei Nichter-
füllung der Verpflichtungen sollte die Kom-
mune Sicherungsmöglichkeiten wie z. B. 
Rückkaufrechte oder Nachzahlungen auf 
den Grundstückspreis vorsehen (vgl. Kapitel 
IV 3.5.3).

Verpflichtungen, die eine Umsetzung der 
kommunalen Ziele gewährleisten, können 
sowohl diejenigen Käufer betreffen, die ein 
Grundstück direkt von der Kommune erwer-
ben als auch diejenigen, die ein Grundstück 
von Privaten kaufen, die im Rahmen der Be-
teiligung an der Wertschöpfung durch Rück-
übertragung oder Selbstbehalt99 Baugrund-
stücke von der Kommune erhalten haben. 
Ob allerdings Verpflichtungen für die, an der 
Wertschöpfung beteiligten, Alteigentümer 
wirklich erforderlich sind oder ob nicht ein 
begrenzter Anteil von Baugrundstücken „frei 
von Auflagen“ verkauft werden kann, soll-
te von der Kommune sorgfältig abgewogen 
werden. 

Bei der Vergabe von Grundstücken an Bau-
träger sollte die Kommune auch diese mit 
entsprechenden Verpflichtungen belegen 
(ggf. angepasst an den größeren Umfang der 
Bebauung) und dafür Sorge tragen, dass die 
Verpflichtungen an den Enderwerber weiter-
gegeben werden.

3.5.2	 Verpflichtungen

3.5.2.1	 Bauverpflichtungen

Bauverpflichtungen regeln, dass der Käufer 
des Grundstücks dieses zügig, d. h. innerhalb 
einer bestimmten Frist bebaut. 

Rechtliche Bedenken gegen eine Bauver-
pflichtung bestehen nicht. Das gilt auch für 
die Sicherung der Bauverpflichtung durch 
ein Rückkaufrecht.

„Für Gemeinden ist es im Rahmen einer 
geordneten Bauentwicklung (Raum-
ordnung) wichtig, daß die von ihr als 
Baugrundstücke veräußerten Parzellen 

99	  vgl. Kapitel IV 3.2.2.1

auch tatsächlich innerhalb angemes-
sener Frist bebaut werden. Mit dem 
Rücktrittsrecht wird erreicht, daß die 
Gemeinde Eigentum an nicht fristge-
recht bebauten Grundstücken zurück-
erhält. ... Auch die Frist von drei Jahren 
ist vorliegend angemessen.“ 100

Welche Frist hierbei empfehlenswert, d. h. 
angemessen ist, hängt auch davon ab, wie 
der Bezugshorizont gewählt wird, d. h. ob 
die Frist mit Eigentumsübergang oder mit 
Baureife des Grundstücks beginnt und ob in 
der Verpflichtung die Bezugsfertigkeit des 
Gebäudes, die Fertigstellung des Rohbaus 
oder der Baubeginn zur Fristwahrung ge-
fordert wird.101 In jedem Fall sollte die Kom-
mune darauf achten, dass der Zeitraum so 
gewählt wird, dass einerseits eine Einhaltung 
für den Käufer auch unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten möglich ist und anderer-
seits eine zügige Umsetzung der Planung 
gewährleistet ist. Der Bezugszeitraum ist 
vertraglich festzulegen, um klarzustellen, 
wann die Bauverpflichtung erfüllt ist und 
wann nicht.

I. d. R. empfiehlt es sich, Zeiträume zu wäh-
len, die in einem Bereich zwischen ein und 
drei Jahren liegen. Bei einer Frist von einem 
Jahr sollte allerdings der Baubeginn und 
nicht die Fertigstellung des Gebäudes gefor-
dert werden.

Bei Festlegung einer Bauverpflichtung ist 
der Kommune zu empfehlen, in begründe-
ten Fällen eine Fristverlängerung zuzulassen, 
wenn der Käufer glaubhaft machen kann, 
dass er der Bauverpflichtung in absehbarer 
Zeit nachkommen kann. Es gibt immer Fälle, 
bei denen (beispielsweise aufgrund finan-
zieller Probleme) eine Verzögerung bei der 
Errichtung des Gebäudes möglich ist. Hier 
sollte den Käufern die Gelegenheit zur ge-
geben werden, die Bebauung zu realisieren, 
wenn absehbar ist, dass es sich nur um eine 
geringfügige Verzögerung handelt.

100	 OLG Koblenz, Urteil vom 05.11.1997 (http://www.
dnoti.de)

101	 Im o. a. Fall (OLG Koblenz) wurde die Frist zur Er-
stellung des Rohbaus (hier für einen Schweinestall) 
als angemessen erachtet.

Bauverpflichtungen 
stellen die zügige Be­
bauung des Grund­
stücks sicher.
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Neben der Festlegung einer Frist sollte die 
Kommune aus Gründen der Rechtssicher-
heit102 zusätzlich darauf achten, festzulegen, 
was unter einer Wohn- bzw. Gewerbenut-
zung zu verstehen ist, also eine inhaltliche 
Bestimmung der Bauverpflichtung vorzu-
nehmen. I. d. R. ist das die Errichtung eines 
entsprechenden Gebäudes. 

3.5.2.2	 Nutzungsverpflichtung

Mit Nutzungsverpflichtungen kann die 
Kommune sicherstellen, dass das Grundstück 
entsprechend ihren Zielen zu Wohnzwecken 
(bzw. bei gewerblicher Baulandbereitstel-
lung zu gewerblichen Zwecken) vom Käu-
fer selbst genutzt wird. Hierdurch werden 
Grundstücksspekulationen verhindert, d. h. 
der Verkauf von (preisgünstigen) kommuna-
len Grundstücken auf dem freien Markt zu 
höheren Preisen und z. B. das Umgehen von 
kommunalen Vergaberichtlinien vermieden.

Im Kaufvertrag kann festgelegt werden, dass 
das erworbene Grundstück für einen be-
stimmten Zeitraum vom Käufer selbst ent-
sprechend der dort bestimmten Nutzung 
(Wohnen oder Gewerbe) genutzt werden 
muss und dass die 

•	 Weiterveräußerung in diesem Zeitraum 
nur mit (schriftlicher) Zustimmung der 
Kommune und die

•	 Vermietung nur soweit die vermietete 
Wohnfläche gegenüber der selbstgenutz-
ten Wohnfläche untergeordnet ist

zulässig ist.

Die Sicherung der Nutzungsverpflichtung 
kann (zusätzlich) auch durch die Eintragung 
einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit 
im Grundbuch erfolgen.

102	 Das OLG Frankfurt am Main hat in einem Fall 
die übernommene Bauverpflichtung bei einem 
Gewerbegrundstück so ausgelegt, dass die bloße 
Errichtung eines Parkplatzes (ohne Gebäude) zur 
Erfüllung der Bauverpflichtung nicht ausreicht, 
auch wenn der Parkplatz ein Bauvorhaben i. S. d. 
Bauordnung wäre. (OLG Frankfurt am Main, Urteil 
vom 05.03.1998 - 1 U 190/96, http://www.dnoti.
de). Um Unklarheiten von vorneherein auszuräu-
men, empfiehlt sich dennoch eine genauere inhalt-
liche Bestimmung der Bauverpflichtung.

Die Erfüllung der Nutzungsverpflichtung 
sollte sich auch auf die Familie des Käufers 
(d. h. zumindest Verwandte 1., ggf. auch 2. 
Grades) erstrecken. Verkauf und Vermietung 
innerhalb der Familie sollten nicht ausge-
schlossen werden.

Wie bei der Bauverpflichtung ist auch bei 
der Nutzungsverpflichtung eine angemes-
sene Frist zu bestimmen. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit (Angemessenheit) sollte die 
Frist nicht länger als maximal 20 Jahre103 be-
tragen. Ggf. reicht für die Verpflichtung zur 
Eigennutzung auch der Zeitraum bis zur Frist 
zur Fertigstellung des Gebäudes aus, wenn 
hierdurch eine Grundstücksspekulation aus-
geschlossen werden kann. I. d. R. ist davon 
auszugehen, dass unbebaute Grundstücke 
eher Spekulationsobjekte darstellen als be-
baute. Die Kommune sollte – innerhalb ei-
nes angemessenen Rahmens – jedoch nach 
ihren eigenen Erfahrungen entscheiden, 
welchen Zeitraum sie für die Verhinderung 
einer Grundstücksspekulation für erforder-
lich hält.

3.5.3	 Sicherungsmöglichkeiten

3.5.3.1	 Rückkaufrechte

Rückkaufrechte bzw. Wiederkaufrechte re-
geln, dass die Kommune bei Nichteinhaltung 
der festgelegten Verpflichtungen für die 
Käufer der Grundstücke104 das betreffende 
Grundstück zurückkaufen kann. Das Rück- 
oder Wiederkaufsrecht ist im Kaufvertrag 
festzulegen und sollte darüber hinaus durch 
die Eintragung einer Rückauflassungsvor-
merkung im Grundbuch gesichert werden.

Das Rückkaufrecht verstößt nicht gegen 
gesetzliche Bestimmungen. Es stellt weder 
einen Verstoß gegen das Koppelungsverbot 
gem. § 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB noch einen 
Verstoß gegen den Verhältnismäßigkeits-
grundsatz dar, so in einem Urteil des VGH 

103	 In einem Urteil des LG Traunstein wurde eine Bin-
dungsfrist von 20 Jahren ab Bezugsfertigkeit des 
Gebäudes im Rahmen eines Einheimischenmodells 
als angemessen erachtet (LG Traunstein, Urteil vom 
28.07.1998 - 6 O 2744/97, http://www.dnoti.de).

104	 Bau- und Nutzungsverpflichtungen (siehe Kapitel 
IV 3.5.2)
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Baden-Württemberg, das sich zwar auf ei-
nen Fall im Rahmen einer freiwilligen Um-
legung bezieht, aber für die Vorgehensweise 
von Kommunen im Rahmen ihrer Bauland-
strategie übertragbar ist.105

Festgelegt werden muss nicht nur das Rück­
kaufsrecht an sich, sondern auch der Rück­
kaufspreis. Der Bodenpreis sollte im Rahmen 
des Rückkaufes maximal dem Preis entspre-
chen, den der Käufer ursprünglich an die 
Kommune gezahlt hat. Hierdurch wird die 
finanzielle Belastung der Kommune durch 
ggf. eingetretene Bodenwertsteigerungen 
vermindert. Alternativ kann die Kommune 
auch den Verkehrswert des Grundstückes als 
Rückkaufpreis festsetzen, sollte gleichzei-
tig jedoch den ursprünglichen Kaufpreis als 
oberste Grenze festsetzen.

Eine solche Begrenzung des Rückkaufprei-
ses ist insbesondere bei einer Vergabe des 
Grundstückes unterhalb des Verkehrswertes 
sinnvoll, da die Kommune bei einem Rück-
kauf zum Verkehrswert durch ihre eigene 
Förderung finanziell belastet werden würde 
und der Käufer würde in den Genuss der 
Förderung kommen, obwohl er die hieran 
geknüpften Bedingungen nicht eingehalten 
hat. 

Der Rückkauf zum ursprünglichen Ver-
kaufspreis ist zudem auch aus Gründen der 
Rechtssicherheit zu empfehlen – zumindest 
sollte der Rückkaufpreis nicht von vorne-
herein auf einen bestimmten Prozentsatz 
des ursprünglichen Kaufpreises begrenzt 
werden. Ein Rückkaufpreis, der bei 90 % des 
ursprünglichen Verkaufspreises lag, wurde 
gerichtlich als unzulässige Vertragsstrafe 
im Falle einer Vertragsauflösung eingestuft. 
Das OVG Koblenz erachtete den 10%igen 
„Einbehalt“ der Gemeinde als Verstoß gegen 
§ 11 Nr. 6 AGB. Hiernach sind Regelungen 
unwirksam, in denen sich der Verwender für 
den Fall der Vertragsauflösung eine Vertrags-
strafe ausbedingt.106

Zusätzlich zum Rückkaufpreis für das Grund-
stück (Bodenwert) muss die Kommune auch 

105	 VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 20.07.2000 - 
8 S 177/00 - (http://www.dnoti.de)

106	 OVG Koblenz, Urteil vom 05.11.1997, a .a. O.

Regelungen im Hinblick auf den Rückkauf 
treffen, wenn das Grundstück bereits bebaut 
ist. Hier sollte aus Gründen der Rechtssicher-
heit der Verkehrswert des Gebäudes zugrun-
de gelegt werden.107

Grundsätzlich ist es auch empfehlenswert, 
wenn sich die Kommune Alternativen of-
fenhält, d. h. wenn sie je nach Sachlage ein 
Rückkaufsrecht oder eine Nachzahlungs-
klausel (siehe das folgende Kapitel 3.5.3.2) 
in Anspruch nehmen kann. Diese Vorgehens-
weise hat den Vorteil, dass bei einer Bebau-
ung des Grundstückes aus Kostengründen 
von einem Rückkauf abgesehen werden 
kann und stattdessen eine Nachzahlung zum 
Tragen kommt.

3.5.3.2	 Nachzahlungsklauseln

Der Rückkauf von bereits bebauten Grund-
stücken kann sich für die Kommune als fi-
nanzielle Belastung erweisen. Daher kann 
alternativ zu einem Rückkauf auch eine 
Nachzahlungsklausel in den Kaufvertrag 
aufgenommen werden. Diese ist nicht nur 
für bereits bebaute Grundstücke anwendbar, 
sondern stellt insgesamt eine Alternative 
zum Rückkauf dar, insbesondere, wenn die 
Kommune ihre Grundstücke unter Verkehrs-
wert verkauft hat.

Die Nachzahlungsverpflichtung kommt in 
der Praxis insbesondere bei einem Verstoß 
gegen die Eigennutzungsverpflichtung, also 
i. d. R. bei einem vertragswidrigen Verkauf 
des Grundstückes zur Anwendung.

Der Nachzahlungsklausel liegt (ebenso wie 
dem Rückkaufrecht) der Gedanke zugrunde, 
dass der Käufer eines kommunalen Grund-
stückes nicht in den Genuss von (finanziel-
len) Vergünstigungen kommen soll, wenn er 
die hieran geknüpften Bedingungen nicht 
einhält. Die Kommune verzichtet in diesem 
Fall jedoch auf einen Rückkauf und lässt sich 
von dem Käufer stattdessen die Vergünsti-
gungen nachzahlen, die ihm durch eine ver-
billigte Abgabe des Grundstücks entstanden 
sind.

107	 vgl. zu den Alternativen eines Rückkaufes auch das 
folgende Kapitel IV 3.5.3.2
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Der Käufer muss der Kommune die Differenz 
zwischen dem ursprünglichen Kaufpreis und 
dem Verkehrswert des Grundstücks (ohne 
Bebauung und ohne wertsteigernde Auf-
wendungen, die der Käufer nach dem Kauf 
selbst getätigt hat) zahlen.108 Die Kommune 
schöpft hierdurch die Wertsteigerung des 
Grundstücks ab. Nach einem Urteil des LG 
Traunstein ist eine Abschöpfung der Boden-
wertsteigerung im Zuge von Nachzahlungs-
vereinbarungen zulässig.109

Bei der Nachzahlungsverpflichtung handelt 
es sich um die Abschöpfung der Wertsteige-
rung des Bodens, die der Käufer vertragswid-
rig mit einem Verstoß gegen die Eigennut-
zungsverpflichtung erzielt hat. Sie ist daher 
nicht mit einer Vertragsstrafe gleichzusetzen 
wie sie (im Falle einer Vertragsauflösung) 
vom OVG Koblenz110 für unwirksam erachtet 
wurde.

3.5.3.3	 Vertragsstrafen

Grundsätzlich besteht auch die Möglichkeit, 
Bau- oder Nutzungsverpflichtungen durch 
Vertragsstrafen zu sichern. Das OVG Kob-
lenz111 hat Vertragsstrafen im Falle einer Ver-
tragsauflösung, d. h. im Falle des Rückkaufes 
des Grundstückes durch die Kommune bei 
Nichteinhaltung der vereinbarten Verpflich-
tungen, als nicht zulässig eingestuft. Für 
den Fall, dass ein Vertrag nicht aufgelöst 
wird (also kein Rückkauf erfolgt) können 
Vertragsstrafen jedoch ein zulässiges Mittel 
darstellen.

„Die Vorgehensweise einer Kommune, 
die im Rahmen eines Einheimischen-
modells Grundstücke unter der Voraus-
setzung einer dreijährigen Eigennut-
zungsverpflichtung unter Verkehrswert 
an Einheimische veräußert und zur 
Sicherung dieser Verpflichtung eine 
Vertragsstrafe festgesetzt hat, wurde 
als rechtlich zulässig erachtet. Die Ver-
tragsstrafe betrug im vorliegenden Fall 
mindestens 20.000  DM, für die Dauer 

108	 Um Streitigkeiten zu vermeiden, sollte zur Werter-
mittlung ein Gutachten eingeholt werden.

109	 Urteil vom 28.07.1998, a. a. O.
110	 OVG Koblenz, Urteil vom 05.11.1997, a. a. O.
111	 OVG Koblenz, Urteil vom 05.11.1997, a. a. O.

des Vertragsverstoßes, höchstens je-
doch für die Dauer von drei Jahren 
(Zeitraum der Eigennutzungsverpflich-
tung), täglich 0,1 % des Grundstücks-
kaufpreises. Eine Vertragsstrafe stellt 
keine unangemessene Benachteiligung 
des Käufers dar; die Notwendigkeit ei-
ner Vertragsstrafe zur Sicherung der 
kommunalen Zielsetzungen (hier im 
Rahmen eines Einheimischenmodells) 
wurde vom Gericht ausdrücklich aner-
kannt.“ 112

Vertragsstrafen setzen für den Fall der 
Nichteinhaltung der vereinbarten Verpflich-
tung die Zahlung eines festgelegten Geldbe-
trages fest. Diese Form der Sicherung bietet 
sich insbesondere bei einem Verstoß gegen 
die Eigennutzungsverpflichtung an, da das 
Grundstück dann bereits bebaut ist und die 
Kommune einen kostenintensiven Rückkauf 
vermeidet.

Möglich ist sowohl die Festlegung einer fixen 
Vertragsstrafe oder aber auch eine Vertrags-
strafe, deren Höhe die Zeitdauer der Einhal-
tung der Verpflichtung berücksichtigt (wie 
im Fall, der vom OLG Celle zu entscheiden 
war, s. o.). Bei der Höhe der Vertragsstrafe 
sollte berücksichtigt werden, inwieweit der 
Verkaufspreis unter dem Verkehrswert des 
Grundstückes liegt. Die Vertragsstrafe sollte 
nicht höher sein als die „Ersparnis“ des Käufers 
beim Grundstückskauf, um eine Angemessen-
heit der Vertragsstrafe zu gewährleisten.

3.6	 Finanzierungsgesichts­
punkte

3.6.1	 Grundsätzliches zur Finan­
zierung

Ohne die Sicherstellung der Finanzierbarkeit 
und der Wirtschaftlichkeit kann keine Kom-
mune erfolgreiches Baulandmanagement 
betreiben. Fragen der Kalkulation der Kosten, 
der Risikoeinschätzung, der Projektsteue-
rung und der Mittelbereitstellung sind daher 
zentrale Themen der Baulandbereitstellung 

112	 OLG Celle, Urteil vom 13.02.1999 – 4 U 87/87 
(http://www.dnoti.de)
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– nicht nur beim kommunalen Zwischener-
werb.

Die Finanzierung des kommunalen Zwi-
schenerwerbs kann sowohl innerhalb des 
Haushaltes ohne Regelungen oder mit ei-
nem revolvierenden Bodenfonds (vgl. Ka-
pitel IV 3.6.2) oder auch außerhalb des 
Haushaltes (vgl. Kapitel IV 3.6.3) erfolgen. 
Außerhalb des Haushaltes sind v. a. kommu-
nale Eigenbetriebe, Eigengesellschaften oder 
auch private Gesellschaften mit Beteiligung 
der Kommune (GmbH & Co KG) denkbar. Die 
Baulandbereitstellung wird durch entspre-
chende vertragliche Vereinbarungen zwi-
schen „Gesellschaft“ und Kommune geregelt; 
kommunale Einflussmöglichkeiten sind in 
ausreichendem Umfang gewährleistet.

Abb. 12 stellt die Möglichkeiten der Finan-
zierung innerhalb und außerhalb des Haus-
haltes gegenüber. Am Ende von Kapitel IV 
3.6.3.3 erfolgt nochmals eine zusammenfas-
sende Gegenüberstellung der wesentlichen 
Unterschiede zwischen dem Eigenbetrieb 
auf der einen und der Eigengesellschaft so-
wie der privaten Gesellschaft mit Beteiligung 
der Kommune auf der anderen Seite.

Städtebauliche Kalkulationen ermögli-
chen eine wirtschaftliche Betrachtung der 
Baulandbereitstellung. Sie dienen zur Mi-
nimierung wirtschaftlicher Risiken für die 
Kommunen und zur Optimierung des Mit-
teleinsatzes. Es gibt verschiedene Typen der 
städtebaulichen Kalkulation (vgl. Kapitel IV 
3.6.4).

Bei vielen Kommunen besteht keine Klarheit 
darüber, welche Kosten tatsächlich mit der 
Baulandbereitstellung verbunden sind; die 
Kosten für die Erschließung der Grundstücke 
sind keineswegs die einzigen Kosten, die zu 
berücksichtigen sind. Neben dem Grunder-
werb sind zahlreiche weitere Kosten zu fi-
nanzieren.113 Eine kostenorientierte Betrach-
tung der Baulandentwicklung trägt dazu bei, 
Unsicherheiten im Hinblick auf die Finanzie-
rung so weit wie möglich zu vermeiden, eine 
Wirtschaftlichkeit der Planung sicherzustel-
len und die Baulandbereitstellung über einen 

113	 zu den möglichen Kostenfaktoren bei der Bauland-
entwicklung vgl. Tab. 4

langfristigen Zeitraum hinweg finanzieren 
zu können.114

Die Finanzierungskosten stellen beim Zwi-
schenerwerb ein zentrales Problem für Kom-
munen dar. Es gibt verschiedene Möglichkei-
ten, das wirtschaftliche Risiko von Kommu-
nen im Rahmen des Zwischenerwerbs so ge-
ring wie möglich zu halten. Verschiedene 
Zahlungs- und Verfügungsmodelle bieten 
Kommunen hier sinnvolle Alternativen zum 
„schlichten“ Kauf von Flächen (vgl. Kapitel IV 
3.6.5).

3.6.2	 Finanzierung des Flächen­
erwerbs innerhalb des 
Haushaltes

3.6.2.1	 Finanzierung ohne besondere 
Regelungen

Bei einer Finanzierung des Zwischenerwerbs 
innerhalb des kommunalen Haushaltes ist 
es erforderlich, längerfristig ausreichende 
Mittel im Haushalt bereitzustellen. Wich-
tig ist bei einer Finanzierung innerhalb des 
Haushaltes die „politische Rückendeckung“, 
da ansonsten die Finanzierung einer kon-
tinuierlichen Baulandbereitstellung nicht 
möglich ist. Häufig wird anderen kommuna-
len Aufgaben ein höherer Stellenwert ein-
geräumt als der Baulandentwicklung durch 
kommunalen Zwischenerwerb, so dass bei 
Finanzknappheit kurzfristigen Erfordernis-
sen Vorrang gegenüber einer längerfristig 
ausgerichteten Bodenvorratspolitik einge-
räumt wird.

114	 Welche Bedeutung eine kostenorientierte Bauland-
entwicklung hat, zeigt sich auch in den gesetzli-
chen Vorschriften zur städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahme: die Kommune hat hier gem. § 171 
Abs. 2 Satz 1 BauGB nach dem jeweiligen Stand der 
Planung eine Kosten- und Finanzierungsübersicht 
aufzustellen.

Abb. 12:	Finanzierungsmöglichkei-
ten des Zwischenerwerbs 
innerhalb und außerhalb 
des Haushaltes

Finanzierbarkeit und 
Wirtschaftlichkeit sind 
wichtige Voraussetzun­
gen für ein erfolgrei­
ches Baulandmanage­
ment.

Die Finanzierung kann 
innerhalb oder außer­
halb des kommunalen 
Haushaltes erfolgen.

Die städtebauliche Kal­
kulation ist Grundlage 
einer wirtschaftlichen 
Betrachtung der Bau­
landbereitstellung.
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Ohne eine Zweckgebundenheit fließen alle 
Einnahmen in den Haushalt und alle Ausga-
ben werden aus diesem finanziert. Das gilt 
im Allgemeinen auch für Einnahmen aus 
Grundstücksverkäufen.

Probleme können insbesondere durch eine 
allgemeine Finanzknappheit in einer Kom-
mune auftreten, wenn Haushaltsmittel nicht 
in ausreichendem Umfang für den Zwi-
schenerwerb bereitgestellt werden (können). 
Zudem unterliegt die Finanzierung innerhalb 
des Haushaltes den allgemeinen haushalts-
rechtlichen Beschränkungen und Auflagen, 
die zu Schwierigkeiten bei der Finanzierung 
führen können, wenn Haushaltssicherungs-
konzepte aufgestellt werden müssen (z. B. 
eine Beschränkung der Kreditaufnahme).

Eine Finanzierung des Zwischenerwerbs in-
nerhalb des Haushaltes bietet sich daher im 
Wesentlichen nur für diejenigen Kommunen 
an, die die erforderliche Mittelbereitstellung 
gewährleisten können. Andernfalls ist kein 
auf lange Sicht erfolgreiches Baulandma-
nagement möglich.

Ein wesentlicher Nachteil der Finanzierung 
des Zwischenerwerbs innerhalb des Haus-
haltes ist die relative Unflexibilität. Mittel 
für Grundstücksankäufe müssen rechtzeitig 
beantragt und in den Haushalt eingestellt 
werden. Kurzfristige Ankäufe, wenn „gün-
stige“ Gelegenheiten vorhanden sind, sind 
dann schwierig und können nur durchge-
führt werden, wenn Mittel in ausreichendem 
Umfang bereitgestellt worden sind. 

3.6.2.2	 Revolvierender Bodenfonds

Kommunen können ihren Zwischenerwerb 
mit Hilfe eine Bodenfonds durchführen, 
der einen rechnerischen, zweckgebundenen 
Sonderposten115 im Haushalt darstellt.

Ziel eines revolvierenden Bodenfonds im 
Rahmen des kommunalen Zwischenerwerbs 
ist es, Grundstücke zu kaufen, zu entwickeln 
und zu verkaufen. Auch Grunderwerb im 

115	 nicht zu verwechseln mit dem Sondervermögen, 
das eigenbetriebsähnlich ist und ein Finanzierungs-
modell außerhalb des Haushaltes darstellt (vgl. 
Kapitel IV 3.6.3.1)

Rahmen der kommunalen Bodenvorratspo-
litik (z. B. auch der Kauf von Tauschflächen) 
kann durch einen Bodenfonds finanziert 
werden. Die Kosten für den Grunderwerb 
und die Baureifmachung (einschließlich Zwi-
schenfinanzierung, Planung, Vermarktung 
etc.) werden vom Fonds finanziert. Die Erlöse 
aus den Grundstücksverkäufen (bzw. aus der 
Bewirtschaftung von Grundstücken, wenn 
diese beispielsweise verpachtet werden) 
werden nicht als allgemeine Deckungsmittel 
im Haushalt verwendet, sondern fließen als 
zweckgebundene Mittel zurück in den Fonds 
um wiederum neue Grundstücke zu kaufen, 
zu entwickeln und zu verkaufen.

Haushaltsrechtlich werden die Einnahmen 
und Ausgaben bei den Grundstücksgeschäf-
ten wie normale Einnahmen und Ausgaben 
behandelt. Überschüsse fließen in die all-
gemeinen Rücklagen, sind zweckgebunden 
und werden daher ausschließlich für Grund-
erwerb und -entwicklung verwendet; Un-
terdeckungen werden dagegen im Rahmen 
des Gesamthaushaltes ausgeglichen (wobei 
intern Sonderrechnungen durchgeführt 
werden). Ein Ausgleich von Einnahmen und 
Ausgaben ist in einem Haushaltsjahr nicht 
unbedingt vorzusehen, mittelfristig sollte 
ein Bodenfonds jedoch hinsichtlich seiner 
Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen 
sein.116

Vorteil eines Bodenfonds ist, dass jederzeit 
Geldbeträge zum Ankauf und zur Entwick-
lung von Grundstücken zur Verfügung ste-
hen, da hier nicht das Prinzip der Gesamt-
deckung des Haushaltes gilt. Zu Beginn ist 
jedoch eine „Anschubfinanzierung“ durch 
die Kommune erforderlich, auch wenn diese 
bei vielen Kommunen aufgrund der Haus-
haltslage nicht einfach zu realisieren ist. 

Neben einer Anschubfinanzierung durch fi-
nanzielle Mittel ist auch die Einlage kommu-
naler Grundstücke denkbar, die zur weiteren 
Finanzierung der Baulandbereitstellung ver-
kauft werden können. Später trägt sich der 

116	 vgl. Hornberger, Lühring: Neue Organisations-
formen im kommunalen Baulandmanagement 
- Baulandentwicklung mit Hilfe kommunaler Eigen-
betriebe, Eigengesellschaften und Beteiligungsge-
sellschaften. Diplomarbeit an der Fakultät Raum-
planung der Universität Dortmund, 1999, S. 42

Bei einer Finanzierung 
innerhalb des Haushal­
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Bodenfonds im besten Fall selbst oder kann 
ggf. sogar Gewinne erwirtschaften. Hierzu ist 
jedoch mindestens eine kostendeckende Bau-
landbereitstellung durch Abschöpfung eines 
ausreichenden Teils der planungsbedingten 
Wertsteigerung erforderlich.117 Entscheidend 
für die Wirtschaftlichkeit sind neben der 
Höhe der An- und Verkaufspreise auch die 
Kosten für Erschließungs-, Ausgleichs- und 
Infrastrukturmaßnahmen (einschließlich der 
Flächenverluste für öffentliche Flächen) so-
wie die Zwischenfinanzierungskosten, die 
auch von der Entwicklungsdauer (Zeitraum 
vom Ankauf bis zum Verkauf) sowie von der 
Höhe des Zinssatzes abhängen.

Um die Finanzierung eines Bodenfonds ge-
währleisten zu können, sollte die Kommu-
ne die Möglichkeiten nutzen, die Kosten 
der Baulandbereitstellung gering zu halten, 
beispielsweise durch Zahlungs- und Verfü-
gungsmodelle118, die zur Senkung der Zwi-
schenfinanzierungskosten beitragen oder 
Alternativen zum Kauf von Flächen aufzei-
gen.

3.6.3	 Finanzierung des Flächen­
erwerbs außerhalb des 
Haushaltes

3.6.3.1	 Eigenbetrieb

Nach der Definition der Gemeindeordnung 
des Landes Nordrhein-Westfalen sind Ei-
genbetriebe gemeindliche wirtschaftliche 
Unternehmen ohne Rechtspersönlichkeit, 
die nach den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung und der Betriebssatzung geführt 
werden (§ 114 Abs. 1 GO NW).

Der Eigenbetrieb ist ein rechtlich unselbstän-
diges Unternehmen der Kommune und wird 
als Sondervermögen außerhalb des kommu-
nalen Haushaltes geführt und unterliegt da-
her nicht den strengen haushaltsrechtlichen 
Bindungen.119 Der Eigenbetrieb gehört je-

117	 Eine solche Kostendeckung kann durch eine wirt-
schaftlich orientierte Ermittlung der An- und 
Verkaufspreise im Rahmen einer städtebaulichen 
Kalkulation für die Grundstücke erreicht werden 
(vgl. hierzu insbesondere Kapitel IV 3.6.5).

118	 siehe hierzu Kapitel IV 3.6.5
119	 vgl. Hornberger, Lühring: a. a. O., S. 60

doch zu 100 % der Kommune; Beteiligungen 
Dritter sind ausgeschlossen.

Die Gründung eines Eigenbetriebes und die 
Betriebssatzung sind vom Rat der Kommu-
ne zu beschließen. Der Eigenbetrieb ist mit 
einem angemessenen Stammkapital auszu-
statten (die Höhe wird in der Betriebssat-
zung festgelegt).

Die Grundlagen für den Eigenbetrieb bilden 
die Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung, der Gemeindeverordnung, der Haupt-
satzung und der Betriebssatzung. Organe 
sind die Werkleitung, der Werkausschuss, der 
Rat und der Bürgermeister. Die laufende Ge-
schäftsführung unterliegt grundsätzlich der 
Werkleitung (soweit durch gesetzliche bzw. 
satzungsrechtliche Bestimmungen nichts 
anderes bestimmt ist). Der Rat der Kommune 
hat immer über den Wirtschaftsplan, Darle-
hensaufnahmen und Festsetzung von Ent-
gelten zu entscheiden.120 Der Einfluss des Ra-
tes auf die Tätigkeit des kommunalen Eigen-
betriebes ist daher jederzeit gegeben, auch 
wenn gem. § 114 Abs. 2 Satz 2 GO NW die 
Zuständigkeiten des Rates soweit wie mög-
lich dem Werksausschuss zu übertragen sind.

Der kommunale Eigenbetrieb stellt als Son-
dervermögen zwar einen unselbständigen 
Vermögens- und Verwaltungsteil der Kom-
mune dar, ist jedoch rechtlich in vollem Um-
fang in die Kommune eingebunden; sämtli-
che vom Eigenbetrieb getätigten Geschäfte 
verpflichten und berechtigen die Trägerkom-
mune.121

Der Eigenbetrieb wird einerseits nach kauf-
männischen Gesichtspunkten geführt, hat 
aber dennoch eine enge Bindung zur Ver-
waltung und zum Rat. Er kann daher als 
„Mittelweg“ zwischen der unmittelbaren 
Kommunalverwaltung und den selbständig 
rechtsfähigen Unternehmen einer Kommune 
eingestuft werden.122

120	 vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden 
Wohnbaulandbereitstellung. a. a. O., S. 80

121	 vgl. Zeiss: Eigenbetriebe. In: Püttner: Handbuch der 
kommunalen Wissenschaft und Praxis. Band 5 - 
Kommunale Wissenschaft, Berlin, 1984, S. 153 f.

122	 vgl. Hornberger, Lühring: a. a. O., S. 61 (mit weite-
ren Literaturfundstellen)

	Textbaustein F2 
auf S. 129

	Textbaustein F3 
auf S. 129

	Textbaustein F4 
auf S. 129

Der Eigenbetrieb dient 
zur Finanzierung des 
Zwischenerwerbs au­
ßerhalb des kommuna­
len Haushaltes.

	Vertragsmuster 13 
auf S. 179
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In der Eigenbetriebsverordnung ist geregelt, 
welche Berichte vom Eigenbetrieb zu erstel-
len sind: 

•	 Wirtschaftsplan mit Erfolgsplan, Vermö-
gensplan und Stellenübersicht

•	 Zwischenberichte über die Entwicklung 
der Erträge und Aufwendungen sowie die 
Abwicklung des Vermögensplanes

•	 Jahresabschluss, Lagebericht (Erläuterun-
gen zur wirtschaftlichen Entwicklung) 
und Erfolgsübersicht

Die Eigenbetriebsverordnung regelt den 
selbständigen Verantwortungsbereich des 
Werksleiters (z. B. Liegenschaftsangelegen-
heiten bis zu einem bestimmten Wert, Auf-
tragsvergabe bis zu einer bestimmten Höhe 
etc.) sowie auch die Zuständigkeiten in Be-
zug auf Personalangelegenheiten (Einstel-
lung, Höhergruppierung, Entlassung – ggf. 
beschränkt auf bestimmte Vergütungsgrup-
pen) und die Kassenführung.

An der Entscheidungsfindung sind mit 
Werksleitung, Werksausschuss und Rat eine 
Reihe von Organen beteiligt, die sich negativ 
auf die Effizienz der Arbeit des Eigenbetrie-
bes auswirken können. Nicht alle Entschei-
dungen können unkompliziert getroffen 
werden, bei bestimmten Entscheidungen ist 
ein Ratsbeschluss erforderlich. Dennoch gibt 
es einige Vorteile des kommunalen Eigenbe-
triebes gegenüber der Finanzierung der Bau-
landentwicklung innerhalb des Haushaltes. 

Die wesentlichen Vorteile des Eigenbetriebes 
gegenüber einer Finanzierung des kommu-
nalen Zwischenerwerbs innerhalb des Haus-
haltes liegen in der größeren Flexibilität beim 
Grundstückskauf und bei der Beauftragung 
von Gutachten (innerhalb festgelegter Gren-
zen ist keine Ratsentscheidung erforderlich).

Ein Eigenbetrieb hat durch seine „Nähe zur 
Kommune“ eine größere Vertrauensbasis von 
Seiten der Grundstückseigentümer als dies 
beispielsweise bei einer Gesellschaft (GmbH 
oder AG) der Fall ist, denn der Eigenbetrieb 
handelt als Kommune (im Kaufvertrag steht 
beispielsweise die Kommune als Käufer).

Entscheidend für die Steuerpflicht eines 
kommunalen Eigenbetriebes ist zunächst, 

ob die wirtschaftliche Tätigkeit oder die 
öffentlich-rechtliche Aufgabenerfüllung im 
Vordergrund steht. Handelt es sich um einen 
Betrieb gewerblicher Art und nicht um einen 
Hoheitsbetrieb, so unterliegt er der Steuer-
pflicht (Körperschaftssteuer, Umsatzsteuer, 
ggf. auch Gewerbesteuer).

Kommunale Eigenbetriebe im Bereich des 
kommunalen Bodenmanagements nehmen 
hoheitliche Aufgaben wahr und unterliegen 
deshalb nicht der Besteuerung durch Kör-
perschafts-, Gewerbe- und Umsatzsteuer, 
soweit im Rahmen der kommunalen Bau-
landpolitik sie Grundstücke kaufen und ver-
kaufen.123

Bei der Übertragung von Grundstücken von 
der Kommune auf den Eigenbetrieb findet 
kein Rechtsträgerwechsel statt, so dass die-
ser Vorgang nicht grunderwerbsteuerpflich-
tig ist.

Die Unabhängig des Eigenbetriebs vom 
kommunalen Haushalt wird durch die Ein-
führung der Doppelten Haushaltsführung 
in den Kommunen („Doppik“) ein Stückweit 
aufgehoben, vgl. dazu Kap. V 1.3.

Neben kommunalen Eigenbetrieben gibt es 
auch eigenbetriebsähnliche Einrichtungen 
als Organisationsform für nichtwirtschaftli-
che Einrichtungen. Diese eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtungen stellen (wie die Eigen-
betriebe) ein Sondervermögen der Kommune 
dar und unterliegen deshalb ebenfalls nicht 
den haushaltsrechtlichen Regelungen der 
GO NW, die allgemeinen Grundsätze der 
Haushaltswirtschaft, der Finanzplanung und 
der Vermögensverwaltung (§§ 75, 76, 83-87, 
89 und 90 GO NW) sind jedoch sinngemäß 
anzuwenden. Gem. § 95 Abs. 2 sind Sonder-
vermögen im Haushalt der Kommune geson-
dert nachzuweisen.

3.6.3.2	 Eigengesellschaft

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH) ist eine Kapitalgesellschaft, die im 

123	 Grundsätzliches zur Steuerpflicht von Eigenbe-
trieben vgl. Oberfinanzdirektion Münster (Hrsg.): 
Besteuerung der juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts – Arbeitshilfe, Münster 2013, S. 43
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Gegensatz zu einer Personengesellschaft 
dadurch gekennzeichnet ist, dass die Mit-
gliedschaft auf eine reine Kapitalbeteiligung 
und nicht auf eine persönliche Mitarbeit der 
Gesellschafter zugeschnitten ist.124 Die Ge-
sellschafter haften daher nicht persönlich 
für die Verbindlichkeiten der GmbH, sondern 
es haftet die GmbH als juristische Person al-
lein.125 Die Haftung ist daher auf das Gesell-
schaftsvermögen beschränkt.

Eine Gesellschaft kann durch eine oder meh-
rere Personen gegründet werden, d. h. die 
Kommune kann alleiniger Gesellschafter 
sein, es können sich aber auch private Dritte 
beteiligen (sog. Beteiligungsgesellschaft).

Die Gesellschaft ist vollständig aus der Ver-
waltungsstruktur herausgelöst; sie unter-
liegt in sich nur den privatrechtlichen Be-
stimmungen (GmbH-Gesetz, Gesellschafts-
vertrag).

Der Gesellschaftsvertrag ist die Grundlage 
für die Zuständigkeitsregelungen innerhalb 
der Gesellschaft. Die notwendigen Orga-
ne einer Gesellschaft sind neben dem Ge-
schäftsführer auch die Gesellschafterver-
sammlung (Gesamtheit aller Gesellschafter). 
Ob ein Aufsichtsrat erforderlich ist, hängt 
von der Zahl der Beschäftigten ab.

Dem Geschäftsführer (es können auch meh-
rere sein) kommt als gesetzlicher Vertreter 
der GmbH eine besondere Bedeutung zu. Er 
übernimmt die laufenden Geschäfte und or-
ganisiert die Verwaltung der Gesellschaft.

Das Finanzwesen der Gesellschaft ist auto-
nom (unabhängig vom kommunalen Haus-
halt). Haushaltsrechtlichen Bindungen un-
terliegt die GmbH daher nicht (außer, die 
Kommune übernimmt Bürgschaften). 

Inwieweit die Geschäftsführung bei Verga-
beentscheidungen autonom handeln kann, 
wird im Gesellschaftsvertrag mit bestimm-
ten Wertgrenzen festgelegt. Die für das 
Unternehmen wesentlichen Entscheidun-
gen werden vom Rat auf die Gesellschafter-

124	 vgl. Creifelds: Rechtswörterbuch. 22. Auflage, 
München 2017

125	 vgl. Creifelds, a. a. O.

versammlung (ggf. auch den Aufsichtsrat) 
übertragen. Entscheidungen werden daher 
von einem kleineren Kreis als dem Rat ge-
troffen. Eine intensivere Auseinandersetzung 
mit den wirtschaftlichen Fragestellungen ist 
möglich. Die Effizienz des Unternehmens, 
bezüglich sachlicher und zügiger Entschei-
dungsfindung scheint dadurch gesichert. Bei 
einer rein städtischen Gesellschaft kann die 
Kommune dennoch weiterhin entsprechen-
den Einfluss ausüben. Durch die personelle 
Ausstattung des Aufsichtsrates und durch 
die Wahl der kommunalen Vertreter in die 
Gesellschafterversammlung durch den Rat, 
kann der politische Einfluss sichergestellt 
werden. Der Aufsichtsrat muss sich allerdings 
betriebskonform verhalten. Im Zweifelsfall 
hat eine Entscheidung aufgrund von be-
triebswirtschaftlichen Zwängen daher Vor-
rang vor politischen Erfordernissen.126

Die wesentlichen Vorteile der Durchführung 
des Zwischenerwerbs durch eine kommunale 
Gesellschaft gegenüber der Finanzierung in-
nerhalb des Haushaltes entsprechen im We-
sentlichen den Vorteilen, die auch bei einem 
Eigenbetrieb gegeben sind.127 Im Gegensatz 
zum Eigenbetrieb ist eine Eigengesellschaft 
aber vollständig aus der Verwaltungsstruktur 
herausgelöst und weist dadurch einen höhe-
ren Grad der Selbständigkeit auf.128

Eine GmbH ist unbeschränkt steuerpflichtig. 
Dies gilt nicht nur für wirtschaftliche, son-
dern auch für hoheitliche Tätigkeiten einer 
GmbH. Die Steuerpflicht erstreckt sich auf 
die Körperschaftssteuer,129 die Gewerbesteu-
er130 (unabhängig davon, ob eine Gewinner-
zielungsabsicht besteht oder nicht) und die 
Umsatzsteuer.

Bei der Übertragung von Grundstücken von 
der Kommune in eine GmbH handelt es sich 
aufgrund des Rechtsträgerwechsels um ei-
nen grunderwerbsteuerpflichtigen Vorgang.

126	 vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden 
Wohnbaulandbereistellung. a. a. O., S. 85

127	 vgl. Kapitel IV 3.6.3.2
128	 vgl. auch die Gegenüberstellung in Tab. 12
129	 § 1 Abs. 1 Nr. 1 Körperschaftsteuergesetz
130	 § 2 Abs. 2 Gewerbesteuergesetz

Die Eigengesellschaft 
dient zur Finanzierung 
des Zwischenerwerbs 
außerhalb des kommu­
nalen Haushaltes.

	Vertragsmuster 14 
auf S. 184
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3.6.3.3	 Private Gesellschaft mit Beteili­
gung der Kommune

Zu den Gesellschaften, an denen die Kom-
mune (mehrheitlich) beteiligt sein kann, ge-
hört neben der Gesellschaft (GmbH) auch die 
Kommanditgesellschaft (KG) und die GmbH 
& Co KG.

Die wesentlichen Merkmale der GmbH wur-
den im Rahmen des Kapitels zur Eigengesell-
schaft131 bereits erläutert. Diese gelten im 
Grundsatz ebenso, wenn es sich um eine pri-
vate Gesellschaft mit Beteiligung der Kom-
mune handelt. Die Kommune sollte dann 
allerdings darauf achten, dass sie ihre Ein-
fluss- und Steuerungsmöglichkeiten  durch 
eine entsprechende Anteils- und Stimmen-
mehrheit wahren kann.

Die folgenden Erläuterungen beziehen sich 
zwar auf private Gesellschaften mit kommu-
naler Beteiligung, es kann sich aber ebenso 
um reine kommunale Gesellschaften han-
deln. Eine Beteiligung privater Dritter an 
einer solchen Gesellschaft ist nicht erforder-
lich.

Eine Kommanditgesellschaft (KG) ist eine 
handelsrechtliche Personengesellschaft132, 
bei der neben der Gesellschaft mindestens 
ein Gesellschafter zusätzlich unbegrenzt mit 
seinem gesamten Privatvermögen haftet. 
Die Haftung der übrigen Gesellschafter ist 
auf einen bestimmten Betrag begrenzt, die 
Einlage in die Gesellschaft.

Die unbeschränkt haftenden Gesellschafter 
einer KG sind die Komplementäre, die be-
schränkt haftenden sind die Kommanditi-
sten. Jede KG muss mindestens einen Kom-
plementär und einen Kommanditisten haben. 
Der Komplementär kann auch eine juristi-
sche Person, beispielsweise eine Gesellschaft 
sein133 (vgl. hierzu unten die GmbH & Co KG).

Die Organe der KG sind die Geschäftsführung 
und die Gesellschafterversammlung. Die Ge-
schäftsführung wird vom Komplementär 

131	 siehe hierzu das vorangehende Kapitel IV 3.6.3.2
132	 im Unterschied zur GmbH, die eine Kapitalgesell-

schaft ist (vgl. Kapitel IV 3.6.3.2)
133	 vgl. Creifelds, a. a. O.

wahrgenommen, während Kommanditisten 
grundsätzlich von der Geschäftsführung 
ausgeschlossen sind. Sie sind am Gewinn 
prozentual zu ihrer Einlage und am Verlust 
maximal in Höhe ihrer Einlage beteiligt.

Für das Rechnungs-, Personal-, Finanz- und 
Vergabewesen gelten im Wesentlichen die 
gleichen Grundsätze wie für eine GmbH.

Die Beteiligung einer Kommune an einer 
KG ist nur möglich, wenn sichergestellt ist, 
dass ihre Haftung beschränkt ist, sie keine 
Komplementärin ist. Diese Beschränkung 
ergibt sich aus der Gemeindeordnung, wo-
nach eine Kommune nur Unternehmen und 
Einrichtungen in einer Rechtsform des pri-
vaten Rechts gründen und sich daran betei-
ligen darf, wenn die Haftung der Kommune 
beschränkt ist (§ 108 Abs. 1 Nr. 3 GO NW). 
Daher kommt für die Kommune selbst nur 
die Beteiligung an einer KG als Kommandi-
tistin in Frage. 

Auf der anderen Seite muss die Kommune 
aber auch darauf achten, dass sie als Kom-
manditistin Einfluss auf die Geschäfte der 
Gesellschaft ausübt (hierzu ist sie gem. § 108 
Abs. 1 Nr. 6 GO NW verpflichtet, wonach die 
Kommune Unternehmen und Einrichtungen 
in einer Rechtsform des privaten Rechts nur 
gründen oder sich daran beteiligen darf, 
wenn sie einen angemessenen Einfluss, ins-
besondere in einem Überwachungsorgan, 
erhält und dieser durch Gesellschaftsvertrag, 
Satzung oder in anderer Weise gesichert 
wird).

Eine Möglichkeit, diese Beschränkung zu 
„umgehen“ ist die Gründung einer GmbH & 
Co KG, wobei der einzige persönlich haften-
de Gesellschafter eine GmbH ist, die wieder-
um kapitalmäßig gering ausgestattet ist, so 
dass die Haftung der GmbH & Co KG insge-
samt begrenzt ist.

Da die Komplementär-GmbH ein rechtlich 
selbständiges Gebilde ist, können die glei-
chen Personen sowohl Gesellschafter der 
Komplementär-GmbH als auch Kommanditi-
sten der GmbH & Co KG sein. Eine Personen- 
und Beteiligungsgleichheit ist zwar nicht 
notwendig, hat jedoch in der Praxis eine gro-
ße Bedeutung, da die Geschäfte der GmbH & 

Die Kommanditgesell­
schaft und die GmbH & 
Co KG gehören zu den 
Gesellschaften, an de­
nen die Kommune sich 
beteiligen kann.

	Textbaustein F5 
auf S. 129

	Vertragsmuster 15 
auf S. 188
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Co KG durch die Komplementär-GmbH (also 
den persönlich haftenden Gesellschafter) 
geführt werden. Wenn der Kommanditist der 
GmbH & Co KG nicht gleichzeitig auch Ge-
sellschafter der GmbH ist, hat keinen Einfluss 
auf die Geschäfte und kein Mitspracherecht 
bei internen Entscheidungen.134 Hier ist wie-
derum die gem. § 108 Abs. 1 Nr. 6 GO NW er-
forderliche Einflussnahme der Kommune auf 
die Geschäfte der Gesellschaft zu beachten.

Wenn die Kommune Kommanditistin und 
gleichzeitig einziger Gesellschafter der 
Komplementär-GmbH ist, ergeben sich kei-
ne wesentlichen Unterschiede zur GmbH. 
Es handelt sich in diesem Fall nicht um 
eine Beteiligungsgesellschaft, sondern um 
eine Eigengesellschaft. Die Kommune kann 
dann ihre Rechtsstellung gegenüber den 
Geschäftsführern der Komplementär-GmbH 
durch ihre Rechte als Gesellschafterin der 
GmbH wahren. Aufgrund des großen Spiel-
raums bei der Gestaltung vertraglicher Be-
ziehungen zwischen den Gesellschaftern ei-
ner GmbH & Co KG ist es möglich, dieselben 
Beziehungen, Leitungs-, Vertretungs- und 
Kontrollfunktionen herzustellen wie in ei-
ner GmbH, so dass insoweit bei der Wahl der 
Rechtsform kein entscheidungserheblicher 
Unterschied besteht.135 

Ein Unterschied zur GmbH besteht darin, 
dass die GmbH & Co KG keine Kapital-, son-
dern eine Personengesellschaft ist. Anders als 
bei einer Kapitalgesellschaft gibt es bei ei-
ner Personengesellschaft nicht das Problem 
der verdeckten Gewinnausschüttung. Nimmt 
eine GmbH demnach Handlungen außerhalb 
ihres typischen Betätigungsfeldes vor, kön-
nen die Aufwendungen hierfür nicht vom zu 
versteuernden Gewinn abgezogen werden. 
Finanziert beispielsweise eine GmbH, die 
sich typischerweise mit Grundstücksan- und 
-verkäufen beschäftigt, den Bau eines Kin-
dergartens, so schrumpft ihr Gewinn aus den 
Grundstücksverkäufen aufgrund die hier-
durch entstehenden Kosten. Ohne den Bau 
des Kindergartens wäre der Gewinn höher 
ausgefallen, es hätten mehr Steuern gezahlt 
werden müssen. Dieses Problem der verdeck-

134	 vgl. Hornberger, Lühring: a. a. O., S. 83
135	 vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden 

Wohnbaulandbereitstellung. a. a. O., S. 94

ten Gewinnausschüttung gibt es bei einer 
GmbH & Co KG nicht.

Die Gründung einer GmbH & Co KG ist aller-
dings aufwendig, da zuerst eine GmbH ge-
gründet werden muss, so dass diese Rechts-
form in der Praxis kaum Anwendung findet. 
Die Kommune sollte sorgfältig abwägen, ob 
sich der Aufwand hierfür lohnt.

Eine GmbH & Co KG ist – wie eine GmbH – 
uneingeschränkt steuerpflichtig. Als Perso-
nengesellschaft unterliegt die GmbH & Co 
KG (anders als die GmbH als Kapitalgesell-
schaft) allerdings nicht der Körperschaft-
steuer, da das Einkommen bei den jeweiligen 
Gesellschaften der Einkommensteuerpflicht 
unterworfen ist.136

Bei der Übertragung von Grundstücken von 
der Kommune auf die Gesellschaft entsteht 
keine Grunderwerbsteuerpflicht, wenn es 
sich um eine kommunale Eigengesellschaft 
handelt. Die Grunderwerbsteuer wird in 
Höhe des Anteils nicht erhoben, zu dem der 
Veräußerer am Vermögen der GmbH & Co KG 

136	 § 15 Abs. 1 Nr. 2 Einkommensteuergesetz

Eigenbetrieb Eigengesellschaft / Private Gesellschaft mit 
Beteiligung der Kommune

öffentlich-rechtliche Organisationsform (Son-
dervermögen des kommunalen Haushaltes)

privatrechtliche Organisationsform

Rechtsaufsicht durch die Kommunalbehörde keine Rechtsaufsicht durch die Kommunalbe-
hörde

weitestgehende haushaltsrechtliche Unab-
hängigkeit, Kreditaufnahme außerhalb des 
kommunalen Haushaltes (zu Kommunalkredit-
konditionen)

weitestgehende haushaltsrechtliche Unab-
hängigkeit, Kreditaufnahme außerhalb des 
kommunalen Haushaltes (zu Kommunalkredit-
konditionen)

enge Bindung an die Verwaltung
•	 rechtliche Einbindung in die Kommunalver-

waltung
•	 hoher Einfluss des Rates (Werksausschuss 

besteht aus Mitgliedern des Rates)

keine Bindung an die Verwaltung, Selbstän-
digkeit

begrenzte Entscheidungskompetenz (be-
stimmte Entscheidungen verbleiben beim 
Rat)	

geringfügige Begrenzung der Entscheidungs-
kompetenz	

keine Steuerpflicht (Körperschafts-, Gewerbe- 
und Umsatzsteuer)

uneingeschränkte Steuerpflicht (bei der GmbH 
& Co KG Einkommensteuer statt Körperschaft-
steuer)

keine Grunderwerbsteuerpflicht bei Übertra-
gung von Grundstücken von der Kommune auf 
den Eigenbetrieb

Grunderwerbsteuerpflicht bei Übertragung von 
Grundstücken von der Kommune auf die Ge-
sellschaft bei der GmbH, keine Grunderwerbs-
teuerpflicht bei Übertragung von Grundstücken 
von der Kommune auf die Gesellschaft bei der 
GmbH & Co KG (wenn es sich um eine Eigenge-
sellschaft der Kommune handelt)

Tab. 12:	 Gegenüberstellung der 
Wege bei der Finanzie-
rung des Zwischener-
werbs außerhalb des 
Haushaltes

	Textbaustein F6 
auf S. 130
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beteiligt ist137 (bei einer kommunalen Eigen-
gesellschaft also zu 100 %).

Tab. 12 zeigt die Möglichkeiten der Finan-
zierung des Zwischenerwerbs außerhalb des 
Haushaltes und ihre wesentlichen Merkmale 
in einer Gegenüberstellung.138

3.6.4	 Städtebauliche Kalkulation

3.6.4.1	 Zur Notwendigkeit städtebauli­
cher Kalkulation

Städtebauliche Kalkulationen stellen die 
Ausgaben und die Einnahmen gegenüber 
und zeigen, ob die Baulandentwicklung bzw. 
die einzelnen Maßnahmen im Rahmen der 
Baulandentwicklung wirtschaftlich sind, 
d. h. ob eine Finanzierung der Ausgaben al-
leine durch die Einnahmen gedeckt ist, oder 
ob Planungs- und Handlungsalternativen 
entwickelt werden müssen, wenn die Kom-
mune nicht finanzielle Mittel „zuschießen“ 
will. Insgesamt kann die Baulandentwick-
lung wirtschaftlich optimiert und Investitio-
nen der öffentlichen Hand besser koordiniert 
werden.

Die Kommune hat durch eine Kalkulation der 
Kosten die Möglichkeit, die Ankaufspreise 
für die Grundstücke (ebenso wie die Ver-
kaufspreise) zu ermitteln und kann einschät-
zen, wie groß der Verhandlungsspielraum im 
Einzelnen ist und wie viele Zugeständnisse 
sie den Eigentümern machen kann. Die Kom-
mune weiß, wie viel sie für die Grundstücke 
bezahlen kann, um eine Wirtschaftlichkeit 
der Planung zu gewährleisten bzw. wie viel 
sie für die Baugrundstücke verlangen muss, 
um kostendeckend arbeiten zu können. Sie 
weiß auch, wo die Grenzen der finanziellen 
Belastung für die Eigentümer liegen. 

Eine transparente Vorgehensweise in Bezug 
auf die Kosten und die Einnahmen sowie die 

137	 vgl. § 5 Abs. 2 Grunderwerbsteuergesetz zum 
Übergang von Grundstücken von einem Alleinei-
gentümer auf eine Gesamthand (Gemeinschaft zur 
gesamten Hand)

138	 Die Eigengesellschaft und die private Gesellschaft 
mit Beteiligung der Kommune werden hierbei 
zusammengefasst, da hier keine wesentlichen 
Unterschiede bestehen.

hiermit verbundenen Gewinne bzw. Verlu-
ste trägt außerdem dazu bei, die Akzeptanz 
und die Mitwirkungsbereitschaft der Grund-
stückseigentümer insgesamt zu erhöhen.

Städtebauliche Kalkulationen ersetzen keine 
gesamtwirtschaftliche Betrachtungsweise 
des Baulandbereitstellungsprozesses für das 
gesamte Gemeindegebiet. Die Erreichung 
kommunalpolitischer Zielsetzungen kann 
mit der städtebaulichen Kalkulation nicht 
geprüft werden, allerdings helfen Kalkula-
tionen, eine ökonomisch fundierte Entschei-
dung im Hinblick auf die Baulandbereitstel-
lung zu treffen.

Eine städtebauliche Kalkulation sollte bereits 
zu Beginn der Planungsphase durchgeführt 
werden, um möglichst frühzeitig über die 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte der jeweili-
gen Planung Aufschluss zu erhalten und bei 
Bedarf Steuerungsmaßnahmen ergreifen zu 
können.

Im Prinzip gibt es aus kommunaler Sicht 
drei verschiedene Typen der städtebaulichen 
Kalkulation:139

•	 Dynamische Investitionsrechnung: Es 
handelt sich um Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen bei bekannten An- und Ver-
kaufspreisen (Gewinn / Verlust und Ab-
lauf des Projektes) in Anlehnung an die 
Kosten- und Finanzierungsübersichten 
i. S. d. § 171 Abs. 2 BauGB. Sie erlauben 
die richtige Erfassung von Zwischenfinan-
zierungskosten.

•	 Residuale Bodenwertermittlung: Hier-
bei wird der unter Berücksichtigung der 
Wirtschaftlichkeit eines Projektes noch 
„tragfähige“ Ankaufspreis bei bekannten 
Erlösen und Kosten bestimmt. Dieser Weg 
hat ist allem bei der Wertermittlung von 
unbebauten Flächen (werdendes Bauland) 
von Bedeutung. Hierzu gehört auch das 
Kalkulationsverfahren.

139	 vgl. Dransfeld, E.: Städtebauliche Kalkulation als 
Grundlage kommunalen Flächenmanagements. In: 
Finanzwirtschaft, Heft 1/1999, S. 1-6 und Drans-
feld, E.: Wirtschaftliche Baulandbereitstellung 
– Städtebauliche Kalkulation. VHW-Verlag, Bonn 
2003

Städtebauliche Kal­
kulationen dienen der 
Wirtschaftlichkeitsprü­
fung der Planung.

	Textbaustein F7 
auf S. 130

	Textbaustein F8 
auf S. 130

	Textbaustein F9 
auf S. 130
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•	 Kostenorientierter Verkaufspreis: Bei 
bekannten Kosten der Baugebietsent-
wicklung (auch der Ankaufspreise) wird 
durch Addition ein kostendeckender Ver-
kaufspreis ermittelt. Diese wohl einfach-
ste städtebauliche Kalkulationsmethode 
bedarf im Folgenden keiner weiteren Er-
läuterung.

3.6.4.2	 Typen städtebaulicher Kalkula­
tion

3.6.4.2.1	Dynamische Investitionsrech-
nung

Wirtschaftlichkeitsberechnungen wie sie 
bei einer dynamischen Investitionsrechnung 
durchgeführt werden, verdeutlichen die vor-
aussichtliche Entwicklung der Ausgaben und 
Einnahmen der Baulandbereitstellung in ei-
nem Plangebiet. Die Ausgaben und Einnah-
men werden dabei für unterschiedliche Zeit-
räume geschätzt: Planung, Erschließung und 
Vermarktung. Aus der Gegenüberstellung 
von Ausgaben und Einnahmen sowie den 
entsprechenden Zwischenfinanzierungsko-
sten, die sich in Abhängigkeit davon erge-
ben, ob der Saldo (Einnahmen minus Ausga-
ben) positiv oder negativ ist, ergibt sich die 
finanzielle Belastung der Kommune für die 
einzelnen Zeitabschnitte und die Gesamtbe-
lastung nach dem Abschluss der Maßnahme.

Die Kosten- und Finanzierungsübersichten, 
die im Rahmen von städtebaulichen Ent-
wicklungsmaßnahmen gem. § 165 ff. BauGB 
zur Anwendung kommen, haben eine Vor-
bildfunktion für die dynamische Investiti-
onsrechnung.

Die Kalkulation erstreckt sich über den ge-
samten Zeitraum von der Planung bis zur 
Vermarktung. Durch diesen, wenn auch mit 
einem vergleichsweise hohen Aufwand ver-
bundene Vorgehensweise, kann genau ge-
prüft werden, wann welche Kosten anfallen 
und wie diese sich auf die Wirtschaftlichkeit 
der Planung insgesamt auswirken. Die dy-
namische Investitionsrechnung zeigt, dass 
relativ kleine Veränderungen des städte-
baulichen Konzeptes zu einer Verbesserung 
der Finanzierbarkeit der Maßnahme führen 
können.

Folgende Anforderungen sind an eine dyna-
mische Investitionsrechnung zu stellen:140

•	 Inhalt und Exaktheit: Zu Beginn einer 
Baulandentwicklung können keine ab-
schließenden Aussagen gemacht werden; 
die Angaben über Einnahmen und Kosten 
sind daher mit entsprechenden Ungenau-
igkeiten verbunden. Wichtig ist die voll-
ständige Berücksichtigung aller Einnah-
men- und Kostengruppen.

•	 Zeithorizont: Zur Erfassung ist der ge-
samte Zeitraum der Baulandentwicklung 
(von der Planung über die Erschließung 
bis hin zur vollständigen Vermarktung). 
Bei einer dynamischen Investitionsrech-
nung geht es nicht um die statische Aufli-
stung der Einnahmen und Ausgaben, son-
dern um deren zeitliche Abfolge. Diese ist 
entscheidend für das Ergebnis. Der zeit-
liche Ablauf der Planung muss daher in 
Planungs- und Bauabschnitte unterteilt 
werden. Bei den Kosten kann eine jährli-
che Preisdynamik berücksichtigt werden. 
Allerdings entstehen bei der Prognose 
nicht unerhebliche Probleme. Insgesamt 
ist es einfacher davon auszugehen, dass 
auch die Einnahmen vergleichbar den 
Ausgaben steigen, so dass sich der infla-
tionsbedingte Einfluss auf die Gesamt-
finanzierung der Maßnahme insgesamt 
aufhebt.

Die Ausgaben und Einnahmen werden bei 
der dynamischen Investitionsrechnung ent-
sprechenden Zeitabschnitten zugeordnet, 
d. h. es ist zu überlegen:

•	 Wie lang ist der Realisierungshorizont der 
Planung (bis zum Verkauf aller Baugrund-
stücke)?

•	 In welchen Bauabschnitten soll die Pla-
nung ggf. realisiert werden?141

•	 In welchem Bauabschnitt / Jahr sind die 
Maßnahmen für Vorbereitung, Planver-
fahren, Grunderwerb, Erschließung, Aus-
gleichsmaßnahmen, soziale Infrastruktur, 
Privatisierung/Vermarktung etc. erforder-

140	 vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden 
Wohnbaulandbereitstellung. a. a. O., S. 30

141	 Bei kleineren Plangebieten kann ggf. von einer 
Realisierung in Bauabschnitten abgesehen werden.

Die dynamische Investi­
tionsrechnung verdeut­
licht die Einnahmen 
und Ausgaben bei der 
Baulandentwicklung 
über den gesamten 
Planungszeitraum.

Vorbild für die dynami­
sche Investitionsrech­
nung ist die Kosten- 
und Finanzierungsüber­
sicht im Rahmen von 
städtebaulichen Ent­
wicklungsmaßnahmen.
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lich und welche Kosten sind hierfür zu 
kalkulieren?142

•	 In welchem Jahr können welche Einnah-
men (z. B. Verkauf von Grundstücken, 
Erschließungsbeiträge, Fördermittel) ver-
bucht werden?

Die zusammengestellten Ausgaben und Ein-
nahmen werden jährlich saldiert. Zum er-
rechneten Saldo ist noch der Überschuss 
bzw. Unterschuss des Vorjahres zu addieren. 
Ist der Saldo im jeweiligen Jahr negativ, ent-
steht also ein Unterschuss, so müssen Kredite 
aufgenommen und verzinst werden, entsteht 
ein Überschuss so ist auch dieser zu verzin-
sen. Sowohl negative als auch positive Erträ-
ge werden also verzinst.

Aus dieser Vorkalkulation143 ist ersichtlich, 
welcher Überschuss bzw. welcher Unter-

142	 vgl. Tab. 13 und Tab. 14
143	 vgl. Tab. 14

schuss sich in welchem Jahr ergibt und ob 
die Maßnahme über die gesamte Laufzeit 
wirtschaftlich ist, ob sich nach Abschluss ein 
positiver Saldo ergibt. 

Durch Steuerung der Einnahmen und Aus-
gaben kann einer Unwirtschaftlichkeit der 
Maßnahme entgegengesteuert werden. So 
kann versucht werden, dass die Maßnah-
menkosten möglichst spät und die Einnah-
men möglichst früh im Verlauf der Realisie-
rungsphase anfallen.

Vorteilhaft ist auch die Berechnung in ver-
schiedenen Varianten (Normalvariante, Op-
timalvariante, ggf. auch eine „Worst Case-
Variante“), so dass die Wirtschaftlichkeit 
auch unter verschiedenen Voraussetzungen 
geprüft werden kann.Tab. 13:	 Beispiel für eine Zeit- und 

Maßnahmenübersicht

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029

1. BA

Vorbereitung

Bauleitplanverfahren

Grunderwerb

Erschließung

Privatisierung

2. BA

Vorbereitung

Bauleitplanverfahren

Grunderwerb

Erschließung

Privatisierung

3. BA

Vorbereitung

Bauleitplanverfahren

Grunderwerb

Erschließung

Privatisierung

4. BA

Vorbereitung

Bauleitplanverfahren

Grunderwerb

Erschließung

Privatisierung

Anmerkung:  Die Normalvariante ist als durchgezogene Linie dargestellt, die optimierte Variante als gestrichelt.
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Die beiden Tabellen auf dieser Doppelseite 
zeigen den Aufbau einer dynamischen Inve-
stitionsrechnung am Beispiel eines Techno-
logieparks.144

3.6.4.2.2	 Residuale Bodenwertermittlung

Das Verfahren der residualen Bodenwer-
termittlung zielt darauf ab, den Wert eines 
unbebauten, baureifen Grundstücks aus dem 
Wert eines fertig bebauten Grundstücks ab-
zuleiten. Der Residualwert (das Residuum) 
errechnet sich aus dem Verkehrswert von 
baureifem Land abzüglich der Bau-, Ent-
wicklungs- und Vermarktungskosten sowie 
des Unternehmergewinns (vgl. Abb. 13145).

Die residuale Bodenwertermittlung kann 
auch für die Ermittlung des Wertes von wer-
dendem Bauland angewendet werden und 
ist daher auch im Rahmen bodenwirtschaft-
licher Kalkulationen auf kommunaler Ebene 
geeignet. Der Wert des werdenden Baulan-
des wird dann aus dem Wert für baureifes, 
erschließungsbeitragsfreies Bauland errech-

144	 vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden 
Wohnbaulandbereitstellung. a. a. O., S. 31

145	 vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden 
Wohnbaulandbereitstellung. a. a. O., S. 33

net. In die Rechnung eingestellt werden die 
im Rahmen der Baulandentwicklung entste-
henden Kosten.

Der Bodenwert ist das Residuum aus Erlösen 
(erzielbarer Preis des baureifen Landes) mi-
nus Kosten. Ermittelt wird der wirtschaftlich 
noch tragfähige Bodenwert, den die Kom-
mune als maximalen Ankaufspreis zahlen 
kann ohne finanzielle Verluste bei der Bau-
landentwicklung zu machen.

Ebenso wie der wirtschaftlich tragfähige An-
kaufspreis kann ausgehend vom (feststehen-
den) Ankaufspreis auch der (unter Berück-
sichtigung der Kosten der Baulandentwick-
lung) erforderliche Verkaufspreis berechnet 
werden.146

146	 zu den beiden Wege im Rahmen der residualen 
Bodenwertermittlung vgl. auch die Abbildung 25

Tab. 14:	 Beispiel für eine op-
timierte Variante der 
Vorkalkulation

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr Quersumme

Ausgaben

1 vorbereitende Maßnahmen 1.00 1.00 2.00

2 Grunderwerb 4.00 4.00 4.00 12.00

3 Erschließung 8.00 8.00 16.00

4 ökologischer Ausgleich 1.00 1.00 1.00 3.00

5 Summe 5.00 13.00 13.00 1.00 1.00 33.00

Einnahmen

6 Verkauf der erschlossenen Flächen 4.00 6.00 4.00 14.00

7 Ausgleichsbeiträge 1.00 1.00

8 Förderungsmittel 2.00 8.00 10.00 20.00

9 Summe 2.00 8.00 15.00 6.00 4.00 35.00

10 Saldo (Posten 9 - 5) - 3.00 -5.00 2.00 5.00 3.00 2.00

11 Übertrag Kosten (Posten 14) -3.24 -8.90 -7.45 -2.65

12 Saldo (Posten 10 + 11) -3.00 -8.24 -6.90 -2.45 0.35

13 Verzinsung 8 % -0.24 -0.66 -0.55 -0.20 0.03 -1.62

14 Überschuss / Unterdeckung (Posten 12 + 13) -3.24 -8.90 -7.45 -2.65 0.38

Abschluss der Maßnahme 0.38

Anmerkung:  Dargestellt ist hier nur der 1. Bauabschnitt.

Abb. 13:	Bodenpreis als Residu-
um aus Erlös abzüglich 
Kosten

Das Residualverfahren 
dient der Ermittlung 
des tragfähigen Preises 
für werdendes Bauland 
durch Ableitung aus 
dem Wert für baureifes 
Land.
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Bei der Ermittlung des residualen Bodenwer-
tes aus kommunaler Sicht sind folgende Ge-
sichtspunkte relevant:147

•	 Grunderwerb (einschließlich Grunder-
werbsnebenkosten)

•	 Zwischenfinanzierung (Wartezeit vom 
Ankauf bis zur Vermarktung der Grund-
stücke)

•	 Vermarktung
•	 Vorbereitung und Planung
•	 Bodenordnung und sonstige Ordnungs-

maßnahmen
•	 Entschädigungsansprüche (z. B. Gebäude, 

Aufwuchs) - soweit diese bestehen
•	 Infrastrukturkosten
•	 Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen
•	 Ausgleichsmaßnahmen i. S. d. § 1a Abs. 3 

BauGB
•	 Erschließung (einschließlich Grünflächen)
•	 Ingenieurkosten
•	 Finanzierung eines revolvierenden Boden-

fonds
•	 Sozialrabatte und sonstige Preisnachlässe 

(z. B. für ökologische Maßnahmen)

147	 vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden 
Wohnbaulandbereitstellung. a. a. O., S. 34

Die folgenden Kostenfaktoren werden in die 
Kalkulation eingestellt:148

a) Planungsphase
•	 Städtebauliche Entwürfe (durch Dritte)
•	 Bauleitplanung (durch Dritte)
•	 Ingenieurhonorar für Beratung und Pro-

jektsteuerung

b) Grunderwerb
•	 Ankauf der (Brutto-)Flächen
•	 Grunderwerbsnebenkosten (Grunder-

werbsteuer, Notar, Vermessung)

c) Erschließung
•	 Ansatz der Gesamtkosten auf Grundlage 

einer Kostenschätzung des Tiefbauamtes

d) Ökologische Ausgleichsmaßnahmen
•	 Ausführung von Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen
•	 Grunderwerb zusätzlich benötigter Flä-

chen

e) Ordnungs- und Baumaßnahmen
•	 Freilegung des Geländes
•	 Gebäudeentschädigungen
•	 Altlasten

148	 vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden 
Wohnbaulandbereitstellung. a. a. O., S. 34

Baulandkalkulation nach Einstiegspreis Baulandkalkulation nach Verkaufspreis

 Einstiegspreis je m²: 27,50 €    kalkulierter Verkaufspreis je m²: 111,00 €  Verkaufspreis je m²: 111,00 €    kalkulierter Einstiegspreis: 27,50 €

 Einstiegspreis abs.: 8.292.625,-    absoluter Verkaufspreis:  Verkaufspreis abs.: 18.700.800,-    absoluter Einstiegspreis: 8.292.377,-

 Bruttofläche in m²: 301.550    Nettofläche in m²: 168.480  Bruttofläche in m²: 301.550    Nettofläche in m²: 168.480

Einstiegspreis ohne Erschließungskosten, Ausgleichs- u. Ersatzmaßnahmen 28,- Wohnbauland 130,- €/m²  x  m² 117.940
Verkaufspreise Mischgebiet 90,- €/m²  x  m² 21.040   mittlerer Preis 111,-

Wertsicherungsklausel 0 Jahre 2,5 %  Lebenshaltungssteigerung 32,- Gewerbegebiet 50,- €/m²  x  m² 29.500

Flächenverlust für Verkehrs- und Grün- Nettofläche: 44 % 58,- Erschließungskosten absolut: 4.200.000,- €/m² 25,- 86,-
flächen, für Infrastruktureinrichtungen nur Baukosten, ohne Grunderwerb
für Ausgleichs- u. Ersatzmaßnahmen

A + E Maßnahmen absolut: 1.630.000,- €/m² 10,- 76,-
Soz. Infrastruktur z.B. Kindergarten, Grundschule absolut: 920.000,- 5 % 63,- Ausführungskosten und Grunderwerb zusätzlich benötigter Flächen

Nebenkosten für Grunderwerbssteuer absolut: 890.000,- 5 % 68,- Wartezeit bis zur Baureife 0 Jahre 6,0 %  Zins Faktor: 1,000 76,-
für Notar und Grundbucheintragung
für Vermessung und Planung Risiko in Abhängigkeit vom Stand der Bauleitplanung 0 % 76,-
für Pfandfreigaben (FNP, GEP, Aufstellungsbeschluß BPL)

Planungskosten für städtebaulichen Entwurf absolut: 900.000,- 5 % 74,- Gewinnerwartung 0 % 76,-
für Bauleitplanung, Ingenieurkosten
für Beratung und Projektsteuerung Ordnungsmaß- für Freilegung absolut: 460.000,- 2 % 74,-

nahmekosten für Gebäudeentschädigungen
Ordnungsmaß- für Freilegung absolut: 460.000,- 2 % 76,- für Altlasten
nahmekosten für Gebäudeentschädigungen etc.

für Altlasten Planungskosten für städtebaulichen Entwurf absolut: 900.000,- 5 % 68,-
für Bauleitplanung, Ingenieurkosten

Risiko in Abhängigkeit vom Stand der Bauleitplanung 0 % 76,- für Beratung und Projektsteuerung
(FNP, GEP, Aufstellungsbeschluß BPL)

Nebenkosten für Grunderwerbssteuer absolut: 890.000,- 5 % 63,-
Gewinnerwartung 0 % 76,- für Notar und Grundbucheintragung

für Vermessung
Wartezeit bis zur Baureife 0 Jahre 6,0 %  Zins Faktor: 1,000 76,-

Soz. Infrastruktur z.B. Kindergarten, Grundschule absolut: 920.000,- 5 % 58,-
Erschließungskosten absolut: 4.200.000,- €/m² 25,- 101,-
nur Baukosten, ohne Grunderwerb Flächenverlust für Verkehrs- und Grün- Nettofläche: 168.480 44 % 32,-

flächen, für Infrastruktureinrichtungen
A + E Maßnahmen absolut: 1.630.000,- €/m² 10,- 111,- für Ausgleichs- u. Ersatzmaßnahmen
Ausführungskosten, o. Grunderwerb

Wertsicherungsklausel 0 Jahre 2,5 %  Lebenshaltungssteigerung 27,-

kalkulierter Verkaufspreis: 111,00 € kalkulierter Einstiegswert: 27,50 €

18.701.280,-

168.480

Abb. 14:	Baulandkalkulationspro-
gramm der Stadt Bocholt

Mit dem Residualver­
fahren kann aus einem 
feststehenden Ankaufs­
preis unter Berücksich­
tigung der Kosten der 
Baulandentwicklung 
auch der wirtschaftli­
che Verkaufspreis er­
mittelt werden.
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f) Zwischenfinanzierung
•	 Verzinsung der Wartezeit bis zur Baureife
•	 Wertsicherungsklausel
•	 Risiko in Abhängigkeit vom Stand der 

Bauleitplanung
•	 Gewinnerwartung

g) soziale Infrastruktur
•	 Ansatz nach Erfahrungswerten

Die Kalkulation von Baulandpreisen kann mit 
Hilfe von computergestützten Baulandkal-
kulationsprogrammen durchgeführt werden. 
Hierdurch werden die Auswirkungen be-
stimmter Faktoren, wie z. B. der Infrastruk-
turkosten, transparent gemacht und tragen 
so dazu bei, dass die Grundstückseigentümer 
sehen können, welche Kosten tatsächlich mit 
der Baulandbereitstellung verbunden sind.

Abb. 14 zeigt ein Beispiel für die Berechnung 
des residualen Bodenwertes. In der linken 
Hälfte wird in der ersten Variante ausgehend 
von einem feststehenden Ankaufspreis der 
wirtschaftliche Verkaufspreis ermittelt. In 
der zweiten Variante rechts wird der für die 
Kommune noch tragbare Ankaufspreis aus 
einem feststehenden Verkaufspreis ermittelt.

Tab. 15 zeigt ein Baulandkalkulationsschema 
zur Ermittlung der Ankaufspreise, Tab. 16 die 
Kalkulation der Verkaufspreise für ein Bau-
gebiet mit verschiedenen Wohnnutzungen.

3.6.4.2.3	Kalkulationsverfahren zur Be-
stimmung des Wertes von 
werdendem Bauland (Bauerwar-
tungs- und Rohbauland)

Das Kalkulationsverfahren zur Bestimmung 
des (Verkehrs-) Wertes von werdendem Bau-
land (oder auch Kostenverfahren) funktio-
niert nach einem ähnlichen Prinzip wie die 
residuale Bodenwertermittlung. Es steht bei 
der Verkehrswertermittlung im Mittelpunkt, 
wenn der Wert von werdendem Bauland 
ermittelt werden soll und kein ausreichen-
des Vergleichspreismaterial zur Durchfüh-
rung eines Vergleichswertverfahrens gemäß 
§§ 15, 16 ImmoWertV zur Verfügung steht. 

Das Kalkulationsverfahren wird angewendet, 
um den wirtschaftlich noch tragfähigen 
Wert von werdendem Bauland aus dem vol-

len Baulandwert abzuleiten.149 Von dem vol-
len Baulandwert werden die Kosten der Bau-
landentwicklung (Erschließungsmaßnahmen, 
Wartezeit, öffentliche Flächen etc.) abgezo-
gen. Auf diese Weise wird der Wert für wer-
dendes Bauland (Rohbauland oder Bauer-
wartungsland) in Abhängigkeit von den Ko-
sten der Entwicklung und Baureifmachung 
errechnet. 

Das Verfahren kann sowohl für die Ermitt-
lung des Wertes von Bauerwartungsland als 
auch von Rohbauland angewendet werden. 
Die Qualitätsentwicklung vom Bauerwar-
tungsland zum Rohbauland ist im Wesent-
lichen mit der Rechtsverbindlichkeit des Be-
bauungsplanes zu begründen. Dieser Einfluss 
wird indirekt über die Schätzung der Warte-
zeit bis zur Baureife berücksichtigt, die bei 
Bauerwartungsland höher ausfällt als bei 
Rohbauland.

149	 vgl. hierzu auch Ermittlung des Marktwertes (Ver-
kehrswertes) von werdendem Bauland, Empfehlung 
der Gesellschaft für Immobilienwirtschaftliche 
Forschung (gif) zur Ermittlung des Verkehrswertes 
von werdendem Bauland, Stand 2008

BAULANDKALKULATION

Vorgesehener Verkaufspreis (Nettobauland, erschließungsbeitragsfrei)

- Erschließungsbeitrag BauGB (Erfahrungswerte)

- Lärmschutzanalgen an überörtlichen Straßen

- einmaliger Kanalanschlussbeitrag

- Kanalgrundstücksanschluss

- Freilegungskosten, Entschädigungen, Altlastenbeseitigung

- Planungskosten (städtebaulicher Entwurf, Bauleitplanung, Fachplanungen, Ingenieurlei-
stungen (80 - 90 % des Ansatzes nach HOAI gehen in die Kalkulation ein und werden von 
der GmbH & Co KG1 an die Stadt gezahlt)

- Nebenkosten (Notar, Amtsgericht, Grunderwerbssteuer, Vermessungskosten etc.)

- soziale Infrastruktur
a) Kindergarten (Investitionskosten, Unterhaltungskosten2)
b) Schulen (Investitionskosten, Unterhaltungskosten3)

- Ausgleichsmaßnahmen (Herstellungskosten einschl. Anwuchspflege, Unterhaltungskosten3

- Geschäftskosten (der GmbH & Co KG; hier rund 2,50 Euro/m2 NBL)

- Gewinnerwartung (0 %)

- Flächenverlust 40 % (tlw. 50 %):
- 25 % Erschließungsflächen
- 15 % Ausgleichsflächen im Baugebiet
- (10 % Abstandsflächen Lärmschutz)

- Wartezeit bis zur Baureife

- Ausgleichsflächen (15 %) außerhalb des Baugebietes

= Vorgesehener Ankaufspreis
1  Die Finanzierung der Baulandentwicklung erfolgt hier außerhalb des Haushaltes (vgl. auch Kapitel IV 3.6.3).
2  Die Kosten werden mit 0 Euro angesetzt.
3  vgl. Institut für Bodenmanagement: Leitfaden Wohnbaulandbereitstellung. a. a. O., S. 34

Tab. 15:	 Prinzip der Ermittlung 
der Ankaufspreise in einer 
nordrhein-westfälischen 
Stadt

Das Kalkulationsverfah­
ren wird angewendet, 
um den wirtschaftlich 
tragfähigen Wert von 
werdendem Bauland 
aus dem vollen Bau­
landwert abzuleiten.
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Die Erschließungskosten und ggf. die Ko-
sten für eine Altlastensanierung, Flächen-
aufbereitung etc. können sowohl aus Erfah-
rungswerten geschätzte Beträge als auch 
konkret für das Projekt ermittelte Kosten 
sein. Sie sind im Einzelfall als Werte in €/m² 
bekannt und können von dem erschlie-
ßungsbeitragsfreien Bodenwert abgezogen 
werden. Dies gilt auch für von der Kommune 
beanspruchte Folgekosten oder weitere Ko-
sten, z. B. für die Herrichtung und Unterhal-
tung von Ausgleichsflächen.

Abschläge für das (Planungs-) Risiko und 
für die öffentlichen Bedarfsflächen sind 
i. d. R. als Prozentsätze zu schätzen. In der 
Rechnung beziehen sich die Prozentsät-
ze „von oben herunter“ jeweils auf die be-
kannten, höheren Bodenwerte. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass die Abschläge den 
Bodenwert jeweils zu dem Zeitpunkt verrin-
gern, zu dem die Kosten anfallen. Die Ab-
schläge sind darum von den jeweils erreich-
ten Grundstückswerten abzuziehen. 

Das Grunderwerbskapital muss über den 
Zeitraum vom Ankauf des Grundstücks (mit 
der Qualität von werdendem Bauland) bis 
zum Erreichen der Baureife finanziert wer-
den. Diese Kapitalbereitstellungskosten ver-

mindern den Bodenwert; das Gleiche gilt im 
Übrigen auch für die sonstigen Zwischenfi-
nanzierungskosten (beispielsweise die Finan-
zierung der Bodenaufbereitung muss eben-
falls bis zum Verkauf der Baugrundstücke fi-
nanziert werden). Solche Zwischenfinanzie-
rungskosten fallen zwar nicht über so lange 
Zeiträume an wie die Grunderwerbskosten, 
sind aber ebenfalls als Bestandteil der jewei-
ligen Kostenpositionen zu berücksichtigen.

Der Wert des werdenden Baulandes nimmt 
mit steigender Wartezeit ab. Die rechneri-
sche Erfassung dieser Wertminderung ge-
schieht anhand der Schätzung der Wartezeit 
bis zur Baureife. Der Zinssatz, der der Ver-
zinsung zugrunde gelegt wird, muss bekannt 
sein.

Die Wartezeit bis zur Baureife ist mit Unsi-
cherheiten behaftet (z. B. Zeitdauer bis zur 
Rechtskraft des Bebauungsplanes bzw. bis 
zur Baureife nach § 33 BauGB); die Schät-
zung ist mit einem entsprechend großen Ri-
siko verbunden. 

Neben dem allgemeinen Planungsrisiko ist 
auch der Investorengewinn (Unternehmer-
risiko, Wagnis, Gewinn) zu berücksichtigen. 
Es handelt sich hierbei um den Betrag, den 
der Investor über die Verzinsung seines Kapi-
tals hinaus für seine Tätigkeit erhält. Dieser 
ist ebenfalls bei der Schätzung der Warte-
zeit als Aufschlag zu berücksichtigen und 
muss daher nicht gesondert ausgewiesen 
werden. Bei der Entwicklung von Flächen 
durch die Kommune selbst ist dieser Posten 
nicht zu berücksichtigen, da eine Kommu-
ne nicht aus Gründen der Gewinnerzielung 
Baulandmanagement betreibt. Wenn jedoch 
eine Finanzierung außerhalb des Haushaltes 
(z. B. durch eine Eigengesellschaft oder einen 
Eigenbetrieb erfolgt) kann die unternehme-
rische Tätigkeit vergleichbar einem privaten 
Investor berücksichtigt werden.

Der in die Berechnung einzustellende Zins-
satz wird aus dem Kapitalisierungszinssatz 
(Liegenschaftszinssatz) nach § 14 Immo-
WertV abgeleitet und als Entwicklungszins-
satz bezeichnet, da er sich auf den Entwick-
lungsprozess vom Bauerwartungsland bzw. 
Rohbauland zum baureifen Land bezieht. 
Der Entwicklungszinssatz sollte – nach Emp-

Tab. 16:	 Prinzip der Ermittlung der 
Verkaufspreise in einer 
süddeutschen Stadt

Baugebiet A

Bruttobauland 100.000 m2

Nettobauland 60.000 m2

Flächenabzug (z. B. öffentliche Flächen) 40.000 m2

Kostenkalkulation

Grunderwerbskosten (hier 50 ¤/m2) 5.000.000 ¤

Grunderwerbsnebenkosten (hier 7 %) 350.000 ¤

Finanzierungskosten (bis Rechtskraft B-Plan) 2.000.000 ¤

Summe (Aufwendungen nach Kaufvertrag) 7.350.000 ¤

Planungs- und Verwaltungskosten (10 %) 735.000 ¤

Verwaltungskosten (3 %) 220.500 ¤

Zwischensumme 8.305.500 ¤

Finanzierungskosten (bis Verkauf, hier 6 %, 1 Jahr) 498.330 ¤

nicht beitragsfähige Erschließungskosten 500.000 ¤

sonstige Kosten 1.000.000 ¤

Gesamtsumme 10.303.830 ¤

Verkaufspreiskalkulation

Geschosswohnungsbau 10.000 m2 200 ¤/m2 2.000.000 ¤

Reihenhäuser 20.000 m2 145 ¤/m2 2.900.000 ¤

Freistehende Einfamilienhäuser 30.000 m2 180 ¤/m2 5.400.000 ¤

Summe 60.000 m2 10.300.000 ¤



87

fehlung der gif – im Vergleich zum quasi 
risikofreien Kapitalmarktzins (z. B. Umlauf-
rendite langfristiger Staatsanleihen) einen 
Deckungsbeitrag für immobilienspezifische 
Risiken abbilden. Diese umfassen neben dem 
allgemeinen Marktrisiko die objekt- und 
nutzungsspezifischen sowie die regionalen 
Immobilienrisiken.

Zu berücksichtigen sind zudem Verfahren-
skosten, die alsbald für die Bodenordnung 
entstehen (Beratungs-, Notar-, Vermes-
sungs- und Vermarktungskosten).

Abb. 15 zeigt den Rechengang vom Bauland-
wert zum Wert werdenden Baulandes.150

3.6.5	 Zahlungs- und Verfügungs­
modelle

3.6.5.1	 Regelungen bei der Zahlung des 
Kaufpreises

Zur Senkung der Kosten (insbesondere der 
Zwischenfinanzierungskosten) bei Zwischen-
erwerb kann die Kommune Regelungen im 
Hinblick auf die Zahlung des Kaufpreises 
treffen.

Eine Möglichkeit ist die zeitliche Verzöge­
rung der Kaufpreiszahlung. Diese Vorge-
hensweise kommt in der Praxis eher bei der 
projektbezogenen und weniger bei der lang-
fristigen Bodenvorratspolitik vor. Der Kauf-
preis kann beispielsweise erst nach Rechts-
kraft des Bebauungsplans oder bei Verkauf 
des Baugrundstücks (unverzinst) fällig wer-
den.

Zur Wahrung der unterschiedlichen Interes-
sen der Eigentümer kann hierbei eine flexib-
le Vorgehensweise gewählt werden, die ver-
schiedene Zeitpunkte der Kaufpreiszahlung 
ermöglicht (auch eine sofortige), wobei der 
Kaufpreis dann aber jeweils bis zum Zeit-
punkt der Baureife abgezinst werden sollte, 
um eine Gleichbehandlung aller Eigentümer 
zu gewährleisten. Je früher das Geld hier-
nach zur Auszahlung kommt, desto geringer 
fällt der Kaufpreis aus.

150	 vgl. gif 2008

Auch eine Ratenzahlung (z. B. 50 % des 
Grundstückspreises sofort, 50 % endgültiger 
nach Fertigstellung der Erschließungsanla-
gen oder auch 1/3 nach Rechtskraft des Be-
bauungsplanes, 1/3 nach Fertigstellung der 
Erschließung und 1/3 nach Verkauf) ist eine 
mögliche Alternative.

Nachentschädigungsregelungen stellen 
ebenfalls eine Möglichkeit zur Kostensen-
kung dar.151 In diesem Fall zahlt die Kommune 
den Ackerlandpreis (maximal begünstigtes 
Agrarland) und vereinbart mit dem Eigentü-
mer eine Regelung, dass bei Schaffung von 
Baurecht eine Nachzahlung (angemessen 
wäre hierbei i. d. R. die Differenz zwischen 
dem tatsächlichen Ankaufspreis und einem 
Bauerwartungslandwert)

Eine weitere Möglichkeit zur Senkung der 
finanziellen Belastung für die Kommune 
sind Optionsvereinbarungen, insbesonde-
re notarielle Kaufangebote.152 Ähnlich wie 
bei der verzögerten Kaufpreiszahlung kann 
hierbei die Finanzierung verzögert und so die 
hohen Zwischenfinanzierungskosten gesenkt 

151	 vgl. hierzu auch Kapitel IV 3.2.2.2
152	 vgl. hierzu auch Kapitel IV 3.1.4.1. Zu beachten sind 

auch die rechtlichen Probleme, die hiermit verbun-
den sein können.

Abb. 15:	Beispiel für das Kalkulati-
onsverfahren

Spalte
1 Marktwert von baureifem Land 350 €/m² * 340 m² = 119.000 €

Zeile (Verkehrswert) beitragsfrei

2 abzüglich Wertansätze für Kosten

3 - Herstellung der Erschließungsanlagen 30 €/m² * 340 m² = 10.200 €
4 - Naturschutzrechtliche Ausgleichsabgaben 10 €/m² * 340 m² = 3.400 €
5 - Sonstige freiwillige oder vertragliche Abgaben 5 €/m² * 340 m² = 1.700 €
6 - Kosten aufgrund von Vornutzung (Altlasten) 5 €/m² * 340 m² = 1.700 €
7 Wert des flächenbeitragsfreien Baulands 300 €/m² Netto- * 340 m² = 102.000 €

kostenbeitragspflichtig Flächen

8 abzüglich Ansätze für Flächenabgaben

9 - Öffentliche Erschließungsflächen 15% 45 €/m² 60 m²
mögliche weitere Flächenabgaben

10 - Naturschutzrechtlicher Ausgleich (10%)
11 - Vertragliche Flächenabgaben (5%)
12 Wert des beitragspflichtigen Baulands 255 €/m² Brutto- * 400 m² = 102.000 €

flächen- und kostenbeitragspflichtig Flächen

13 Berücksichtigung der Wartezeit

14 - Wartezeit 5 Jahre
15 - Zinssatz 4,5% aufzinsen
16 205 €/m² * 400 m² = 82.000 €
17 Abschlag für Verfahrenskosten

und zur Rundung 3 €/m² * 400 m² = 1.200 €
18 Wert des Bauerwartungs- oder Rohbaulands 200 €/m² * 400 m² = 80.000 €

zu unterscheiden nach Wartezeit

19 weitere mögliche Ansätze

20 - Abschlag für zusätzliche Risiken 5% 10 €/m² * 400 m² = 4.000 €
21 - Unternehmerischer Gewinn 10% 20 €/m² * 400 m² = 8.000 €
22 kalkulatorischer Kaufpreis 170 €/m² (gerechnet) * 400 m² = 68.000 €
23 für Rohbau- oder Bauerwartungsland 170 €/m² (gerundet) * 400 m² = 68.000 €

zu unterscheiden nach Wartezeit und Risiko

Quelle: Gesellschaft für immobilienwirtschaftliche Forschung e.V. (GiF): Ermittlung des Marktwerts (Verkehrswerts) von werdendem Bauland, 
unveröffentlichtes Manusskript, im Oktober 2008 aktualisiert.

A B C D

abzinsen

255 €/m² *1 
1,045 ^5

82.000 € * 1,045 ^5
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werden, in dem die Kaufangebote der Eigen-
tümer von den Kommunen erst später ange-
nommen werden und sich hierdurch auch die 
Zahlung verzögert.

3.6.5.2	 Rückgabe von Baugrundstücken

Mit der Rückgabe von Baugrundstücken153 
kann vollständig oder teilweise der Ankauf-
preis für die zu entwickelnden Flächen fi-
nanziert werden. 

Der Kaufpreis für die von der Kommune er-
worbenen Flächen wird hierbei ganz oder teil-
weise in Form von Baugrundstücken erstattet. 
Grunderwerbsteuer wird bei dieser Vorge-
hensweise zweimal fällig: Einmal beim Ankauf 
der Flächen für die Kommune und einmal bei 
der Übertragung für die Alteigentümer.154

3.6.5.3	 Verzicht auf den Kauf von Flä­
chen

Ein vollständiger Verzicht auf einen Kauf von 
Grundstücken im Rahmen des Zwischener-
werbs gibt es in der Praxis nur in Ausnah-
mefällen, z. B. wenn es einen privaten Ent­
wickler gibt, der Grundstücke in Abstim-
mung mit der Kommune kauft, entwickelt 
und nach Baureife verkauft. Die Kommune 
sollte hierbei durch vertragliche Regelungen 
ihren Einfluss auf die Vergabe der Grund-
stücke sicherstellen, wenn dies im Rahmen 
ihrer Zielsetzungen geboten erscheint.

Vollmachtsmodelle155 bieten der Kommune 
die Möglichkeit auf einen Flächenerwerb 
zu verzichten. Stattdessen veräußert sie die 
Grundstücke in Vollmacht des Eigentümers, 
hat also den gleichen Einfluss bei der Verga-
be wie bei kommunalen Grundstücken.

Ankaufsvorbehalte dienen der Sicherung 
von Bauland für bestimmte Personenkreise. 

153	 nicht zu verwechseln mit der Rückübertragung 
von Baugrundstücken, die eine Beteiligung der 
Alteigentümer an der Wertschöpfung darstellt (vgl. 
Kapitel IV 3.2.2.1; vgl. auch Kapitel IV 3.1.5.2 zum 
Flächentausch als Alternative zum Kauf

154	 Würde der Eigentümer eine reine Kaufpreiszahlung 
erhalten und hiervon wiederum Baugrundstücke 
erwerben, müsste er die Grunderwerbsteuer auch 
zusätzlich zum Kaufpreis tragen. 

155	 vgl. Kapitel IV 3.1.5.3

Vor der Baureifmachung der Grundstücke 
kann die Kommune einen Ankaufsvertrag 
mit den Eigentümern schließen, von dem 
die Kommune jedoch nur Gebrauch macht, 
wenn der Eigentümer

•	 nicht, 
•	 zu anderen als den festgelegten Konditio-

nen oder 
•	 an einen Interessenten, der nicht zum be-

rechtigten Personenkreis gehört, 

verkauft.156

Die Vergabe von Erbbaurechten für private 
Grundstücke unter Einflussnahme der Kom-
mune157 kann als Alternative zum Flächen-
erwerb in der Praxis lediglich eine unterge-
ordnete Rolle einnehmen. Die Mitwirkungs-
bereitschaft der Eigentümer muss hierbei 
gegeben sein.

3.7	 Öffentlich geförderter 
Wohnungsbau im Zwi­
schenerwerb

Viele Kommunen nutzen das Baulandma-
nagement in Form von Baulandbeschlüssen 
zur Erreichung sozialer Ziele. Das Instrument 
dazu ist der Soziale Wohnungsbau bzw. der 
öffentlich geförderte Wohnungsbau. Insbe-
sondere die Versorgung aller Menschen mit 
angemessenen Wohnungen und die damit 
einhergehende Schaffung von erschwing-
lichem Wohnraum ist ein bedeutendes Ziel 
zahlreicher Baulandstrategien. Dies setzt 
freilich voraus, dass in ausreichender Anzahl 
Baugrundstücke für den geförderten Woh-
nungsbau vorhanden sind und auch zur Ver-
fügung stehen. Eine ausreichende Anzahl an 
Grundstücken für den Sozialen Wohnungs-
bau wird besonders durch das kommunale 
Zwischenerwerbsmodell gefördert. Ohne 
oder mit zu wenig eigenen (kommunalen) 
Grundstücken wäre ein ausreichendes Ange-
bot an Bauland für den Sozialen Wohnungs-
bau finanziell und organisatorisch kaum zu 

156	 vgl. Güttler, Krönert: Bodenmanagement - Öffentli-
che und privatrechtliche Verfahren der Baulandbe-
reitstellung. In: Bodenmanagement, Informationen 
zur Raumentwicklung, Heft 1/2.1994, S. 5

157	 vgl. hierzu Kapitel IV 3.1.5.1

	Textbaustein F9 
auf S. 130

	Textbaustein F10 
auf S. 131

	Textbaustein F11 
auf S. 131

	Vertragsmuster 5 
auf S. 142

Die Schaffung von er­
schwinglichem Wohn­
raum als bedeutendes 
Ziel von Baulandstra­
tegien erfordert eine 
ausreichende Anzahl an 
Grundstücken.
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realisieren, da ansonsten sehr zeitintensive 
Verhandlungen mit privaten Bauträgern / 
Developern mit möglichen finanziellen Zu-
geständnissen erforderlich sein würden.

Im Folgenden wird das Instrument der Quo-
te für öffentlich geförderten Wohnungsbau 
dargestellt.

Sind Marktmieten für bestimmte Einkom-
mensgruppen nicht mehr bezahlbar und 
findet bereits eine Verdrängung bestimm-
ter Haushalte aus Teilen der Kommune statt 
oder ist dies in absehbarer Zeit zu befürch-
ten, so kann eine Festlegung auf eine Quote 
für den öffentlich-geförderten Wohnungs-
bau für neue Bauvorhaben ein möglicher 
Lösungsweg sein. 

Allerdings sind zum einen bei einer solchen 
Quote einige rechtliche Aspekte zu beach-
ten und zum anderen ist der öffentlich-ge-
förderte Wohnungsbau in vielen Teilen der 
Bevölkerung noch immer mit bestimmten 
Assoziationen verbunden, die zu Akzeptanz-
schwierigkeiten bei Investoren, aber auch 
bei Bauwilligen führen können. Daher ist 
prozessbegleitend i. d. R. auch eine intensive 
Aufklärung über den modernen öffentlich 
geförderten Wohnungsbau erforderlich. 

Bei der Einführung einer Quote für den 
öffentlich geförderten Wohnungsbau ist 
grundsätzlich zu beachten, dass diese letzt-
endlich mit einem Renditeverzicht für den 
Investor einhergeht, den der Investor ver-
suchen wird, zu kompensieren. Gelingt ihm 
das nicht, weil bspw. die Wertsteigerung in 
Folge eines geringen Bodenwertniveaus für 
baureifes Land nicht in ausreichender Höhe 
erfolgt, könnte dies auch dazu führen, dass 
der Investor seine Tätigkeiten in eine andere 
Kommune verlegt. 

Die Einführung einer kommunalen Quoten-
regelung erscheint insbesondere derzeit für 
stark wachsende Städte mit angespanntem 
Wohnungsmärkten sinnvoll. Die Quotenre-
gelung hat Bedeutung bei der Anwendung 
städtebaulicher Verträge. Gleichwohl kann 
sie auch für Kommunen, die Bauland über 
Zwischenerwerbsmodelle bereitstellen, als 
zusätzliche Selbstverpflichtung – auf den ei-
genen Flächen einen festen Anteil sozialen 

Wohnungsbaus zu realisieren – verstanden 
werden. Dies gilt dann i. d. R. auch für kom-
munale Wohnungsbaugesellschaften oder 
für Gesellschaften, bei der die Kommune 
Mitgesellschafter ist.

Eine der Vorreiterstädte solcher Regelungen 
ist die Stadt München mit ihrem Modell der 
sozialgerechten Bodennutzung (SoBoN). Die 
Ursprünge der SoBoN in München gehen bis 
in das Jahr 1989 zurück, als der Münchener 
Stadtrat den Beschluss „Wohnen in München“ 
gefasst hat. Wesentlicher Inhalt war die Ver-
wendung von 40 % der neu ausgewiesenen 
Wohnbaulandflächen für den sozialen Woh-
nungsbau. Im März 1994 wurde der 1. SoBoN-
Beschluss gefasst, der immer wieder fortge-
schrieben wurde, zuletzt im Sommer 2017, 
um „die ‚Verfahrensgrundsätze zur Sozialge-
rechten Bodennutzung‘ den neuen und aktu-
ellen Rahmenbedingungen anzupassen“158. 

Der Beschluss fasst die Inhalte wie folgt zu-
sammen:

„Die Regularien der Sozialgerechten 
finden Anwendung bei städtebaulichen 
Planungen und städtebaulichen Sat-
zungen, die planungsbedingt Lasten 
und Kosten bei der Landeshauptstadt 
auslösen und die zu einer Bodensteige-
rung in nicht unerheblichem Umfang 
führen. 

Inhalt der städtebaulichen Verträge ist 
dann eine angemessene Beteiligung 
der Planungsbegünstigten an den ur-
sächlich durch die Planung entstehen-
den Kosten und Lasten. Soweit Maß-
nahmen von der Planung ausgelöst 
sind, also ursächlich sind, tragen die 
Planungsbegünstigten die Kosten

•	 für den Ausbau der Erschließungs-
baustraßen und örtlichen Grünflä-
chen einschließlich der unentgelt-
lichen Bereitstellung / Übereignung 
der dafür benötigten Grundstücke, 

158	 Stadt München: Beschluss des gemeinsamen Aus-
schusses für Stadtplanung und Bauordnung des 
Kommunalausschusses, des Ausschusses für Arbeit 
und Wirtschaft und des Finanzausschusses vom 
19.07.2017, Sitzungsvorlagen Nr. 14-20 / 09249, 
S. 3

Die Einführung einer 
kommunalen Quo­
tenregelung für den 
öffentlich geförderten 
Wohnungsbau ist ins­
besondere für Kommu­
nen mit angespanntem 
Wohnungsmarkt sinn­
voll.

Der „Münchener Weg“ 
als Vorreiter für viele 
Städte.



90

•	 für die ursächliche soziale Infra-
struktur für Kinder, von der Kinder-
krippe bis zur Grundschule, ggf. in 
Form eines Finanzierungsbeitrags 
und durch die unentgeltliche Her-
stellung und Übereignung der dafür 
benötigten Grundstücke,

•	 für einen angemessenen Anteil ge-
förderten Wohnungsbaus an neu 
geschaffenen Wohnbauflächen zu 
Gunsten der Wohnungssuchenden 
mit unteren und mittleren Einkom-
men, (Hervorhebung durch den Ver-
fasser)

•	 für den Ausgleich für Eingriffe in 
Natur und Landschaft und

•	 für die Planung sowie die Pflicht zur 
zügigen Verwirklichung der Planun-
gen (Bauverpflichtung).

Die zu erbringenden Leistungen müs-
sen auf jeden Fall ursächlich und ange-
messen sein. Die Rechtsgrundlage für 
die Vereinbarung o. g. Leistungen durch 
die Planungsbegünstigten im Rahmen 
von Bauleitplanungen der Stadt be-
gleitenden städtebaulichen Verträge 
findet sich in § 11 BauGB.“159

Die Novelle 2017, die insbesondere neue, 
erweiterte Regelungen für den geförderten 
Wohnungsbau vorsieht, enthält folgende 
Änderungen:

1.	 „Anhebung des anteiligen In-
frastrukturkostenbeitrags von 
66,47 ¤/m² neugeschaffener Ge-
schossfläche Wohnen auf 100,-  
¤/m² neugeschaffener Ge-
schossfläche Wohnen

2.	 Bestätigung der Anpassung der 
Grundstückswertansätze aus 
„Wohnen in München VI“ von 
281,20 ¤/m² Geschossfläche auf 
300,- ¤/m² Geschossfläche für 
EOF (20 % Anteil Förderquote) bzw. 
von 536,85 €¤/m² Geschossfläche 
auf 600,- ¤/m² Geschossfläche für 
Eigenwohnraum, München Mo-
dell-Miete oder EOF (10 %-Anteil 
Förderquote)

159	 a. a. O., S. 3 f.

3.	 Regelung im Zusammenhang mit 
der Ausgestaltung der Förderquote 
für den geförderter Wohnungsbau 
wie folgt: 

•	 Bindungsdauer in der EOF bleibt 
bei 25 Jahren. 

•	 Erhöhung des Verkaufspreises 
für Eigenwohnraum auf 4.300,- 
¤/m² GF. (zuzüglich Kosten des 
pflichtigen Stellplatzes) als 
Durchschnittswert (Abweichung 
von plus/minus 5 % ist zulässig). 

•	 Bindungsdauer beim Eigen-
wohnraum wird auf 40 Jahre 
erhöht. 

•	 Hinsichtlich Wohnungsfläche-
nobergrenzen, Eigenleistung, 
Aufgabe der Selbstnutzung vor 
Bindungsablauf, Rückforderung 
gelten für den Eigenwohnraum 
die Bestimmungen für das Mün-
chen Modell-Eigentum. 

•	 Reduzierung der Bindungsdauer 
beim München Modell-Miete auf 
30 Jahre. 

•	 Max. Förderhöhe bei 30-jähriger 
Bindung für das München Mo-
dell-Miete: 900,- ¤/m² Wohnflä-
che (Darlehen 0,5 % Zins, mind. 
1 % Tilgung Annuität).

•	 Die Spannweite der Eingangs-
miete im München Modell-Miete 
wird auf 10,50 ¤/m² bis 11,50  
¤/m² Wohnfläche monatlich 
festgelegt (die Ziffer 23, 1. Spie-
gelkugel des Stadtratsbeschlus-
ses vom 15.11.2016 „Wohnen in 
München VI“ wird insoweit ge-
ändert). 

•	 Keine Abverkaufspreisbindung 
im München Modell-Miete (im 
Rahmen der rechtlichen Vorga-
ben der Nr. 13 WFB 2012). 

•	 Einzelverkauf von Wohnungen 
im München Modell-Miete in 
begründeten Ausnahmefällen 
möglich.

4.	 Zusätzlicher preisgedämpfter Miet-
wohnungsbau im Umfang von 10 % 
der Geschossfläche Wohnen mit 
nachstehende Eckwerten: 
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•	 Erstvermietung 13,90 ¤/m² (net-
to kalt). 

•	 Mietsteigerung nach den gesetz-
lichen Regelungen. 

•	 30 Jahre Bindungsdauer, Eigen-
bedarfskündigung nach 20 Jah-
ren möglich. 

•	 Mindestens 30 % des Netto-
Haushaltseinkommens sollen für 
die Netto-Miete inkl. TG aufge-
bracht werden. 

•	 Übernahme der Wohnungsgrö-
ßenfestlegungen aus dem Kon-
zeptionellen Mietwohnungsbau.

•	 Absicherung durch Dienstbarkeit 
und mit Grundschulen abgesi-
cherten Vertragsstrafen.

•	 kein Berechtigungsschein not-
wendig.

5.	 Entfall des Gewerbeflächenaus-
gleichs

6.	 Wegfall des fiktiven Wohnbaurechts

7.	 Beschleunigung der Berechnungs- 
und Bewertungsverfahren durch 

•	 anfängliche Sicherheitsleistung 
ausschließlich durch Bürgschaf-
ten oder vergleichbare Sicher-
heiten, 

•	 den Verzicht auf eine frühe An-
fangswertermittlung, 

•	 eine SoBoN-Berechnung erst auf 
Basis einer „konsolidierten“ Pla-
nung und Festlegung einer Zeit-
schiene und 

•	 eine verkürzte Berechnung in 
Verbindung mit eingeschränk-
ten Ermittlungen der Anfangs- 
und Endwerte bei untergeord-
neten Flächen und Klein- und 
Splitterflächen.“160

Während heute die gesamte Münchener 
Fachwelt einschließlich jener, die in Grund-

160	 Quelle: www.bfwbayern.de/publikationen/
positionen/16058-novelle-der-sozialgerechten-
bodennutzung-sobon-in-muenchen/, Zugriff am 
16.10.2017. Die Auflistung zeigt, wie detailliert die 
Regelungen seien können, um die umfangreichen 
Erfahrungen, die in München bereits gemacht 
wurden, in neue Regelungen zu übersetzen.

stücke investieren, von dem Modell, dem 
auch weit über München hinaus Vorbildcha-
rakter attestiert wird, überzeugt ist, war es 
zu Beginn sehr umstritten, es wurde gar von 
„Marterwerkzeugen aus der sozialistischen 
Folterkammer“ gesprochen.161

Für München ist das Modell eine Erfolgsge-
schichte. Bis Ende 2016 wurden 150 Bebau-
ungsplanverfahren nach den SoBoN-Grund-
sätzen rechtsverbindlich abgeschlossen. 
Dabei wurden insgesamt 1.329 ha beplant, 
Baurechte für Wohnen im Umfang von über 
4 Mio. m² Geschossfläche und über 46.000 
Wohneinheiten, davon fast 12.000 geförder-
te Wohnungen, geschaffen. Insgesamt wur-
den rund 5 Mio. m² Grundstücksfläche un-
entgeltlich abgetreten bzw. Nutzungsrechte 
unentgeltlich eingeräumt und rund. 630 
Mio. Euro an Herstellungskosten für die Her-
stellung öffentlicher Verkehrsflächen u. ä. 
von Planungsbegünstigten übernommen.162

Das Beispiel des sogenannten „Münchener 
Weges“ zeigt die Bedeutung eines „lan-
gen Atems“ bei der Umsetzung innovativer 
Konzepte und die Notwendigkeit, sich auch 
gegen Bedenken durchzusetzen. Die Konse-
quenz, die in München gezeigt wurde, hat 
seit einigen Jahren Vorbildcharakter für viele 
Städte, die mit ähnlichen Herausforderun-
gen zu kämpfen haben.

Die Stadt Köln hat 2013 im Rahmen der Erar-
beitung des kooperativen Baulandmodells163 

161	 vgl. Landeshauptstadt München – Referat für 
Stadtplanung und Bodenordnung / Kommunal-
referat: Die Sozialgerechte Bodennutzung – Der 
Münchener Weg, 3. aktualisierte Ausgabe, München 
2009, S. 2

162	 Stadt München: Beschluss des gemeinsamen Aus-
schusses für Stadtplanung und Bauordnung des 
Kommunalausschusses, des Ausschusses für Arbeit 
und Wirtschaft und des Finanzausschusses vom 
19.07.2017, Sitzungsvorlagen Nr. 14-20 / 09249, S. 6

163	 Das kooperative Baulandmodell der Stadt Köln hat 
den „Münchener Weg“ als Vorbild. Die erste Fassung 
wurde am 24.02.2014 im Amtsblatt der Stadt Köln 
veröffentlicht. 2016/2017 wurde das Baulandmodell 
fortgeschrieben und am 10.05.2017 im Amtsblatt 
der Stadt Köln veröffentlicht. Wesentliche Ände-
rungen sind die Absenkung der Bagatellgrenze, ab 
der die Verpflichtungen des Baulandmodells grei-
fen, und eine Erhöhung des Schwellenwertes für 
die Zahl an Wohneinheiten bzw. der Geschossfläche 
für Wohnen, ab der ein Qualifizierungsverfahren als 
Grundlage der Planung durchzuführen ist.

Die Fortschreibung wurde für nötig befunden, da 

Das „Kooperative Bau­
landmodell“ der Stadt 
Köln als Beispiel für die 
Prüfung der Angemes­
senheit der Belastung 
des Entwicklers.
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das Ziel, mehr öffentlich geförderten Wohnraum in 
Planverfahren für den Wohnungsbau zu verankern 
und Planungsbegünstigte an den Planfolgekosten 
zu beteiligen, nicht zufriedenstellend erreicht 
wurde. Da das Modell bislang aufgrund der hohen 

ein Berechnungsmodell entwickelt, das den 
Nachweis der Angemessenheit der Belastung 
durch den Renditeverzicht erbringen sollte. 
Tab. 17 zeigt das komplexe Berechnungsmo-
dell, das nach Ansicht der Akteure vor Ort 
für eine zu lange Bearbeitungszeit bei den 
Wohnbauentwicklungen, insbesondere des 
geförderten Wohnungsbaus, verantwortlich 
ist, ohne dass gleichzeitig die Ziele, die mit 
der Einführung des Modells verbunden sind, 
erreicht werden können.

Im Ergebnis (Zeile 74) muss sich ein Wert 
von über 100 % ergeben, ansonsten ist die 
Angemessenheit nicht gewährleistet, d. h. 
der Investor / Projektentwickler wird so hoch 
belastet, dass er das festgesetzte Minimum 
von einem Drittel der planungsbedingten 
Wertsteigerungen nicht für sich verbuchen 
kann. Der Modellrechnung werden die städ-
tebaulichen Eckdaten des jeweiligen Projekts 
zugrunde gelegt. Für eine konkrete Berech-
nung ist eine ausführliche Flächenbilanz 
erforderlich, die nicht nur angibt, wieviel 
Nettobauland geplant ist. Es wird vielmehr 
auch eine Differenzierung des Flächen-
abzugs nach Verkehrs-, Gemeinbedarfs-, 
Grün- und Ausgleichsflächen benötigt, um 
die Pauschalbeträge ggf. korrekt verwenden 
zu können. Liegen alle Kennziffern vor, kann 
die Berechnung durchgeführt werden, indem 
Anfangs- und Endwert gegenübergestellt 
werden und von dieser Differenz die abzugs-
fähigen Belastungen subtrahiert werden.

Im Ergebnis wird die prozentuale Über- bzw. 
Unterschreitung in % angegeben. Ergibt sich 
hier ein Ergebnis von 100 % oder mehr, so 
sind die Anforderungen des Modells erfüllt: 

Kosten für Erschließung, Abbruch und Sanierung 
in innerstädtischen Lagen und bei der Brachflä-
chenentwicklung bislang faktisch nicht zum Einsatz 
kommen konnte, da die Angemessenheitsprüfung 
zu dem Ergebnis kam, die Belastung für den Pla-
nungsbegünstigten sei zu hoch, sollte insbesondere 
die Angemessenheitsprüfung angepasst bzw. ver-
einfacht werden. Auch sollte geprüft werden, das 
Baulandmodell in Bezug auf eine verbindliche Fest-
legung einer Quote für den öffentlich geförderten 
und auch preisgedämpften Wohnraum zu ändern 
und den Anteil von Investoren zur Errichtung so-
zialer Infrastruktur zu überprüfen. Vgl. Stadt Köln 
– Dezernat für Stadtentwicklung, Planen, Bauen 
und Verkehr – Stadtplanungsamt: Das Kooperative 
Baulandmodell Köln – Erfahrungsbericht und Prüf-
aufträge für die Fortschreibung, Köln Stand Juli 
2016, S. 5

Tab. 17:	 Berechnungsmodell zur 
Prüfung der Angemes-
senheit

	 (Quelle: Stadt Köln, 
eigene Bearbeitung)

A B C Berechnung
1 Wohnbaufläche 12.000 m²
2 Plus Gemeinbedarfsfläche 1.200 m²
3 Plus Spielplatzfläche 800 m²
4 Fläche gesamt 14.000 m² Summe(C1:C3)
5 Anteil Wohnfläche gef. WoBau 0,3 3.600 m² C1 * B5
6 Anteil Wohnfläche frei finanziert 0,7 8.400 m² C1 * B6
7
8 Berechnung Geschossfläche
9 GFZ 1,2 14.400 m² C1 * B9

10 Fläche gef. WoBau x GFZ 4.320 m² C9 * B5
11 Fläche frei finanz. x GFZ 10.080 m² C9 * B6
12 Geschossfläche gesamt 14.400 m² Summe(C10:C11)
13
14 Berechnung des Wertzuwachses
15 1. Anfangswert
16 Fläche gesamt 125 ¤/m² 1.750.000 ¤ C4 * B16
17 Anfangswert 1.750.000 ¤ C16
18
19 2. Endwert
20 Endwert Bodenwert nach BRWZK* 500 ¤/m² 6.000.000 ¤ C1 * B20
21 Endwert Geschossfläche 417 ¤/m² C20 / C12
22 Gesamtwert Geschossfläche 6.000.000 ¤ C20
23 Wert Spielplatz Bodenwert 125 ¤/m² 100.000 ¤ C3 * B23
24 Wert Gemeinbedarfsfläche Bodenwert 125 ¤/m² 150.000 ¤ C2 * B24
25 Endwert Gesamt 6.250.000 ¤ Summe(C22:C24)
26 * Zonenkarte der Bodenrichtwerte
27 3. Wertzuwachs
28 Wertzuwachs gesamt 4.500.000 ¤ C25 - C17
29
30 Gewinnverbleib/Angemessenheit
31 Ein Drittel vom Wertzuwachs SOLL 0,33 1.500.000 ¤ C28 * B31
32 für Lasten und Kosten SOLL 0,67 3.000.000 ¤ C28 * B32
33
34 Berechnung des Renditeverzichtes
35 Differenz der Endwerte von frei finan-
36 ziertem zu gefördertem Wohnungsbau (400.- ¤) 17 ¤/m² B21 - 400 ¤/m²
37 mal qm Flächenanteil gef. WoBau 3.600 m² -60.000 ¤ - B36 * B37
38
39 Berechnung der Kosten und Lasten
40 Städtebauliche Wettbewerbe -100.000 ¤
41 Planungskosten -30.000 ¤
42 Bürgerbeteiligung -20.000 ¤
43 Umlegung 0 ¤
44
45 Flächenabtretung
46 Verkehrsflächen 0 ¤
47 Immissionschutzanlagen 0 ¤
48 Ver- u. Entsorgung 0 ¤
49 Gemeinbedarf 1.200 m² -150.000 ¤ - C2 * B24
50 Soziales Grün 800 m² -100.000 ¤ - C3 * B23
51 Begleit-und Ausgleichsgrün 0 ¤
52
53 Bau- und Baunebenkosten
54 Erschließung -30.000 ¤
55 Immissionsschutz 0 ¤
56 Ver- und Entsorgung 0 ¤
57 Soziales Grün 40 ¤/m² -32.000 ¤ - C2 * B57
58 Begleit- und Ausgleichsgrün 0 ¤
59 Soziale Infrastruktur 49 ¤/m² WGF -705.600 ¤ - C12 * B59
60
61 Ordnungsmaßnahmen
62 Bodensanierung -1.000.000 ¤
63 Abbruch -270.000 ¤
64 Brachflächenförderung 113.000 ¤
65
66 Gewinnverbleib
67 Saldo Kosten IST -2.325.000 ¤ Summe(C40:C64)
68 Wertzuwachs 4.500.000 ¤ C28
69 Gewinn/Verlust Real 2.175.000 ¤ C69 + C68
70 Drittel Gewinnzuwachs Soll 1.500.000 ¤ C31
71
72 Differenz Drittel SOLL/IST 675.000 ¤ C69 - C70
73
74 prozentuale Über-/ Unterschreitung (100 % = erfüllt) 145 % C69 / C70 %
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Der Mindestgewinnverbleib in Höhe von 1/3 
des planungsbedingten Wertzuwachses ist 
somit sichergestellt bzw. der Nachweis des-
sen ist erbracht.

Hinweis: Eine derartig komplexe Berechnung 
ist in der Fortschreibung des Kölner Bauland-
modells nicht mehr vorgesehen. Stattdessen 
heißt es nun in Punkt 3 (3) schlicht:

„Im Regelfall wird davon ausgegangen, 
dass die Angemessenheit der Verpflich-
tungen gemäß Absatz 1 zur Wahrung 
der wohnungspolitischen Ziele der 
Stadt Köln gemäß § 11 Absatz 2 BauGB 
gegeben ist.“ 164

Fazit

Städtebauliche Verträge, in denen Vereinba-
rungen über die Realisierung von Quoten-
regelungen für den Sozialen Wohnungsbau 
und die Übernahme von Kosten für Planun-
gen und Infrastruktur durch den Planungs-

164	 Amtsblatt der Stadt Köln, 48. Jahrgang G2663, aus-
gegeben am 10. Mai 2017, Nr. 20, Köln 2017, S. 180

begünstigten geregelt sind, können erfolg-
reiche Instrumente sein. Allerdings müssen 
sie stets auf ihre Wirksamkeit hin überprüft 
werden. Stellen sich die gewünschten Er-
folge nicht oder nur rudimentär ein, sollte 
nachgebessert werden, ohne gleich das ge-
samte Modell an sich in Frage zu stellen. Ins-
besondere der lange „Münchener Weg“ zeigt, 
dass diese Strategie zum Erfolg führen kann. 

Gleichwohl handelt es sich bei dieser Quo-
tenregelung um einen sehr komplexen 
Vorgang. Angesichts des stetig steigenden 
Bedarfs an Sozialem Wohnungsbau, der ja 
durch den aktuellen Neubau aufgrund der 
vielen Wohneinheiten, die nun aus der Bin-
dung fallen, kaum gedeckt werden kann, 
muss auch nach anderen Lösungen gesucht 
werden. Ein konsequenter Zwischenerwerb, 
der einer Kommune die Möglichkeit gibt, 
ohne Angemessenheitsprüfung und lang-
widrige Verhandlungen Sozialen Wohnungs-
bau auf gemeindeeigenen Grundstücke zu 
realisieren, ist eine Option, die für ein wenig 
Entspannung sorgen kann.
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XIII  Steuerrechtliche Fragen des Zwischener-
werbs

1  Steuerrechtliche Fragen aus Sicht der Kommunen

1.1	 Steuerrechtliche und 
haushälterische (Dop­
pik) Fragen aus Sicht der 
Kommunen

Kommunen sind grundsätzlich grunder-
werbsteuerpflichtig, eine Befreiung von der 
Grunderwerbsteuer gibt es nur im Bereich 
des Straßenlandes. Die Grunderwerbsteu-
erpflicht entfällt auch bei einer amtlichen 
Umlegung.165 Außerhalb einer Umlegung 
muss die Kommune beim Erwerb von Flächen 
dagegen grundsätzlich Grunderwerbsteuer 
zahlen. 

Die Grunderwerbsteuer knüpft an den Er-
werb eines Grundstücks oder an seine Ver-
wertungsmöglichkeit an. Seit 2006 haben 
die Bundesländer die Möglichkeit, den Steu-
ersatz selbst zu bestimmen, vgl. auch nach-
folgendes Kapitel V 1.2.

Folgende Geschäfte sind beispielsweise 
grunderwerbsteuerpflichtig:166

•	 Grundstückskaufverträge: Maßgebend 
ist hierbei nicht der tatsächliche Eigen-
tumsübergang (Eintragung im Grund-
buch), sondern bereits der Abschluss eines 
zivilrechtlich wirksamen notariellen Kauf-
vertrages (wenn hierdurch die Möglich-
keit besteht, die Übereignung des Grund-
stücks einzuklagen).

•	 Grundstückstausch: Der Grundstück-
stausch löst wechselseitig Grunderwerb-
steuer aus, da praktisch ein zweifacher 
Grundstückskauf unterstellt wird.167

Die Grunderwerbsteuer erstreckt sich auch 
auf Miteigentumsanteile an Grundstücken 
und Erbbaurechte. 

165	 vgl. Stahr: Städtebauliche Bodenordnung. In: Flä-
chenmanagement und Bodenordnung 1/2002, S. 16

166	 vgl. www.steuerlinks.de/steuerlexikon/lexikon/
grunderwerbsteuer.html

167	 Die Rückübertragung im Rahmen des kommunalen 
Zwischenerwerbs ist steuerlich wie ein Grundstück-
stausch zu behandeln. Vgl. hierzu Niedersächsisches 
Finanzgericht, Urteil vom 18.02.1999, V (VIII) 
418/97 (www.nwb.de/finanzgericht/NFG/volltex-
te/1999/Februar/V_(VIII)_418_97.TXT).

In der Praxis bestehen zurzeit aus Sicht der 
Kommunen (noch) keine steuerlichen Pro-
bleme im Zusammenhang mit dem kommu-
nalen Zwischenerwerb, was eine mögliche 
Körperschaftsteuerpflicht angeht. Bei der 
Baulandbereitstellung unterliegt die Kom-
mune keiner Körperschaftsteuer, da sie ho-
heitlich handelt.

Wenn die Kommune die Ausweisung von 
Bauland an die Bedingung eines umfang-
reichen Zwischenerwerbs knüpft und dies 
im Sinne des Allgemeinwohls tut, so ist ein 
hoheitliches Handeln als gegeben anzuse-
hen. Ob dies auch dann der Fall ist, wenn 
über Gewinne ein defizitärer Haushalt ge-
deckt werden soll, kann zurzeit noch nicht 
abschließend beurteilt werden.168

In der Praxis gehen die Kommunen davon 
aus, dass sie mit der Baulandbereitstellung 
keine Gewinne erzielen, die zur Deckung von 
Haushaltsdefiziten herangezogen werden 
könnten.

1.2	 Folgen der Erhöhung des 
Grunderwerbsteuersatzes 
und Konsequenzen für 
den Zwischenerwerb

In der Fassung des Grunderwerbsteuergeset-
zes vom 26. Februar 1997, zuletzt geändert 
im Juli 2016, wurde in § 11 Abs. 1 GrEStG 
der Steuersatz von 2,0 % auf 3,5 % festge-
setzt. Die Bundesländer der Bundesrepublik 
Deutschland haben aber seit dem 1. Septem-
ber 2006 (Föderalismusreform) gemäß Arti-
kel 105 Abs. 2a Satz 2 GG die Befugnis, den 
Steuersatz bei der Grunderwerbsteuer selbst 
zu bestimmen. 

In der Folgezeit haben alle Bundesländer bis 
auf Bayern und Sachsen bis zu dreimal den 
Grunderwerbsteuersatz erhöht. „Spitzen-
reiter“ mit jeweils 6,5 % sind Brandenburg 

168	 vgl. Grziwotz: Städtebauliche Verträge und Steuer, 
ABG-Problematik. In: Arbeitskreis „Öffentliches 
Baurecht“ der Deutschen Gesellschaft für Baurecht 
e. V., Frankfurt, Protokoll der Sitzung am 30. Mai 
2001 in Berlin, S. 1

Kommunen sind – mit 
wenigen Ausnahmen 
– grunderwerbsteuer­
pflichtig.

Bis zur Föderalismus­
reform 2006 gab es 
in Deutschland einen 
einheitlichen Grund­
erwerbsteuersatz von 
zuletzt 3,5 %.

V  Steuerrechtliche Fragen des Zwischenerwerbs

1	 Steuerrechtliche Fragen aus Sicht der Kommunen



96

(seit Juli 2015), Nordrhein-Westfalen (seit 
Januar 2015), Saarland (seit Januar 2015), 
Schleswig-Holstein (seit Januar 2014) und 
Thüringen (seit Januar 2017). In den meisten 
Bundesländern liegt der Grunderwerbsteuer-
satz derzeit bei 5,0 %.169

Die damalige Landesregierung Nordrhein-
Westfalens begründete beispielsweise die 
Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes im 
Jahr 2015 mit der grundgesetzlich veranker-
ten Schuldenbremse. Um die Schuldenbrem-
se einhalten zu können, verfolgte die Regie-
rung einen „Dreiklang aus Einnahmenstei-
gerungen, Investitionen in die Zukunft und 
Ausgabensenkungen durch Aufgaben- und 
Ausgabenkritik“. Laut der damaligen Lan-
desregierung war die Erhöhung des Grund-
erwerbsteuersatzes die einzige Möglichkeit 
für das Land, die eigene Einnahmensituation 
zu verbessern. Die Mehreinnahmen für das 
Land infolge der Anhebung des Steuersatzes 
von 5,0 auf 6,5 % wurden auf 400 Mio. Euro 
pro Jahr geschätzt. Davon würden auch die 
Kommunen profitieren, da sie aufgrund des 
kommunalen Finanzausgleichs an den Ein-
nahmen aus der Grunderwerbsteuer betei-
ligt sind. Der Anteil der Erhöhung sollte zur 
Finanzierung des Stärkungspaktes (Stufe 2) 
genutzt werden.170

Das Ziel höherer Steuereinnahmen durch 
die Anhebung des Grunderwerbsteuersatzes 
scheint erreicht zu werden. So stiegen die 
Einnahmen bundesweit im ersten Halbjahr 
2016 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
um 16 % auf 6,7 Mrd. Euro. Für das Jahr 
2016 schätzte das Bundesfinanzministerium 
die Einnahmen durch die Grunderwerbsteuer 
auf 12 Mrd. Euro. Das entspricht im Vergleich 
zu den Einnahmen von vor fünf Jahren mehr 
als dem Doppelten.171

169	 Quelle: https://www.bfw-bund.de/api/downloads/
view/10368, Zugriff am 27.09.2017

170	 vgl. Landtag Nordrhein-Westfalen, 16. Wahlperiode, 
Drucksache 16/7147: Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD und der Faktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Fest-
setzung der Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer 
vom 28.10.2014

171	 vgl. Bundesverband Freier Immobilien- und 
Wohnungsunternehmen: BFW-Pressemitteilung: 
Rekordeinnahmen für Länder durch Grunderwerb-
steuer. Weitere Erhöhung in Thüringen ab 2017, 
Berlin 2016

Das Institut für Wirtschaftspolitik an der 
Universität zu Köln (IWP) hat noch vor der 
endgültigen Einführung der Grunderwerb-
steuererhöhung in Nordrhein-Westfalen 
die Folgen analysiert. Es sieht neben dem 
grundsätzlich legitimen Versuch, das Steu-
eraufkommen für den Landeshaushalt zu 
erhöhen, in erster Linie negative Effekte für 
den Wohnungsmarkt, da durch die Erhöhung 
des Grunderwerbsteuersatzes der Kaufpreis 
steigt.

Für angespannte Wohnungsmärkte progno-
stiziert das IWP deshalb negative Folgen, in 
erster Linie für potentielle Käufer, da mögli-
cherweise kein geeignetes Objekt gefunden 
werden konnte. Bei schrumpfenden Märkten 
wird der Nachteil vor allem beim Verkäu-
fer gesehen, da durch die steigenden Prei-
se die Anzahl der Interessenten abnimmt. 
Auch sieht das IWP durch die Erhöhung des 
Grunderwerbsteuersatzes eine ganze Reihe 
negativer Effekte für die Gesellschaft:

•	 erschwerter Zugang von Schwellenhaus-
halten zum Wohneigentum

•	 Benachteiligung der Anlageklasse „Woh-
nen“ im Vergleich zu anderen Anlage-
klassen, da Förderungen an anderer Stelle 
durch die erhöhte Grunderwerbsteuer im 
negativen Sinne mehr als kompensiert 
werden

•	 Verteuerung städtebaulicher Maßnahmen 
mit Eigentümerwechsel(n)

•	 Vergrößerung der Preisdifferenz zwischen 
bebauten und unbebauten Grundstücken 
zugunsten von Neubauprojekten insbe-
sondere in der Peripherie der Stadtzen-
tren und damit einhergehende zusätzliche 
Mobilitätskosten und Umweltbelastungen 
wie Zersiedelung und zusätzlichem Flä-
chenverbrauch

Insgesamt kommt das IWP zum Fazit, dass 
jede Maßnahme für sich genommen ange-
botsmindernd und damit preissteigernd ist. 
Die besondere negative, langfristige Wir-
kung auf den Wohnungsmarkt entfaltet sich 
aufgrund der Kumulierung der einzelnen 
Maßnahmen. Derzeit werden diese negati-
ven Folgen durch die Nullzinspolitik der EZB 
noch verdeckt; ein steigendes Zinsniveau 
wird jedoch den Immobilienmarkt nach Ein-
schätzung des IWP unattraktiv für Investo-

2017 schwankt der 
Grunderwerbsteuer­
satz je nach Bundes­
land zwischen 3,5 und 
6,5 %.

Durch den erhöhten 
Grunderwerbsteuersatz 
steigt der Grundstück­
spreis.
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ren machen und zu einer Angebotsverknap-
pung führen.172

Das „Bündnis für bezahlbares Wohnen und 
Bauen“ fordert in seinen Handlungsemp-
fehlungen die „Dämpfung des preistrei-
benden Charakters der Grunderwerbsteu-
er“. Es wird vorgeschlagen, den Steuersatz 
bundeseinheitlich auf 3,5 % zu senken und 
dafür auch die derzeitige Steuersatzauto-
nomie der Länder einzuschränken, sofern 
diese den Grunderwerbsteuersatz nicht auf 
ein investitionsfreundliches Niveau senken. 
Das „Bündnis für bezahlbares Wohnen und 
Bauen“ begründet diese Forderung mit der 
Belastung bei der Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums, insbesondere wenn Bauträger 
oder Projektentwickler Ein- und Zweifami-
lienhäuser entwickeln und / oder Bauland 
mehrfach gehandelt wird. Die Grunderwerb-
steuer fällt mehrfach bei Zwischenerwerbs-
modellen an, da sie bei jedem Verkauf erneut 
erhoben wird, also eine kumulative Wirkung 
entfaltet. Dazu belastet sie insbesondere be-
baute Grundstücke besonders stark, da das 
Grundstück mit dem Bauwerk als „einheitli-
cher Erwerbsgegenstand“ bewertet wird. Das 
bedeutet, mit jedem Erwerb wird das Grund-
stück teurer – dabei steigen die Kosten für 
bebaute Grundstücke wesentlich stärker als 
für unbebaute Grundstücke –, ohne dass 
es dafür einen sachlichen Grund gibt, und 
die Kosten tragen letztendlich Eigentümer 
und Mieter, da die Bauträger und Projekt-
entwickler die Kosten an diese weitergeben 
werden.173

Die Absenkung auf einheitliche 3,5 % for-
dern auch das Deutsche Institut für Urba-
nistik (Difu) und der Bundesverband für 
Wohnen und Stadtentwicklung e. V. (VHW) 
in einem Eckpunktepapier zur Neuausrich-
tung der bundesdeutschen Bodenpolitik, an 
dem zahlreiche Experten, insbesondere aus 
der Wissenschaft und kommunalen Praxis 

172	 vgl. Institut für Wirtschaftspolitik an der Univer-
sität zu Köln: Kurzanalyse: Folgen der geplanten 
Grunderwerbsteuererhöhung in NRW, Köln o. J.

173	 vgl. „Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen“ 
im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau- und Reaktorsicherheit (BMUB): Handlungs-
empfehlungen der Arbeitsgruppen, AG Aktive 
Liegenschaftspolitik, Berlin 2015, S. 22 ff.

mitgewirkt haben.174 Es wird darin zudem 
gefordert, die Einnahmenverluste der Länder 
durch Kompensationszahlungen des Bundes 
auszugleichen und insbesondere den kom-
munalen Zwischenerwerb von der Grunder-
werbsteuer zu befreien, um eine aktive ge-
meinwohlorientierte Liegenschaftspolitik zu 
entlasten.

Insgesamt hat die Erhöhung der Grund­
erwerbsteuer negative Konsequenzen für 
den Zwischenerwerb. Sie erhöht die Ko-
sten für zahlreiche kommunale Zwischen-
erwerbsmodelle und führt so zu einer ver-
minderten Attraktivität dieser Modelle. Ins-
besondere sind negative Auswirkungen für 
die Schaffung bezahlbaren Wohnraums zu 
befürchten, da die positiven Effekte der un-
terschiedlichen Förderungsarten für bezahl-
baren Wohnraum durch die Erhöhung der 
Grunderwerbsteuer teilweise konterkariert 
werden. 

1.3	 Folgen der Einführung 
der doppelten Buchfüh­
rung für den Zwischen­
erwerb

Traditionell wurde früher in der öffentli-
chen Verwaltung die sogenannte „kamera-
le“ Buchführung genutzt. Dabei handelt es 
sich um eine reine Einnahmen- und Ausga-
benrechnung. Charakteristisch für die „ka-
merale“ Buchführung ist, dass lediglich der 
Geldverbrauch, nicht aber der Ressourcen-
verbrauch, d. h. der Arbeitsaufwand und der 
Verbrauch von Gütern und Dienstleistungen, 
die zur Erstellung von höherwertigen Gütern 
und Dienstleistungen aufgewendet werden, 
erfasst wird. 

In der alten „kameralen“ Buchführung wer-
den einseitige Kosten mit mehreren Spalten 
(Soll, Ist, Rest) geführt, die Gliederung der 
Konten orientiert sich am Haushaltsplan, 
allerdings liegt der Fokus bei der „kamera-
len“ Buchführung eher auf Finanz- als auf 
Sachzielen. Da sie nicht auf den Ressour-

174	 vgl. Difu / VHW (Hrsg.): Roadmap Bodenpolitik – 
Bodenpolitische Agenda 2030 – Eckpunktepapier, 
Berlin 2017 (Kurz- und Langfassung)

Der erhöhte Grund­
erwerbsteuersatz hat 
negative Folgen für 
den Zwischenerwerb 
und sollte einheitlich 
auf 3,5 % festgesetzt 
werden.

Die doppelte Buch­
führung in Kommunen 
ersetzt die traditionelle 
kamerale Buchführung.
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cenverbrauch abstellt, können anhand der 
„kameralen“ Buchführung keine belastbaren 
Aussagen zur Generationengerechtigkeit der 
Haushaltswirtschaft getroffen werden.175

Generationengerechtigkeit der Haushalts-
wirtschaft wird dann erreicht, wenn in einem 
bestimmten Zeitraum nicht mehr Ressourcen 
verbraucht als erwirtschaftet werden. Diese 
und weitere Schwächen in der „kameralen“ 
Buchführung wie die fehlende Bewertung 
des vollständigen Vermögens der Kommune 
oder des Landes, unvollständige Abbildung 
öffentlicher Schulden oder die Möglichkeit, 
Schulden in Auslagerungen zu „verstecken“, 
führten zum Bestreben nach umfassenden 
Haushaltsreformen in den Bundesländern. 

Im Zuge dieser Haushaltsreformen, die in 
den Bundesländern mit sehr unterschied-
lichem Tempo vorangetrieben wurde bzw. 
wird, haben viele Verwaltungen in den letz-
ten Jahren ein, auf doppelte Buchführung 
basierendes, Rechnungssystem eingeführt. 
Wichtige Motive für die Einführung dieses 
Systems waren:

•	 Offenlegung der Generationengerechtig-
keit der Haushalts- und Finanzpolitik

•	 effizientere und effektivere öffentliche 
Leistungserstellung

•	 verbesserte Transparenz von Mittelver-
wendung, Zielerreichung und finanzieller 
Lage

•	 verbesserte Steuerungsmöglichkeiten 
hinsichtlich der Kernverwaltung

175	 Quelle: https://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-
kameralistik-einfache.html

Dieses System wird auch „Doppik“ genannt. 
Häufig wird der Begriff „Doppik“ auch als 
Abkürzung interpretiert. Mögliche Ausfor-
mulierungen sind „Doppelte Buchführung 
in Konten“, „Doppelte Buchführung in Kom-
munen“ oder auch als Verknüpfung zwischen 
„Doppelter Buchführung“ und „Logik“.176

In der doppelten Buchführung berührt jeder 
Geschäfts- bzw. Verwaltungsvorfall minde-
stens zwei Konten. Der Erfolg einer Periode 
lässt sich über eine Ergebnisrechnung oder 
mittels einer Bilanz darstellen. Die doppelte 
Buchführung ermöglicht die Abbildung von 
Ressourcenverbrauch und -aufkommen der 
Verwaltung und gibt einen Überblick über 
Vermögenslage und Schuldenstand.

Die „Doppik“ bietet zwei unterschiedliche 
Wege, den Periodenerfolg darzustellen: Ein-
mal anhand des Saldos der Ergebnisrech-
nung und zum zweiten als Direktvergleich 
des Eigenkapitals des Vorjahres mit der ak-
tuellen Bilanz. 

Tab. 18 stellt die Charakteristika von Kame-
ralistik und Doppik gegenüber.177

In der „Doppik“ untergliedert sich der Haus-
haltsplan in einen Finanzhaushalt und einen 
Ergebnishaushalt, die wiederrum in Teilhaus-
halte unterteilt werden. Zusätzlich kann 
auch noch eine Planbilanz erstellt werden, 
die zu einem bestimmten Stichtag in der Zu-
kunft die voraussichtliche Höhe der einzel-
nen Positionen ausweist. 

Die Rechnungslegung erfolgt über den dop-
pischen Jahresabschluss, der für die Kern-
verwaltung im Wesentlichen auf dem Drei-
Komponenten-Modell basiert. Dieses setzt 
sich aus der Finanzrechnung, der Ergebnis-
rechnung und der Bilanz-/Vermögensrech-
nung zusammen. 

Die Teilrechnungen aus den Teilhaushalten 
und der Lagebericht, der insbesondere Aus-
kunft über Sachverhalte darstellt, die sich 
anhand der im Jahresabschluss nicht oder 

176	 Quelle: https://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-
doppik.html

177	 Quelle: https://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-
kameralistik-einfache.html

(einfache) Kameralistik Doppik

Geldverbrauchskonzept Geldverbrauchskonzept (Finanzhaushalt) plus 
Ressourcenverbrauchskonzept (Ergebnishaus-
halt)

einseitige Konten mit mehreren Spalten doppelte Buchführung

titelorientierter Haushalt produktorientierter Haushalt

Inputsteuerung Inputsteuerung plus Output-/Outcomesteue-
rung

keine vollständige Vermögenserfassung und 
-bewertung (keine Inventur)

vollständige Vermögenserfassung und -bewer-
tung (jährliche Inventur)

keine vollständige Abbildung der Verschuldung 
(nur Geldschulden)

vollständige Abbildung der Verschuldung (Ver-
bindlichkeiten und Rückstellungen)

keine Konsolidierung von Auslagerungen mit 
Kernhaushalt

Konsolidierung von Auslagerungen mit Kern-
haushalt

Tab. 18:	 Charakteristika von Ka-
meralistik und Doppik

Wichtiges Ziel der 
„Doppik“ ist die Gene­
rationengerechtigkeit.
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nur unzureichend monetär darstellen lassen 
wie z. B. finanzwirtschaftliche Chancen und 
Risiken kommen noch hinzu. Abschließend 
ist ein Gesamt-/Konzernabschluss (auch 
konsolidierter Jahresabschluss) aufzustellen. 
Dieser fasst den Jahresabschluss der Kern-
verwaltung mit den Jahresabschlüssen der 
ausgelagerten Betriebe der Kommune zu-
sammen.178 

Abb. 16 veranschaulicht beispielhaft die Er-
stellung des Gesamtabschlusses.179

Um das Ziel der Generationengerechtigkeit 
sicherzustellen (d. h. sicherzustellen, dass 

178	 Quelle: https://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-
doppik.html

179	 Quelle: https://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-
doppik.html

das Ressourcenaufkommen einer Periode 
ausreicht, um den Ressourcenverlauf dieser 
Periode zu decken) müssen Ergebnishaus-
halt und Ergebnisrechnung in Erträgen und 
Aufwendungen regelmäßig ausgeglichen 
werden. Dies kann nur über die Doppik über-
prüft und sichergestellt werden, während die 
Kameralistik hier nur unzureichende Aussa-
gen treffen kann.180

In den einzelnen Bundesländern haben sich 
unterschiedliche Bezeichnungen für das 
„Doppik-Reformpaket“ herausgebildet. In 
Nordrhein-Westfalen beispielsweise spricht 
man vom „Neuen kommunalen Finanzma-

180	 Quelle: Die Ausführungen und Abbildungen zur 
Kameralistik und Doppik beruhen auf den Definitio-
nen und weiteren Informationen auf www.haus-
haltssteuerung.de, einem Lexikon zur öffentlichen 
Haushalts- und Finanzwirtschaft.

Abb. 16:	Erstellung eines Gesamt-
jahresabschlusses nach 
der Doppik
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nagement“, kurz „NKF“. Flächendeckend 
wurde es 2009 eingeführt, nachdem ein Mo-
dellprojekt gezeigt hatte, dass die „Doppik“ 
in den nordrhein-westfälischen Kommunen 

funktioniert. Im September 2012 trat das 
„Erste Gesetz zur Weiterentwicklung des 
Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
für Gemeinden und Gemeindeverbände im 
Land Nordrhein-Westfalen“ (1. NKFWG) in 
Kraft. Dieses sah nach der ersten Evaluierung 
des NKF zahlreiche Änderungen vor, die ab 
dem Haushaltsjahr 2013 galten. Im 1. NK-
FWG wurde festgehalten, dass nach einem 
vierjährigen Erfahrungszeitraum eine erneu-
te Evaluierung des NKF in Zusammenarbeit 
mit den kommunalen Spitzenverbänden 
stattfinden soll.181 

Eine wesentlicher Bestandteil kommunalen 
Vermögens, der durch die Einführung der 
doppelten Buchführung in den Bilanzen 
auftaucht, sind Grundstücke im kommuna-
len Besitz. Dazu gehören Grundstücke, die 
im Rahmen des Zwischenerwerbs erworben 
worden sind aber auch Erbbaurechtsgrund-
stücke sowie Einnahmen durch Erbbauzins-
zahlungen. Mit Einführung des NKF mussten 
die Kommunen ihren gesamt Grundbesitz 
bewerten (lassen). Die Grundstücke werden 
beim NKF in Nordrhein-Westfalen in der 
Kontenklasse 0 „Immaterielle Vermögens-
gegenstände und Sachanlagen“ geführt und 
gehören zur Aktivseite in der kommunalen 
Bilanz.

Eine einmalige Wertermittlung zur Einfüh-
rung der doppelten Buchführung reicht 
allerdings nicht aus. Die Wertentwicklung 
der Grundstücke im kommunalen Besitz 
muss ebenfalls erfasst werden. Gerade im 
Zwischenerwerb – sowohl kurz- als auch 
langfristig – ist die Wertentwicklung be-
deutsam für die Bilanzierung, insbesonde-
re dann, wenn Grundstücke einen Quali-
tätssprung machen, z. B. wenn Ackerland 
zu Bauerwartungsland wird oder ob durch 
Baurechtschaffung (verbindliche Bauleitpla-
nung) Rohbauland oder gar baureifes Land 
i. S. der ImmoWertV entsteht.182 Aber auch
die konjunkturelle Entwicklung muss erfasst
werden. In der Bilanz würde dies am ehesten
unter die Kategorie „Wertberichtigungen“

181	 Quelle: http://www.mik.nrw.de/themen-aufgaben/
kommunales/kommunale-finanzen/kommunale-
haushalte/haushaltsrechtnkf.html

182	 Vgl. hierzu die „Entwicklungsstufen“ zum Bauland 
gemäß § 5 ImmoWertV.
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aus der Kontenklasse 2 „Eigenkapital, Son-
derposten und Rückstellungen“ fallen und 
somit zu den Passiva der Bilanz gehören. Tab. 
19 zeigt den NKF-Kontenrahmen.183

Die Auswirkungen der doppelten Buchfüh­
rung auf den Zwischenerwerb hängen von 
den Begebenheiten in den jeweiligen Kom-
munen ab. So können sich aus der Doppik 
für Haushaltssicherungsgemeinden sicher-
lich Schwierigkeiten ergeben, da sie Eigen-
gesellschaften und deren Investitionen nicht 
mehr in der Gesamtrechnung „verstecken“ 
können. Der Typ V der Wege der Baulandbe-
reitstellung – Zwischenerwerb außerhalb des 
Haushaltes184 – würde als möglicher Weg der 
Baulandbereitstellung entfallen, wenn dieser 
mit dem Ziel verfolgt würde, ausschließlich 
den kommunalen Haushalt zu entlasten.

Wachstumsregionen hingegen haben durch 
die doppelte Haushaltsführung den Vorteil, 
dass sie (im Idealfall) stets ein umfassendes 
Bild ihres Gesamtvermögens haben. Auch 
ausgelagerte Grundstücke, die von Eigen-
betrieben entwickelt und verwaltet werden, 
bleiben sichtbarer Bestandteil im Gesamt-
jahresabschluss. Dies erfordert natürlich eine 
vollständige Erfassung des Grundvermögens 
und die konsequente Fortschreibung der 
Grundstückswerte.

Die „Doppik“ bzw. das „NKF“ haben auch 
Vorteile bei der Beurteilung, ob Grundstücke, 
die vorher über ein kommunales Zwischen-
erwerbsmodell angekauft wurden, nach 
Entwicklung und Erschließung (= baureifer 
Grundstückszustand) an Dritte veräußert 
oder aber im Wege der Vergabe von Erbbau-
rechten bei der Gemeinde verbleiben. Erb-
baugrundstücke verblieben mit ihrem Ver-
mögenswert bei der Kommune und sichern 
zusätzlich sichere Einnahmen aus laufenden 
Erbbauzinszahlungen. Ein Vorteil, der zuneh-
mend durch „Doppik“ (NKF) „sichtbar“ wird.

183	 Quelle: Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen – Referat 34 – 
(Hrsg.): Neues Kommunales Finanzmanagement in 
Nordrhein-Westfalen – Handreichung für Kom-
munen (7. Auflage), Düsseldorf 2016, S. 2727 ff. 
Hervorhebung durch den Autor.

184	 vgl. Dransfeld, E.: Wirtschaftliche Baulandbereit-
stellung – Städtebauliche Kalkulation –, erschienen 
im Verlag Deutsches Volksheimstättenwerk GmbH, 
Bonn 2003, S. 22
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Kosten- und Leistungsrechnung (KLR; Die Ausgestaltung der KLR ist von jeder 

Kommune selbst festzulegen.)

Gesamtübersicht über 
den NKF-Kontenrahmen
(Fortsetzung der vorheri-
gen Seite)

Durch die „Doppik“ 
wird das Konzept des 
Zwischenerwerbs au­
ßerhalb des Haushalts 
erschwert.
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2  Steuerrechtliche Fragen aus Sicht der Alteigentümer

Der kommunale Zwischenerwerb greift in 
großem Umfang auch auf landwirtschaftli-
che Grundstücke zurück. Landwirte stellen 
daher in vielen Kommunen die größte Grup-
pe der Grundstücksverkäufer dar. Steuer-
rechtliche Regelungen, die Landwirte (aber 
auch andere Grundeigentümer) betreffen, 
können daher erhebliche Auswirkungen auf 
das kommunale Baulandmanagement und 
den Zwischenerwerb von Grundstücken ha-
ben.

Das geänderte Steuerrecht kann dazu füh-
ren, dass die Verkaufsbereitschaft der Land-
wirte zurück geht und der Grunderwerb für 
die Kommunen hierdurch schwieriger wird. 
Das Steuerrecht kann dazu führen, dass ei-
nige Grundeigentümer einen Verkauf ihrer 
Grundstücke aus steuerlichen Gründen ab-
lehnen oder dass von der Kommune erwartet 
wird, dass diese die gestiegenen steuerlichen 
Belastungen durch höhere Ankaufspreise 
kompensiert.

Vor allem die Gewerbesteuer, die Einkom-
mensteuer und die Spekulationssteuer kön-
nen sich nachteilig auf den kommunalen 
Zwischenerwerb und die Umsetzung kom-
munaler Ziele im Rahmen der Baulandent-
wicklung auswirken.

Wenn ein Eigentümer mehr als drei Ver-
kaufsfälle in einem Jahr hat, wird allgemein 
ein gewerblicher (steuerpflichtiger) Grund-
stückshandel angenommen.185 Das kann sich 
als Problem erweisen, wenn die Kommune 
mehrere Grundstücke von einem Eigentümer 
innerhalb eines Jahres erwerben will. Gerade 
bei Landwirten mit größerem Grundbesitz 
innerhalb einer Kommune kann dies häufiger 
vorkommen. Auch im Rahmen der Rücküber-
tragung von Baugrundstücken oder eines 
Selbstbehaltes von Grundstücken zur Eigen-
vermarktung kann sich die Gewerbesteuer-
pflicht negativ auswirken, wenn Grundstüc-

185	 Vgl. zur „Drei-Objekt-Grenze“ auch das Urteil des  
Bundesfinanzhofs vom 18.05.1999, I R 118/97, 
BStBl II 2000, 28, oder auch das Urteil des Bun-
desfinanzhofs vom 18.09.1991, XI R 23/90, BStBl 
II 1992, 135, wo bei vier Verkäufen innerhalb von 
fünf Jahren ein gewerblicher Grundstückshandel 
angenommen wurde.

ke ggf. nicht mehr einzeln auf dem freien 
Markt veräußert werden, sondern komplett 
an Bauträger verkauft werden, um so nur ei-
nen Verkaufsfall zu erzeugen.

Veräußerungsgeschäfte bei Grundstücken 
und Rechten, die den Vorschriften des bür-
gerlichen Rechts über Grundstücke unterlie-
gen (also beispielsweise auch Erbbaurecht), 
gelten als private Veräußerungsgeschäf-
te – und können somit eine Steuerpflicht 
auslösen – wenn der Zeitraum zwischen 
Anschaffung und Veräußerung nicht mehr 
als zehn  Jahre beträgt (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 
Einkommensteuergesetz). Die Verlängerung 
der „Spekulationsfrist“ auf zehn  Jahre, die 
Grundstücksspekulationen verhindern sollte, 
kann sich beim kommunalen Zwischener-
werb durch eine rückläufige Verkaufsbereit-
schaft der Eigentümer nachteilig auswirken. 
Zudem läuft die zehnjährige Spekulations-
frist dem Ziel der zügigen Baulandmobilisie-
rung zuwider, wenn die Eigentümer Grund-
stücke, die sie beispielsweise im Zuge der 
Rückübertragung erhalten haben, erst nach 
Ablauf der 10 Jahres-Frist verkaufen.

Als Anschaffung i. S. d. Einkommensteuerge-
setzes gilt auch die Überführung von Grund-
stücken aus dem Betriebsvermögen in das 
Privatvermögen (entweder durch die Ent-
nahme aus dem Betriebsvermögen im Rah-
men eines Grundstücksverkaufes oder durch 
die Betriebsaufgabe).186

Ob ein notarielles, befristetes Kaufangebot 
des Eigentümers einem Verkauf steuerlich 
gleichzusetzen ist, d. h. ob die Spekulations-
frist erst ab dem vertraglichen Eigentums-
übergang oder bereits bei einem notariellen 
Kaufangebot beginnt, ist noch nicht ab-
schließend geklärt. 

Das Steuerrecht wirkt sich in Bezug auf die 
kommunalen Zielsetzungen des Baulandma-
nagements kontraproduktiv aus. Der Zwi-
schenerwerb von Grundstücken wird schwie-
riger bzw. die Kosten steigen durch höhere 

186	 vgl. auch: Stahr: Städtebauliche Bodenordnung. 
a. a. O., S. 15. Siehe dazu auch Niedersächsisches FG 
Urteil vom 26. Oktober 2010 Az. 12 K 266/09.

Von den Änderungen 
im Steuerrecht sind 
vielfach Landwirte 
betroffen, die Grund­
stücke an die Kommune 
verkaufen wollen.

Das Steuerrecht er­
schwert vielfach den 
kommunalen Zwischen­
erwerb durch eine 
sinkende Verkaufsbe­
reitschaft der Grundei­
gentümer.

2	 Steuerrechtliche Fragen aus Sicht der Alteigentümer
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Ankaufspreise. Zudem wird die Baulandmo-
bilisierung dadurch eingeschränkt, dass sich 
ein zügiger Verkauf von Grundstücken für 
Private steuerlich negativ auswirken kann. 

Raten- oder Teilzahlungen haben keinen 
Einfluss auf eine Reduzierung der steuerli-
chen Belastungen, da solche Beträge auf den 
Tag des Verkaufes hochgerechnet und steu-
erlich so behandelt werden, als ob der ge-

samte Kaufpreis zum Zeitpunkt des Vertrages 
vollständig ausgezahlt worden wäre. 

Die Vergabe von Erbbaurechten kann dage-
gen als mögliche Alternative zum Verkauf 
von Grundstücken eine geringere steuerliche 
Belastung zur Folge haben. Auch hierbei ist 
jedoch die Spekulationsfrist von zehn Jahren 
zu beachten, wenn die Erbbaurechtnehmer 
die Grundstücke erwerben.
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XIV  Glossar
Anhandgabe

Die Anhandgabe eines Grundstücks aus öf-
fentlichem Eigentum erfolgt zeitlich befri-
stet an einen Investor oder Bauwilligen bzw. 
an eine Baugemeinschaft, damit dieser / 
diese in dieser Zeit erforderliche Schritte 
zur Realisierung des Vorhabens durchfüh-
ren kann, z. B. notwendige Untersuchungen, 
Vervollständigung der Baugemeinschaft, Si-
cherung der Finanzierung. 

Das Anhandgabeentgelt wird später auf den 
Grundstückspreis angerechnet.

Baulandbeschluss

Ein Baulandbeschluss wird durch den Rat 
einer Kommune beschlossen und legt die 
boden-politischen Grundsätze, die Ziele und 
die Wege der Baulandbereitstellung mit un-
terschiedlicher Regelungstiefe fest.

Ein kommunaler Baulandbeschluss enthält 
Vorgaben der politischen Gremien über 
Möglichkeiten, die bei der Entwicklung ein-
zelner Gebiete zum Einsatz kommen können. 
Eine konsequente Beachtung dieses Rah-
mens erhöht Vertrauen und Akzeptanz. Eine 
transparente Vorgehensweise hilft dem Ent-
gegentreten des Verdachts von Willkür und 
Ungleichbehandlung.

Ein Baulandbeschluss versteht sich als eine 
aktive, bedarfsorientierte (strategische) 
kommunale Steuerung der Baulandbereit-
stellung als (kommunikativer) Prozess zwi-
schen allen, an der Produktion von Bauland 
beteiligten Akteuren. Er legt fest, was er-
reicht werden soll (Zielbezug), definiert die 
räumliche Dimension mit Prioritätensetzung 
und legt Regelungen zu (Re-) Finanzierungs-
fragen der Baulandproduktionskosten (Ko-
stenbeteiligungen und Lastenverteilung fest. 

Ferner kann er Vorgaben zur zeitlichen und 
sozialen Dimension (bspw. öffentlich geför-
derter Wohnungsbau, Zugang zu Eigentum) 
festlegen. Auch die verwaltungsorganisato-
rische Dimension (wer regelt was wann und 
wie) kann Inhalt eines Baulandbeschlusses 
sein. Ein Baulandbeschluss muss folgende 
wesentlichen Verfahrensgrundsätze erfül-

len: Er muss transparent und einheitlich sein, 
er muss verbindlich für alle Beteiligten und 
längerfristig angelegt sein.

Baulandstrategie

Baulandstrategien haben die vorrangige 
Funktion, Bauland zu mobilisieren. Dazu 
kann die Kommune entweder neue Flächen 
bereitstellen oder für die Entwicklung bereits 
baureifer Grundstücke sorgen. Die Finanzie-
rung der Erschließung, der Verfahrens- und 
Folgekosten soll dabei auf kommunal trag-
bare Weise gesichert werden. Eine Bauland-
strategie kann sich preisgestaltend auswir-
ken und so auch sozial- und bodenpolitische 
Ziele erreichen. Die Strategie wird durch den 
Baulandbeschluss (s. o.) verbindlich.

Bauerwartungsland

Bauerwartungsland ist nach § 5 Abs. 2 Im-
moWertV als Flächen definiert, die nach 
ihren weiteren Grundstücksmerkmalen (§ 6 
ImmoWertV), insbesondere dem Stand der 
Bauleitplanung und der sonstigen städte-
baulichen Entwicklung des Gebietes, eine 
baulichen Nutzung aufgrund konkreter Tat-
sachen mit hinreichender Sicherheit erwar-
ten lassen. Diese Erwartung kann sich insbe-
sondere auf eine entsprechende Darstellung 
im Flächennutzungsplan, auf ein entspre-
chendes Verhalten der Gemeinde oder auf 
die allgemeine städtebauliche Entwicklung 
des Gemeindegebietes gründen. Für schon 
baulich genutzte Grundstücke können Um-
nutzungserwartungen für höherwertige 
Nutzungen entstehen; auch solche Grund-
stücke sind Bauerwartungsland.

Baugemeinschaft

Als Baugemeinschaft bezeichnet man eine 
Gruppe privater Bauherren, die gemeinsam 
eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, um 
gemeinsam, gleichberechtigt und transpa-
rent ihr Wunschprojekt mit ihren architekto-
nischen, sozialen und konzeptionellen Wün-
schen durchzuführen. Dabei handelt es sich 
in der Regel um mehrere zur eigenen Nut-
zung bestimmte Wohnhäuser, Reihenhäu-

VI  Glossar
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ser oder Eigentumswohnungen auf einem 
Grundstück bzw. in einer Wohnanlage.

Bauverpflichtung

Bauverpflichtungen regeln, dass der Käufer 
des Grundstücks dieses zügig, d. h. innerhalb 
einer bestimmten Frist bebaut. Die Dauer der 
Frist hängt auch davon ab, wie der Bezugs-
horizont gewählt wird, d. h. ob die Frist mit 
Eigentumsübergang oder mit Baureife des 
Grundstücks beginnt und ob in der Verpflich-
tung die Bezugsfertigkeit des Gebäudes, die 
Fertigstellung des Rohbaus oder der Baube-
ginn zur Fristwahrung gefordert wird. I. d. R. 
sind ein bis drei Jahre empfehlenswert.

Die Sicherung der Bauverpflichtung kann 
durch Rückkaufrechte, Nachzahlungsklau-
seln oder Vertragsstrafen erfolgen.

Bodenfonds (revolvierend)

Ein Bodenfonds ist ein rechnerischer, zweck-
gebundener Sonderposten im Haushalt einer 
Kommune. Ziel eines revolvierenden Boden-
fonds im Rahmen des kommunalen Zwi-
schenerwerbs ist es, Grundstücke zu kaufen, 
zu entwickeln und zu verkaufen. 

Auch Grunderwerb im Rahmen der kom-
munalen Bodenvorratspolitik (z. B. auch der 
Kauf von Tauschflächen) kann durch einen 
Bodenfonds finanziert werden. Die Kosten 
für den Grunderwerb und die Baureifma-
chung (einschließlich Zwischenfinanzierung, 
Planung, Vermarktung etc.) werden vom 
Fonds finanziert. Die Erlöse aus den Grund-
stücksverkäufen (bzw. aus der Bewirtschaf-
tung von Grundstücken, wenn diese bei-
spielsweise verpachtet werden) werden nicht 
als allgemeine Deckungsmittel im Haushalt 
verwendet, sondern fließen als zweckgebun-
dene Mittel zurück in den Fonds um wieder-
um neue Grundstücke zu kaufen, zu entwic-
keln und zu verkaufen.

Haushaltsrechtlich werden die Einnahmen 
und Ausgaben bei den Grundstücksgeschäf-
ten wie normale Einnahmen und Ausgaben 
behandelt. Überschüsse fließen in die allge-
meinen Rücklagen, sind zweckgebunden und 

werden daher ausschließlich für Grunder-
werb und -entwicklung verwendet.

Ein Ausgleich von Einnahmen und Ausgaben 
ist in einem Haushaltsjahr nicht unbedingt 
vorzusehen, mittelfristig sollte ein Boden-
fonds jedoch hinsichtlich seiner Einnahmen 
und Ausgaben ausgeglichen sein.

Bodenvorratspolitik

Bodenvorratspolitik ist der vorausschauende 
Flächenerwerb für verschiedene Zwecke der 
Siedlungsentwicklung (entweder direkt für 
eine bauliche Entwicklung erforderliche Flä-
chen oder indirekt als Tauschland für künfti-
ge Bauflächen).

Bodenvorratspolitik kann kurz- bis mittel­
fristig (projektbezogen) ausgerichtet sein, 
d. h. es werden Flächen angekauft, die in ei-
nem kurz- bis mittelfristigen Zeitrahmen zur 
Überplanung anstehen. Die Flächen werden 
projektbezogen, i. d. R. erst zu Beginn der 
Planung bzw. kurz vorher angekauft. Der An-
kaufspreis liegt dann meist im Bereich von 
Bauerwartungsland.

Bodenvorratspolitik kann auch langfri­
stig angelegt sein, d. h. es werden Flächen 
gekauft, deren Verwendbarkeit für eine di-
rekte bauliche Nutzung nicht sicher ist. Die 
Flächen werden dann sehr frühzeitig ange-
kauft, i. d. R. bereits vor Darstellung im Flä-
chennutzungsplan als Baufläche. Hierdurch 
bedingt sind die Ankaufspreise niedrig; sie 
liegen meist im Bereich der landwirtschaftli-
chen Qualität, ggf. bei begünstigtem Agrar-
land.

Buchführung, doppelte

Die doppelte Buchführung, auch „Doppik“ 
genannt, bezeichnet eine Form der Buch-
haltung, bei der jede durch einen Geschäfts-
vorgang bzw. Verwaltungsvorfall mindestens 
zwei Konten berührt werden. Die doppelte 
Buchführung ist vor allem in der Privatwirt-
schaft verbreitet, aber im Zuge der Reform 
des öffentlichen Haushalts- und Rechnungs-
wesens wurde sie auch auf kommunaler 
Verwaltungsebene eingeführt und löst die 
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traditionelle kamerale Buchführung ab. Sie 
bildet den Ressourcenverbrauch und das 
-aufkommen ab und ermöglicht einen Über-
blick über das Vermögen und die gesamten 
Schulden. Ziel der Einführung der doppelten 
Buchführung ist die Sicherstellung der Ge-
nerationengerechtigkeit.

Deduktives Verfahren

Mit Hilfe deduktiver Verfahren wird der Wert 
eines unbebauten, baureifen Grundstücks 
aus dem Wert eines fertig bebauten Grund-
stücks abgeleitet. Diese Verfahren werden 
herangezogen, wenn kein ausreichendes 
Vergleichspreismaterial für werdendes Bau-
land (Bauerwartungsland oder Rohbauland) 
zur Verfügung steht bzw. wenn die Kosten 
der Baulandentwicklung und -bereitstellung 
berücksichtigt werden sollen (z. B. im Rah-
men bodenwirtschaftlicher Kalkulationen 
auf kommunaler Ebene).

Zwei deduktive Verfahren sind die „residuale 
Bodenwertermittlung“ und das „Kalkulati-
onsverfahren zur Bestimmung des Wertes 
von werdendem Bauland“.

Bei der residualen Bodenwertermittlung 
errechnet sich der Residualwert (das Resi-
duum) aus dem Verkehrswert von baureifem 
Land abzüglich der Bau-, Entwicklungs- und 
Vermarktungskosten sowie des Unterneh-
mergewinns.

Der Bodenwert ist das Residuum aus Erlösen 
(erzielbarer Preis des baureifen Landes) mi-
nus Kosten. Ermittelt wird der wirtschaftlich 
noch tragfähige Bodenwert, den die Kom-
mune als maximalen Ankaufspreis zahlen 
kann ohne finanzielle Verluste bei der Bau-
landentwicklung zu machen.

Ebenso wie der wirtschaftlich tragfähige An-
kaufspreis kann ausgehend vom (feststehen-
den) Ankaufspreis auch der (unter Berück-
sichtigung der Kosten der Baulandentwick-
lung) erforderliche Verkaufspreis berechnet 
werden.

Das Kalkulationsverfahren zur Bestim­
mung des Wertes von werdendem Bau­
land steht bei der Verkehrswertermittlung 

im Mittelpunkt, wenn der Wert von werden-
dem Bauland ermittelt werden soll und kein 
ausreichendes Vergleichspreismaterial zur 
Durchführung eines Vergleichswertverfah-
rens gemäß §§ 15 und 16 ImmoWertV zur 
Verfügung steht. 

Das Kalkulationsverfahren wird angewen-
det, um den wirtschaftlich noch tragfähi-
gen Wert von werdendem Bauland aus dem 
vollen Baulandwert abzuleiten. Von dem 
vollen Baulandwert werden die Kosten der 
Baulandentwicklung (Erschließungsmaß-
nahmen, Wartezeit, öffentliche Flächen etc.) 
abgezogen. Auf diese Weise wird der Wert 
für werdendes Bauland (Rohbauland oder 
Bauerwartungsland) in Abhängigkeit von 
den Kosten der Entwicklung und Baureifma-
chung errechnet.

Das Verfahren kann sowohl für die Ermitt-
lung des Wertes von Bauerwartungsland als 
auch von Rohbauland angewendet werden. 
Die Qualitätsentwicklung vom Bauerwar-
tungsland zum Rohbauland ist im Wesent-
lichen mit der Rechtsverbindlichkeit des Be-
bauungsplanes zu begründen. Dieser Einfluss 
wird indirekt über die Schätzung der Warte-
zeit bis zur Baureife berücksichtigt, die bei 
Bauerwartungsland höher ausfällt als bei 
Rohbauland.

Eigenbetrieb

Eigenbetriebe sind gemeindliche wirtschaft-
liche Unternehmen ohne Rechtspersönlich-
keit, die nach den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung und der Betriebssatzung 
geführt werden (§ 114 Abs. 1 GO NW).

Der Eigenbetrieb ist ein rechtlich unselbstän-
diges Unternehmen der Kommune und wird 
als Sondervermögen außerhalb des kommu-
nalen Haushaltes geführt und unterliegt da-
her nicht den strengen haushaltsrechtlichen 
Bindungen. Der Eigenbetrieb gehört jedoch 
zu 100 % der Kommune; Beteiligungen Drit-
ter sind ausgeschlossen.
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Eigengesellschaft

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH) ist eine Kapitalgesellschaft, die im 
Gegensatz zu einer Personengesellschaft da-
durch gekennzeichnet ist, dass die Mitglied-
schaft auf eine reine Kapitalbeteiligung und 
nicht auf eine persönliche Mitarbeit der Ge-
sellschafter zugeschnitten ist. Die Haftung ist 
auf das Gesellschaftsvermögen beschränkt.

Eine Gesellschaft kann durch eine oder meh-
rere Personen gegründet werden, d. h. die 
Kommune kann alleiniger Gesellschafter 
sein, es können sich aber auch private Dritte 
beteiligen (sog. Beteiligungsgesellschaft).

Die Gesellschaft ist vollständig aus der Ver-
waltungsstruktur herausgelöst; sie unter-
liegt in sich nur den privatrechtlichen Be-
stimmungen (GmbH-Gesetz, Gesellschafts-
vertrag).

Einheimischenmodell

Einheimischenmodelle dienen der Sicherstel-
lung des Baulandbedarfes und der Bereit-
stellung von preiswertem Wohnbauland für 
die ortsansässige Bevölkerung. Sie sollen vor 
allem der jungen Bevölkerung ermöglichen, 
in ihrem Heimatort zu bleiben (und zu bau-
en) und so einer Überalterung der Bevölke-
rung entgegenwirken.

Um den Bedarf an bezahlbaren Baugrund-
stücken für die ortsansässige Bevölkerung 
decken zu können, können kommunale 
Baugrundstücke bevorzugt und ggf. auch 
zu Preisen unterhalb des Verkehrswertes an 
Einheimische verkauft werden.

GmbH & Co KG

Die GmbH & Co KG gehört zu den Gesell-
schaften, an der die Kommune (mehrheit-
lich) beteiligt sein kann (neben der GmbH 
und der KG). Die wesentlichen Merkmale der 
GmbH (s. a. unter „Eigengesellschaft“) gelten 
im Grundsatz auch für die GmbH & Co KG. 

Die KG ist handelsrechtlich eine Personen-
gesellschaft, bei der neben der Gesellschaft 

mindestens ein Gesellschafter zusätzlich 
unbegrenzt mit seinem gesamten Privatver-
mögen haftet. Die Haftung der übrigen Ge-
sellschafter ist auf einen bestimmten Betrag 
begrenzt, die Einlage in die Gesellschaft. Die 
unbeschränkt haftenden Gesellschafter einer 
KG sind die Komplementäre, die beschränkt 
haftenden sind die Kommanditisten. 

Die Beteiligung einer Kommune an einer KG 
ist nur möglich, wenn sichergestellt ist, dass 
ihre Haftung beschränkt ist (§ 108 Abs. 1 
Nr. 3 GO NW). Daher kommt für die Kommu-
ne selbst nur die Beteiligung an einer KG als 
Kommanditistin in Frage. Eine Möglichkeit, 
diese Beschränkung zu „umgehen“ ist die 
Gründung einer GmbH & Co KG, wobei der 
einzige persönlich haftende Gesellschafter 
eine GmbH ist, die wiederum kapitalmäßig 
gering ausgestattet ist, so dass die Haftung 
der GmbH & Co KG insgesamt begrenzt ist

Wenn die Kommune Kommanditistin und 
gleichzeitig einziger Gesellschafter der 
Komplementär-GmbH ist, ergeben sich kei-
ne wesentlichen Unterschiede zur GmbH. 
Es handelt sich in diesem Fall nicht um eine 
Beteiligungsgesellschaft, sondern um eine 
Eigengesellschaft.

Konzeptvergabe

Eine Konzeptvergabe stellt ein Alternativ-
modell zur Vergabe von Grundstücken im 
Höchstpreisvergabeverfahren (der Bieter mit 
dem höchsten Preis erhält den Zuschlag) dar. 
Bei der Konzeptvergabe erhält der Bieter mit 
dem, anhand von transparent festgelegten 
Bewertungskriterien bewerteten, bestem 
Konzept den Zuschlag. Der Grundstückspreis 
beträgt mindestens den gutachterlich fest-
gestellten Verkehrswert. Über den Verkehrs-
wert hinausgehende Preisgebote werden bei 
der Vergabe zwar berücksichtigt, sind aber 
nicht alleinentscheidend für die Vergabe.

Nachzahlungsklausel

Mit der Nachzahlungsklausel kann die Kom-
mune die Einhaltung von vertraglichen Be-
stimmungen im Hinblick auf die Nutzung 
und Bebauung von Grundstücken sicherstel-



109

len, die von der Kommune erworben wurden 
(insbesondere Bau- und Nutzungsverpflich-
tung). Der Rückkauf von bereits bebauten 
Grundstücken kann sich für die Kommune 
als finanzielle Belastung erweisen. Daher 
kann alternativ zu einem Rückkauf auch eine 
Nachzahlungsklausel in den Kaufvertrag 
aufgenommen werden. Diese ist nicht nur 
für bereits bebaute Grundstücke anwendbar, 
sondern stellt insgesamt eine Alternative 
zum Rückkauf dar, insbesondere, wenn die 
Kommune ihre Grundstücke unter Verkehrs-
wert verkauft hat.

Der Käufer muss der Kommune die Differenz 
zwischen dem ursprünglichen Kaufpreis und 
dem Verkehrswert des Grundstücks (ohne 
Bebauung und ohne wertsteigernde Auf-
wendungen, die der Käufer nach dem Kauf 
selbst getätigt hat) zahlen. Die Kommune 
schöpft hierdurch die Wertsteigerung des 
Grundstücks ab. Bei der Nachzahlungsver-
pflichtung handelt es sich somit um die Ab-
schöpfung der Wertsteigerung des Bodens, 
die der Käufer vertragswidrig mit einem Ver-
stoß gegen vertraglich festgelegte Verpflich-
tungen erzielt hat.

Nutzungsverpflichtung

Mit Nutzungsverpflichtungen kann die 
Kommune sicherstellen, dass das Grundstück 
entsprechend ihren Zielen zu Wohnzwecken 
(bzw. bei gewerblicher Baulandbereitstel-
lung zu gewerblichen Zwecken) vom Käu-
fer selbst genutzt wird. Hierdurch werden 
Grundstücksspekulationen verhindert, d. h. 
der Verkauf von (preisgünstigen) kommuna-
len Grundstücken auf dem freien Markt zu 
höheren Preisen und z. B. das Umgehen von 
kommunalen Vergaberichtlinien vermieden.

Die Sicherung der Nutzungsverpflichtung 
kann durch Rückkaufrechte, Nachzahlungs-
klauseln oder Vertragsstrafen erfolgen.

Optionsvereinbarungen

Optionsvereinbarungen stellen eine Alterna-
tive zum Grunderwerb für die Kommune dar 
bzw. dienen der Minimierung der finanziellen 
Belastung. Zu den Optionsvereinbarungen 

gehören beispielsweise die notariellen Kau-
fangebote der Grundstückseigentümer an 
die Kommune. Die Kommune nimmt dieses 
Kaufangebot unter einer bestimmten Vor-
aussetzung an (z. B., wenn der Bebauungs-
plan einen bestimmten Verfahrensstand oder 
auch Rechtskraft erreicht hat oder, wenn die 
Grundstücke baureif, d. h. bebaubar sind), 
um die Zwischenfinanzierungskosten gering 
zu halten. Notarielle Kaufangebote können 
auch direkt auf Dritte (z. B. Bauherren) über-
tragen werden, so dass die Kommune auf ei-
nen Kauf der Flächen verzichten kann.

Quote für sozialen Wohnungsbau

Zahlreiche Kommunen führen in ihr Verfah-
ren zur Baulandbereitstellung Quoten für den 
sozialen Wohnungsbau ein. Entwickler und 
Investoren werden vertraglich dazu verpflich-
tet, einen festgesetzten Prozentsatz, häufig 
30 %, der realisierten Geschossfläche für so-
zialen Wohnungsbau zur Verfügung zu stel-
len. Die Quote für den sozialen Wohnungs-
bau ist ein Bestandteil für eine sozialgerechte 
Bodennutzung zur Erreichung sozialer Ziele.

Rohbauland

Rohbauland sind nach § 5 Abs. 3 Immo-
WertV Flächen, die nach den §§ 30, 33 und 
34 BauGB für eine bauliche Nutzung be-
stimmt sind, deren Erschließung aber noch 
nicht gesichert ist oder die nach Lage, Form 
oder Größe für eine bauliche Nutzung unzu-
reichend gestaltet sind.

Rohbauland stellt in der Entwicklung vom 
Bauerwartungsland zum baureifen Land eine 
Zwischenstufe dar.

Begrifflich kann zwischen „Bruttorohbau-
land“ (beinhaltet Flächen für öffentliche 
Zwecke, z. B. Erschließungsflächen, Grün-
flächen) und „Nettorohbauland“ (bebaubare 
Flächen) unterschieden werden.

Rückkaufrecht

Rückkaufrechte bzw. Wiederkaufrechte re-
geln, dass die Kommune bei Nichteinhal-
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tung der festgelegten Verpflichtungen für 
die Käufer der Grundstücke das betreffende 
Grundstück zurückkaufen kann. Das Rück- 
oder Wiederkaufsrecht ist im Kaufvertrag 
festzulegen und sollte darüber hinaus durch 
die Eintragung einer Rückauflassungsvor-
merkung im Grundbuch gesichert werden.

Festgelegt werden muss hierbei nicht nur das 
Rückkaufsrecht an sich, sondern auch der 
Rückkaufspreis.

Vertragsstrafe

Vertragsstrafen setzen für den Fall der 
Nichteinhaltung der vereinbarten Verpflich-
tung zur Bebauung und Nutzung der von der 
Kommune erworbenen Grundstücke die Zah-
lung eines festgelegten Geldbetrages fest.

Möglich ist sowohl die Festlegung einer fixen 
Vertragsstrafe oder aber auch eine Vertrags-
strafe, deren Höhe die Zeitdauer der Einhal-
tung der Verpflichtung berücksichtigt.

Vollmachtsmodell

Ein Vollmachtsmodell stellt eine Alterna-
tive zum Erwerb von Grundstücken durch 
die Kommune dar. Anstatt die Grundstücke 
zu kaufen und an den Bauwilligen weiter-
zuverkaufen, veräußert die Kommune die 
Grundstücke direkt an den Bauwilligen in 
Vollmacht des Eigentümers.

Die Kommune kann hierdurch ihre Einflus-
snahme auf die Vergabe sicherstellen, wird 
jedoch gleichzeitig finanziell entlastet, da 
keine Grunderwerbs- und Grunderwerbs-
nebenkosten (Grunderwerbsteuer, Notar, 
Grundbuch) sowie keine Finanzierungsko-
sten anfallen.
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XVI  Anhang

1  Textbausteine

Bei den folgenden Textbausteinen handelt 
es sich um beispielhafte Auszüge aus kom-
munalen Baulandbeschlüssen. Die Text-
bausteine sollen Anregungen für mögliche 
Inhalte von Baulandbeschlüssen geben, um 
bestimmte kommunale Zielsetzungen zu si-
chern. Es kann im Einzelfall erforderlich sein, 
die Textbausteine auf die jeweilige Situation 
vor Ort anzupassen.

Die Textbausteine sind nicht zwangsläufig 
als Bestandteil eines Grundsatzbeschlusses 
anzusehen; sie können ebenso Bestandteile 
von Detailbeschlüssen sein.

Die Autoren können keine Gewährleistung 
geben, dass die Textbausteine rechtlich ein-
wandfrei sind.

A	 Textbausteine zum Flächenerwerb

Textbaustein A1	 Vollständiger Grunderwerb im Plangebiet

Verbindliche Bauleitplanung zur Ausweisung von Neubaugebieten wird 
nur dann eingeleitet, wenn die Stadt Eigentümer der gesamten davon 
betroffenen Flächen ist. Ausnahmen sind nur aus zwingenden Gründen 
durch Ratsentscheidung im Einzelfall möglich.

Textbaustein A2	 Teilweiser Grunderwerb im Plangebiet (bestimmter prozentualer 
Anteil)

Bauland wird nur noch in solchen Bereichen ausgewiesen, die zuvor 
durch die Stadt zu mindestens 70 % erworben wurden.

Textbaustein A3	 Teilweiser Grunderwerb im Plangebiet (unbestimmter, mehrheits­
bezogener Anteil)

Die Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen zur Ausweisung bis-
her nicht überbaubarer Bereiche als Wohnbauflächen wird nur vorge-
nommen, sofern sich die überwiegenden Flächen im Eigentum der Stadt 
befinden.

Textbaustein A4	 Teilweiser Grunderwerb im Plangebiet (unbestimmter Anteil)

Künftige Planungsverfahren werden vorrangig in solchen Bereichen 
durchgeführt, in denen die Stadt eigenen Grundbesitz hat oder in de-
nen der Stadt in angemessenem Umfang Grundstücke zu günstigen 
Konditionen zur Verfügung gestellt werden.

Textbaustein A5	 Konkrete Festsetzung des Ankaufspreises

Falls der Grundstückseigentümer auf den Erwerb von Baugelände ver-
zichtet, kauft die Stadt die gesamte in den bebaubaren Bereich des 
Plangebietes eingebrachte Grundstücksfläche zum Preis von 40,00 ¤/
m².

VIII  Anhang

1	 Textbausteine
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Falls der Grundstückseigentümer nach rechtskräftiger Ausweisung 
des Baugebietes und abgeschlossener Vermessung Baugelände erwer-
ben will, ist er verpflichtet, 30 % der in den bebaubaren Bereich des 
Plangebietes eingebrachten Grundstücksfläche als Flächenbeitrag un-
entgeltlich der Stadt zu übertragen. Der Preis für den Ankauf der in 
den bebaubaren Bereich des Plangebietes fallenden Restflächen beträgt 
20,00 ¤/m².

Textbaustein A6	 Grundsätzliche Festsetzungen zum Ankaufspreis

Es sind mit den Grundstückseigentümern in künftigen Bebauungsplan-
gebieten (nach grundsätzlicher Beschlussfassung durch den Stadtrat) 
städtebauliche Verträge gemäß § 11 BauGB zu schließen, in welchen 
festgelegt wird, dass die Stadt die öffentlichen Bedarfsflächen gemäß 
§ 55 Abs.  2 BauGB (ca. 20 % der Einlagegrundstücke) zum Preis von
Bauerwartungsland (= 20 % eines bei Vertragsabschluss festzulegenden
Baulandpreises) und außerdem ein Drittel des danach verbleibenden
Nettobaulandes zum Preis von Rohbauland (= 50 % eines bei Vertrags-
abschluss festzulegenden Baulandpreises) erhält.

Textbaustein A7	 Flexible Handhabung des Ankaufspreises

Der Preis für den Ankauf des in ein Planungsgebiet fallenden Geländes 
ist von Fall zu Fall vom Rat festzusetzen.

Textbaustein A8	 Flexible Handhabung des Ankaufspreises

Der von der Stadt zu zahlende Kaufpreis wird jährlich neu festgelegt; 
er darf das 5fache des Kaufpreises für landwirtschaftliche Flächen nicht 
übersteigen.

Textbaustein A9	 Notarielles Kaufangebot

Planverfahren zur Ausweisung von Bauland werden künftig nur noch 
eingeleitet, wenn alle betroffenen Grundstückseigentümer sich durch 
notarielles Kaufangebot bereit erklärt haben, 25 % der zukünftigen 
Nettoneubaufläche der Stadt zum Erwerb anzubieten.

Die notariellen Kaufangebote können von der Stadt angenommen wer-
den, wenn die zu übertragenen Grundstücke bebaubar sind. Sie können 
mit Zustimmung der Stadt auch von einem Dritten (z. B. Stadtentwick-
lungsgesellschaft) angenommen werden.

Textbaustein A10	 Notarielles Kaufangebot

Vor der Realisierung von Bauleitplanverfahren sollte die Stadt versu-
chen, von den betroffenen Grundstückseigentümern notariell beurkun-
dete einseitige Verkaufsangebote zu erhalten, die folgende Regelung 
zum Inhalt haben sollten:
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•	 mindestens fünfjährige Bindungsfrist, in der das Bauleitplanver-
fahren und die Realisierung der Bauleitplanung erfolgen müsste

•	 feststehender Kaufpreis, der im Hinblick auf den Zeitpunkt der An-
nahme des Verkaufsangebotes analog der Entwicklung der Grund-
stücksrichtwerte vergleichbarer Baugebiete jeweils zu aktualisieren 
ist

•	 ggf. Recht des Grundstückseigentümers zum Rückkauf von bis zu 
zwei Grundstücken zur eigenen Verwertung

Textbaustein A11	 Flächenbezogene Voraussetzungen

Der Grunderwerb durch die Stadt erfolgt unter der Bedingung, dass 
Kaufverträge nur dann wirksam werden, wenn die gesamte zur Bepla-
nung anstehende Fläche in das städtische Eigentum übergehrt.

Textbaustein A12	 Erbbaurecht als Alternative zum Flächenerwerb

Die Stadt beschließt künftige Planungsverfahren vorrangig für solche 
Bereiche durchzuführen, in denen die Stadt eigenen Grundbesitz hat 
oder in denen der Stadt in angemessenem Umfang Grundstücke zu 
günstigen Konditionen zur Verfügung gestellt werden (Eigentum oder 
Erbbaurecht).

Textbaustein A13	 Verfügungsoption

Von den nach Abzug für Erschließungsflächen und Flächen für Infra-
struktureinrichtungen verbleibenden künftigen Nettobaulandflächen 
erhält die Stadt eine Verfügungsoption für 40 % der Flächen zum 
vertraglichen Ausgangswert. Die Stadt kann diese Flächen nach Wahl 
entweder selbst erwerben oder sich bindende, durch Vormerkung ge-
sicherte Kaufangebote unterbreiten lassen, die sie an Erwerber weiter-
geben kann. Im Einzelfall ist auch die Bestellung eines Erbbaurechts als 
Vergabebindung zu Gunsten der Stadt (Vermittlung von Erbbaurechten 
an ausgewählte Bauwillige) nicht ausgeschlossen.

Die Kauf- und Erbbauangebote sind auf fünf Jahre nach Rechtskraft des 
Bebauungsplanes, längstens auf acht Jahre nach Abschluss des städte-
baulichen Vertrages zu befristen. Die Stadt wird ihre Verfügungsbefug-
nis über Wohnbaugrundstücke dazu nutzen, die Bildung von Wohnei-
gentum für weite Kreise der Bevölkerung zu fördern.
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B	 Textbausteine zur Beteiligung der (Alt)Eigentümer an der 
Wertschöpfung

Textbaustein B1	 Rückkaufrecht für den Alteigentümer mit Regelung des Umfangs 
in Abhängigkeit von der Größe der Einwurfsfläche (Zahl der Bau­
grundstücke)

Nach rechtskräftiger Ausweisung eines Baugebietes und Abschluss der 
Neuvermessungen sowie Durchführung der Erschließungsmaßnahmen 
erfolgt der Weiterverkauf der Baugrundstücke bzw. der Rückerwerb, 
soweit ein Rückkaufrecht besteht, zum Ankaufspreis, zuzüglich sämtli-
cher Kosten, einschließlich Erschließungsaufwand. dabei darf die Stadt 
keinen Gewinn erzielen.

Bei einer eingeworfenen Grundstücksfläche von
•	 bis zu 2.000 m² kann ein Bauplatz,
•	 bis zu 5.000 m² können zwei Bauplätze,
•	 bis zu 10.000 m² können drei Bauplätze und
•	 über 10.000 m² können vier Bauplätze
zurückerworben werden. Ausnahmen davon sind auf Einzelfallentschei-
dungen des Rates möglich.

Textbaustein B2	 Rückkaufrecht für den Alteigentümer mit Regelung des Umfangs 
in Abhängigkeit von der Größe der Einwurfsfläche (Größe des Net­
tobaulandes)

Den Verkäufern sollte ein Rückkaufsrecht von 10 % Nettobauland be-
zogen auf die verkauften Flächen zum Gestehungspreis eingeräumt 
werden, jedoch mindestens ein Bauplatz, gegebenenfalls bei kleineren 
Verkaufsflächen mit entsprechendem Wertausgleich.

Textbaustein B3	 Selbstbehalt

Der Selbstbehalt für den Eigentümer beträgt grundsätzlich 10 % der 
Bruttobaulandfläche als beitragspflichtiges Bauland (Beispiel: Grund-
stücksgröße 50.000 m² = 5.000 m² beitragspflichtige Nettobaulandflä-
che).

Wenn die Bruttobaulandfläche eines in den letzten zehn Jahren unge-
teilten Grundstückes weniger als 2.000 m² beträgt, verzichtet die Stadt 
auf ihr Zugriffsrecht. Im Fall von Erbauseinandersetzungen zwischen 
Großeltern - Eltern - Kindern beträgt die Frist fünf Jahre.

Der Selbstbehalt beträgt allerdings in jedem Fall bei Grundstücken, die 
über 2.000 m² bis 20.000 m² groß sind, 2.000 m² Nettobaulandfläche.

Bei Härtefällen, z. B. einer Grundstücksgröße von 2.300  m², indem 
durch Teilung kein weiteres Baugrundstück entsteht, entscheidet der 
zuständige Ausschuss über den Zugriff.
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C	 Textbausteine zum Verkaufspreis

Textbaustein C1	 Festlegung eines konkreten Verkaufspreises

Kommunales Bauland wird grundsätzlich im Verkaufswege zur Verfü-
gung gestellt. Der Kaufpreis für kommunales Bauland beträgt in den 
Stadtteilen A, B und C 120,00 ¤/m², in den Stadtteilen D und E 100,00  
¤/m² und in den übrigen Stadtteilen 80,00 ¤/m².

Textbaustein C2	 Verkauf zum Verkehrswert ohne Berücksichtigung spezifischer Ko­
sten der Baulandbereitstellung

Für den Verkauf der Grundstücke wird der Wert festgesetzt, der vom 
Gutachterausschuss für Grundstückswerte in der Stadt ... unter Berück-
sichtigung der jeweiligen Marktlage als angemessen erachtet wird. Das 
Gutachten sollte nicht älter als ein Jahr sein.

Textbaustein C3	 Verkauf zum Verkehrswert unter Berücksichtigung der Kosten der 
Baulandentwicklung

Der Kaufpreis der Grundstücke in einem neu ausgewiesenen Baugebiet 
soll unter Berücksichtigung einer Wertauskunft des Gutachterausschus-
ses für Grundstückswerte in der Stadt ... vom Rat festgelegt werden. Der 
Kaufpreis soll die Selbstkosten der Stadt nach Möglichkeit voll abdec-
ken.

Textbaustein C4	 Verkauf unter Berücksichtigung der allgemeinen Kosten der Bau­
landbereitstellung

Für städtische Baugrundstücke sind je nach Lage wettbewerbsorientier-
te Gesamtpreise („all in“) unter Einschluss der Ablösebeiträge für Er-
schließung und der Abwasserbeiträge zu bilden. Bei gleicher Lage und 
baulicher Ausnutzbarkeit ist derselbe Gesamtpreis anzusetzen.

Alle grundstücksbezogenen Ausgaben und Einnahmen sind vor der Pla-
nung eines Baugebietes zu ermitteln. Die Planung erfolgt nur, wenn der 
erzielbare Gesamtpreis sämtliche Aufwendungen der Stadt deckt.

Textbaustein C5	 Berücksichtigung der spezifischen Kosten der Baulandbereitstellung

Die Verkaufspreise für Grundstücke, die aus der Bodenbevorratung 
stammen, werden vom zuständigen Ausschuss festgelegt. Bei der Be-
rechnung sind folgende Faktoren zu berücksichtigen:

•	 Grundstückspreis einschließlich Nebenkosten
•	 Verwaltungskostenaufwand
•	 Folgekostenbeitrag pro Wohneinheit
•	 Fiktiver Flächenbeitrag für öffentliche Bedürfnisse
•	 Risikoabdeckung
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Textbaustein C6	 Verkauf unter Verkehrswert („Sozialrabatt“)

Verkäufe von Grundstücken für den öffentlich geförderten Mietwoh-
nungsbau erfolgen zum Verkehrswert abzüglich eines Sozialrabattes 
von 30 % für den 1. Förderweg und 15 % für den 2. Förderweg.

(Hinweis: Die Rabattierung ist an die z. T. sehr unterschiedlichen länder-
spezifischen Förderregelungen anzupassen.)

Textbaustein C7	 Direkte Förderung

Bei Personen, deren Einkommen die Grenze des … [z. B. § 13 WFNG 
NRW] nicht überschreitet, fördert die Stadt den Kauf von städtischen 
und nichtstädtischen Eigenheimbaugrundstücken mit einem Darlehen 
in Höhe von ...  Es werden keine Zinsen und Verwaltungskosten erhoben. 
Die Tilgung ist innerhalb von 15 Jahren zu vereinbaren.

Textbaustein C8	 Direkte Förderung

Die Stadt gewährt beim Verkauf von Baugrundstücken einen pauscha-
len Nachlass auf den Grundstückskaufpreis für die auf der Lohnsteuer-
karte eingetragenen Kinder, und zwar für
•	 das 1. Kind ... €,
•	 das 2. Kind ... €,
•	 das 3. und jedes weitere Kind ... €.

Textbaustein C9	 Allgemeine Grundstücksvergabe im Erbbaurecht

Soweit die Vergabe von Grundstücken im Erbbaurecht erfolgt, erfolgt 
die Vergabe auf einer Basis von 2,00 ¤/m².

Textbaustein C10	 Selektierte Grundstücksvergabe im Erbbaurecht

Das Erbbaurecht mit 2,5 % Ausgangszins sollte solchen Bauwilligen ein-
geräumt werden, die aufgrund ihrer Vermögenslage hierauf angewiesen 
sind. Maßgeblich ist die Einkommensgrenze nach … [z. B. § 13 WFNG 
NRW]. Die regelmäßige Anpassung des Erbbauzinses erfolgt nach Maß-
gabe der gesetzlichen Regelungen des § 9a Erbbaurechtsverordnung 
(Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse) und zwar erstmalig nach 
zehn Jahren, sodann alle fünf Jahre. Die Möglichkeit des jederzeitigen 
Kaufs und der Ablösung sind gegeben.
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D	 Textbausteine zur Grundstücksvergabe

Textbaustein D1	 Weitgehend freie Vergabe

Die zum Verkauf angebotenen Grundstücke sollen zunächst denjeni-
gen Kaufinteressenten zugeteilt werden, die bis zu einem vorgegebenen 
Termin einen konkreten Kaufantrag gestellt haben. Sofern sich mehrere 
Bewerber ausschließlich für ein bestimmtes Einfamilienhausgrundstück 
interessieren, sollen bei der Vergabe folgende Gesichtspunkte berück-
sichtigt werden: Kinderzahl, familiäre Verhältnisse, bisherige Wohnsi-
tuation, pflegebedürftige Haushaltsangehörige, Entfernung zum Ar-
beitsort. Im Zweifel kann per Losverfahren entschieden werden. Unbe-
rücksichtigt gebliebenen Bewerbern soll nach Möglichkeit ein anderes 
Grundstück angeboten werden.

Textbaustein D2	 Gebundene Vergabe mit Schwerpunkt auf Einheimischenförderung

Städtische Baugrundstücke können in nachstehender Reihenfolge er-
werben:

1.	 Grundstückseigentümer, die an die Stadt bebaubare Flächen zur 
Schließung von Baulücken oder Bauerwartungsland verkauft ha-
ben

2.	 Einwohner, welche kein Wohneigentum (Haus) oder kein baureifes 
Grundstück besitzen und
a)	 seit mindestens fünf Jahren ihren 1. Wohnsitz in der Stadt ha-

ben oder
a)	 früher mindestens zehn Jahre lang mit 1. Wohnsitz in der 

Stadt gemeldet waren und nicht länger als zwölf Jahre außer-
halb des Stadtgebietes gewohnt haben

3.	 Einwohner, die eine Eigentumswohnung besitzen und die übrigen 
Voraussetzungen nach Ziffer 2 erfüllen

Städtische Grundstücke werden an den o. g. Personenkreis in nachste-
hender Reihenfolge vergeben:

1.	 Familien- und Lebensgemeinschaften mit nicht volljährigen Kin-
dern

2.	 Ehepaare und Lebensgemeinschaften
3.	 Alleinstehende

Liegen mehrere Bewerbungen gleichen Ranges vor, wird die Auswahl 
unter angemessener Berücksichtigung sozialer Gesichtspunkte getrof-
fen, insbesondere

a)	 Zahl der nicht volljährigen Kinder,
b)	 wohnungsmäßige Unterbringung,
c)	 Einkommensverhältnisse,
d)	 Dauer des Erstwohnsitzes.
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Textbaustein D3	 Beschluss zur Einführung der Konzeptvergabe

Zur Schaffung bezahlbaren Wohnraums, zur planerischen Qualifizie-
rung des innerstädtischen Wohnens und zur Sicherung einer nachhal-
tigen Programmatik in neuen Stadtquartieren sollen bei der Vergabe 
öffentlicher Grundstücke an Bauträger Konzeptverfahren zur Anwen-
dung kommen. 

Das Konzeptverfahren sieht eine Ausschreibung und Vergabe städti-
scher Grundstücke mit Vorrang der Konzeptqualität vor. Die von Bietern 
eingehenden Gebote umfassen Konzepte und Kaufpreise. Bei der Be-
wertung konkurrierender Gebote sollen Konzeptqualität (mindestens) 
zu 70 % und der Kaufpreis (maximal) zu 30 % ins Verhältnis gesetzt 
werden.

Die Anwendung erfolgt auf städtischen Grundstücken ab ca. 50 Woh-
nungen im Geschosswohnungsbau.

Textbaustein D4	 Ziele zur Konzeptvergabe städtischer Grundstücke

Durch die Vergabe städtischer Grundstücke nach Konzeptqualität er-
hofft sich die Stadt einen Beitrag zur Schaffung bezahlbaren, zielgrup-
pengerechten, energieeffizienten, ökologischen und / oder auch städte-
baulich attraktiven Wohnungsbaus zu leisten. Zu Gunsten der Qualität 
der Bebauung verzichtet die Stadt hierfür auf die Erzielung eines maxi-
malen Grundstückserlöses. 

Das zunächst primäre Ziel ist insbesondere den Haushalten, die am 
Markt nur schwer eine Wohnung finden, bezahlbaren Wohnraum in 
ausreichender Menge und Qualität zur Verfügung zu stellen. Dabei ste-
hen zurzeit vor allem die folgenden Zielgruppen im Fokus: […] Zusätz-
lich wird bei der Erprobung der Konzeptausschreibung ein Schwerpunkt 
auf der Berücksichtigung von gemeinschaftlichen Wohnformen, wie 
Baugruppen und Genossenschaften, liegen.

Ergänzend zu den Zielgruppen liegen die Schwerpunkte auf der Inte-
gration der Wohnungsneubauten und ihrer Bewohnerinnen und Be-
wohner in das bestehende Quartier sowie der Schaffung städtebauli-
cher Qualitäten. 

In Anlehnung an das Hamburger Modell verfolgt die Stadt […] den An-
satz des Bestgebotsverfahrens bei der Vermarktung städtischer Grund-
stücke. Dies bedeutet, dass bei der Vergabe für städtische Grundstücke 
die Qualität des eingereichten Konzepts ausschlaggebend für die Verga-
be ist, der Preis aber weiterhin (untergeordnet) Berücksichtigung findet.

Zusammenfassend werden die folgenden vom Stadtentwicklungskon-
zept Wohnen abgeleiteten Zielsetzungen verfolgt: […]
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Textbaustein D5	 Voraussetzungen für die Zulassung am Bietverfahren

Grundvoraussetzung für die Teilnahme am Bietverfahren ist die Aner-
kennung der Bestimmungen des Beschlusses zum kommunalen Bau-
landmanagement der Stadt, insbesondere der Verpflichtung zur Errich-
tung von 30 % öffentlich geförderter Wohnungen.

Textbaustein D6	 Grundstücke für Baugemeinschaften

Ein Anteil von 20 % aller städtischen Grundstücke für den Geschosswoh-
nungsbau soll für Baugemeinschaften bereitgestellt werden.

Textbaustein D7	 Fristen Anhandgabezeit

Für Baugemeinschaften gibt es drei unterschiedliche Fristen für die An-
handgabezeit:

•	 12 Monate, wenn für das Grundstück Baurecht gegeben ist oder 
das Vorhaben nach § 34 BauGB genehmigungsfähig ist

•	 18 Monate, wenn ein wettbewerbliches Verfahren durchgeführt 
werden muss

•	 24 Monate, wenn noch Baurecht zu schaffen ist

E	 Textbausteine zu Bindungen der Eigentümer

Textbaustein E1	 Bauverpflichtung

Beim Verkauf städtischer Grundstücke ist in die abzuschließenden 
Grundstückskaufverträge folgende Bauverpflichtung aufzunehmen:

Der Käufer verpflichtet sich, auf dem erworbenen Grundstück ein Ei-
genheim zu errichten und mit dem Bauvorhaben innerhalb von drei 
Jahren zu beginnen, wobei mindestens die Bodenplatte hergestellt sein 
muss und dasselbe innerhalb von zwei weiteren Jahren fertig zu stellen 
und zu beziehen. Die Bebauungsfrist beginnt mit dem Tag der Unter-
zeichnung des Grundstückskaufvertrages.

Textbaustein E2	 Nutzungsverpflichtung

Der Käufer darf das Vertragsgrundstück vor bezugsfertiger Bebauung 
weder ganz noch teilweise veräußern, im Erbbaurecht vergeben oder 
einem Dritten am Grundstück eine eigentümerähnliche Stellung ver-
schaffen.

Der Käufer hat mindestens eine Wohneinheit des zu errichtenden Ge-
bäudes auf die Dauer von fünf Jahren ab Bezugsfertigkeit der Haupt-
wohnung als Haupt- und Dauerwohnsitz (= Mittelpunkt der Lebensfüh-
rung) selbst zu nutzen.
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Textbaustein E3	 Nutzungsverpflichtung

Das Grundstück darf ohne Zustimmung der Stadt innerhalb von zehn 
Jahren nach Eigentumsumschreibung nicht verkauft, vertauscht, ver-
schenkt oder sonst wie veräußert werden. Ausgenommen sind der Erb-
gang und die Übertragung auf Familienangehörige in gerader Linie.

Textbaustein E4	 Rückkaufrecht

Für den Fall, dass der Erwerber der Bau- und Eigennutzungsverpflich-
tung nicht nachkommt, steht der Stadt ein Wiederkaufsrecht zu. bei 
Geltendmachung des Wiederkaufsrechts wird ein Kaufpreis in Höhe 
von ...  ¤/m² zugrunde gelegt. Bereits gezahlte Erschließungskosten und 
sonstige gezahlte Kosten werden erstattet. Eine Verzinsung findet nicht 
statt. Vergütet wird ferner in solchen Fällen der Wert der Baulichkeiten 
und sonstigen Anlagen, die auf dem Grundstück bereits errichtet wur-
den, soweit dies wesentlich Bestandteile des Baugrundstücks geworden 
sind. maßgebend dabei ist der Wert zum Zeitpunkt des Wiederkaufs.

Textbaustein E5	 Rückkaufrecht

Bis zur Erfüllung des Grundstücksvertrages wird ein Rückkaufrecht zu 
Gunsten der Stadt zum ursprünglichen Verkaufspreis vorbehalten und 
grundbuchlich gesichert.

Textbaustein E6	 Nachzahlungsklausel

Veräußert ein Käufer innerhalb von zehn Jahren seit dem Tage der 
Rechtswirksamkeit des Grundstückskaufvertrags das Grundstück, Teile 
hiervon oder Miteigentumsanteile in bebautem oder unbebautem Zu-
stand oder nimmt die Kaufpartei nicht ihren Wohnsitz dort auf und 
behält diesen nicht mindestens zehn Jahre dort bei, so ist der Differenz-
betrag zwischen dem Kaufpreis und dem Wert des Grundstücks (maß-
gebend ist der Richtwert des Gutachterausschusses) zum Zeitpunkt des 
Verkaufs an die Stadt abzuführen.

Textbaustein E7	 Vertragsstrafe

Alternativ ist die Möglichkeit vorzusehen, seitens der Stadt auf das 
Rückkaufrecht zu verzichten und lediglich eine vorher festzulegende 
Vertragsstrafe geltend zu machen.
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F	 Textbausteine zur Finanzierung

Textbaustein F1	 Finanzierung innerhalb des Haushaltes

Die Finanzierung der Bodenbevorratung erfolgt vorrangig über den 
Haushalt und über eine Rücklagenbildung aus Mehreinnahmen aus 
Grundstückserlösen.

Textbaustein F2	 Bodenfonds

Damit sich mittel- bis langfristig die Position der Stadt am Markt ver-
festigt, ist es notwendig, eine Bevorratung mit zukünftigem Bauland 
vorzunehmen. Hierfür müssen in einem gewissen Umfang Finanzie-
rungsmittel zur Verfügung stehen. Aus diesem Grund ist mittelfristig 
ein Bodenfonds einzurichten, dessen Aufgabe die Bereitstellung von 
Wohn- bzw. Gewerbebauland durch Kauf, Tausch und Vermittlung ist.

In diesem Fonds sollen zu Beginn Erlöse aus dem Verkauf bzw. der Ver-
pachtung oder Vermietung von städtischen Grundstücken und Gebäu-
den, die nicht mehr zur kommunalen Aufgabenerledigung benötigt 
werden, einfließen. Diese sollen als Anfangskapital für den Ankauf von 
geeigneten Grundstücken eingesetzt werden. Durch den Verkauf des 
erworbenen, zukünftigen Baulandes soll der Fonds sich später selbst 
finanzieren.

Textbaustein F3	 Bodenfonds

Einnahmen aus Grundstücksverkäufen fließen in einen im Haushalts-
plan gesondert auszuweisenden „Grundstücksfonds“. Der Fonds wird 
zentral vom Liegenschaftsamt bewirtschaftet und dient zur Deckung 
sämtlicher mit der Erschließung verbundenen Aufwendungen. Für jedes 
Baugebiet sind nach Vergabe der Grundstücke die Einnahmen und die 
Aufwendungen zu bilanzieren.

Textbaustein F4	 Bodenfonds

Es soll ein Bodenfonds eingerichtet werden, der den zweckgebundenen 
Einsatz der Erlöse aus den Grundstücksverkäufen für die Finanzierung 
der Erschließung und weiteren Baulandmobilisierung gewährleistet.

Textbaustein F5	 Finanzierung außerhalb des Haushaltes

Die Stadt beauftragt einen Dritten mit dem Erwerb der gesamten Flä-
chen im Baugebiet, mit der Planung, der Erschließung und der Vermark-
tung der Wohnbauflächen. Die Finanzierung der Ma0ßnahme liegt au-
ßerhalb des städtischen Haushaltes.
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Die Stadt gibt den Verkaufspreis bzw. Endpreis einschließlich der an-
fallenden Beiträge vor. Dieser richtet sich u. a. nach dem Zeitpunkt des 
Verkaufs (Finanzierung, Verwaltungsgebühren des „Dritten“ etc.). 

Inwieweit die Stadt den Erwerber bestimmen kann, ist im Einzelfall mit 
dem „Dritten“ (Erschließungsträger) auszuhandeln, insbesondere bei ei-
ner Übernahmeverpflichtung nach Zeitablauf.

Textbaustein F6	 GmbH & Co KG

Die Stadt ... schließt die als Anlage beigefügten Gesellschaftsverträge 
der ... GmbH und der ... GmbH & Co KG ab. Die genannten Verträge sind 
Bestandteil dieses Beschlusses.

Bebauungspläne sollen nur noch aufgestellt werden, wenn die GmbH & 
Co KG Eigentümer der betroffenen Flächen ist oder wenn sichergestellt 
ist, dass sich die Eigentümer oder Vorhabenträger unter spürbarem Teil-
verzicht auf den Wertzuwachs ihrer Grundstücke an den Wohnfolgeko-
sten beteiligen.

...

Zu Mitgliedern der Vertretungsgremiums in den Gesellschafterver-
sammlungen der ... GmbH und der ... GmbH & Co KG werden folgende 
Ratsmitglieder gewählt:

...

Textbaustein F7	 Städtebauliche Kalkulation

Grundlage für die Aufnahme von Grunderwerbsverhandlungen ist eine 
städtebauliche Kalkulation. Diese ist aus ökonomischen Gründen für 
die Stadt zwingend erforderlich. Insbesondere die Berechnung der ko-
stendeckenden Ankaufs- und Verkaufspreise durch die Erfassung und 
Einbeziehung der Folgekosten sind für eine wirtschaftliche Baulandbe-
reitstellung von entscheidender Bedeutung.

Textbaustein F8	 Städtebauliche Kalkulation

Alle grundstücksbezogenen Ausgaben und Einnahmen sind vor Planung 
eines Baugebietes zu ermitteln.

Textbaustein F9	 Städtebauliche Kalkulation

Bei der Entwicklung neuer Bauflächen sind neben städtebaulichen 
Gesichtspunkten wirtschaftliche Kriterien zu berücksichtigen. Deshalb 
wird in einem möglichst frühen Planungsstadium in einer Grobkalkula-
tion die Wirtschaftlichkeit der Planung nachzuweisen sein.
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Textbaustein F10	 Verrechnung des Kaufpreises mit Baugrundstücken

Der Endwert der Flächen, die beim Eigentümer verbleiben, wird nach 
der Entwicklung zu Bauland ermittelt und mit dem Anfangswert der 
Gesamtfläche vor der Planung verglichen. daraus ergibt sich eine Aus-
gleichszahlung im Plus oder im Minus.

Textbaustein F11	 Kauf durch Dritte

Die Stadt wird neue städtebauliche Planungen nur dann zur Rechtskraft 
bringen, wenn sich die künftigen Bauflächen komplett im Besitz der 
Stadt oder einer im Auftrag der Stadt handelnden Gesellschaft befin-
den.
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2  Vertragsmuster

Bei den folgenden Vertragsmustern handelt 
es sich um eine Auswahl von Praxisbeispielen 
aus Kommunen. Eine Gewährleistung dafür, 
dass die Verträge rechtlich in jeglicher Hin-
sicht einwandfrei sind, wird nicht gegeben.

Die Verträge sollen Anregungen dafür geben, 
wie vertragliche Vereinbarungen zwischen 

Kommunen und privaten Grundstückseigen-
tümern bzw. Käufern gestaltet werden kön-
nen, um bestimmte kommunale Zielsetzun-
gen zu sichern. Die Vertragsmuster können 
nicht ohne Weiteres übernommen werden, 
sondern sind auf die jeweilige Situation vor 
Ort anzupassen.

Vertragsmuster 1	 Kaufvertrag (Privat an Kommune) mit 
Tauschvereinbarung und Rücktrittsrecht

Verhandelt zu ... am ...

Vor mir, dem unterzeichneten Notar in ...

Erschienen heute:

1.	 ... (im nachfolgenden „Verkäufer“ genannt)

2.	 ... für die Gemeinde ... (im nachfolgenden „Käufer“ ge-
nannt)

Sodann baten die Erschienenen um die Beurkundung des nach-
folgenden 

Grundstückskaufvertrages

und erklärten:

§ 1 Kaufgegenstand

...

§ 2 Übergabe

...

§ 3 Gewährleistung

...

§ 4 Grundbuchlasten

...

2	 Vertragsmuster
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§ 5 Gegenleistung

1.	 Bei dem Übertragungsgegenstand handelt es sich um Bau-
erwartungsland im Gemeindegebiet ... Sobald der Über-
tragungsgegenstand im Rahmen der künftigen Errichtung 
des Bebauungsplanes als Wohnbauland ausgewiesen, die 
Vermessung durchgeführt und die Erschließung gesichert 
ist, erhält der Verkäufer hieraus eine Tauschfläche nach 
seiner Wahl im Verhältnis 1:4, mithin für vier qm des Über-
tragungsgegenstandes gem. § 1 einen qm voll erschlosse-
nes Bauland.

Bei einer Größe des Übertragungsgegenstandes von ... qm 
besteht ein Anspruch auf voll erschlossenes Nettobauland 
zur Größe von insgesamt ... qm.	

Die Übertragung der Baulandfläche hat ohne Bauver-
pflichtung für den Übertragungsgeber zu erfolgen.

2.	 Die Vertragsparteien gehen übereinstimmend von folgen-
den Grundstückswerten aus:
a.	 1 qm Übertragungsgegenstand gem. § 1 als Bauer-

wartungsland ...,.. Euro
a.	 1 qm vollerschlossenes Bauland ...,.. Euro.	

Weicht die künftige auf den Verkäufer zu übertragende 
Baulandfläche von der nach Ziff. 1 festgelegten Gesamt-
größe ab, so ist diese Fläche auf der Basis ...,.. Euro je qm 
Nettobauland auszugleichen. Die Vertragsparteien sind 
sich darüber einig, dass die Mehr- oder Minderfläche 10 % 
der Gesamtfläche gem. § 1 dieser Bestimmung nicht über-
schreiten darf.

§ 6 Belehrung

...

§ 7 Aufschiebende Bedingung

Die Erschienenen vereinbaren, dass zur Wirksamkeit des Vertra-
ges die Genehmigung durch den Haupt- und Finanzausschuss 
des Rates (bzw. durch den Rat) der Gemeinde ... erforderlich ist. 
Bis zur Vorlage dieser Genehmigung ist die Wirksamkeit des 
Vertrages aufschiebend bedingt.

§ 8 Auflassung; Auflassungsvormerkung

...

§ 9 Rücktrittsrecht

1.	 Liegen die Voraussetzungen zum Vollzug des Grundstück-
stausches gem. § 5 Ziff. 1 dieses Vertrages vor und kommt 
der Käufer der Aufforderung des Verkäufers auf Übertra-
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gung der von ihm ausgewählten Baulandfläche nicht in-
nerhalb einer Frist von einem Monat nach, so ist der Ver-
käufer berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten.

2.	 Die Aufforderung zur Übertragung der Grundstücksflä-
chen ist schriftlich per Einschreiben mit Rückschein an den 
Käufer zu richten.

3.	 Der Rücktritt hat ebenfalls per eingeschriebenem Brief mit 
Rückschein innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Ablauf der Aufforderungsfrist gem. Ziff. 1 und 2 zu er-
folgen.

4.	 Im Falle des Rücktrittes ist der Übertragungsgegenstand 
gem. § 1 auf den Verkäufer zurückzuübertragen. Die Ko-
sten dieses Vertrages, die gezahlten Grunderwerbsteuern 
sowie die Kosten der Rückabwicklung sind vom Käufer zu 
tragen, bzw. zu erstatten.

5.	 Zur Absicherung des vorstehenden Rückübertragungsan-
spruches bewilligt der Verkäufer und beantragt der Käufer 
die Eintragung einer Rückauflassungsvormerkung an dem 
Übertragungsgegenstand in das Grundbuch ..., Blatt ... – 
bei Personenmehrheit zu gleichen Teilen –.

6.	 Der Verkäufer verpflichtet sich, die vorstehende Rückauf-
lassungsvormerkung zur Löschung zu bewilligen, sobald 
der Käufer seine Verpflichtung aus diesem Vertrag voll 
erfüllt hat.

§ 10 Vollmachten

...

§ 11 Kosten

...

§ 12 Salvatorische Klausel

...

Unterschriften

...
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Vertragsmuster 2	 Kaufvertrag (Privat an Kommune) mit 
Vereinbarung einer Rückübertragung von 
Baugrundstücken und Nachzahlungsver­
pflichtung

Verhandelt zu ... am ...

Vor mir, dem unterzeichneten Notar in ...

Erschienen heute:

1.	 als Veräußerer: ...

2.	 als Erwerber für die Stadt ... 

...

Dies vorausgeschickt vereinbarten die Beteiligten den nachfol-
genden

KAUFVERTRAG

1. 

Die Veräußerer übertragen der dies annehmenden Stadt ... das 
gesamte Flurstück ... zu Eigentum, und zwar

a)	 eine noch zu bestimmende Teilfläche in Größe von ca. 
9.000 Quadratmeter gegen Kaufpreiszahlung und

b)	 die verbleibende Restfläche von ca. 1.000 Quadratmeter 
im Tauschwege gegen Rückgabe einer gleichgroßen Er-
satzfläche (Nettobauland) aus dem heutigen Flurstück ..., 
sobald der für den Grundbesitz vorgesehene Bebauungs-
plan rechtskräftig festgestellt ist.

2. 

Der Kaufpreis beträgt zunächst pro Quadratmeter ¤ 5,--; bei 
der hier angenommenen Flächengröße von 9.000 Quadratme-
ter sind dies insgesamt ¤ 45.000,-- (in Worten ...). Dieser Betrag 
ist zur Zahlung fällig mit Frist von zwei Wochen, nachdem der 
Stadt ... die Nachricht des Grundbuchamtes vorliegt, dass die 
vorstehend zu ihren Gunsten bewilligte Auflassungsvormer-
kung im Grundbuch ohne Vorlasten eingetragen ist.

Sollte für den hier verkauften Grundbesitz künftig ein rechts-
kräftiger Bebauungsplan aufgestellt werden, hat die Stadt ... 
den Kaufpreis um ¤ 20,-- auf insgesamt ¤ 25,-- pro Quadrat-
meter nachzubessern. Der Nachschussbetrag ist vorbehaltlich 
des Eintritts der für den ersten Kaufpreisteil vereinbarten Vor-
aussetzungen fällig innerhalb eines Monats nach Rechtskraft 
des Bebauungsplans und bis dahin zinsfrei.
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Soweit die endgültige Kauffläche von der hier angenommenen 
Flächengröße abweicht, hat die begünstigte Vertragsseite den 
Differenzbetrag - einschließlich des eventuellen Nachschuss-
betrags - mit Fälligkeit des Kaufpreises nachzuzahlen bezie-
hungsweise zu erstatten. Bei Erstattung bleibt der Stadt ... Ver-
rechnung mit dem von ihr zu zahlenden Kaufpreis vorbehalten.

...

3. 

...

Für die Kauffläche künftig anfallende Erschließungskosten 
und sonstige Anliegerbeiträge gehen zu Lasten der Stadt ... 
Für die zurückgehaltene bzw. im Tauschwege den Veräußerern 
zurückzuübertragende Fläche zahlen die Veräußerer die Er-
schließungskosten. Soweit bei Kaufpreisfälligkeit der Erschlie-
ßungskostenbeitrag für die an die Veräußerer zurückzugeben-
de Grundstücksfläche feststeht oder die Voraussetzungen zur 
Anforderung einer Erschließungskostenvorausleistung nach 
§ 133 Abs. 3 BauGB gegeben sind, kann die Stadt ... insoweit 
mit dem von ihr zu zahlenden Kaufpreis aufrechnen.

Den Veräußerern ist bekannt, dass bei gleicher Grundstücks-
größe je nach Lage des Rückübertragungsgrundstücks, die 
Höhe der beitragspflichtigen Erschließungskosten unterschied-
lich sein kann.

...

Vertragsmuster 3	 Kaufvertrag (Privat an Kommune) mit Ver­
einbarung einer Rückübertragung (gegen 
Kaufpreiszahlung)

Verhandelt zu ... am ...

Vor mir, dem unterzeichneten Notar in ...

sind heute anwesend:

...

Die Anwesenden erklären mit der Bitte um Beurkundung fol-
genden

Kaufvertrag
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1.

Herr ...  - Verkäufer -	  
verkauft an	  
die Stadt ...  - Käufer -

das im Grundbuch ... eingetragene Grundstück ...

Der Kauf erfolgt mit allen Rechten wie Pflichten und den ge-
setzlichen Bestandteilen. Zubehör ist nicht vorhanden.

		  - Kaufgegenstand -

Der Kaufgegenstand ist lastenfrei nach Abt. II und III des 
Grundbuchs.

2.

Der Kaufpreis beträgt ...	 Der Kaufpreis ist fällig nach ...

3.

Die Besitzübergabe erfolgt mit ...

4.

Hinsichtlich der Tragung der Erschließungslasten verbleibt es 
bei den gesetzlichen Bestimmungen.

5.

Ansprüche und Rechte des Käufers ...

6.

Die Kosten des Vertrages ...

7.

Die Genehmigung des Landwirtschaftsamtes nach dem Grund-
stücksverkehrsgesetz ...

8.

Die Stadt ... verpflichtet sich, an den Verkäufer oder nach des-
sen Weisung an Familienangehörige in gerader Linie ein Wohn-
baugrundstück für freistehende Familienheimbebauung nach 
freier Auswahl in ... zu veräußern, sobald sie in der Lage ist, 
solche Flächen anzubieten.

Beim Ableben der Berechtigten steht ein Anspruch den Erben 
zu.
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Soweit mehrere Vertragspartner der Stadt ... ein Auswahlrecht 
erhalten, steht den Berechtigten das Auswahlrecht in der zeit-
lichen Reihenfolge der Vertragsabschlüsse zu.

Für den Verkauf des gewählten Grundstücks gelten die im ent-
sprechenden Baugebiet vom Gemeinderat der Stadt ... fest-
gelegten Bestimmungen, insbesondere hinsichtlich Kaufpreis, 
Bauverpflichtung, Tragung der Erschließungslasten, Gewerbe-
verbot und Wiederkaufsrecht.

Im Übrigen hat die Auswahl der Übertragungsflächen so zu er-
folgen, dass eine Bebauung - auch nach Bebauung der Nach-
bargrundstücke - ungehindert möglich ist.

...

Wir erklären folgende unbedingte

A u f l a s s u n g

…

Vertragsmuster 4	 Kaufvertrag (Privat an Kommune) mit 
Vereinbarung einer Ratenzahlung für den 
Kaufpreis, einer Vertragsstrafe bei Nicht­
einhaltung der vertraglichen Regelungen 
sowie eines Rücktrittsrechtes bei Nicht­
zustandekommen der Rechtskraft des Be­
bauungsplanes

Verhandelt zu ... am ...

Vor mir, dem unterzeichneten Notar in ...

Erschienen heute:

1.

2.

...

Die Stadt ... beabsichtigt für diese Flächen die Aufstellung des 
Bebauungsplans ... mit erstmaliger Ausweisung von Wohnbau-
land. Unter Anwendung der vom Rat der Stadt ... am ... be-
schlossenen Grundsätze des Kommunalen Baulandmanage-
ments verfolgt die Stadt ... das Ziel, diesen Bebauungsplan 
zügig zu verwirklichen und breiteren Kreisen der Einwohner 
Grundstücke für den Bau von Familienheimen zu angemesse-
nen Preisen zu verschaffen. Die Stadt erwirbt die erforderlichen 
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öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen sowie einen Teil der 
geplanten Wohnbauflächen. Das Plangebiet des aufzustellen-
den Bebauungsplans ... umfasst den Bereich ... Eine Planungs-
skizze als Vorentwurf ist als Anlage diesem Vertrag beigefügt. 
Die Darstellungen dieser Planungsskizze sind nicht endgültig 
und können sich sowohl in der Grenzziehung als auch in dem 
Maß der baulichen und sonstigen Nutzung noch ändern. Da-
durch wird die Geltung dieses Vertrages nicht berührt, solange 
nicht eine grundlegende Änderung der Planungskonzeption 
eintritt, die das unveränderte Festhalten der Vertragsparteien 
an diesem Vertrag unzumutbar macht. Ein Anspruch auf die 
Aufstellung des Bebauungsplans und auf die Erteilung be-
stimmter Baugenehmigungen wird durch diesen Vertrag nicht 
begründet.

...

§ 1 Vertragsgegenstand

...

§ 2 Verkauf

...

§ 3 Kaufpreis

...

(5)	 Die erste Rate des Kaufpreises in Höhe von 30 % des jewei-
ligen Betrages ist innerhalb von drei Wochen an die Ver-
käufer fällig und zahlbar, wenn folgende Voraussetzungen 
erfüllt sind:

a)	 Vorlage der Mitteilung des Amtsgerichts ... über die 
grundbuchliche Eintragung von Vormerkungen zur 
Sicherung des Anspruchs der Käuferin auf Eigen-
tumsübertragung,

a)	 Vorlage der Zusicherung für eine auflagenfreie Pfand-
freistellung der Kaufflächen für die im Grundbuch 
eingetragenen und nicht übernommenen Belastun-
gen in Abt. II und III durch die Berechtigten.

(6)	 Die zweite Kaufpreisrate in Höhe von 30 % des jeweiligen 
Betrages wird fällig am ...

(7)	 Der restliche Kaufpreis von 40 % wird fällig und ist zahl-
bar innerhalb von drei Wochen, nachdem die Mitteilun-
gen über die vertragsgemäße Eigentumsumschreibung im 
Grundbuch der Stadt vorliegen und die Rechtskraft des 
Bebauungsplans gegeben ist.
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§ 4 Freistellung von Belastungen und Beschränkungen

...

§ 5 Gewährleistung für Sachmängel

...

§ 6 Besitzübergabe

(1)	 Die Verkaufsflächen sollen am 01. des Monats nach Zah-
lung der zweiten Kaufpreisrate (§ 3 Abs. 6) übergeben 
werden.

...

§ 7 Beitragszahlung

Die Vertragsparteien vereinbaren, dass Erschließungsbeiträge 
für Erschließungsanlagen und Kostenerstattungsbeiträge für 
den Ausgleich zu erwartender Eingriffe in Natur und Land-
schaft nach dem Baugesetzbuch sowie Anliegerbeiträge nach 
dem Kommunalabgabengesetz, soweit darüber bis zum gestri-
gen Tag den Verkäufern Leistungsbescheide für die Kaufflächen 
zugestellt oder Vorausleistungen hierfür von ihnen angefordert 
wurden, die Verkäufer diese endgültig zu tragen haben, und 
zwar unabhängig vom künftigen Bestand dieser Leistungsbe-
scheide. Forderungen für die Kaufflächen aus danach zuge-
stellten Bescheiden hat die Käuferin zu tragen. Von allen bis 
zur Eigentumsumschreibung den Verkäufern noch zugestellten 
Leistungsbescheiden für die Kaufflächen hat die Käuferin die 
Verkäufer freizustellen.

§ 8 Grundbuchliche Erklärungen

...

§ 9 Bebauungsverpflichtung

(1)	 Die Verkäufer übernehmen als Eigentümer die Verpflich-
tung, das in ihrer Verfügung verbleibende übrige Netto-
bauland alsbald zu vermarkten; ausgenommen hiervon 
sind die zur Eigennutzung überlassenen Bauplätze. Sie 
haben daher vertraglich sicherzustellen, dass der oder die 
Erwerber bzw. der oder die Erbbaurechtsnehmer die Bau-
grundstücke bzw. Erbbaugrundstücke innerhalb von vier 
Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans und Si-
cherung der Erschließung mit Wohnhäusern bezugsfertig 
bebauen. Sie haben mit den Erwerbern bzw. den Erbbau-
rechtsnehmern zu Gunsten der Stadt ... folgende Vertrags-
strafenregelung zu vereinbaren:

„Der Erwerber ist verpflichtet, das Baugrundstück in-
nerhalb einer Frist von vier Jahren ab Rechtskraft des 
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Bebauungsplans und Sicherung der Erschließung mit 
einem Wohnhaus bezugsfertig zu bebauen. Hält der Er-
werber diese Frist nicht ein, ist er verpflichtet, an die 
Stadt ... eine einmalige Vertragsstrafe von ... € pro Qua-
dratmeter Baugrundstück zu zahlen“.

Unterlassen die Eigentümer die Weitergabe dieser Ver-
tragsstrafenregelung oder kommt es nicht zur Weiterga-
be der Grundstücke, schulden sie selbst die Vertragsstrafe 
in Höhe von ... ¤ pro Quadratmeter Baugrundstück, wenn 
innerhalb der genannten Frist die Bebauung nicht bezugs-
fertig erfolgt ist.

(2)	 Die gleiche Vertragsstrafe schulden die Eigentümer dann, 
wenn sie die ihrer freien Verfügung unterliegenden Bau-
grundstücke nicht innerhalb einer Frist von drei Jahren ab 
Rechtskraft des Bebauungsplans und Sicherung der Er-
schließung verkauft bzw. im Erbbaurecht vergeben haben, 
es sei denn, dass sie zu einem Quadratmeterpreis von mind. 
... € (Erbbauzins von ... ¤/m2) nachweislich keinen Käufer 
bzw. Erbbaurechtsnehmer finden konnten. Die Eigentümer 
können die Verpflichtung zur Zahlung der Vertragsstrafe 
dadurch abwenden, dass sie die Grundstücke der Stadt zu 
einem Preis von ... € pro Quadratmeter zum Kauf anbieten.

(3)	 Die Eigentümer sind berechtigt, die Vermarktungsver-
pflichtung dadurch zu erfüllen, dass sie die von dieser Ver-
pflichtung betroffenen Grundstücke selbst bezugsfertig 
bebauen, und zwar innerhalb der Frist von vier Jahren seit 
Rechtskraft des Bebauungsplans und Sicherung der Er-
schließung. Wenn die Eigentümer die Grundstücke weder 
fristgemäß vermarkten noch selbst bebauen, sind sie zur 
Zahlung der Vertragsstrafe verpflichtet.

§ 10 Rücktritt/Vollzug

(1)	 Die Bestimmungen dieses Vertrages gelten auch dann, 
wenn die Stadt ... das Baugebiet und die räumlichen Gren-
zen des Bebauungsplans Nr. ... auf weitere, nicht den Ei-
gentümern gehörende Grundstücke erstreckt.

(2)	 Eine Erklärung der Stadt ... über die Nichtausübung der 
Vorkaufsrechte nach dem Baugesetzbuch und nach dem 
Denkmalschutzgesetz NW ist nicht erforderlich, da eine 
Gemeinde als Vertragsteil beteiligt ist.

(3)	 Beide Vertragsparteien können von diesem Vertrag zu-
rücktreten, wenn nicht innerhalb einer Frist von acht Jah-
ren nach Abschluss dieses Vertrages Baurechte nach einem 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan oder nach §  3 Bauge-
setzbuch entstehen. Für diesen Fall haben die Vertragspar-
teien einander die empfangenen Leistungen zurückzuge-
währen (§ 346 BGB). Der Rücktritt bedarf der Schriftform.
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(4)	 Die Stadt ... wird mit dem Vollzug dieses Vertrages beauf-
tragt. Sie wird - unter Befreiung von den Beschränkungen 
des § 181 BGB - bevollmächtigt, alles zur Durchführung 
dieses Vertrages Erforderliche zu veranlassen und notwen-
dige Genehmigungen und Erklärungen, auch zur Ergän-
zung und Berichtigung des Vertrages, einzuholen, abzuge-
ben und entgegenzunehmen.

§ 11 Kosten- und Steuertragung

...

§ 12 Hinweise und salvatorische Klausel

...

Vertragsmuster 5	 Kaufvertrag (Privat an Kommune) mit 
Vereinbarungen zur Bestellung eines Erb­
baurechtes

Verhandelt zu ... am ...

Vor mir, dem unterzeichneten Notar in ...

Erschienen heute:

1.

2.

...

Die Erschienenen erklärten:

... ist Eigentümerin von unbebauten Grundstücken im Bereich 

...

Die Stadt ... beabsichtigt die Aufstellung eines Bebauungspla-
nes ... zur Entwicklung von Wohnbauflächen in dem genannten 
Bereich.

Eine Planskizze als Vorentwurf des Bebauungsplanes ist als An-
lage diesem Vertrage beigefügt.

Die Darstellungen dieser Planskizze sind nicht endgültig und 
können sich sowohl in der Grenzziehung als auch in den Maßen 
der baulichen und sonstigen Nutzungen noch ändern.

Die städtebauliche Aussage dieses Vertrages ist hiervon jedoch 
nur dann berührt, wenn eine grundlegende Änderung der Pla-
nungskonzeption eintritt, die das unveränderte Festhalten der 
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Vertragsparteien an diesem Vertrag unzumutbar macht. Ein 
Anspruch auf die Aufstellung des genannten Bebauungspla-
nes und auf die Erteilung bestimmter Baugenehmigungen wird 
durch diesen Vertrag nicht begründet.

Zum Zwecke der Förderung der zügigen Verwirklichung die-
ses Bebauungsplanes und den Bestrebung der Stadt, breiteren 
Kreisen der Einwohner Grundstücke für den Bau von Familien-
heimen zu angemessen Preisen zu verschaffen, schließen die 
Vertragsparteien im Rahmen des „Kommunalen Baulandma-
nagements“ den nachfolgenden Vertrag.

§ 1 Vertragsgegenstand

...

§ 2 Kaufpreise

...

(4)	 Mehr- oder Minderflächen werden nach den vorstehend 
vereinbarten Einzelpreisen für die Gemeinbedarfsflächen 
ausgeglichen und zwar unverzüglich nach Auflassung der 
endgültig vermessenen Grundstücke (nach Maßgabe des 
katasteramtlichen Veränderungsnachweises.

§ 3 Belastungen und Beschränkungen

...

§ 4 Gewährleistungen für Sachmängel

...

§ 5 Besitzübergabe

...

§ 6 Kostenbeitrag für Maßnahmen zum Ausgleich

(1)	 Die Parteien gehen davon aus, dass aufgrund der Auf-
stellung des Bebauungsplanes ... Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu erwarten sind, die außerhalb des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes auszugleichen sind. Die 
benötigten Ausgleichsflächen werden aus städtischem 
Grundbesitz zur Verfügung gestellt.

Die Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz sollen gemäß 
§ 9 Abs. 1a Baugesetzbuch (BauGB) den Grundstücken, 
auf denen Eingriffe zu erwarten sind, zugeordnet werden. 
Die Stadt wird die festgesetzten Maßnahmen zum Aus-
gleich anstelle und auf Kosten der Grundstückseigentümer 
bzw. der Erbbaurechtsnehmer durchführen.
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(2)	 Die Ablösebeträge werden nach Rechtskraft des Bebau-
ungsplanes ... unter Zugrundelegung der Planfestsetzun-
gen und Herrichtung der Ausgleichsflächen nach Maßgabe 
des § 7 der Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungs-
beträgen der Stadt ... nach §§ 135a-135c Baugesetzbuch 
(BauGB) durch besondere Bescheide des Fachbereiches 
„Verkehrswege und Stadtentwasserung“ von den jeweili-
gen Eigentümern bzw. Erbbauberechtigten des Baugebie-
tes erhoben und eingezogen.

Mit der Zahlung der durch Bescheid erhobenen und ein-
gezogenen Beträge ist der Kostenerstattungsbetrag für die 
durch die Aufstellung des Bebauungsplanes ... erforderlich 
werdenden Maßnahmen zum Ausgleich abgelöst.

Diese Ablösung bezieht sich jedoch nicht auf Maßnahmen 
zum Ausgleich, die für die im Plangebiet festgesetzten 
Erschließungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 2 BauGB 
erforderlich werden. Dafür entstehende Kosten fließen 
in die Erschließungsbeiträge ein, die später von der Stadt 
im Rahmen der Erschließungsbeitragsabrechnung nach 
§§ 127 ff BauGB durch gesonderte Bescheide erhoben 
werden.

§ 7 Bestellung von Erbbaurechten

(1)	 Die Eigentümerin verpflichtet sich, an den nachfolgend 
bezeichneten Teilflächen der unbebauten Grundstücke

...

nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen Erbbau-
rechte zu bestellen.

Die exakte Bestimmung der Grenzen wird von der Stadt 
im Benehmen mit der Eigentümerin gem. § 315 BGB ge-
troffen.

(2)	 Die Stadt ist berechtigt, innerhalb von drei Jahren ab 
Rechtskraft des Bebauungsplanes die jeweiligen Erbbau-
rechtsnehmer nach den vom Rat der Stadt festgesetzten 
Kriterien zu bestimmen. Die Erbbaurechte werden nach ih-
rer Anzahl und Größe durch die künftigen Ausweisungen 
des Bebauungsplanes ... seitens der Stadt festgelegt.

(3)	 Die zu bildenden Erbbaurechte sind für die Dauer von 99 
Jahren, seit der Eintragung im Erbbaugrundbuch, zu be-
stellen.

Der Erbbauzins beträgt ... ¤/qm/jährlich für alle in der bei-
gefügten Planskizze blau umrandeten Teilflächen.

Die Erbbauzinsen sind halbjährlich im Voraus zu entrich-
ten, d. h. jeweils am 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres, 
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beginnend mit der Eintragung im Erbbaugrundbuch. Der 
Erbbauzins ist nach Maßgabe der nachfolgenden Klausel 
der Entwicklung der Lebenshaltungskosten anzupassen:

Ändert sich künftig der vom Statistischen Bundesamt in 
Wiesbaden ermittelte Preisindex für die Gesamtlebens-
haltungskosten aller privaten Haushalte in Deutschland, 
veröffentlicht durch das Statistische Bundesamt in Wies-
baden, auf der Basis 1995 = 100 gegenüber dem geltenden 
Index um mehr als 5 %, so erhöht und vermindert sich im 
gleichen Verhältnis die Höhe des zu zahlenden Erbbauzin-
ses. Für die Erstanpassung ist maßgebend der Jahresindex 
für das Jahr xyz.

Eine Änderung kann frühestens nach Ablauf von drei Jah-
ren und darauf frühestens wieder jeweils nach Ablauf von 
drei Jahren nach der jeweils letzten Änderung verlangt 
werden. Eine Anpassung ist ausgeschlossen, wenn der In-
dex sich gegenüber dem Anfangsstand oder bei der letzten 
Anpassung um weniger als 5 % verändert hat.

(4)	 Der Abschluss der jeweiligen Erbbaurechtsverträge bedarf 
der Zustimmung der Stadt, die die Aufnahme von Be-
stimmungen über Bauverpflichtungen, Nutzungsbestim-
mungen und Weitergabebeschränkungen in die Verträge 
verlangen kann, und zwar jeweils nach Maßgabe der all-
gemeinen Grundsätze der Stadt über die „Förderung preis-
günstigen und ökologischen Bauens“.

Der Erwerber/Erbbaurechtsnehmer ist auch verpflichtet, 
die nachfolgenden Vereinbarungen zu Gunsten der Stadt 
... zu übernehmen:

1.	 der Berechtigte bestellt für die Stadt ... auf die Dau-
er von 20 Jahren, beginnend von der Eintragung des 
Erbbaurechts im Grundbuch, ein Ankaufsrecht.

Die Stadt ... kann das Ankaufsrecht jedoch nur aus-
üben, wenn

a)	 der Berechtigte entgegen der hiermit gegen-
über der Stadt übernommenen Verpflichtung 
das Grundstück nicht mit einem Familienwohn-
haus so rechtzeitig bebaut, dass es spätestens 
innerhalb von zwei Jahren, vom heutigen Tage 
ab gerechnet, bezugsfertig und durch den Be-
rechtigten bezogen ist; die Frist verlängert sich 
gegebenenfalls um den Zeitraum, in dem eine 
Baugenehmigung wegen fehlender Erschließung 
nicht erteilt werden kann oder ein Bewilligungs-
bescheid über eventuell beantragte öffentliche 
Wohnungsbaumittel nicht erteilt worden ist,
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b)	 der Berechtigte das Erbbaurecht oder auch Tei-
le davon ohne vorherige Zustimmung der Stadt 
weiterveräußert oder Dritten zu eigentumsähn-
licher Verfügung, z. B. durch Bestellung eines 
Untererbbaurechts überlässt.

Ausgenommen ist die Veräußerung oder Über-
tragung an Ehegatten, an Kinder bzw. Kindeskin-
der und/oder deren Ehegatten.

Die Stadt wird die Zustimmung zur Weiterveräu-
ßerung erteilen, wenn der Zweiterwerber zu dem 
von der Stadt mit ihrem Vergabe-Programm für 
preisgünstige Bauplätze entsprechend den durch 
den Grundstücksausschuss festgelegten Richt-
linien (Auswahlkriterien für die Vergabe städti-
scher Bauplätze für den Familienheim-Bau) ge-
förderten Personenkreis gehört und der Berech-
tigte alle durch diesen Vertrag übernommenen 
Verpflichtungen auf den Erwerber überträgt und 
diesen wiederum entsprechend verpflichtet. Der 
Erwerber muss die vorstehenden Bestimmungen 
über das Ankaufsrecht als eigene übernehmen 
und durch die Eintragung einer Vormerkung im 
Grundbuch nach Maßgabe der Bestimmungen 
dieses Vertrages sichern;

c)	 der Berechtigte das Grundstück und das darauf 
errichtete Einfamilienwohnhaus ohne Zustim-
mung der Stadt für eine gewerbliche oder ge-
werbeähnliche Tätigkeit, insbesondere auch für 
die Einrichtung und den Betrieb einer Spielhal-
le (Vergnügungsstätte) zweckentfremdet nutzt 
oder die Grundstücksteilung für eine derartige 
Nutzungsumwandlung ohne die Zustimmung 
der Stadt betreibt; das Grundstück ohne Zustim-
mung der Stadt vermietet oder verpachtet.

(Die Vermietung einer eventuellen Einliegerwoh-
nung für Wohnzwecke wird vorab genehmigt.)

Im Übrigen wird die Stadt die Zustimmung zu 
einer auch langfristigen Vermietung oder Ver-
pachtung erteilen, wenn der Berechtigte die 
spätere Eigennutzung nach Beendigung der Ver-
mietung/Verpachtung unter Berücksichtigung 
beabsichtigt und die Vermietung/Verpachtung 
unter Berücksichtigung der besonderen Le-
bensumstände (z. B. Wechsel des Arbeitsplatzes 
in einen entfernten Ort, Tod eines der Berechtig-
ten usw.) zweckmäßig und geboten erscheinen 
und die Verweigerung der Zustimmung für den 
Berechtigten eine Härte bedeuten würde, die 
auch unter Würdigung der berechtigten Inter-
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essen der Stadt an einer den Vergaberichtlinien 
entsprechenden Nutzung nicht zu rechtfertigen 
ist.

d)	 der Berechtigte in seinem Vergabeantrag gegen-
über der Stadt ... unrichtige oder bewusst unvoll-
ständige Angabe gemacht hat, z. B. zur Person, 
zu Personen, die zu seiner Familie gehören oder 
über bereits vorhandenes Grundstückseigentum;

e)	 die Zwangsversteigerung (auch Auseinanderset-
zungsversteigerung) des Grundstücks angeord-
net wird.

2.	 Bei der Ausübung des Ankaufsrechts nach Abs. 2 be-
steht der Ankaufspreis aus den Vermessungskosten 
und den bereits geleisteten Erschließungsbeiträgen, 
jedoch ohne die Nebenkosten des Grunderwerbs (No-
tar- und Gerichtskosten, Grunderwerbsteuer).

Soweit der Berechtigte wertsteigernde Aufwendun-
gen in den Grundbesitz getätigt hat, ist von der Stadt 
deren Verkehrswert zu erstatten (Verkehrswert der 
mit Baugenehmigung errichteten Aufbauten und der 
Außenanlagen, wie Einzäunung, Bepflanzung und 
Aufwuchs; gezahlte Erschließungsbeiträge etc.).

Können sich die Beteiligten nicht über die Höhe des 
Verkehrswertes einigen, so wird der zuständige Gut-
achterausschuss mit der Erstellung der jeweils erfor-
derlichen Gutachten beauftragt. Diesem Gutachten 
unterwerfen sich hiermit die Beteiligten; entstehende 
Kosten werden je zur Hälfte von Ihnen getragen.

3.	 Die Ausübung des Ankaufsrechts ist schriftlich zu er-
klären. Macht die Stadt ... von dem ihr zustehenden 
Ankaufsrecht Gebrauch, so gehen alle hiermit ver-
bundenen Kosten, insbesondere alle Notar- und Ge-
richtskosten sowie die Grunderwerbsteuer, zu Lasten 
des Berechtigten.

(5)	 Zur Sicherung des Anspruchs auf Zahlung des Erbbauzin-
ses bestellt der jeweilige Erbbauberechtigte an dem Erb-
baurecht eine Reallast und zwar an erster Rangstelle.

Die Grundstückseigentümerin stimmt der einmaligen Be-
lastung des jeweiligen Erbbaurechts mit Grundpfandrech-
ten bis zur Höhe der nachgewiesenen Herstellungskosten 
einschließlich dem Erschließungsaufwand zu, wenn sie

a)	 zum Zwecke der Finanzierung der Baukosten bewilligt 
werden,



148

b)	 mit dem Rang nach dem Erbbauzins im Erbbaugrund-
buch eingetragen werden,

c)	 zu Gunsten von Kreditinstituten bestellt werden, die 
der staatlichen Aufsicht unterliegen.

Sie verpflichtet sich schon jetzt, bei der Belastung der 
jeweiligen Erbbaurechte den finanzierenden Banken ge-
genüber alle Erklärungen abzugeben, die von diesen übli-
cherweise bei dieser Art der Belastung eines Erbbaurechts 
verlangt werden, insbesondere den Verzicht auf die Ka-
pitalisierung des Erbbauzinses im Falle einer Zwangsver-
steigerung (Stillhalteerklärung der Grundstückseigentü-
merin).

Sollten die auf den im Lageplan blau umrandeten Flächen 
zu errichtenden Bauvorhaben mit öffentlichen Mitteln 
gefördert werden, verpflichtet sich die Grundstücksei-
gentümerin, auch einer höheren Belastung des jeweiligen 
Erbbaurechts, und zwar so, wie es der Bewilligung der öf-
fentlichen Mittel entspricht, zuzustimmen.

(6)	 Sollte die Eigentümerin ihrer Verpflichtung, Erbbaurechte 
nach den vorstehenden Vereinbarungen dieses Vertrages 
zu Gunsten der von der Stadt noch zu benennen den Drit-
ten zu bestellen, nicht nachkommen, wird nach Aufforde-
rung mit Fristsetzung gegenüber der Eigentümerin für die 
Stadt eine Vertragsstrafe in Höhe von ... ¤/qm fällig.

Darüber hinaus entsteht in diesem Fall für die Stadt ... ein 
Anspruch sich selbst Erbbaurechte zu den vorbezeichneten 
Bedingungen an den im Lageplan blau umrandeten Bau-
landflächen bestellen zu lassen.

§ 8 Bauverpflichtung

(1)	 Die Eigentümerin ist verpflichtet, das in ihrer Ver-
fügungsbefugnis verbleibende Nettobauland als-
bald selbst zu bebauen oder zu vermarkten. Verkauft 
sie oder vergibt sie Erbbaurechte, hat sie deshalb mit 
Erwerbern/Erbbaurechtsnehmern zu vereinbaren: 
„Der Erwerber/Erbbaurechtsnehmer ist verpflichtet, das 
Bauland innerhalb einer Frist von vier Jahren ab Rechts-
kraft des Bebauungsplanes und Fertigstellung der Baustra-
ße im Plangebiet alsbald mit einem Wohnhaus bezugsfer-
tig zu bebauen.

Die Frist hierfür beginnt mit dem Datum des Abnahme-Pro-
tokolls des Fachbereiches „Stadtentwässerung“ für die je-
weils eingebauten Kanäle und die hergestellte Baustraße	  
Hält er diese Frist nicht ein, ist er verpflichtet der 
Stadt ... diese Grundstücke für ... ¤/qm zum Kauf 
bzw. für ... ¤/qm pro Jahr als Erbbaurecht anzubieten.	  
Diese Regelung stellt einen Vertrag zu Gunsten der Stadt 
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... dar, aus dem der Stadt ... selbst ein Forderungsrecht ent-
steht (Vertrag zu Gunsten Dritter).“

(2)	 Nimmt die Eigentümerin die Bebauung nicht selbst vor 
oder unterlässt sie die Weitergabe der Verpflichtung an 
den Erwerber/Erbbaurechtsnehmer, schuldet sie der Stadt 
eine Vertragsstrafe von ... ¤/qm Baugrundstück, wenn in-
nerhalb der genannten Frist die Bebauung nicht bezugs-
fertig erfolgt ist.

(3)	 Von der vorstehenden Bebauungsverpflichtung ausge-
nommen sind die Teilflächen, die im beigefügten Lageplan 
II braun schraffiert sind und die sich die Eigentümerin für 
ihre Kinder vorbehält.

§ 9 Sonstige Bestimmungen

(1)	 Die Bestimmungen dieses Vertrages gelten auch dann, 
wenn die Stadt das Baugebiet und die räumlichen Grenzen 
des Bebauungsplanes ... auf weitere nicht im Eigentum der 
Eigentümerin stehende Grundstücke erstreckt.

(2)	 Beide Vertragsparteien können von diesem Vertrag zu-
rücktreten, wenn nicht innerhalb einer Frist von acht Jah-
ren nach Abschluss dieses Vertrages Baurechte nach einem 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan oder nach § 33 BauGB 
entstehen.

§ 10 Grundbuchliche Erklärungen

(1)	 ...

(2)	 Weiterhin bewilligt die Erschienene zu 1) und beantragt 
der Erschienene zu 2) die Eintragung einer Vormerkung 
zur Bestellung von Erbbaurechten an den Wohnbauland-
flächen gem. § 7 Abs. 6 dieses Vertrages zur Sicherung be-
dingter Ansprüche auf Bereitstellung von Erbbaurechten 
für Wohnbauzwecke im Grundbuch von ... Blatt ... lastend 
auf den lfd. Nr. ... und ... des Bestandsverzeichnisses.	  
Die Löschung dieser Vormerkung zur Sicherung des be-
dingten Anspruches auf Bereitstellung von Erbbaurechten 
für Wohnbauzwecke wird die Stadt ... nach Beurkundung 
der Erbbaurechtsverträge mit den von ihr noch zu benen-
nenden Dritten bewilligen und beantragen.

(3)	 Die Eigentümerin verpflichtet sich, zu Gunsten der Stadt ... 
eine Erwerbsvormerkung in dem Erbbaurechtsvertrag zur 
Sicherung des bedingten Eigentumverschaffungsanspru-
ches der Stadt ... gem. § 7 Abs. 4 Ziff. 1. - 4. Dieses Vertra-
ges eintragen zu lassen.

(4)	 ...
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§ 11 Genehmigung/Vollzug

...

§ 12 Kosten und Steuertragung

...

§ 13 Hinweise und salvatorische Klausel

...

Vertragsmuster 6	 Kaufvertrag (Kommune an Bauträger) mit 
Vereinbarungen hinsichtlich der Weiter­
veräußerung (Preisbindung, Bauverpflich­
tung, Eigennutzungsverpflichtung) - Aus­
zug -

...

§ 4

(1)	 Der Käufer verpflichtet sich:

a)	 die in § 1 Abs. I a) und b) genannten Grundstücke 
unter Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungs-
planes der Stadt ...  einschließlich der textlichen Fest-
setzung gemäß § 9 BauGB und § 81 BauO NW unter 
Berücksichtigung evtl. zu erteilender baurechtlicher 
Dispense (Unterschreitung Grundstücksbreite ...) mit 
... Reihenhäusern entsprechend der beigefügten Bau-
beschreibung und den Bauzeichnungen zu bebauen.

Für die Reihenhauseinheiten gilt Folgendes:

1.	 Reihenhausgruppen (Abgrenzung lt. Bebauungs-
plan mit gleicher Ausweisung) sind einheitlich 
in Material, Farbe, Traufhöhe, Dachform und 
Dachneigung zu errichten. Abweichungen sind 
grundsätzlich nicht möglich.

2.	 Der Käufer verpflichtet sich, die Oberkante des 
Erdgeschossfußbodens an der Straßen- und Ge-
ländehöhe der Straße „...“ auszurichten.

b)	 die ... Grundstücke unter Einhaltung der Festsetzun-
gen des Bebauungsplans ... einschließlich der textli-
chen Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und § 81 Bau-
ONW mit überdachten Stellplätzen mit geschlossener 
Rückwand herzustellen.
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Der Käufer verpflichtet die späteren Erwerber, die 
anteiligen Kosten für die Unterhaltung der Gemein-
schaftsstellplatzanlage, entsprechend der im jeweili-
gen Eigentum befindlichen Stellplatzanzahl, zu tragen.

c)	 mit der Bebauung der Grundstücke innerhalb von 
zwei Jahren nach Abschluss dieses Vertrages ernst-
haft zu beginnen. Die Bauarbeiten sind zügig zum 
Abschluss zu bringen

d)	 die in § 2 und § 3 genannten Beträge sowie die in § 3 
Abs. IV) genannten Beiträge fristgerecht an die Stadt 
... zu zahlen, sowie die in § 4 Abs. III genannten Bürg-
schaften zu hinterlegen,

e)	 bei der Weiterveräußerung der bebauten Reihenh-
ausgrundstücke maximal die in § 6 Abs. 1 genannten 
Festpreise zu erheben.

(2)	 Kommt der Käufer den in § 4 Abs. I) vereinbarten - auch 
einzelnen - Verpflichtungen nicht nach, so ist die Stadt ... 
nach einer Fristsetzung von vier Wochen berechtigt, vom 
Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten und die ko-
sten- und lastenfreie Rückauflassung aller oder eines Teils 
der in § 1 genannten Grundstücke gegen Erstattung des 
jeweiligen Kaufpreises, der jeweiligen Erschließungs- und 
Entwässerungsbeiträge, des jeweiligen Beitrages nach § 8a 
BNatschG, der jeweiligen Kanalhausanschlusskosten und 
des jeweiligen kapitalisierten Unterhaltungsaufwandes für 
die Stellplätze zu verlangen. Eine Verzinsung erfolgt nicht. 
Im Falle der Rückauflassung werden für auf den Grund-
stücken evtl. befindliche und verwertbare Gebäude und 
bauliche Anlagen der jeweilige Verkehrswert, höchstens 
jedoch die jeweiligen nachgewiesenen Herstellungskosten 
ohne Zinsen, durch die Stadt ... erstattet.

Zur Wirksamkeit des ganz oder teilweisen Rücktritts vom 
Vertrage reicht die Mitteilung der Stadt ... durch einge-
schriebenen Brief mit Rückschein an den Käufer aus.

(3)	 Dem Käufer ist bekannt, dass die Stadt ... entsprechend ih-
ren derzeit gültigen Vergaberichtlinien, Kaufpreisnachläs-
se zur Förderung der Eigentumsbildung beim Wohnungs- 
bzw. Eigenheimbau gewährt. Der Käufer verpflichtet sich, 
beim Weiterverkauf die jeweiligen späteren Erwerber der 
Reihenhausgrundstücke zu verpflichten, unmittelbar nach 
Fertigstellung das Wohnhaus zu beziehen und dieses min-
destens zehn Jahre selbst zu bewohnen. Wird das jeweilige 
Grundstück mit dem aufstehenden Wohnhaus innerhalb 
dieses Zeitraums durch den erstmaligen Erwerber verkauft, 
vermietet (mit Ausnahme einer Einliegerwohnung), Woh-
nungseigentum nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
gebildet oder wird daran ein grundstücksgleiches Recht 
eingeräumt, verpflichtet sich der dann jeweilige Verkäu-
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fer des Grundstücks der Stadt ... den jeweiligen anteiligen 
Förderbetrag an dem Grundstückskaufpreis zu erstatten.

Der volle Förderbetrag ist der Differenzbetrag zwischen 
dem Basiskaufpreis für das Hausgrundstück (einschließ-
lich Stellplatz und der erworbenen privaten Wegeflächen) 
zzgl. einem Aufschlag von 40 % und dem vom jeweiligen 
Ersterwerber tatsächlich gezahlten Kaufpreis. Dieser Diffe-
renzbetrag ermäßigt sich für jedes volle abgelaufene Jahr 
ab Bezug des Wohnhauses um je 1/10 Anteil des gesamten 
Differenzbetrages.

Zur Sicherung der Verpflichtung auf Erstattung des je-
weiligen Förderbetrages ist der jeweilige Ersterwerber zu 
verpflichten, zu Gunsten der Stadt ... und zu Lasten des er-
worbenen Grundstücks eine brieflose Grundschuld in Höhe 
des jeweiligen Förderbetrages zzgl. xyz % Zinsen p. a. vom 
Tage der Eintragung in das Grundbuch an sowie einer ein-
maligen Nebenleistung von xyz % des Grundschuldbetra-
ges in das Grundbuch eintragen zu lassen.

Der nach der Eintragung geschuldete Betrag ist sofort fäl-
lig. Diese Grundschuld ist zunächst an rangbereiter Stelle 
in das Grundbuch einzutragen. Die Stadt ... verpflichtet 
sich, einer evtl. Aufbaubeleihung im banküblichen Umfang 
den Vorrang auch vor diesem Recht einzuräumen.

Der jeweilige Erwerber hat sich der sofortigen Zwangs-
vollstreckung gem. § 800 ZPO in der Weise zu unterwer-
fen, dass die Zwangsvollstreckung aus der Grundschuld-
bestellungsurkunde in sein gesamtes Vermögen zulässig 
sein soll.

Die Bestellung der vg. Grundschuld hat mit der Erklärung 
der Auflassung zu erfolgen und ist Zug um Zug mit der 
Umschreibung auf den jeweiligen Ersterwerber in das 
Grundbuch einzutragen.

Der jeweilige Eigentümer wird aus der Grundschuld in 
Anspruch genommen, sobald die Stadt ... über die Verfü-
gung des Sicherungsobjektes in der in § 4 Abs. 3 Satz 3 
beschriebenen Weise Kenntnis erlangt. Der (ggf. anteilige) 
Förderbetrag ist - auch rückwirkend - von dem Zeitpunkt 
an rückzahlbar, zu dem die Verfügung über das Siche-
rungsobjekt vorgenommen wurde.

Bis zur Eintragung des jeweiligen Förderbetrages in die je-
weiligen Grundbücher der Enderwerber verpflichtet sich 
die Fa. ..., drei unbefristete, unwiderrufliche, selbstschuld-
nerische Bürgschaften (eine je Bauabschnitt) einer von 
der Stadt ... anerkannten deutschen Bank, Sparkasse oder 
Versicherungsgesellschaft in Höhe von jeweils ... € bis zum 
... bei der Stadt ... zu hinterlegen. Der Bürge muss in den 
Bürgschaftsurkunden auf Einreden der Anfechtung, Auf-
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rechnung und Vorausklage verzichten und sich verpflich-
ten, auf erstes Anfordern zu zahlen.

Ist die Eintragung des jeweiligen Förderbetrages in das 
jeweilige Grundbuch des späteren Erwerbers aus welchen 
Gründen auch immer, nicht möglich, ist die Stadt ... be-
rechtigt, sich hinsichtlich des jeweiligen in das Grundbuch 
einzutragenden Förderbetrages aus den vom Käufer zu er-
bringenden Bürgschaften zu befriedigen.

Die jeweilige Teilbürgschaft ist nach Fertigstellung des je-
weiligen Bauabschnitts und Umschreibung des Eigentums 
auf den letzten jeweiligen späteren Erwerber des Bauab-
schnitts zurückzugeben.

(4)	 Zur Sicherung der in § 4 Absatz 1 genannten Verpflich-
tungen wird eine entsprechende Vormerkung zu Gunsten 
der Stadt ... und zu Lasten der in § 1 genannten Grund-
stücke in das Grundbuch eingetragen. Die Stadt ... wird 
jedoch einer Aufbaubeleihung im banküblichen Umfang 
sowie einer gem. der Makler- und Bauträgerverordnung 
zu Gunsten des jeweiligen späteren Erwerbers einzutra-
genden Auflassungsvormerkung den Vorrang vor der v. g. 
Auflassungsvormerkung auf Antrag einräumen. Die Auf-
lassungsvormerkungen sind Zug um Zug mit der Erfüllung 
der jeweiligen zugrunde liegenden Verpflichtungen unver-
züglich zu löschen.

Die Genehmigung der Stadt ... zur Weiterveräußerung der in 
§ 1 aufgeführten Grundstücke an die jeweiligen Erwerber im 
Rahmen des zwischen dem Käufer und den jeweiligen Erwer-
bern abzuschließenden Bauträgervertrages im Rahmen dieses 
Kaufvertrages gilt jedoch hiermit bereits als erteilt.

...

Vertragsmuster 7	 Kaufvertrag (Privat an Kommune) mit Re­
gelungen zur Kaufpreiszahlung (Bindung 
an die Rechtskraft des Bebauungsplans) 
- Auszug -

...

Vorbemerkung

Die Stadt ... stellt zur Zeit den Bebauungsplan ... auf. Die Grund-
stücksfläche der Erschienenen zu 1 liegt im vorgesehenen Gel-
tungsbereich dieses Bebauungsplanes. Gegenstand dieses Ver-
trages ist der Erwerb dieser Fläche durch die Stadt.



154

Zwischen den Vertragsparteien besteht Einvernehmen, dass 
die Stadt die ihr obliegende Planungshoheit nicht durch Fest-
setzungen in diesem Vertrag außer Kraft setzen kann. Die 
Stadt unterliegt bei ihren Planungsentscheidungen dem Ab-
wägungsgebot. Zusagen über die Rechtsverbindlichkeit des 
Bebauungsplanes ... können von der Stadt demgemäss nicht 
gemacht werden. Derartige Ansprüche werden auch durch die-
sen Vertrag nicht begründet. Eine Haftung der Stadt für et-
waige Aufwendungen, die die Vertragspartei im Hinblick auf 
die Rechtskraft und den Vollzug dieses Vertrages tätigt, wird 
ausdrücklich ausgeschlossen.

Dieses vorausgeschickt, ersuchen die Erschienenen den Notar 
um die Beurkundung eines

Grundstücksvertrages

und erklären:

§ 1 Vertragsgegenstand

...

§ 2 Kaufpreis

...

§ 3 Kaufpreiszahlung

Der Kaufpreis ist fällig und von der Stadt zu zahlen innerhalb 
von zwei Wochen nach Rechtsgültigkeit des Bebauungsplanes, 
wenn folgende Voraussetzung vorliegt:

•	 Eingang der Benachrichtigung des Amtsgerichtes ..., 
Grundbuchamt, über die Eintragung einer von den Ver-
käufern zu bewilligenden Vormerkung zur Sicherung des 
Anspruchs auf Auflassung (Auflassungsvormerkung) für 
die veräußerten Grundstücksflächen zu Gunsten der Stadt.

•	 Mitteilung des beurkundenden Notars, dass alle für eine 
lastenfreie Umschreibung der Kauffläche erforderlichen 
Verpflichtungserklärungen etwaiger Gläubiger zur Ertei-
lung der Haftentlassung (mit Ausnahme der Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung des Finanzamtes) sowie alle sonsti-
gen Genehmigungen vorliegen.

...
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Vertragsmuster 8	 Kaufvertrag (Kommune an Privat) mit Re­
gelung von Bau- und Eigennutzungsver­
pflichtung - Auszug -

...

Die Erschienenen ersuchen um die Beurkundung eines

Kaufvertrages

und erklären:

...

§ 1 Kaufgegenstand

...

§ 2 Kaufpreis

...

§ 3 Kaufpreiszahlung

...

§ 4 Besitzübergang

...

§ 5 Bauverpflichtung

Die Käufer errichten auf dem Grundstück ein Eigenheim für 
sich und ihre Familie und erklären ausdrücklich, dass sie dieses 
Eigenheim selber bewohnen werden. Das Bauvorhaben muss 
innerhalb von drei Jahren nach dem heutigen Vertragsabschluß 
schlüsselfertig hergestellt werden. Es ist Sache der Käufer, sich 
so rechtzeitig um die baurechtlich erforderlichen Unterlagen 
und die sonstigen Voraussetzungen zu bemühen, dass sie die 
vertraglich übernommene Baufrist einhalten können.

Maßgebend für die Durchführung des Bauvorhabens sind die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes...

Den Käufern ist es nicht gestattet, das unbebaute Grundstück 
ohne Zustimmung der Verkäuferin weiterzuveräußern.

Kommen die Käufer den vorgenannten Bauverpflichtungen 
nicht oder nicht fristgemäß nach oder beabsichtigen die Käufer 
die Weiterveräußerung des unbebauten Grundstückes, so sind 
sie auf Verlangen der Stadt ... gegen Erstattung des nach die-
sem Vertrage gezahlten Kaufpreises verpflichtet, den verkauf-
ten Grundbesitz lastenfrei auf die Stadt ... zurückzuübertragen.



156

Die Kosten der Rückübertragung, einschl. einer etwaigen 
Grunderwerbsteuer, haben die Käufer zu tragen.

Die Käufer verpflichten sich weiterhin, nach Eigentumsüber-
tragung die Flurstücke ... auf eigene Kosten zu vereinigen.

§ 6 Auflassungsvormerkung

...

§ 7 Besondere Hinweise

...

§ 8 Verpflichtung

Das auf dem Hausgrundstück anfallende Niederschlagswasser 
ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes dezentral auf dem 
jeweiligen Hausgrundstück durch Versickerung zu beseitigen. 
Ein Regenwasserhausanschlusskanal wird seitens der Stadt ... 
nicht vorgehalten.

§ 9 Haftung für den ungehinderten Besitz- und Eigen­
tumsübergang

...

§ 10 Anschlusskosten

Die Käufer sind verpflichtet, sonstige Anschlusskosten (z. B. 
für Gas, Wasser, Strom usw.), die auf das Grundstück entfal-
len, nach Aufforderung zu zahlen bzw. an die Verkäuferin zu 
erstatten.

§ 11 Erschließungsbeitrag

Die Käufer verpflichten sich, Erschließungsbeiträge nach der 
entsprechenden Satzung der Stadt ... zu zahlen, sobald sie 
durch das Bauamt der Stadtverwaltung ... dazu aufgefordert 
werden.

Die Käufer verpflichten sich weiter, auch schon vor Entstehung 
der Beitragspflicht, Erschließungsbeiträge zu zahlen bzw. abzu-
lösen, wenn sie dazu aufgefordert werden sollten.

§ 12 Ausbau der Erschließungsstraße

Sofern die das Baugrundstück erschließende Straße als ver-
kehrsberuhigte Zone, d. h. mit einer allen Verkehrsteilnehmern 
gleichrangig zur Verfügung stehenden Mischfläche, mit Park-
flächen und Grünflächen ausgebaut wird und die endgültige 
Ausbauplanung vor dem Baugrundstück ein Grünbeet vorsieht, 
verpflichtet sich der Käufer, diese Grünbeetfläche in die Ge-
staltung seines Vorgartens einzubeziehen und künftig auch 
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zu pflegen. Für die erstmalige Bepflanzung wird von der Stadt 
eine Entschädigung gezahlt. Einzelheiten hierzu (wie z. B. Höhe 
der Entschädigung, Bepflanzung u. a.) wird die Bauverwaltung 
der Stadt in einer besonderen Vereinbarung regeln.

Die Käufer nehmen davon Kenntnis, dass die Stadt sich nicht zu 
einem sofortigen Ausbau der Erschließungsstraße verpflichtet 
und dass sie damit rechnen müssen, dass die Erschließungsstra-
ße erst in einigen Jahren endgültig hergestellt wird.

§ 13 Vollmacht

...

§ 14 Belehrungen

...

§ 15 Kostenregelung

...

§ 16 Übertragung auf den Rechtsnachfolger

Die Käufer verpflichten sich, alle in diesem Vertrage übernom-
menen Verpflichtungen auch evtl. Rechtsnachfolgern rechts-
verbindlich zu übertragen.

...

Vertragsmuster 9	 Tauschvertrag (Kommune - Privat) mit 
Regelung eines Selbstbehaltes für den Ei­
gentümer und eines Rücktrittsrechtes bei 
Nichtzustandekommen der Rechtskraft 
des Bebauungsplanes - Auszug -

...

Vorbemerkung

Die Stadt ... plant die Aufstellung des Bebauungsplanes ... Ziel 
ist die Ausweisung von Wohnbauflächen, um den Wohnungs-
bedarf zu befriedigen. Die Grundstücksfläche des Erschienenen 
zu 1 liegt im vorgesehenen Geltungsbereich des geplanten 
Bebauungsplanes. Gegenstand dieses Vertrages ist der Erwerb 
dieser Fläche durch die Stadt.

Der Erschienenen zu 1 beabsichtigt, eine Teilfläche aus dem 
zum Verkauf anstehenden Grundstück zurückzubehalten, 
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größtenteils verbunden mit Verkaufsverpflichtungen und/bzw. 
Bebauungsverpflichtungen.

Der Erschienene zu 1 ist Vollerwerbslandwirt. Für die Wirt-
schaftlichkeit seines Betriebes benötigt der Erschienene zu 1 
landwirtschaftliche Ersatzflächen. Die Stadt ... veräußert mit 
diesem Vertrag 2 entsprechende Flächen.

Zwischen den Vertragsparteien besteht Einvernehmen, dass 
die Stadt die ihr obliegende Planungshoheit nicht durch Fest-
setzungen in diesem Vertrag außer Kraft setzen kann. Die 
Stadt unterliegt bei ihren Planungsentscheidungen dem Ab-
wägungsgebot. Zusagen über die Rechtsverbindlichkeit des 
Bebauungsplanes ..., können von der Stadt demgemäss nicht 
gemacht werden. Derartige Ansprüche werden auch durch die-
sen Vertrag nicht begründet. Eine Haftung der Stadt für et-
waige Aufwendungen, die die Vertragspartei im Hinblick auf 
die Rechtskraft und den Vollzug dieses Vertrages tätigt, wird 
ausdrücklich ausgeschlossen.

Dieses vorausgeschickt, ersuchten die Erschienenen den Notar 
um die Beurkundung eines

Grundstückstauschvertrages

und erklärten:

§ 1 Vertragsgegenstand „Landwirt“

...

§ 2 Kaufgegenstände Stadt

...

§ 3 Tauschwerte, Aufgeld

(1)	 Für die Fläche von ca. ... qm, die die Stadt erwirbt (künftige 
Wohnbau- und öffentliche Flächen) , beträgt der zu zah-
lende Kaufpreis ... ¤/qm, mithin insgesamt ca. ... ¤.

(2)	 Für die Flächen, die „Landwirt“ erwirbt, beträgt der Kauf-
preis ... ¤.

(3)	 Nach Aufrechnung der gegenseitigen Kaufpreisansprüche 
verbleibt zu Gunsten von „Landwirt“ ein Kaufpreis in Höhe 
von ca. ... ¤. Dieser Betrag ist von der Stadt an „Landwirt“ 
zu zahlen.

(4)	 Die endgültigen Kaufpreise und der endgültige Ausgleichs-
betrag werden aufgrund der Ergebnisse der katasteramt-
lichen Fortführungsvermessung festgestellt. Mehr- oder 
Minderflächen werden mit den jeweiligen vg. Kaufpreisen 
ausgeglichen. Eine Verzinsung wird ausgeschlossen.
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(5)	 Nebenentschädigungen werden nicht vereinbart. „Land-
wirt“ und Stadt erklären, dass sie mit der Zahlung der in 
diesem Vertrag vereinbarten Kaufpreise endgültig abge-
funden sind und keine weiteren Ansprüche stellen werden.

§ 4 Kaufpreiszahlung

Der voraussichtliche Kaufpreis in Höhe von ... ist von der Stadt 
zum ... zu zahlen, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

a)	 Eingang der Benachrichtigung des Amtsgerichtes ..., 
Grundbuchamt, über die Eintragung einer von „Landwirt“ 
zu bewilligenden Vormerkung zur Sicherung des An-
spruchs auf Auflassung (Auflassungsvormerkung) für die 
veräußerte Grundstücksfläche zu Gunsten der Stadt.

b)	 Mitteilung des beurkundenden Notars, dass alle für eine 
lastenfreie Umschreibung der Kaufflächen erforderlichen 
Verpflichtungserklärungen etwaiger Gläubiger zur Ertei-
lung der Haftentlassung (mit Ausnahme der Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung des Finanzamtes) sowie alle sonsti-
gen Genehmigungen vorliegen.

Der Kaufpreis und auch die evtl. Schlusszahlung gem. § 5 sind 
zu leisten auf das Konto ...

§ 5 Schlusszahlung

Die Schlusszahlung erfolgt innerhalb von vier Wochen nach 
Eintragung der Benachrichtigung über die erfolgte lastenfreie 
Eintragung der Stadt als Eigentümerin im Grundbuch bei der 
Stadt.

Ergibt die endgültige Kaufpreisberechnung aus diesem Ver-
trag eine Überzahlung durch die Kaufpreiszahlung gem. § 4, 
so ist der überzahlte Betrag innerhalb von vier Wochen nach 
Aufforderung zurückzuzahlen. Eine Verzinsung wird auch hier 
ausgeschlossen.

§ 6 Gewährleistungen

...

§ 7 Besitzübergang

...

§ 8 Auflassungsvormerkung

...

§ 9 Vollmacht

...
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§ 10 Zurückzubehaltende Grundstücke, Veräußerungs- 
bzw. Bebauungspflicht

(1)	 Im Eigentum von „Landwirt“ verbleiben aus dem Flurstück 
... (Vertragsgrundstück gem. § 1) künftige Wohnungsbau-
flächen in der Größe von ca. 2000 qm. Erst nach Rechts-
gültigkeit des Bebauungsplanes ... wird „Landwirt“ die ge-
naue Lage der Fläche benennen (4 Baugrundstücke).

(2)	 Für ein Baugrundstück, in der Vertragsanlage mit Ziffer 
„1“ gekennzeichnet, wird eine Verkaufs- und Bauverpflich-
tung nicht festgelegt.

Drei Grundstücke kann „Landwirt“ für die Familie zurück-
behalten. Die drei Grundstücke sind mit den Ziffern „2, 3 
und 4“ bezeichnet. Ein Grundstück ist innerhalb von fünf 
Jahren, die restlichen zwei sind innerhalb von zehn Jahren, 
beginnend mit dem Tag der Sicherstellung der Erschlie-
ßung des jeweiligen Baugrundstückes, zu bebauen.

(3)	 „Landwirt“ ist berechtigt, die zurückzubehaltenden Grund-
stücke hinsichtlich der Bebauungsverpflichtungen auszu-
tauschen. „Landwirt“ ist jedoch vor Austausch verpflichtet, 
die Stadt hierüber schriftlich in Kenntnis zu setzen.

(4)	 „Landwirt“ hat das Recht, die zurückzubehaltenden und 
zu bebauenden drei Einzelbaugrundstücke (1 Grundstück 
in fünf Jahren, 2 Grundstücke in zehn Jahren) jederzeit 
an Bauwillige zu veräußern. Die Veräußerung hat dann 
jedoch spätestens zwei Jahre vor Ablauf der jeweiligen Be-
bauungsfrist zu erfolgen, damit die Baufrist eingehalten 
werden kann. „Landwirt“ verpflichtet sich ausdrücklich, 
beim Verkauf von Grundstücken den Erwerbern Bauver-
pflichtungen aufzuerlegen und sicherzustellen, dass die 
Stadt in diesen Einzelverträgen Vertragsbeteiligte hin-
sichtlich der von den Erwerbern übernommenen Bauver-
pflichtungen wird. Die von den Erwerbern zu überneh-
menden Bauverpflichtungen ergeben sich aus der Anlage 
3 dieses Vertrages. Die Anlage 3 wird Vertragsinhalt in den 
etwaigen Einzelverträgen.

(5)	 „Landwirt“ und Stadt sind sich einig, dass bei einem etwa-
igen Verkauf des 1. Grundstückes, für das grundsätzlich 
Verkaufs- und Bauverpflichtungen nicht bestehen, in je-
dem Fall auch Bauverpflichtungen den Erwerbern aufer-
legt werden müssen.

(6)	 Kommt „Landwirt“ der vg. Bauverpflichtung und/bzw. der 
vg. Verkaufsverpflichtung nicht oder nicht fristgemäß 
nach, verpflichtet er sich, das Grundstück/die Grundstücke 
auf die Stadt zu übertragen, sofern die Stadt die Übertra-
gung verlangen sollte. Die Stadt ist auch berechtigt, den 
Verkauf des/der Grundstücke(s) auf einen von der Stadt 
zu benennenden Dritten zu verlangen. Als Kaufpreis gilt 
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der lagetypische Baulandwert für das dortige Baugebiet, 
höchstenfalls der dann geltende Richtwert gemäß Richt-
wertkarte des Gutachterausschusses der Stadt ...

(7)	 „Landwirt“ verpflichtet sich, auch schon vor Entstehung 
der Beitragspflicht, Erschließungsbeiträge für die zurück-
behaltenden vier Baugrundstücke nach den entsprechen-
den Satzungen der Stadt ... zu zahlen. Sobald er durch das 
Bauamt der Stadtverwaltung ... dazu aufgefordert werden 
sollte.

(8)	 Auflassungsvormerkung:

Zur Sicherung der Kaufansprüche der Stadt bewilligt 
„Landwirt“ und beantragt die Stadt die Eintragung einer 
Auflassungsvormerkung auf den zurückbehaltenen drei 
Grundstücken, für die „Landwirt“ Bebauungs- bzw. Ver-
kaufsverpflichtungen übernommen hat. Die belasteten 
Teilflächen haben eine Größe von ca. ... qm.

Die Auflassungsvormerkung zu Gunsten der Stadt soll 
später auf die im rechtsverbindlichen Bebauungsplan 
ausgewiesenen und durch katasteramtliche Fortführungs-
vermessung entstandenen drei Einzelbaugrundstücke (mit 
den Ziffern „2-4“ gekennzeichnet) beschränkt werden.

§ 11 Auflassung

...

§ 12 Rechtsnachfolge

„Landwirt“ und Stadt verpflichten sich, alle in diesem Vertrag 
übernommenen Verpflichtungen auch evtl. Rechtsnachfolgern 
rechtsverbindlich aufzuerlegen.

§ 13 Rücktrittsrecht

Beide Vertragsparteien sind zum Rücktritt vom Vertrag be-
rechtigt, wenn der noch aufzustellende Bebauungsplan nicht 
rechtsgültig wird.

Der Rücktritt kann formlos dem beurkunden Notar gegenüber 
erklärt werden.

Das Rücktrittsrecht ist befristet bis zum ...

§ 14 Hinweise

...

§ 15 Vermessung

...
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§ 16 Kosten und Steuern

...

§ 17 Genehmigungsvorbehalt

...

§ 18 Ausfertigungen

...

Vertragsmuster 10	Kaufvertrag (Kommune an Bauträger) mit 
Regelung von Bauverpflichtung, Veräuße­
rungspflicht, Vorkaufsrecht und Wieder­
kaufsrecht

Vor dem unterzeichnenden Notar ...

erschienen heute

1. ..., dienstansässig ...

handelnd für die Stadt ... als vollmachtlose/r Vertreter/in, nach-
stehend „die Verkäuferin“ genannt, und

2. ...,  handelnd für ...,

nachstehend „der Käufer“ genannt.

Die Erschienenen zu 1. und 2. beauftragen den Notar mit der 
Beurkundung des nachfolgenden Kaufvertrages über den Er-
werb eines Grundstückes.

Die Erschienen erklärten vorab übereinstimmend, dass weder 
der Notar noch eine mit ihm beruflich verbundene Person in 
der Angelegenheit, die Gegenstand dieser Beurkundung ist, au-
ßerhalb des Notarsamtes tätig war oder ist.

§ 1 Eigentumsverhältnisse und Verkauf

(1)	 Die durch die Erschienene zu 1) vertretene Stadt ... - nach-
stehend Verkäuferin genannt - ist Eigentümerin des im 
Grundbuch von ..., Blatt ... unter lfd. Nr. ... eingetragenen 
Flurstücks, Gemarkung ... Flur ... Nr. ..., groß ... qm.

(2)	 Die Verkäuferin verkauft dieses Flurstück an den Käufer. 
Der Verkaufsgegenstand wird nachstehend als „Grund-
stück“ bezeichnet.
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(3)	 Das Grundstück ist in Abt. II und Abt. III des Grundbuches 
unbelastet/wie folgt belastet: 

...

(4)	 Das Grundstück ist im Plan der Altstandorte und Altabla-
gerungen nicht gekennzeichnet.

(5)	 Das Grundstück wird verkauft wie es liegt und steht, ohne 
jede Gewährleistung.  Die Verkäuferin leistet auch keine 
Gewähr für das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein 
von Rechten und Lasten, die zu ihrer Entstehung und ih-
rem Fortbestand der Eintragung im Grundbuch nicht be-
dürfen. In etwa bestehende Nutzungsverhältnisse tritt der 
Käufer ein.

Der Notar hat auf die Bedeutung des Gewährleistungs-
ausschlusses ausdrücklich hingewiesen und diesen mit den 
Vertragsparteien erörtert. 

§ 2 Kaufpreis

(1)	 Der Kaufpreis für das in § 1 genannte Grundstück beträgt 
... (in Worten: ... Euro).

(2)	 Der Kaufpreis nach Abs. 1 in Höhe ist bis zum... wie nach-
folgend aufgeführt zu zahlen	 ...

(3)	 Zahlt der Käufer den Kaufpreis bei Fälligkeit ganz oder 
teilweise nicht, so ist der offene Kaufpreis mit xyz % jähr-
lich zu verzinsen. Als Einzahlungstag gilt der Tag, an dem 
der ... der Betrag gutgeschrieben wird.

§ 3 Bauverpflichtung

(1)	 Der Käufer verpflichtet sich, das Grundstück mit ... Eigen-
heimen nebst dazugehörigen Garagen bzw. Stellplätzen zu 
bebauen. 

Mit der Bebauung ist spätestens am ... zu beginnen. Sie ist 
innerhalb von zwei Jahren zu vollenden. Die Bebauung des 
Grundstücks durch einen Dritten stellt keine Erfüllung der 
Bauverpflichtung dar. Sollte sich der Beginn oder die Voll-
endung des Bauvorhabens durch Umstände, die der Käufer 
nicht zu vertreten hat, verzögern, so verlängert sich die 
gesetzte Frist entsprechend.

(2)	 Eine Weiterveräußerung des Grundstücks vor Durchfüh-
rung der Bebauung ist nur mit Zustimmung der Verkäu-
ferin zulässig.

(3)	 Die Bauverpflichtung bedeutet nicht, dass die Stadt ... die 
tatsächliche und rechtliche Bebaubarkeit des Grundstücks 
zusichert. Sie lässt die Befugnisse der Stadt ... in ihrer Ei-
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genschaft als Bauaufsichtsbehörde zur Genehmigung oder 
Ablehnung von Baugesuchen sowie ihre Planungshoheit, 
verbindliche, planungsrechtliche Feststellungen über die 
Nutzung des verkauften Grundstücks zu treffen, unbe-
rührt.

Sollte sich hiernach ergeben, dass das verkaufte Grund-
stück für den vorgesehenen Zweck nicht bebaut werden 
kann, so hat der Käufer das Recht, vom Vertrag zurückzu-
treten. Weitergehende Ansprüche, insbesondere solche auf 
Schadenersatz wegen Nichterfüllung oder auf Minderung 
des Kaufpreises stehen ihm nicht zu. 

(4)	 Aus der Sicht der Verkäuferin wird Wert darauf gelegt, 
dass kostensparendes und ökologisches Bauen realisiert 
wird. Ökologische Qualitätsziele können sein:

•	 Als Baustoffe sollen möglichst recyclingfähige Mate-
rialien verwendet werden.

•	 Die Gebäude sind mit rationellen, energiesparenden 
Heizungsanlagen auszustatten (Solarenergie, Brenn-
werttechnik, Niedertemperaturkessel, Blockheizkraft-
werke).

•	 Wassersparende Armaturen sind zu verwenden.

•	 Der Anteil versiegelter Flächen ist auf ein Mindest-
maß zu reduzieren.

(5)	 Der Käufer ist verpflichtet, Beauftragten der Stadt ... die 
Begehung und Besichtigung des Grundstücks und der Ge-
bäude zu gestatten und alle, das Bauvorhaben betreffen-
den Auskünfte zu erteilen. 

§ 4 Veräußerungsverpflichtung

(1)	 Der Käufer verpflichtet sich, das Grundstück mit Reihe-
neigenheimen (siehe auch § 3) zu bebauen und diese zu 
veräußern.

(2)	 Bei der Veräußerung des Grundstücks ist der Einstands-
preis (Verkehrswert) von ... ¤/qm zuzüglich Erwerbsneben-
kosten zugrunde zu legen.

Die Stadt ... gewährt den Ersterwerbern städtischer Eigen-
heimgrundstücke zur Zeit eine Förderung des Kaufpreises 
in Form eines zins- und tilgungslosen Darlehen, das nach 
Ablauf von 15 Jahren in einer Summe zurückzuzahlen ist.

Berechnungsgrundlage für den Darlehensbetrag ist die 
Höhe des jährlichen Familieneinkommens im Verhältnis 
zur Einkommensgrenze des § 25 des zweiten Wohnungs-
baugesetzes (II. WoBauG) sowie die Anzahl der zum Haus-
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halt gehörenden Kinder. Der Darlehnsbetrag wird für jeden 
Käufer individuell unter Berücksichtigung seiner fami-
liären Situation ermittelt wird, so dass er nicht pauschal 
beziffert werden kann. Der Höchstbetrag des Darlehns be-
trägt 40 % des voll bezahlten Baulandwertes.

Die Ersterwerber können bis spätestens drei Monate nach 
Vertragsabschluß beim Stadtamt für Wohnungswesen 
der Stadt ... unter Vorlage der Einkommensunterlagen 
der letzten zwölf Monate und eines Nachweises der zum 
Haushalt gehörenden Kinder einen Antrag auf Prüfung 
der Voraussetzung zur  Gewährung eines Darlehns stellen. 
Nach Ablauf dieser Frist ist eine Darlehnsgewährung aus-
geschlossen. Auf die Bewilligung eines Darlehns besteht 
kein Rechtsanspruch.

(3)	 Der Käufer verpflichtet sich, bei der Weiterveräußerung 
der Grundstücke in den Kaufvertrag mit den Ersterwerbern 
einen Hinweis auf die Möglichkeit der Darlehnsgewährung 
durch die Stadt ... aufzunehmen.

(4)	 Außerdem verpflichtet sich der Käufer, bei der Weiter-
veräußerung der Grundstücke in den Kaufvertrag eine 
Spekulationsklausel in der Weise aufzunehmen, dass die 
Ersterwerber verpflichtet sind, das evtl. gewährte Darlehn 
zuzüglich xyz % Jahreszinsen vom Tage der Darlehnsge-
währung an die Stadt ... vorzeitig in einer Summe zurück-
zuzahlen, falls sie innerhalb von 15 Jahren nach Ersterwerb 

•	 das Eigenheim von vornherein gar nicht selbst bezie-
hen oder

•	 das Eigenheim zwar zunächst selbst beziehen, an-
schließend aber vermieten oder

•	 durch Aus- oder Anbau oder anderweitig das Eigen-
heim in ein Mehrfamilienhaus umwandeln oder

•	 Wohnungs- oder Teileigentum begründen oder

•	 das Grundstück oder Gebäude ganz oder teilweise ge-
werblich nutzen oder nutzen lassen oder

•	 das Grundstück zu einem späteren Zeitpunkt verkau-
fen oder

•	 wenn innerhalb von 156 Jahren vom Tage der Ei-
gentumsübertragung an gerechnet die Zwangsver-
waltung oder Zwangsversteigerung des Grundstücks 
durchgeführt wird.

Der Anspruch auf Rückzahlung ist durch Eintragung ei-
ner Buchgrundschuld in Höhe des Darlehns (im Falle der 
vorzeitigen Darlehnsablösung nebst 6 % Jahreszinsen) zu 
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Gunsten der Stadt ... zu sichern. Dabei dürfen die im Rang 
vorgehenden Finanzierungsmittel einschließlich der öf-
fentlichen Mittel und des Darlehns nach Abs. 2 insgesamt 
80 % des Gesamtkaufpreises (Grundstück und Gebäude) 
nicht überschreiten.

§ 5 Wiederkaufsrechte

(1)	 Verstößt der Käufer gegen die Bauverpflichtung (§ 3 
Abs. 1) und das Veräußerungsverbot (§ 3 Abs. 2), steht der 
Verkäuferin ein Wiederkaufsrecht an dem gesamten nach 
§ 1 dieses Vertrages verkauften Grundstück zu.

Für den Wiederkauf gelten folgende Vereinbarungen:

a)	 Der Preis, zu welchem verkauft wurde, gilt auch für 
den Wiederkauf.

b)	 Verwendungsersatz ist ausgeschlossen.

c)	 Die Rückübereignung hat schulden- und lastenfrei zu 
erfolgen, mit Ausnahme der nach diesem Vertrag vom 
Käufer zu übernehmenden Rechte und Lasten.

d)	 Alle durch die Rückübertragung entstehenden Kosten, 
Gebühren,  Steuern und Auslagen trägt der Wieder-
verkäufer.

(2)	 Der Anspruch auf Rückübertragung gem. Ziffer 1 soll 
durch Eintragung einer Auflassungsvormerkung in das 
Grundbuch gesichert werden.

Für den Fall der Weiterveräußerung des Grundstücks nach 
erfüllter Bauverpflichtung durch den Käufer verzichtet die 
Stadt auf die Eintragung der Auflassungsvormerkung.	

§ 6 Vorkaufsrecht

Der Käufer bestellt zu Gunsten der Stadt an dem in § 1 mit 
diesem Vertrag erworbenen Grundstück ein dingliches Vor-
kaufsrecht für alle Verkaufsfälle. Ausgenommen hiervon ist die 
Veräußerung vom Käufer an die Ersterwerber. Die Frist zur Aus-
übung des Vorkaufsrechts beträgt 3 Monate. Die Eintragung 
des Vorkaufsrechts in das Grundbuch wird hiermit bewilligt 
und beantragt.

Das Vorkaufsrecht soll nach Abschluss der Gesamtfinanzie-
rung des Bauvorhabens durch die Ersterwerber an rangbereiter 
Stelle eingetragen werden. Der Käufer hat den Ersterwerber zu 
verpflichten, den Eintragungsantrag unverzüglich zu stellen, 
sobald diese Voraussetzung vorliegt.
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§ 7 Besitzübertragung

...

§ 8 Auflassung

...

§ 9 Kosten

(1)	 Sämtliche mit dem Abschluss und der Durchführung die-
ses Vertrages verbundenen Kosten, Gebühren, Steuern 
und Auslagen trägt der Käufer. Hierzu gehören auch die 
Kosten einer etwaigen Freistellung des Grundstücks von 
Nutzungsrechten.	

(2)	 Die nach Abschluss dieses Vertrages fällig werdenden Er-
schließungsbeiträge und Vorausleistungen sowie Beiträge 
nach dem Kommunalabgabengesetz hat der Käufer ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt ihrer Entstehung zu tragen.

§ 10 Salvatorische Klausel

...

§ 11 Dingliche Sicherung von Leitungsrechten

...

§ 12 Nachfolgerklausel

Soweit die Verpflichtungen aus diesem Vertrag nicht kraft Ge-
setzes auf die Rechtsnachfolger des Käufers übergehen, ver-
pflichtet sich der Käufer, seinen Rechtsnachfolgern alle in Frage 
kommenden Pflichten aufzuerlegen und diese zu verpflichten, 
ihren Rechtsnachfolgern die Pflichten gemäß dieser Vereinba-
rung ebenfalls aufzuerlegen. Gehen durch Nichterfüllung der 
Verpflichtungen Schadenersatzansprüche des Verkäufers unter, 
haftet hierfür der Käufer.

§ 13 Belehrungen durch den Notar,  
Genehmigungsvorbehalt

...

§ 14 Vollmacht für den Notar, Anträge

...
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Vertragsmuster 11	Kaufvertrag (Kommune an Privat) mit Re­
gelung der Bauverpflichtung und Eigen­
nutzungsverpflichtung

Vor dem unterzeichnenden Notar ...

erschienen heute

1. ..., dienstansässig ...

handelnd für die Stadt ... als vollmachtlose /-r Vertreter/-in, 
nachstehend „Verkäuferin“ genannt, und  

2. die Eheleute ... , nachstehend „Käufer“ genannt.

Die Erschienenen zu 1. und 2. beauftragen den Notar mit der 
Beurkundung des nachfolgenden Kaufvertrages über den Er-
werb eines Grundstückes.

Die Erschienenen erklärten vorab übereinstimmend, dass we-
der der Notar noch eine mit ihm beruflich verbundene Person 
in der Angelegenheit, die Gegenstand dieser Beurkundung ist, 
außerhalb des Notarsamtes tätig war oder ist.

§ 1 Eigentumsverhältnisse und Verkauf

(1)	 Die Verkäuferin ist Eigentümerin des im Grundbuch  von 
..., Blatt ... eingetragenen Flurstücks Gemarkung ... Flur ... , 
Nr. ... , groß ... qm.

(2)	 Die Verkäuferin verkauft dieses Flurstück zu je ½ ideellen 
Miteigentumsanteil an den Käufer. Der Verkaufsgegen-
stand wird nachstehend als „Grundstück“ bezeichnet.

(3)	 Das Grundstück ist in Abt. II und in Abt. III unbelastet.

§ 2 Kaufpreis

(1)	 Der Kaufpreis für das in § 1 genannte Grundstück beträgt 
... ¤/qm verkaufter Grundstücksfläche, insgesamt also (in 
Worten: ...). Der Käufer trägt weiterhin die bisher ange-
fallenen Grundstücksvermessungskosten. Diese betragen ...  
¤/m², insgesamt ... (in Worten: ... ).

(2)	 Der Grundstückskaufpreis wird von der Verkäuferin 
durch die Gewährung eines zins- und tilgungslosen 
Darlehens für die Dauer von 15 Jahren in Höhe von ...  
( in Worten: ... ) gefördert. Den Nachweis zur Gewährung 
eines Darlehens hat der Käufer durch Vorlage einer ent-
sprechenden Bescheinigung des Amtes für Wohnungs-
wesen der Stadt ... erbracht. Die Verkäuferin behält sich 
jedoch vor, die für diese Bescheinigung erforderlichen 
Angaben im Zuge der Baufinanzierung nochmals zu über-
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prüfen. Auf Verlangen der Verkäuferin verpflichtet sich der 
Käufer, die vollständigen Finanzierungsunterlagen vorzu-
legen. 

(3)	 Der um das Darlehen reduzierte Kaufpreis beträgt somit 
... ¤. Dieser Betrag ist bis zum ... unter Angabe ... auf das 
Konto ... zu überweisen. Der Restkaufpreis von ... ¤ (in 
Worten) ist am ... fällig. Die Zahlung muss in einer Summe 
erfolgen. Eine Ratenzahlung ist ausgeschlossen. 

(4)	 Zahlt der Käufer den Kaufpreis bei Fälligkeit ganz oder 
teilweise nicht, so ist der offene Kaufpreis mit xyz % jähr-
lich  zu verzinsen. Als Einzahlungstag gilt der Tag, an dem 
der Betrag gutgeschrieben wird.

(5)	 Der Käufer übernimmt auch den Erschließungsbeitrag, der 
in einem gesonderten Ablösungsvertrag festgesetzt wird. 

§ 3 Bauverpflichtung

(1)	 Der Käufer verpflichtet sich, auf dem von der Verkäuferin 
erworbenen Grundstück ein Wohngebäude für den eige-
nen Bedarf (freistehendes Einfamilienhaus) zu errichten 
und zu beziehen. Die Erfüllung dieser Bedingungen ist von 
dem Käufer nachzuweisen durch die Vorlage einer Kopie 
der Meldebescheinigung.

Mit der Bebauung ist spätestens am ... zu beginnen. Sie 
ist innerhalb eines Jahres zu vollenden. Die Bebauung des 
Grundstücks durch einen Dritten stellt keine Erfüllung der 
Bauverpflichtung dar. Sollte sich der Beginn oder die Voll-
endung des Bauvorhabens durch Umstände, die der Käufer 
nicht zu vertreten hat, verzögern, so verlängert sich die 
gesetzte Frist entsprechend.

(2)	 Eine Weiterveräußerung des Grundstücks vor Durchfüh-
rung der Bebauung ist nur mit Zustimmung der Verkäu-
ferin zulässig.

(3)	 Für den Fall, dass in dem verkauften Gelände Kabel, Lei-
tungen und Kanäle oder deren Schutzstreifen liegen, de-
ren Bestand erhalten bleiben muss, verpflichtet sich der 
Käufer, dies zu dulden und durch Eintragung von Dienst-
barkeiten im Grundbuch unentgeltlich dinglich sichern zu 
lassen. 

(4)	 Der Käufer ist verpflichtet, Beauftragten der Stadt ... die 
Begehung und Besichtigung des Grundstücks und der Ge-
bäude zu gestatten und alle, das Bauvorhaben betreffen-
de, Auskünfte zu erteilen.
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§ 4 Gewährleistung

(1)	 Das Grundstück wird verkauft wie es liegt und steht, ohne 
jede Gewährleistung. Die Verkäuferin leistet auch keine 
Gewähr für das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein 
von Rechten und Lasten, die zu ihrer Entstehung und ih-
rem Fortbestand der Eintragung im Grundbuch nicht be-
dürfen. In etwa bestehende Nutzungsverhältnisse tritt der 
Käufer ein.

Der Notar hat auf die Bedeutung des Gewährleistungs-
ausschlusses ausdrücklich hingewiesen und diesen mit den 
Vertragsparteien erörtert.

(2)	 Das Grundstück ist im Plan der Altstandorte und Altabla-
gerungen (Stand …) nicht gekennzeichnet.

(3)	 Die Bauverpflichtung bedeutet nicht, dass die Stadt ... die 
tatsächliche und rechtliche Bebaubarkeit des Grundstücks 
zusichert. Sie lässt die Befugnisse der Stadt ... in ihrer Ei-
genschaft als Bauaufsichtsbehörde zur Genehmigung oder 
Ablehnung von Baugesuchen sowie ihre Planungshoheit, 
verbindliche, planungsrechtliche Feststellungen über die 
Nutzung des verkauften Grundstücks zu treffen, unbe-
rührt. 

Sollte sich hiernach ergeben, dass das verkaufte Grund-
stück für den vorgesehenen Zweck nicht bebaut werden 
kann, so hat der Käufer das Recht, vom Vertrag zurückzu-
treten. Weitergehende Ansprüche, insbesondere solche auf 
Schadenersatz wegen Nichterfüllung oder auf Minderung 
des Kaufpreises stehen ihm nicht zu. 

§ 5 Wiederkaufsrecht

(1)	 Verstößt der Käufer gegen die Bauverpflichtung (§ 3 
Abs. 1) oder das Veräußerungsverbot (§ 3 Abs. 2), steht der  
Verkäuferin ein Wiederkaufsrecht an dem gesamten nach 
§ 1 dieses Vertrages verkauften Grundstück zu.

Für den Wiederkauf gelten folgende Vereinbarungen:

a)	 Der Preis, zu welchem das Grundstück verkauft wur-
de, gilt auch für den Wiederkauf.

b)	 Verwendungsersatz ist ausgeschlossen.

c)	 Die Rückübereignung hat schulden- und lastenfrei zu 
erfolgen, mit Ausnahme der nach diesem Vertrag vom 
Käufer zu übernehmenden Rechte und Lasten.

d)	 Alle durch die Rückübertragung entstehenden Ko-
sten, Gebühren, Steuern und Auslagen trägt der Wie-
derverkäufer.
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(2)	 Der Käufer bewilligt und beantragt, zur Sicherung der 
städt. Ansprüche auf Rückauflassung aus den Wieder-
kaufsrechten nach § 5 Abs. 1 zu Gunsten der Verkäuferin 
eine Auflassungsvormerkung in das Grundbuch einzutra-
gen. Die Eintragung erfolgt an rangbereiter Stelle nach 
Abschluss der Gesamtfinanzierung. Sie ist auf Verlangen 
des Käufers frühestens ein Jahr nach Bezug des Wohnge-
bäudes durch den Käufer zu löschen. Die Kosten der Lö-
schung trägt der Käufer.

§ 6 Vorzeitige Rückzahlung des städt. Darlehens

(1)	 Sollte der Käufer innerhalb von 15 Jahren vom Tage des 
Eigentumsüberganges an gerechnet

•	 auf dem Grundstück ein Mehrfamilienhaus errichten 
oder 

•	 durch Aus- oder Anbau oder anderweitig das Eigen-
heim in ein Mehrfamilienhaus umgestalten oder

•	 Wohnungs- oder Teileigentum begründen oder

•	 das Grundstück oder das Gebäude ganz oder teilweise 
gewerblich nutzen oder nutzen lassen oder

•	 das Eigenheim von vornherein gar nicht selbst be-
ziehen oder innerhalb  von 15 Jahren vom Tage des 
Eigentumsübergangs an gerechnet 

•	 das Eigenheim zwar zunächst selbst beziehen, an-
schließend aber vermieten oder

•	 das Grundstück verkaufen, 

kann die Verkäuferin verlangen, dass der Käufer den Dar-
lehensbetrag nach § 2 Abs. 2 zuzüglich xyz % Jahreszinsen 
vom Tage der Eigentumsumschreibung an gerechnet, so-
fort in einer Summe zurückzahlt. Dasselbe gilt, wenn in-
nerhalb von 15 Jahren, vom Tage des Eigentumsübergan-
ges an gerechnet, die Zwangsverwaltung oder Zwangsver-
steigerung des Grundstückes durchgeführt wird. 

(2)	 Der Käufer verpflichtet sich, der Verkäuferin die vorste-
hend aufgeführten Maßnahmen sofort anzuzeigen.

(3)	 Der Käufer bewilligt und beantragt unwiderruflich zu 
Gunsten der Verkäuferin eine Buchgrundschuld in Höhe 
des Darlehensbetrages von ... ¤ nebst xyz % Jahreszinsen 
vom Tage des Eigentumsübergangs an auf das Kaufobjekt 
in das Grundbuch eintragen zu lassen. Die Verkäuferin 
räumt jedoch schon jetzt Grundpfandrechten zur Finan-
zierung des Bauvorhabens bis zur Höhe von ... ¤ nebst Zin-
sen bis zur einer Höhe von xyz % und einmaligen Neben-
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leistungen bis zu einer Höhe von xyz % seit dem Tage der 
Beurkundung Vorrang vor den städt. Rechten ein. Diese 
Zustimmung kann stufenweise bis zur vorgenannten Höhe 
nur einmal ausgenutzt werden. 

(4)	 Der Käufer beantragt hiermit, auf seine Kosten nach Er-
ledigung der vorstehenden Anträge einen beglaubigten 
Grundbuchauszug durch das Grundbuchamt ausfertigen 
zu lassen und der Verkäuferin zuzusenden. 

§ 7 Zwangsvollstreckungsunterwerfung

(1)	 Wegen aller Ansprüche aus der Grundschuld (§ 6 Abs. 3) 
unterwirft der Käufer das mit der Grundschuld belaste-
te Pfandobjekt der sofortigen Zwangsvollstreckung in der 
Weise, dass die Zwangsvollstreckung gegen den jeweiligen 
Eigentümer zulässig ist. Der Käufer bewilligt und bean-
tragt unwiderruflich die Eintragung dieser Zwangsvoll-
streckungsunterwerfung in das Grundbuch. 

Weiter verpflichtet sich der Käufer gegenüber der Verkäu-
ferin zur Zahlung eines der vorgenannten Grundschuld 
samt Zinsen entsprechenden Betrages gemäß § 780 BGB. 
Er unterwirft sich wegen dieser Zahlungsverpflichtung der 
sofortigen Zwangsvollstreckung in sein gesamtes Vermö-
gen. 

Der Verkäuferin soll sofort - vor Vollzug im Grundbuch 
- eine vollstreckbare Ausfertigung dieser Urkunde erteilt 
werden.

(2)	 Sollte nach Ablauf von 15 Jahren nach Eigentumsübertra-
gung der durch die Grundschuld zu sichernde Anspruch 
der Verkäuferin nicht entstanden sein und der Darlehens-
betrag vollständig zurückgezahlt sein, wird diese eine Lö-
schungsbewilligung erteilen.

§ 8 Vorkaufsrecht

Der Käufer bestellt zu Gunsten der Verkäuferin an dem in § 1 
genannten Grundstück ein dingliches Vorkaufsrecht für alle 
Verkaufsfälle. Die Frist zur Ausübung des Vorkaufsrechts be-
trägt drei Monate. Der Käufer verpflichtet sich, das Vorkaufs-
recht nach Abschluss der Gesamtfinanzierung an rangbereiter 
Stelle im Grundbuch eintragen zu lassen. Die Eintragung des 
Vorkaufsrechts in das Grundbuch wird hiermit bewilligt und 
beantragt.

§ 9 Besitzübertragung

...
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§ 10 Auflassung

...

§ 11 Kosten

...

§ 12 Salvatorische Klausel

...

§ 13 Nachfolgerklausel

Soweit die Verpflichtungen aus diesem Vertrag nicht kraft Ge-
setzes auf die Rechtsnachfolger des Käufers übergehen, ver-
pflichtet sich der Käufer, seinen Rechtsnachfolgern alle in Frage 
kommenden Pflichten aufzuerlegen und diese zu verpflichten, 
ihren Rechtsnachfolgern die Pflichten gemäß dieser Vereinba-
rung ebenfalls aufzuerlegen. Gehen durch Nichterfüllung der 
Verpflichtungen Schadenersatzansprüche des Verkäufers unter, 
haftet hierfür der Käufer. 

§ 14 Belehrungen durch den Notar,  
Genehmigungsvorbehalt

...

§ 15 Vollmacht für den Notar, Anträge

...

Vertragsmuster 12	Notarielles Kaufangebot (Privat an Kom­
mune) - Auszug -

... 

I Vorbemerkung

1.	 Die Stadt ... beabsichtigt, nach entsprechender Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplanes für einzelne im ... gele-
gene Grundstücke zum Zwecke der Wohnbebauung einen 
Bebauungsplan mit der Bezeichnung „...“ aufzustellen.

2.	 Sowohl die Fortschreibung des Flächennutzungsplanes als 
auch die vorgesehene Aufstellung eines Bebauungsplanes 
sind nur dann realisierbar, wenn sichergestellt ist, dass die 
Wohnbebauung des beabsichtigten Baugebietes innerhalb 
einer zu vereinbarenden Frist erfolgt. Dies kann nur durch 
eine gegenüber der Stadt ... abzugebenden Bauverpflich-
tung nachgewiesen werden.
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3.	 Zur vorgesehenen Neuordnung des bezeichneten Bauge-
biets haben die einzelnen Grundstückseigentümer ihre 
Grundstücke ausnahmslos auf die Stadt ... zu übertragen. 
Nach Bildung des Gesamtgrundstücks werden durch Ver-
messung im Rahmen eines Veränderungsnachweises die 
Grundstücke so geordnet werden, dass nach Lage, Form 
und Größe für die bauliche Nutzung zweckmäßig gestal-
tete Grundstücke entstehen.

4.	 Die Baugrundstücke werden alsdann nach Maßgabe dieser 
Urkunde an die Grundstückseigentümer zurückübertragen.

5.	 Zur Durchführung der vorgesehenen Bodenneuordnung 
werden die nachfolgenden „Allgemeinen Vertragsbestim-
mungen“ festgelegt. Diese „Allgemeinen Vertragsbestim-
mungen“ werden durch eine spätere Bezugnahme in den 
abzuschließenden Grundstückskaufverträgen Bestandteil 
dieser Verträge.

II Allgemeine Bestimmungen

1.	 Der einzelne Eigentümer der im vorgesehenen Bebauungs-
plangebiet ... der Gemarkung ... gelegenen Grundstücke 
(künftig kurz „Grundstückseigentümer“ genannt) macht 
der Stadt ... ein

Kaufvertragsangebot

für das Folgendes gilt:

An das Angebot hält sich der Grundstückseigentümer bis 
zum ... gebunden.

Die Annahme des Angebots muss spätestens bis zu diesem 
Zeitpunkt zur Urkunde eines Notars erklärt sein, während 
es auf den Zeitpunkt des Zugehens der Annahmeerklärung 
der Käuferin an den Verkäufer nicht ankommt.

Voraussetzungen für die Annahme des Grundstücksange-
bots durch die Stadt ... sind u. a. der Erwerb aller in dem 
vorgesehenen Baugebiet ... der Gemarkung ... gelegenen 
Grundstücke durch die Stadt ... und die Rechtskraft des 
dazu notwendigen Bebauungsplanes.

Die Stadt ... ist nicht verpflichtet, das Grundstücksangebot 
anzunehmen. Der Grundstücksverkauf kommt erst mit der 
notariellen Beurkundung der Annahmeerklärung zustan-
de.

2.	 Das Kaufvertragsangebot des Grundstückseigentümers 
lautet weiter:

(1)	 Der Grundstückseigentümer verkauft sein in dem 
vorgesehenen Baugebiet ... gelegenes Grundstück der 
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Gemarkung ... zum Preise von ... ¤ pro Quadratmeter 
lastenfrei an die Stadt ... Daneben sind eventuell auf 
dem Grundstück stehende Obstbäume nach Maßgabe 
einer Schätzung zu entschädigen.

(2)	 Der Kaufpreis ist innerhalb drei Wochen nach Beur-
kundung der Annahmeerklärung mit Auflassung zur 
Zahlung fällig, nicht jedoch vor ordnungsgemäßem 
Eingang der für die lastenfreie Grundstücksübertra-
gung notwendigen Freigabeerklärungen der Berech-
tigten. Auf Verzinsung und dingliche Sicherstellung 
der Kaufpreisforderung wird verzichtet. Soweit der 
Grundstückseigentümer gemäß Abschnitt IV dieser 
Urkunde ein Grundstück zurückerwirbt, erfolgt die 
Kaufpreiszahlung durch Aufrechnung nach Maßgabe 
Abschnitt IV Ziff. 3 lit. c.

(3)	 Die Übergabe des Grundstücks erfolgt im Zeitpunkt 
der öffentlich beurkundeten Annahme des Kaufver-
tragsangebots durch die Stadt ...; Steuern und son-
stige öffentlichen wiederkehrenden Abgaben gehen 
mit Wirkung der steuerlichen Fortschreibung auf die 
Stadt ... über.

(4)	 Sofern der Kaufgegenstand verpachtet ist, verpflich-
tet sich der Grundstückseigentümer, das Pachtver-
hältnis auf Verlangen der Stadt ... zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt zu kündigen. Bis zur Annahme des 
Kaufangebotes durch die Stadt ... steht dem Grund-
stückseigentümer der Pachtzins zu.

3.	 Für Flächenmaßrichtigkeit, Sachmängel und Rechts-
mängel jeder Art wird keine Gewähr geleistet. Besonde-
re Eigenschaften- der Grundstücksflächen werden nicht 
zugesichert. Die aufgrund des Grundstücksangebots zu 
veräußernden Flächen sowie die später zu übertragenden 
Flächen werden in dem Zustand veräußert, in dem sie sich 
zum Zeitpunkt der Übergabe befinden.

Eine Gewährleistung der Stadt ... für die Aufstellung und 
Rechtskraft eines Bebauungsplanes, die zeitliche Realisie-
rung der Erschließungsarbeiten sowie die zeitliche Bebau-
ungsmöglichkeit der einzelnen Grundstücke besteht nicht.

4.	 Falls das Angebotsgrundstück nach Abteilung II und III des 
Grundbuchs belastet ist, verpflichtet sich der Grundstück-
seigentümer zur Löschung dieser Rechte auf seine Kosten.

5.	 Soweit sich auf dem zum Kauf angebotenen Grundstück 
bauliche  Anlagen, Anpflanzungen und sonstige Einrich-
tungen (z. B. Geschirrhütten, Sträucher) befinden, werden 
diese nicht entschädigt, sondern gehen auf die Stadt ... über. 
Ausgenommen davon sind Obstbäume, die nach Maßgabe 
einer Schätzung durch die Stadt ... zu entschädigen sind.
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III Auflassungsvormerkung

Zur Sicherung des Anspruchs auf Eigentumsübertragung an 
dem zum Kauf anzubietenden Grundstück hat der Grundstück-
seigentümer bei der notariellen Beurkundung des Kaufangebo-
tes die Eintragung einer Auflassungsvormerkung gemäß § 883 
BGB für die Stadt ... zu bewilligen. Die Stadt ... ist jederzeit 
berechtigt, Eintragungsantrag zum Grundbuch zu stellen.

IV Veräußerungs- und Erwerbsverpflichtung

1.	 Unter den Voraussetzungen, dass

a)	 die Stadt ... alle in dem vorgesehenen Baugebiet ... der 
Gemarkung ... gelegenen Grundstücke erwerben kann 
und als Eigentümer dieser Grundstücke im Grund-
buch eingetragen ist, und

b)	 der noch aufzustellende Bebauungsplan für das vor-
gesehene Baugebiet ... Rechtskraft erlangt,

verpflichtet sich die Stadt ..., an den in dieser Urkunde ge-
nannten Grundstückseigentümer ein Ersatzgrundstück zu-
rückzuübertragen und zwar in dem Erwerbsverhältnis, wie 
es sich an dem zum Kauf angebotenen Grundstück ergibt. 
Der Grundstückseigentümer kann an seiner Stelle hierfür 
seinen Ehegatten oder einen Verwandten in gerader Li-
nie benennen. Das Ersatzgrundstück soll in gleicher oder 
gleichwertiger Lage, wie das der Stadt ... zum Kauf ange-
botene Grundstück zugeteilt werden, wobei die im künf-
tigen Bebauungsplan festzusetzende Mindestgröße der 
Baugrundstücke zugrunde gelegt werden soll. Die Neuzu-
teilung der Grundstücke hat unter Berücksichtigung eines 
Flächenabzuges von 30 % für die Stadt ... zu erfolgen. Für 
die Zuteilung des Ersatzgrundstückes wird der Stadt ... ein 
Bestimmungsrecht gemäß § 315 BGB eingeräumt. Zuvor 
ist die Zuteilung mit dem Grundstückseigentümer zu er-
örtern.

2.	 Der Grundstückseigentümer hat sich mit der Abgabe des 
Kaufangebotes an die Stadt ... verpflichtet, das neuzubil-
dende Grundstück nach Maßgabe der in dieser Urkunde 
festgelegten allgemeinen Vertragsbestimmungen zu er-
werben

3.	 Die Übertragung des durch Vermessung im Rahmen eines 
Veränderungsnachweises neu gebildeten Grundstücks er-
folgt nach Maßgabe des dann abzuschließenden Kaufver-
trages zu folgenden Bedingungen:

a)	 Die Stadt ... verkauft das neugebildete Grundstück an 
den Grundstückseigentümer, sobald die neuzubilden-
den Grundstücke im Grundbuch eingetragen sind,
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b)	 der Kaufpreis beträgt ... ¤ pro Quadratmeter; dieser ist 
innerhalb drei Wochen nach Kaufabschluss zur Zah-
lung fällig. Für die Beurkundung der Auflassung ist 
die vollständige Bezahlung des Kaufpreises und der 
weiteren Kosten gemäß nachfolgender Bestimmung 
lit. e) Voraussetzung,

c)	 die jeweiligen Kaufpreisforderungen aus dem Grund-
stückskaufangebot und dem Kaufvertrag für die 
Rückübertragung des Ersatzgrundstückes werden  
- soweit möglich - miteinander aufgerechnet. Die 
Fälligkeit des Kaufpreises aus dem Grundstückskau-
fangebot wird unverzinslich hinausgeschoben bis zu 
Fälligkeit des Kaufpreises gemäß den vorstehenden 
Bestimmungen.

d)	 Neben dem Kaufpreis sind vom Käufer des neugebil-
deten Grundstücks sämtliche für das Kaufgrundstück 
anfallenden Erschließungsbeiträge nach dem Bauge-
setzbuch und Anliegerleistungen einschließlich Ko-
stenerstattungsansprüche nach dem Kommunalabga-
bengesetz und der entsprechenden Gemeindesatzun-
gen zu bezahlen. Diese Beiträge und Kosten werden 
durch besondere Beitrags- bzw. Leistungsbescheide 
der Stadt ... angefordert.

e)	 Die Kosten der Grundstücksvermessung und -vermar-
kung für das spätere Kaufgrundstück gehen zu La-
sten des Käufers des neugebildeten Grundstücks. Vom 
Käufer ebenfalls zu tragen sind die anteiligen Kosten 
für ein eventuell erforderliches Bodengutachten und 
die Kosten der Baumentschädigungen. Diese Kosten 
werden im Verhältnis der Kaufgrundstücksfläche zur 
Gesamtfläche aller gebildeten Baugrundstücke um-
gelegt.

f)	 Die Übergabe der neugebildeten Baugrundstüc-
ke wird in den einzelnen Grundstückskaufverträgen 
ebenso vereinbart, wie der Steuerübergang.

g)	 Wegen der Gewährleistung gelten die Bestimmungen 
in Abschnitt II Ziff. 3 dieser Urkunde entsprechend.

h)	 Beim Kauf der neugebildeten Grundstücke haben sich 
die Käufer der Stadt ... gegenüber ferner zu verpflich-
ten:

•	 Auf dem zu erwerbenden Grundstück ein Wohn-
haus nach Maßgabe der baurechtlichen Geneh-
migung innerhalb von sechs Jahren ab Nutzbar-
keit der Erschließungsanlagen bezugsfertig zu 
errichten.
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•	 Das Eigentum an dem Grundstück bis zum Ab-
lauf einer Frist von fünf Jahren nach Bezugs-
fertigkeit des Gebäudes nicht ohne vorherige 
schriftliche Zustimmung der Stadt ... auf einen 
Dritten zu übertragen oder innerhalb dieser Zeit 
Wohnungs-(Teil-)eigentum zu begründen oder 
ein Erbbaurecht zu bestellen. Dies gilt nicht bei 
Veräußerung an den Ehegatten oder an Ver-
wandte des Eigentümers in gerader Linie.

Kommen die Käufer einer der vorstehenden Verpflichtungen 
nicht nach, so steht der Stadt ... das Recht zum Wiederkauf 
des Grundstücks zu. Im Falle der Ausübung des Wiederkaufs-
rechtes ist von der Stadt ... der vereinbarte Kaufpreis, die vom 
Käufer bezahlten Vermessungs- und Erschließungskosten so-
wie den weiteren Kosten gemäß vorstehender Bestimmungen 
nach Buchst. e) zinslos innerhalb drei Monaten nach Rückauf-
lassung dem Käufer zu erstatten. Eine etwaige Wertsteigerung 
des Grundstücks durch die Bebauung wird mit dem gemeinen 
Wert vergütet, wobei die Beteiligten die Wertermittlung des 
Gutachterausschusses nach dem Baugesetzbuch anerkennen. 
Eventuelle Bodenwertsteigerungen werden nicht berücksich-
tigt.Sämtliche Kosten und Steuern der Rückübertragung hat 
der Grundstückskäufer zu tragen.

Im Grundbuch ist das Wiederkaufsrecht der Stadt ... durch die 
Eintragung einer Auflassungsvormerkung gemäß § 883 BGB zu 
sichern. Der Käufer verpflichtet sich, die Eintragung einer ent-
sprechenden Auflassungsvormerkung beim späteren Kaufab-
schluss zu bewilligen.

V Weitere allgemeine Bestimmungen

Kostentragung

Übertragung auf den Rechtsnachfolger

Salvatorische Klausel

...

VI Vollmacht

...

VII Schluss

...
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Vertragsmuster 13	Betriebssatzung für einen kommunalen 
Eigenbetrieb

vom (Datum)

Aufgrund der §§ 7, 107 Abs. 2 und 114 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein - Westfalen (GO NW) (Stand 01.11.2017) 
in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) (Stand 01.11.2017) hat der 
Rat der Gemeinde ... am ... folgende Betriebssatzung beschlos-
sen:

§ 1 Gegenstand der (Name des Eigenbetriebes)

(1)	 Die (Name des Eigenbetriebes) wird gemäß § 107 Abs. 2 GO 
in Verbindung mit § 114 GO auf der Grundlage der für Ei-
genbetriebe geltenden gesetzlichen Vorschriften und den 
Bestimmungen dieser Betriebssatzung geführt.

(2)	 Zweck der (Name des Eigenbetriebes) ist der Erwerb, die 
Verwaltung, die Planung, die Erschließung, die Bewirt-
schaftung und die Veräußerung von Immobilien aller Art 
(Bau- und Bauerwartungsland einschließlich ggf. aufste-
hender Gebäude für Wohnbau- und Gewerbezwecke), so-
wie alle diese Zwecke fördernden Geschäfte.

(3)	 Die (Name des Eigenbetriebes) ist berechtigt, alle Geschäf-
te und Maßnahmen vorzunehmen, die zur Erreichung des 
Zwecks notwendig sind oder nützlich erscheinen, insbe-
sondere Grundstücke zu erwerben, zu entwickeln, zu er-
schließen, zu veräußern, zu vermieten und Erbbaurechte 
zu begründen.

§ 2 Name des Betriebes

Der Betrieb führt den Namen „(Name des Eigenbetriebes)“.

§ 3 Werkleitung

(1)	 Die Leitung der (Name des Eigenbetriebes) obliegt dem Bür-
germeister als Werkleiter. Im Verhinderungsfalle wird der 
Bürgermeister durch den allgemeinen Vertreter vertreten.

(2)	 Die (Name des Eigenbetriebes) wird von dem Werkleiter 
selbstständig geleitet, soweit nicht durch Gemeindeord-
nung, Eigenbetriebsverordnung oder diese Satzung etwas 
anderes bestimmt ist. Dem Werkleiter obliegt insbesondere 
die laufende Betriebsführung. Dazu gehören alle Maßnah-
men, die zur Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes 
ständig notwendig sind, insbesondere der Einsatz des Per-
sonals, die Entscheidung in Liegenschaftsangelegenheiten 
bis zu einem Wert von 15.000 EURO, die Vergabe von Ver-
messungsaufträgen bis zu einem Wert von 50.000 EURO, 
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sofern die erforderlichen Mittel im Wirtschaftsplan bereit-
stehen und die Aufnahme von Krediten gemäß dem Wirt-
schaftsplan entsprechend den Erfordernissen der Finanzsi-
tuation der (Name des Eigenbetriebes).

(3)	 Der Werkleiter ist für die wirtschaftliche Führung der 
(Name des Eigenbetriebes) verantwortlich.

§ 4 Werksausschuss der (Name des Eigenbetriebes)

(1)	 Der Werksausschuss der (Name des Eigenbetriebes) besteht 
aus den Mitgliedern des Haupt- und Finanzausschusses.

(2)	 Der Werksausschuss entscheidet in den Angelegenhei-
ten, die ihm durch die Gemeindeordnung und die Ei-
genbetriebsverordnung übertragen sind. Darüber hinaus 
entscheidet der Werksausschuss in den ihm vom Rat der 
Gemeinde ... ausdrücklich übertragenen Angelegenheiten 
sowie in den folgenden Fällen:

a)	 Festsetzung der allgemeinen Kauf- und Verkaufsbe-
dingungen

b)	 Die Entscheidung in allgemeinen Liegenschafts-
angelegenheiten mit einem Wert von mehr als 
15.000 EURO und weniger als 125.000 EURO

c)	 Zustimmung zu den erfolggefährdenden Mehrauf-
wendungen gem. § 15 EigVO

d)	 Benennung des Prüfers für den Jahresabschluss

e)	 Stundung von Forderungen 

•	 bis zu einem Betrag von 25.000 EURO für die 
Dauer von mehr als zwei Jahren

•	 bei Beträgen über 25.000 EURO für die Dauer 
von mehr als einem Jahr.

f)	 Niederschlagung von Forderungen bei Beträgen von 
mehr als 1.500 EURO.

g)	 Erlass von Forderungen bei Beträgen von mehr als 
500 EURO

(3)	 Der Werksausschuss berät die Angelegenheiten vor, die 
vom Rat der Gemeinde ... zu entscheiden sind, insbeson-
dere:

(a)	 den Wirtschaftsplan und die Finanzplanung
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(b)	 die Feststellung des Jahresabschlusses und die Ver-
wendung des Jahresgewinns oder die Deckung eines 
Verlustes (§ 26 EigVO)

(c)	 den Erlass und die Änderung der Betriebssatzung

(d)	 die Entscheidung in allgemeinen Liegenschafts-
angelegenheiten mit einem Wert von mehr als 
125.000 EURO

(4)	 Der Werksausschuss entscheidet in den Angelegenheiten, 
die der Beschlussfassung des Rates unterliegen, falls die 
Angelegenheit keinen Aufschub duldet.

In Fällen äußerster Dringlichkeit kann der Bürgermeister 
mit einem Mitglied des Werksausschusses entscheiden. 
§ 60 Abs. 1 GO gilt entsprechend.

(5)	 In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Werks-
ausschusses unterliegen, entscheidet, falls die Angelegen-
heit keinen Aufschub duldet, der Bürgermeister mit einem 
Mitglied des Werksausschusses. § 60 Abs. 2 GO NW gilt 
entsprechend.

§ 5 Aufgaben des Rates

Der Rat entscheidet in allen Angelegenheiten, die ihm durch 
die Gemeindeordnung, die Eigenbetriebsverordnung oder die 
Hauptsatzung vorbehalten sind.

§ 6 Kämmerer

Der Werkleiter hat dem Kämmerer oder dem sonst für das Fi-
nanzwesen zuständigen Beamten den Entwurf des Wirtschafts-
planes und des Jahresabschlusses, die Vierteljahresübersichten, 
die Ergebnisse der Betriebsstatistik und die Selbstkostenrech-
nungen zuzuleiten; er hat ihm ferner auf Anforderung alle 
sonstigen finanzwirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 7 Personalangelegenheiten

(1)	 Die bei der (Name des Eigenbetriebes) beschäftigten An-
gestellten in den Vergütungsgruppen … und die Arbeiter 
werden nach den für die Personalangelegenheiten allge-
mein geltenden Bestimmungen vom Werkleiter eingestellt, 
höhergruppiert und entlassen.

(2)	 Angestellte der Vergütungsgruppe … werden vom Werk-
leiter nach Beschlussfassung durch den Werksausschuss 
eingestellt, höhergruppiert und entlassen.

(3)	 Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter der Dienstkräfte 
der (Name des Eigenbetriebes).
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(4)	 Die bei der (Name des Eigenbetriebes) beschäftigten Beam-
ten werden im Stellenplan der Gemeinde geführt und in 
die Stellenübersicht der (Name des Eigenbetriebes)  nach-
richtlich aufgenommen.

§ 8 Kassenführung

Die Kassengeschäfte der (Name des Eigenbetriebes) werden von 
der Gemeindekasse wahrgenommen. Die hierfür anfallenden 
Personal- und Verwaltungskosten werden der Gemeinde ... er-
stattet.

§ 9 Vertretung der (Name des Eigenbetriebes)

(1)	 Der Werkleiter vertritt die Gemeinde in den Angelegenhei-
ten der (Name des Eigenbetriebes), die ihrer eigenen Ent-
scheidung oder der Entscheidung des Werksausschusses 
unterliegen.

(2)	 Der Werkleiter unterzeichnet unter dem Namen „(Name des 
Eigenbetriebes)“ ohne Angabe eines Vertretungsverhältnis-
ses, wenn die Angelegenheit seiner Entscheidung oder der 
des Werksausschusses unterliegt, der allgemeine Vertreter 
unterzeichnet im Verhinderungsfalle „In Vertretung“; die 
übrigen Dienstkräfte unterzeichnen „Im Auftrag“.

In den Angelegenheiten, die der Entscheidung anderer Or-
gane unterliegen und in denen der Werkleiter mit der Ver-
tretung beauftragt wird, ist unter der Bezeichnung „Der 
Bürgermeister - (Name des Eigenbetriebes) „ unter Angabe 
des Vertretungsverhältnisses zu unterzeichnen.

(3)	 Erklärungen, durch die die Gemeinde für die (Name des 
Eigenbetriebes) verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform. Sie werden, soweit sie nicht zu den Geschäf-
ten der laufenden Betriebsführung gehören, vom Bürger-
meister oder seinem allgemeinen Vertreter und von einem 
vertretungsberechtigten Beamten oder Angestellten un-
terzeichnet.

(4)	 Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Beauftrag-
ten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefugnis werden 
vom Werkleiter ortsüblich entsprechend § 13 der Haupt-
satzung der Gemeinde ... öffentlich bekannt gemacht.

§ 10 Wirtschaftsjahr

Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 11 Stammkapital

Das Stammkapital beträgt ... EURO.
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§ 12 Wirtschaftsplan

(1)	 Die (Name des Eigenbetriebes) hat vor Beginn eines jeden 
Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan aufzustellen. Die-
ser besteht aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan und 
der Stellenübersicht.

(2)	 Ausgaben für verschiedene Vorhaben des Vermögenspla-
nes, die sachlich eng zusammenhängen, sind gegenseitig 
deckungsfähig.

Mehrausgaben für Einzelvorhaben des Vermögensplanes 
bedürfen der Zustimmung des Werksausschusses, wenn 
der Ansatz im Vermögensplan um mehr als 10 %, minde-
stens aber 25.000 EURO überschritten wird.

§ 13 Zwischenberichte

Der Werkleiter hat dem Werksausschuss halbjährlich über die 
Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie über die 
Abwicklung des Vermögensplanes Bericht zu erstatten.

§ 14 Jahresabschluss, Lagebericht und Erfolgsübersicht

Der Jahresabschluss, Lagebericht und die Erfolgsübersicht sind 
bis zum Ablauf von 6 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjah-
res von dem Werkleiter aufzustellen und dem Werksausschuss 
vorzulegen.

§ 15 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am ... in Kraft.

BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG:

Die vorstehende Betriebssatzung der (Name des Eigenbetriebes) 
vom ... wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) 
beim Zustandekommen dieser Satzung kann nach Ablauf eines 
Jahres seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,

c)	 der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder



184

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Ge-
meinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.

Datum

Unterschrift

Vertragsmuster 14	Gesellschaftsvertrag (GmbH) (Kommunale 
Eigengesellschaft) im Rahmen einer GmbH 
& Co KG

§ 1 Firma, Sitz, Geschäftsjahr

1.	 Die Firma der Gesellschaft lautet: „(Name der Gesellschaft)“

2.	 Sitz der Gesellschaft ist ...

3.	 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens sind die Geschäftsführung und 
Vertretung der „(Name der GmbH & Co KG)“ mit dem Sitz in ... 
(im folgenden „Hauptgesellschaft“ genannt) als deren persön-
lich haftende Gesellschafterin. Gegenstand der Hauptgesell-
schaft sind der Erwerb und Tausch, die Veräußerung, sowie die 
Beplanung, Baureifmachung und Erschließung von Grundstüc-
ken zu dem Zweck, das Angebot von Grundstücken für Wohn- 
und Gewerbebauten in der Stadt ... zu verbessern. Gegenstand 
der Hauptgesellschaft ist es insbesondere, preiswertes Wohn-
bauland für Familien zu schaffen.

§ 3 Gesellschafter, Stammkapital

1.	 Alleiniger Gesellschafter ist die Stadt ...

2.	 Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt ...

3.	 Das Stammkapital in Höhe von ... wird von der Stadt ... im 
Rahmen ihrer Stammeinlage in voller Höhe sofort in bar 
erbracht.

§ 4 Dauer der Gesellschaft

Die Gesellschaft beginnt mit der Eintragung im Handelsregi-
ster. Ihre Dauer ist unbestimmt.
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§ 5 Vertretung und Geschäftsführung

1.	 Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer. Diese vertreten 
die Gesellschaft gemeinschaftlich oder einzeln mit einem 
Prokuristen.

2.	 Einzelprokura darf nicht erteilt werden.

3.	 Zu Geschäftsführern können nur Mitarbeiterinnen bzw. 
Mitarbeiter der Stadt ... bestellt werden.

4.	 Die Gesellschafterversammlung kann auf Vorschlag der 
Geschäftsführung Prokuristen bestellen.

5.	 Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann je-
dem Geschäftsführer generell oder im Einzelfall Befreiung 
von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden. 
Für Geschäfte zwischen der Hauptgesellschaft und der 
GmbH sind sie in jedem Fall von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreit.

6.	 Bei der Führung der Geschäfte der Hauptgesellschaft ha-
ben die Geschäftsführer das Gesetz, den Gesellschaftsver-
trag der Hauptgesellschaft und der GmbH und die Weisun-
gen der Gesellschafterversammlung zu beachten.

7.	 Geschäfte der GmbH, die nicht zur Geschäftsführung für 
die Hauptgesellschaft gehören, bedürfen der vorherigen 
Zustimmung der Gesellschafterversammlung.

§ 6 Gesellschafterversammlungen

1.	 Beschlüsse der Gesellschafter werden auf Gesellschafter-
versammlungen gefasst. Eine Gesellschafterversammlung 
ist alljährlich innerhalb der jeweiligen gesetzlichen Fristen 
(§ 42 a Abs. 2, Abs. 1 GmbHG, ordentliche Gesellschafter-
versammlung) abzuhalten, im Übrigen nach Bedarf. Der 
Abhaltung einer Gesellschafterversammlung bedarf es 
nicht, wenn sich alle Gesellschafter mit einer schriftlichen, 
telegraphischen, fernmündlichen oder sonstigen Art der 
Abstimmung einverstanden erklären.

2.	 Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt 
durch die Geschäftsführer. Ein Geschäftsführer oder zwei 
stimmberechtigte Mitglieder des Vertretergremiums kön-
nen die Durchführung einer Gesellschafterversammlung 
beantragen, die dann innerhalb einer Frist von einer 
Woche von den Geschäftsführern anzuberaumen ist. Die 
Einberufung von Gesellschafterversammlungen hat un-
ter gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung und des 
Tagungsortes mindestens sieben Tage vor dem Termin der 
Gesellschafterversammlung an die Gesellschafter zu er-
folgen. Die Einladung (Poststempel) und der Tag der Ver-
sammlung werden bei der Fristberechnung mitgezählt.
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3.	 Die Stadt ... wird in der Gesellschafterversammlung vertre-
ten von neun Mitgliedern des Rates der Stadt ... und dem 
jeweiligen Bürgermeister als Vorsitzenden (nachstehend 
Vertretergremium genannt).

Die Mitglieder dieses Vertretergremiums müssen identisch 
sein mit den in § 9 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages der 
„(Name der GmbH & Co KG)“ genannten Mitglieder dieses 
Vertretergremiums. Das Vertretergremium kann aus seiner 
Mitte einen stellvertretenden Vorsitzenden wählen.

Der jeweilige 1. Beigeordnete und der jeweilige Kämmerer 
der Stadt ... sind beratende Mitglieder des Vertretergremi-
ums ohne Stimmrecht.

4.	 Die Mitglieder des Vertretergremiums sind zu allen Gesell-
schafterversammlungen wie die Gesellschafterin einzula-
den.

5.	 Der Vorsitzende des Vertretergremiums gibt bei der Be-
schlussfassung in der Gesellschafterversammlung die 
Stimme der Gesellschafterin ab. Bei der hierzu notwen-
digen Entscheidungsfindung innerhalb des Vertretergre-
miums ist die einfache Stimmenmehrheit erforderlich. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag.

6.	 Scheidet ein Mitglied des Vertretergremiums während der 
laufenden Wahlperiode aus dem Rat der Stadt ... aus, so 
verliert es mit diesem Ausscheiden seine Mitgliedschaft im 
Vertretergremium. Der Rat der Stadt ... ist berechtigt, für 
die restliche Amtszeit aus seiner Mitte ein neues Mitglied 
in das Vertretergremium zu entsenden.

7.	 Das Vertretergremium ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder ordnungsgemäß zur Sitzung geladen und mehr 
als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
sind.

8.	 Ist das Vertretergremium bei einer ordnungsgemäß einbe-
rufenen Gesellschafterversammlung beschlussunfähig, so 
ist eine neue Gesellschafterversammlung mit gleicher Ta-
gesordnung einzuberufen, bei der die Ladungsfrist verkürzt 
werden kann. Das Vertretergremium dieser Gesellschafter-
versammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. 
Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

9.	 Über die Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die vom Vorsitzenden sowie einem weiteren 
Mitglied des Vertretergremiums und einem Schriftführer 
zu unterzeichnen ist. Die beiden Letztgenannten werden 
von den Mitgliedern bestellt.
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§ 7 Gesellschafterbeschlüsse

1.	 Folgende Beschlüsse bedürfen der Beschlussfassung durch 
die Gesellschafterversammlung:

a)	 Aufnahme neuer Gesellschafter

b)	 Zustimmung zur Verfügung und Belastung von Ge-
sellschaftsanteilen und sonstigen Rechten gegen die 
Gesellschaft

c)	 Auflösung der Gesellschaft

d)	 Änderung des Gesellschaftsvertrages

e)	 Beschlüsse, die eine Nachschusspflicht begründen

f)	 Feststellung des Jahresabschlusses

g)	 Auszahlungen an den Gesellschafter

h)	 Bestimmung des Wirtschaftsprüfers

i)	 Bestellung und Festlegung von Anstellungsbedingun-
gen der Geschäftsführer

2.	 Die Nichtigkeit eines fehlerhaften Beschlusses der Gesell-
schafter ist innerhalb eines Monats seit Zugang des be-
treffenden Protokolls durch gerichtliche Feststellungskla-
ge geltend zu machen.

§ 8 Jahresabschluss, Gewinnverwendung,  
Gewinnverteilung

1.	 Die Geschäftsführer haben in den ersten drei Monaten des 
Geschäftsjahres den Jahresabschluss und den Lagebericht 
für das vergangene Geschäftsjahr nach den Vorschriften 
des 3. Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapital-
gesellschaften aufzustellen; sie haben unverzüglich nach 
der Aufstellung den Jahresabschluss und den Lagebericht 
dem von der Gesellschaft bestellten Abschlussprüfer vor-
zulegen. Die Abschlussprüfung erfolgt nach den Vorschrif-
ten des 3. Buches des Handelsgesetzbuches für große Ka-
pitalgesellschaften.

2.	 Für die Verwendung des Ergebnisses gelten die Vorschrif-
ten des GmbH-Gesetzes, insbesondere § 29 GmbHG.

§ 9 Veröffentlichungen

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundes-
anzeiger.
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§ 10 Schlussbestimmungen

1.	 Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen dieses Ver-
trages ganz oder teilweise nichtig, anfechtbar oder nicht 
durchführbar sein, so gelten die übrigen Bestimmungen 
gleichwohl. Eine unwirksame oder nichtige Bestimmung 
ist durch Gesellschafterbeschluss durch eine solche Be-
stimmung zu ersetzen, die die Parteien bei Kenntnis des 
Mangels zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vereinbart 
hätten, um den gleichen wirtschaftlichen Erfolg zu erzie-
len.

2.	 Im übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen. Zwin-
gende gesetzliche Vorschriften gehen der Satzung vor.

3.	 Die Kosten der Beurkundung des Gesellschaftsvertrages, 
der Bekanntmachung, der Anmeldung der Gesellschaft 
und ihrer Eintragung im Handelsregister, die anfallenden 
Steuern und die Kosten der Gründungsberatung trägt die 
Gesellschaft bis zu einem Betrag von ... ¤.

Vertragsmuster 15	Gesellschaftsvertrag (GmbH & Co KG)

§ 1 Präambel

1.	 Die Unterzeichner dieses Vertrages beabsichtigen, sich 
zum Betrieb einer Grundstücks- und Entwicklungsgesell-
schaft in einer GmbH & Co KG zu organisieren. Sie haben 
sich zu der in Gründung befindlichen“ (Name der GmbH)“ 
zusammengeschlossen, die im Handelsregister des Amts-
gerichts ... eingetragen werden soll. Die „(Name der GmbH)“ 
soll die Stellung des persönlich haftenden Gesellschafters 
in der neuen KG übernehmen.

2.	 Die Gesellschafter regeln ihre Beziehungen untereinander 
wie folgt:

§ 2 Firma, Sitz, Geschäftsjahr

1.	 Die Firma der Gesellschaft lautet: (Name der GmbH & Co 
KG)

2.	 Sitz der Gesellschaft ist ...

3.	 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 3 Gegenstand des Unternehmens

1.	 Gegenstand des Unternehmens sind der Erwerb und 
Tausch, die Veräußerung, sowie die Beplanung, Baureifma-
chung und Erschließung von Grundstücken zu dem Zweck, 
das Angebot von Grundstücken für Wohn- und Gewerbe-
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bauten in der Stadt ... zu verbessern. Gegenstand des Un-
ternehmens ist es insbesondere, preiswertes Wohnbauland 
für Familien zu schaffen.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, Hilfs- und Nebengeschäfte
zu tätigen. Sie ist weiter berechtigt, sämtliche Geschäfte
zu tätigen. die geeignet sind, den Gegenstand des Unter-
nehmens mittelbar oder unmittelbar zu fördern.

3. Die Gesellschaft kann sich an Unternehmen mit gleichem
oder ähnlichem Unternehmensgegenstand beteiligen oder
solche Unternehmen gründen.

4. Die Gesellschaft ist berechtigt, Gebäude und Anlagen für
öffentliche Zwecke zu erstellen oder erstellen zu lassen.

§ 4 Gesellschafter, Einlagen, Haftsummen

1. Persönliche haftende Gesellschafterin (Komplementärin)
ist die „(Name der GmbH)“. Sie ist zur Leistung einer Einla-
ge nicht berechtigt.

2. Weitere Gesellschafterin (Kommanditistin) ist die Stadt ...
mit einer Einlage von ... ¤.

3. Die Einlage wird wie folgt erbracht:

a) durch Übertragung der Grundstücke ..., groß ... ha, mit
einem Gesamtwert von ... ¤,

b) durch Bareinlage i. H. v. ... ¤.

4. Die Haftung der Kommanditistin gegenüber Gesellschafts-
gläubigern ist auf den Betrag bzw. Wert der Einlagen ge-
mäß Abs. 2 und 3 (Haftsummen) beschränkt.

5. Änderungen der Einlagen und der Haftsummen können
nur durch Gesellschafterbeschluss erfolgen.

§ 5 Konten der Gesellschafter, Beteiligung am Vermögen

1. Bei der Gesellschaft werden ein Kapitalkonto. Kapitalver-
lustkonto, Verrechnungskonto und Rücklagekonto geführt.

2. Auf dem Kapitalkonto werden lediglich die Einlagen ge-
bucht. Das Kapitalkonto wird nicht verzinst.

3. Auf dem Kapitalverlustkonto werden die Verluste der
Kommanditistin sowie alle Gewinne bis zum Ausgleich des
Verlustes gebucht. Die Kommanditistin ist nicht verpflich-
tet, Verluste auf dem Kapitalverlustkonto in anderer Weise
als durch künftige Gewinne auszugleichen.
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4.	 Gewinne, soweit sie nicht zum Ausgleich des Verlustkontos 
benötigt werden oder auf dem Rücklagekonto zu verbu-
chen sind, sowie alle sonstigen Forderungen und Verbind-
lichkeiten zwischen der Gesellschaft und einem Gesell-
schafter werden auf dem Verrechnungskonto gebucht.

5.	 Das Vermögen der Gesellschaft steht ausschließlich der 
Kommanditistin (Stadt ...) zu.

§ 6 Dauer der Gesellschaft, Kündigung

1.	 Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Dauer errichtet.

2.	 Die Gesellschaft kann mit einer Frist von zwölf Monaten 
zum Ende eines Geschäftsjahres gekündigt werden.

3.	 Die Kündigung hat durch eingeschriebenen Brief an die 
Gesellschaft zu Händen der Geschäftsführung zu erfolgen. 
Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung ist der Tag der Auf-
gabe des Kündigungsschreibens zur Post maßgeblich. Die 
Geschäftsführung hat den anderen Gesellschafter unver-
züglich von der Kündigung zu verständigen.

4.	 Durch die Kündigung wird die Gesellschaft aufgelöst. 

§ 7 Geschäftsführung und Vertretung

1.	 Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ist 
die Komplementärin allein berechtigt und verpflichtet

2.	 Die Komplementärin ist für Rechtsgeschäfte zwischen ihr 
und der Gesellschaft von den Beschränkungen des § 181 
BGB befreit.

3.	 Die Komplementärin bedarf für folgende Angelegenheiten 
der vorherigen Zustimmung der Gesellschafterversamm-
lung:

a)	 Erwerb, Tausch und Veräußerung oder Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten so-
wie sonstige Verfügungen über Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte, soweit im Einzelfall der 
Betrag von ¤ 50.000,-- überschritten wird

b)	 Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an sol-
chen oder deren Veräußerung oder Belastung

c)	 Abschluss, Änderung und Beendigung von Miet- und 
Pachtverträgen mit Miet- und Pachtzinsen von mehr 
als ¤ 500,-- pro Monat
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d)	 Investitionen und Auftragsvergaben ab einem Betrag 
von ¤ 50.000,-- ohne Mehrwertsteuer im Einzelfall, 
wenn sie in dem genehmigten jährlichen Investitions-
plan nicht enthalten sind

e)	 Aufnahme von langfristigen Darlehen und Konto-
korrentkrediten über ¤ 50.000,-- im Einzelfall hinaus 
sowie über den Betrag von ¤ 150.000,- insgesamt je 
Geschäftsjahr

f)	 Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Garan-
tieverträgen, Schuldbeitritten, Abgabe von Patro-
natserklärungen und Eingehung von ähnlichen Ver-
pflichtungen

g)	 Führung von Aktivprozessen und prozessbeendenden 
Handlungen und Erklärungen, soweit der Streitwert 
den Betrag von ¤ 50.000,-- übersteigt

h)	 Aufnahme von stillen Gesellschaftern

i)	 Veräußerung und Verpachtung des gesamten Gesell-
schaftsvermögens

j)	 Sonstige Geschäfte, die über den gewöhnlichen Ge-
schäftsbetrieb der Gesellschaft hinausgehen

§ 8 Haftungsentschädigung, Auslagenersatz

1.	 Zur Abgeltung ihres Haftungsrisikos erhält die Komple-
mentärin eine jährliche Vergütung in Höhe von ¤ 2.500,--.

2.	 Die Haftungsvergütung ist jeweils zum 31 . Dezember ei-
nes Kalenderjahres zur Zahlung fällig.

3.	 Die Komplementärin hat Anspruch auf Ersatz aller ihr 
durch die Geschäftsführung erwachsenen Aufwendungen.

4.	 Die Haftungsvergütung und der Aufwendungsersatz stel-
len im Verhältnis der Gesellschafter zueinander Aufwand 
dar.

§ 9 Gesellschafterversammlung

1.	 Beschlüsse der Gesellschafter werden auf Gesellschaf-
terversammlungen gefasst. Der Abhaltung einer Ge-
sellschafterversammlung bedarf es nicht, wenn sich alle 
Gesellschafter mit einer schriftlichen, telegraphischen, 
fernmündlichen oder sonstigen Art der Abstimmung ein-
verstanden erklären.

2.	 Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt 
durch die Komplementärin. Die Einberufung hat unter 
gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung und des 
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Tagungsortes mindestens sieben Tage vor dem Termin der 
Gesellschafterversammlung an die Gesellschafter zu er-
folgen. Die Einladung (Poststempel) und der Tag der Ver-
sammlung werden bei der Fristberechnung mitgezählt. In 
dringenden Fällen kann die Ladungsfrist auf 24 Stunden 
verkürzt werden. In solchen Fällen kann die Ladung auch 
telefonisch oder per Fax erfolgen.

3.	 Bei der Gesellschafterversammlung wird die Komman-
ditistin von neun Mitgliedern des Rates der Stadt ... und 
vom jeweiligen Bürgermeister als Vorsitzenden (nachste-
hend Vertretergremium genannt) vertreten. Die Mitglieder 
dieses Vertretergremiums müssen identisch sein mit den 
in § 6 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages der „(Name der 
GmbH)“ genannten Mitglieder dieses Vertretergremiums. 
Das Vertretergremium kann aus seiner Mitte einen stell-
vertretenden Vorsitzenden wählen. Der jeweilige Stadtdi-
rektor und der jeweilige Kämmerer der Stadt ... sind bera-
tende Mitglieder des Vertretergremiums ohne Stimmrecht.

4.	 Die Mitglieder des Vertretergremiums sind zu allen Gesell-
schafterversammlungen wie die Kommanditistin einzula-
den.

5.	 Der Vorsitzende des Vertretergremiums gibt bei der Be-
schlussfassung in der Gesellschafterversammlung die 
Stimme der Kommanditistin ab. Bei der hierzu notwen-
digen Entscheidungsfindung innerhalb des Vertretergre-
miums ist die einfache Stimmenmehrheit erforderlich. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag.

6.	 Scheidet ein Mitglied des Vertretergremiums während der 
laufenden Wahlperiode aus dem Rat der Stadt ... aus, so 
verliert es mit diesem Ausscheiden seine Mitgliedschaft im 
Vertretergremium. Der Rat der Stadt ... ist berechtigt, für 
die restliche Amtszeit aus seiner Mitte ein neues Mitglied 
in das Vertretergremium zu entsenden. Die Mitglieder des 
Vertretergremiums können ein Sitzungsgeld erhalten.

7.	 Das Vertretergremium ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder ordnungsgemäß zur Sitzung geladen und mehr 
als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
sind.

8.	 Ist das Vertretergremium bei einer ordnungsgemäß einbe-
rufenen Gesellschafterversammlung beschlussunfähig, so 
ist eine neue Gesellschafterversammlung mit gleicher Ta-
gesordnung einzuberufen, bei der die Ladungsfrist verkürzt 
werden kann. Das Vertretergremium dieser Gesellschafter-
versammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. 
Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.
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9.	 Über die Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die vom Vorsitzenden sowie einem weiteren 
Mitglied des Vertretergremiums und einem Schriftführer 
zu unterzeichnen ist. Die beiden Letztgenannten werden 
von den Mitgliedern bestellt.

10.	 Das Stimmrecht der Komplementärin ist ausgeschlossen, 
außer in Angelegenheiten, die ihre Rechte und Pflichten 
innerhalb der Gesellschaft betreffen. Steht der Komple-
mentärin ein Stimmrecht zu, so hat sie eine Stimme. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der Kommanditistin 
den Ausschlag.

11.	 Außer in den vom Gesetz angeordneten Fällen ist das 
Stimmrecht eines Gesellschafters auch in den Fällen des 
§ 47 Abs. 4 GmbHG ausgeschlossen.

§ 10 Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung

1.	 Folgende Beschlüsse bedürfen der Beschlussfassung durch 
die Gesellschafterversammlung:

a)	 Aufnahme neuer Gesellschafter

b)	 Zustimmung zur Verfügung und Belastung von Ge-
sellschaftsanteilen und sonstigen Rechten gegen die 
Gesellschaft

c)	 Auflösung der Gesellschaft

d)	 Änderungen des Gesellschaftervertrages

e)	 Beschlüsse, die eine Nachschusspflicht begründen

f)	 Feststellung des Jahresabschlusses

g)	 Zustimmung zu zustimmungsbedürftigen Geschäften 
gemäß § 7 Abs. 3

h)	 Auszahlungen an Kommanditisten

i)	 Bestimmung des Wirtschaftsprüfers

j)	 Entlastung der Komplementärin

k)	 Festlegung von Rahmenbedingungen für den Verkauf 
von baureifen Grundstücken

2.	 Die Nichtigkeit eines fehlerhaften Beschlusses der Gesell-
schafter ist innerhalb eines Monats seit Zugang des be-
treffenden Protokolls durch gerichtliche Feststellungskla-
ge geltend zu machen.



194

§ 11 Jahresabschluss

1.	 Die Geschäftsführer haben in den ersten drei Monaten des 
Geschäftsjahres den Jahresabschluss und den Lagebericht 
für das vergangene Geschäftsjahr nach den Vorschriften 
des 3. Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapital-
gesellschaften aufzustellen; sie haben unverzüglich nach 
der Aufstellung den Jahresabschluss und den Lagebericht 
dem von der Gesellschaft bestellten Abschlussprüfer vor-
zulegen. Die Abschlussprüfung erfolgt nach den Vorschrif-
ten des 3. Buches des Handelsgesetzbuches für große Ka-
pitalgesellschaften.

2.	 Die Kosten der Geschäftsführung und die Haftungsprämie 
für die Komplementärin sind als Aufwand bzw. als Ertrag 
zu behandeln.

3.	 Der Jahresabschluss wird von der Gesellschafterversamm-
lung festgestellt. Der Entwurf des Jahresabschlusses ist 
den Gesellschaftern und den Mitgliedern des Vertreter-
gremiums der Kommanditistin mindestens 14 Tage vor der 
Beschlussfassung zuzuleiten.

§ 12 Ergebnisverteilung

1.	 Der Gewinn der Gesellschaft steht der Kommanditistin zu.

2.	 Die Komplementärin ist an einem etwaigen Verlust nicht 
beteiligt.

§ 13 Entnahmen. Auszahlungen

1.	 Die Kosten der Geschäftsführung und die Haftungsprämie 
für die Komplementärin können von dieser zum jeweiligen 
Fälligkeitszeitpunkt entnommen werden.

2.	 Auszahlungen an die Kommanditistin zu Lasten ihres Ver-
rechnungskontos beschließt die Gesellschafterversamm-
lung.

§ 14 Verfügungen über Gesellschaftsanteile und sonstige 
Ansprüche gegen die Gesellschaft / Belastung von Gesell­

schaftsanteilen

1.	 Die Kommanditistin kann über ihre Anteile an der Gesell-
schaft oder ihre Ansprüche gegen die Gesellschaft ganz 
oder teilweise frei verfügen.

2.	 Wird nur ein Teil eines Gesellschaftsanteils übertragen, so 
müssen die neuen festen Kapitalkonten ein ganzzahliges 
Vielfaches von ¤ 50.000,-- betragen.

3.	 Die Übertragung des Gesellschaftsanteils kann nur mit 
Wirkung zum Ende eines Geschäftsjahres erfolgen.
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4.	 Verfügungen über Gesellschaftsanteile oder die Begrün-
dung von sonstigen Ansprüchen gegen die Gesellschaft 
sowie die Belastung von Gesellschaftsanteilen und von 
Ansprüchen gegen die Gesellschaft bedürfen der Schrift-
form.

5.	 Abs. 1 gilt entsprechend für Belastungen des Gesell-
schaftsanteils.

§ 15 Liquidation

1.	 Die Liquidation der Gesellschaft erfolgt durch die Kom-
plementärin, soweit die Gesellschafterversammlung nichts 
Abweichendes beschließt.

2.	 Das nach Befriedigung der Gläubiger verbleibende Ver-
mögen der Gesellschaft ist an die Kommanditistin auszu-
schütten.

§ 16 Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder 
werden, so gelten die übrigen Bestimmungen gleichwohl. Die 
Gesellschafter verpflichten sich, die nichtige Bestimmung 
durch eine solche zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck 
der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. Entspre-
chendes gilt, wenn der Vertrag eine Lücke aufweisen sollte.

§ 17 Schlussbestimmungen

1.	 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, soweit nicht im Ge-
setz eine notarielle Beurkundung vorgeschrieben ist.

2.	 Die Kosten dieses Vertrages werden von der Gesellschaft 
getragen.
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